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R echtsprechung
Strafrecht

§ 1 a KWVO. Das Tatbestandsmerkmal 
„in  Ausübung eines Gewerbes“  in § 1 a 
KWVO. ist in weitem Sinn auszulegen. Der 
Täter braucht nicht selbst Inhaber des Ge­
werbebetriebs zu sein. RG.: DR. 1943, 185 
Nr. 1 (Rietzsch)

§ 1 VerbrauchsregelungsstrafVO. (VRSt- 
VO.) i. d. Fass. v. 26. Nov. 1941 (RGBl. I, 
734); § 3 FandBewVO. v. 27. Aug. 1939 
(RGBl. I, 1521).

Zu dem Aufgabenkreis des Ernährungs­
amts gehört auch die Sorge für die Bewirt­
schaftung eines landwirtschaftlichen Betrie­
bes, dessen Inhaber durch Heeresdienst ver­
hindert ist, den Hof selbst zu bewirtschaften.

Ein'Landwirt, der den Auftrag zur Be­
wirtschaftung eines Nachbarhofes pflicht­
w idrig nicht erfüllt, handelt in Ausübung 
seines Berufes strafbar. RG.: DR. 1943, 187 
Nr. 2

§§ 174 Abs. 1 Nr. 1, 176 Abs. 1 Nr. 3 
StGB. Zur Frage der Glaubwürdigkeit von 
Kinderaussagen. RG.: DR. 1943, 188 Nr. 3 
(Weber)

§§ 185, 193 StGB. Eine Beleidigung liegt 
vor, wenn dem Betroffenen geistige Eigen­
schaften abgesprochen werden, die für seine 
Geltung unter seinen Nebenmenschen von 
Belang sind. — Über die Grenzen einer 
Wahrung berechtigter Interessen. RG.: DR. 
1943, 189 Nr. 4

§§202, 203, 204 StPO. i. d. Fass. d. VO. v. 
13. Aug. 1942 (RGBl. 1, 512). Die Anord­
nung der Hauptverhandlung setzt — neben 
den Erfordernissen des §203 StPO. — vor­
aus, daß der Sachverhalt so gründlich auf­
geklärt ist, daß die reibungslose Durchfüh­
rung einer Hauplverhandlung möglich ist. 
RG.: DR. 1943, 190 Nr. 5 

§338 Nr. 5 StPO. Der Verteidiger wird, 
insbesondere im Fall der notwendigen Ver­
teidigung, durch den gesetzlichen Vertreter 
nicht ersetzt. RG.: DR. 1943, 190 Nr. 6

Zivilrecht
§26 RLeistungsG. v. 1. Sept. 1939. Bei der 

Inanspruchnahme von verpachteten Betrie­
ben g ilt als Leistungspflichtiger dem Reich 
gegenüber in der Regel der Pächter. Ihm 
gebührt daher auch die vom Reich gezahlte 
Vergütung.

Neben dem Pächter kann als Leistungs­
pflichtiger auch der Verpächter in Frage 
kommen. RG.: DR. 1943, 191 Nr. 7 

§§26, 27 RLeistG.; §839 BGB.; §27 
Abs. 3 Satz 4 RLeistG., wonach der in § 26 
RLeistG. vorgesehene Anspruch auf Vergü­
tung und Entschädigung für die auf Grund 
des RLeistG. geschehenen Leistungen nicht 
im Rechtswege verfolgt werden kann, schließt 
die Geltendmachung von Ansprüchen aus 
schuldhafter Amtspflichtverletzung vor den 
ordentlichen Gerichten nicht aus. RG.: DR. 
1943, 193 Nr 8.

§5 Anordnung des RK. f. Preisbildung 
v. 17. April 1940. Mängel von Ausbesse­
rungsarbeiten an Kraftfahrzeugen müssen 
innerhalb der Frist gerügt werden, die in 
den Einheitsbedingungen des R.-Innungs­
verb. für das Kraftfahrzeughandwerk von 
1940 enthalten sind. OLG. Jena: DR. 1943, 
193 Nr. 9

§ 823 BGB.; § 7 der vorläufigen Autobahn- 
und Betriebsordnung v. 14. Mai 1935. Läßt 
ein Kraftfahrer einen Lastzug auf der 
Reichsautobahn stehen, anstatt ihn zu dem

200 m entfernten Parkplatz zu fahren, und 
fährt ein Kraftradfahrer kurz vor Sonnenauf­
gang bei ungünstigen Beleuchtungsverhält­
nissen auf den Lastzug auf, so hat der Last­
zugführer diesen Unfall schuldhaft ver­
ursacht. RG.: DR. 1943, 194 Nr. 10

§§ 7, 17 KraftfG.; §254 BGB. Die Vor­
schrift des § 17 KraftfG. befreit den Bekl. 
nicht von der ihn nach § 7 Abs. 2 KraftfG. 
oder § 254 BGB. treffenden Beweispflicht für 
seine Behauptung, daß bei dem Unfall ein 
Verschulden des Verletzten oder die von sei­
nem Fahrzeug ausgehende Betriebsgefahr 
mitgewirkt hätten.

Die Ausgleichungspflicht nach § 17 
KraftfG. setzt eine gesetzliche Schadenser­
satzpflicht auf beiden Seiten voraus, kommt 
also dann nicht zum Zuge, wenn einer der 
Halter den Entlastungsbeweis auf § 7 Abs. 2 
KraftfG. geführt hat. OLG. München: DR. 
1943, 194 Nr. 11

§37 Abs. 1 (§27 Abs. 2) StraßVerkO.
Fußgänger dürfen die neben der „Fahrbahn“ 
befindlichen „Seitenstreifen (Bankette)“ auch 
bei Verdunkelung benutzen, Kraftwagenfüh­
rer ohne Nötigung durch besondere Um­
stände nicht. RG.: DR. 1943, 195 Nr. 12

§§899, 901 RVO. Darüber, ob der auf 
Schadensersatz in Anspruch Genommene zu 
den in § 899 genannten Personen gehört, hat 
das ordentliche Gericht ohne Bindung an 
Feststellungen im Versicherungsverfahren 
zu entscheiden. RG.: DR. 1943, 196 Nr. 13

§§903 Abs. 4, 1199, 848 RVO. Wenn die 
Berufsgenossenschaft den Unternehmer aus 
§903 Abs. 4 RVO. auf Ersatz ihrer Aufwen­
dungen in Anspruch nimmt, kann der Un­
ternehmer, der seine Verpflichtung, eine 
Tauchereinrichtung in betriebsfähigem Zu­
stande zu erhalten, vernachlässigt, nicht ein­
wenden, die Berufsgenossenschaft treffe ei­
genes, mitwirkendes Verschulden oder die 
Geltendmachung des Anspruchs aus §903 
sei arglistig oder verstoße gegen die guten 
Sitten, weil sie durch ihre technischen Auf­
sichtsbeamten seinen Betrieb nicht hinrei­
chend beaufsichtigt habe. RG.: DR. 1943,
196 Nr. 14

§§26, 215 ff. PrAlIgBergG. von 1865; Pr- 
Ges. v. 1. Juli 1821 (GS. 106). Die Vierung 
eines nach Ges. v. 1. Juli 1821 verliehenen 
Steinkohlen-Längenfeldes ist in Horizontal­
linien von allen Punkten des Fundflözes aus 
zu vermessen. Der Vierungskörper findet 
sein Tiefstes in einer durch das Tiefste des 
Fundflözes gelegten Horizontalebene. RG.r 
DR. 1943, 197 Nr. 15

Reichsverwaltuij^sgericht
Reichskriegsschädenamf

§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2, 19, 
22 KSSchVO. Die Feststellungsbescheide 
der KriegssachschädenVO. sind nicht nur 
der formellen, sondern auch der materiellen 
Rechtskraft fähig. RVG. (RKA): DR. 1943,
197 Nr. 16 (Fortsetzung Seite 4)

■He Einbanddecken für 194S
können vorerst nicht geliefert werden. Bestellungen bleiben vorgemerkt. 
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KOSMOS DRESDEN

Gesund 
an Leib 
und Seele sein, 
das ist 
der Quell 
des Lebens ! u

A R Z N E I M I T T E L

Nicht auf der Straße rauchen 
zu Hause schmeckte besser

Auf alle kleinen Wunden gehört 
sofort ein Wundpflaster, dann 

heilen sie meist von selbst. Mit 
Bißwunden undVerletzungen,die 

durch Gartenerde oder Pferde­
dung verunreinigt sind, geht man 

nach Anlegung einesTraumaplast- 
Notverbandes besser zum Arzt!

Carl Blank, Bonn a.Rh.
Verbandpflasterfabrik

c la A l^ u M rm d i 
ic m ^ e fb  A c M & ti/
»o muß vor ollem die Schreibma­
schine in Ordnung sein. Achten 
Sie darauf, daß die wichtigen 
Teile(Farbbandumschaltung,Band­
transport, Walzen usw.) stets ein­
wandfrei arbeiten. Sie schreiben 
dann noch länger mit dem färb- 
konzentrierten und dadurch be­
sonders ergiebigen Farbband

E D E L K L A S S E

G E H A - WE R K E - H A N N O V E ß



§§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1 Nr. 5, 3 Abs. 1 
KSSchVO. Wird ein Überseekauf mit der 
Fobklausel abgeschlossen, so trägt der 
Käufer die Gefahr des zufälligen Un­
tergangs der Kaufware während der Schiffs­
reise und ist daher als Geschädigter 
gemäß § 3 Abs. 1 KSSchVO. entschädi­
gungsberechtigt, falls das Schiff samt der 
Ladung infolge eines Kriegsereignisses i. S. 
des §2 Abs. 1 Nr. 5 a. a. O. verlorengeht. 
RVG. (RKA.): DR. 1943, 200 Nr. 17 

§ 1 Abs. 4 KSSchVO!; Nr. 2 Abs. 1, Nr. 3 
Abs. 3 Buchst, b. Nr. 7 der 2. NSchAO. 
des RMdl. v. 23. April 1941 (RMB1. 87 =  
MBliV. 774). Zum Begriff der entgangenen 
Einnahmen i. S. der 2. NSchAO. Möglich­
keit der Vermietung eines Ladenraumes. 
RVG. (RKA.): DR. 1943, 201 Nr. 18 

§2 Abs. 1 Nr. 1 u. Nr. 2 KSSchVO.; Nr. 3 
Abs. 6 VerfRichtl. d. RMdl. v. 12. Febr. 
1941 (MBliV. 277). Sachschäden, die allein 
durch einen Fliegeralarm verursacht sind, 
werden nach der KSSchVO. nicht entschä­
digt. RVG. (RKA.): DR. 1943, 202 Nr. 19 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 u. Abs. 2, § 17 Abs. 2, 3 
u. 6 KSSchVO. Ein Sachverständigengut­
achten darf eine Feststellungsbehörde bei 
ihrer Entscheidung nur dann zuungunsten 
des Antragstellers verwerten, wenn ihm zu­
vor Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden ist. Der Sachverständige ist! in der 
Regel dem Antragsteller namhaft zu machen, 
damit dieser in der Lage ist, etwaige Ein­
wendungen gegen die Eignung der Sachver­
ständigen zu erheben. RVG. (RKA.): DR. 
1943, 203 Nr. 20

§ 3 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 1 u. 2, § 19 
Abs. 2, § 22 Abs. 3, § 24 Abs. 2 KSSchVO.; 
§ 2 Buchst, c, § 6 Abs. 4, § 7 der 3. Durchf.- 
u. ErgVO. v. 28. Jan. 1942 (RGBl. I, 49); 
Nr. 9 Abs. 8 VerfRichtl. d. RMdl. v. 12. Febr. 
1941 (MBliV. 277).

a) Über die Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand nach § 24 KSSchVO.

b) Zur Frage des Entschädigungsan­
spruchs des Ausrüsters eines Binnenschiffs 
bei einem innerhalb des Deutschen Reichs 
eingetretenen Kriegssachschaden. RVG. 
(RKA.): DR. 1943, 204 Nr. 21

§ 3 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO.; Nr. 1 Abs. 1 
der 2. NSchAO. v. 23. April 1941 (RMBI. 87 

MBliV. 774). Ein Angestellter eines ge­
werblichen Unternehmens hat keinen An­
spruch auf Nutzungsentschädigung wegen 
des Ausfalls seiner Umsatzbonifikation und 
Gewinnbeteiligung, den er durch die Zer­
störung des Gewerbebetriebes erleidet. 
RVG. (RKA.): DR. 1943, 204 Nr. 22

§ 4 KSSchVO. Die Verwaltungskosten, die 
einem Geschädigten bei der Vergebung der 
Aufträge zur Beseitigung von Kriegssach­
schäden und der Überwachung der Scha­
densbeseitigung entstehen, sind nur dann 
entschädigungsfähig, wenn der Umfang oder 
die Eigenart des Schadens oder die beson­
deren Verhältnisse die Beauftragung eines 
Dritten mit dieser Verwaltungstätigkeit er­
fordern. RVG. (RKA.): DR. 1943, 205 Nr. 23

§ 19 KSSchVO.; Nr. 9 Abs. 1 Satz 3 Verf.- 
Richtl. d. RMdl. v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 
277).

a) Der Erlaß eines Teilbescheides über 
einen Mindestschaden ist zulässig.

b) Der SpruchSen. des RKA. ist an die 
VerfRichtl. v. 12. Febr. 1941 gebunden. RVG. 
(RKA.): DR. 1943, 206 Nr. 24

Nr. 1 Abs. 2 der 4. NSchAO. des RMdl. 
v. 23. April 1941 (RMBI. 93 =  MBliV. 781).

a) Ein „Reiseziel“  i. S. des Abschn. I 
Nr. 1 Abs. 2 der 4. NSchAO. hat schon ein 
Schiff, das nach Beendigung einer Reise eine 
beabsichtigte neue Reise noch nicht begon­
nen hat, aber zum jederzeitigen Antritt die­
ser Reise — sei es beladen oder im Falle 
einer beabsichtigten Leerfahrt leer — fähig 
ist. Wird der Antritt dieser Reise nur durch 
eine unter den Voraussetzungen jener Be­
stimmung verursachte Unmöglichkeit der 
Fortbewegung zu diesem Reiseziel verhin­
dert, so ist Nutzungsentschädigung zu ge­
währen.

b) Die Fortbewegung ist für ein Schiff 
ohne eigene Triebkraft unmöglich, wenn es 
für eine Fahrt, zu der es eine Schleppkraft 
braucht, eine solche nicht erhalten kann. 
RVG. (RKA.): DR. 1943, 206 Nr. 25

§ 2 Abs. 1 Nr. 1, § 12 Abs. 2, § 17 Abs. 1 
u. Abs. 3 KSSchVO.

a) Über die Beweisführung im Entschä- 
digungsverfahren nach der KSSchVO.

b) Ein Schaden kann als Kriegssachscha­
den nur dann anerkannt werden, wenn er 
wenigstens mit hoher Wahrscheinlichkeit 
auf eine Kampfhandlung oder ein sonstiges 
Kriegsereignis zurückgeführt werden kann. 
RVG. (RKA.): DR. 1943, 208 Nr. 26_____
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Die Erziehungsbeihilfe im  Lehrverhältnis
Von Dr. jur. S ieg fried  B rie g er

Band 3 der („Schriften zum Jugendrecht“ 
Herausgeber: Prof. Dr. W . Siebert 

78 Seiten Kart. RM 4.20
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Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin /  Leipzig /  Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
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Detektei und Privat-Auskunftei Pelzer
H a n d e l s r e g i s t e r l i c h  e i n g e t r a g e n e  F i r m a

In umfangreicher Praxis weitbekannt für hochwertige Leistungen in unauffälligen, erfolgreichen Beobachtungen, ge­
wissenhaften Erm ittlungen, Spezial-Privat-A uskünften im In -und Ausland. Gerichtsnotorisch einwandfreies Beweis- 
und Entlastungsmaterial fü r das gesamte Z iv il- und S trafrecht! Durch reiche Lebenserfahrung wirksame Hilfe in 
prekären Lebenslagen aller A rt. -  Erste Referenzenl
Ver t r auens - I ns t i tu t  zah l re i che r  Recht sanwäl te ,  f üh render  Männer  der i ndus t r i e und Wi r t scha f t  sowie einer  
großen Anzahl  von Pr i vatpersonen a l l er  Bevöl kerungsschi chten.  Kostenlose,  unverbindl .  Vorbesprechung

B e r l i n  W 50,  K u r f ü r s t e n d a m m  229 ( n a h e  Z o o ) .  T e l .  91 6231 
Berl in NW 7, D 0 r o t h e e n s t r aß e  68 (gegenüber  Wintergar ten) .  Tel .  124786
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Deutsche Sondermarken
Günstiges Garantie-Angebot. Prospekt 
kostenfrei. Auch billige unverbindliche 
Länderauswahlen gegen Berufsangabe. 

Paul Lahn, 
Berlin-Steglitz 100.

Hl Briefmarken
Sammler verlangt kostenlos die 

I „ H A N S A - P O S T "
Line Werbeschrift, die Freude macht und 

Werte schafft.
"tax Herbst, Markenhaus, Hamburg 36/207
— A n k a u f von  S a m m lu n g e n

Gliederschmerzen, 
Rheuma,Ischias,
mattieren Sie schnell lort r 
w a g ". Fragen Sie Ihren Aril, er wird 
Rheumoweg gern verordnen, weil et hilf*. 
Erhältlich in Apotheken, wo auch dat be­
währte Fußkroftmittel „B ew o l"  gegen 
Ermüdung, holte Füße und olle Fußubel 
erhältlich 11». Achten Sie dorcnif. doß jede 
Matche den Nomen Schmlttnor trägt.

D E T E K T I V
s e i d  1 6 9 0

la n g jä h r ig e  A u s lan d s tä tig ke it.
*9chw.Refer./ Garant, f. zuverl. u. ge­

wissenhafteste Arbeit / Keine Vor­
schußverpflichtung/ Zeitgem. Honorar.

Kriminalbeamter a. D . (pens.) u. Sohn 
BERLIN W 9, Columbushaus, 

Potsdamer Platz. Fernspr.: 22 31 30 
Nachfntf- ¿ft 44 r,ft 1t ftn 70 ftO

Für ha llen  Bart 
und zarte Haut

^erk' Dir heut’ vor allen 
Dingen,

S p a r e n  m u ß t  Du mi t  
Tennis- Kl ingen

hygiene
A n  jedem M orgen mit den Fingerspitzen die 

K opfhaut kräftig massieren, und zwar immer 

von der Seite nach der Kopfm itte, sô  daß 

Sie deutlich die Verschiebung der K opfhaut 

spüren. Diese Kopfmassage w irkt erfrischend 

und belebend. Sie ist außerdem nützlich für 

Ih r  H aar, weil sie der N eigung der Kopfs 

haut zu übermäßiger Spannung vorbeugt. 

Beherzigen Sie unsere Ratschläge heute mehr 

als früher, bis wir das biologische Haartonikum 

Trilysin wieder wie gewohnt fü r Ihre tägliche 

Haarpflege zur Verfügung stellen können.

O fiiß u S ifl

A n k a u f , B e n o tu n g .,

ScUabzunfy und llecwectunq, iton hacUtassen

Edgar Mohrmann
Briefmarkenfachgeschäft und vereidigter und öffentlich bestellter 

Briefmarken-Versteigerer

Hamburg 1, Speersort 6
Telegramm-Adresse Edmoro - Tel. 33 40 83/84

dltiefez
UND DAS S IE B E N EC K  

SIND WELTMARKEN FÜR

¿ te z n d m itte ß
hinter denen eine mehr als 
30jähr.w!ssenschaftliche und 
praktische Erfahrung steht.

MERZ & CO. CHEM. FABR. 
FRANKFURT A. M.

Gemälde A n- und Verkauf 
Leipziger Straße 103, Ruf 112417

Academia-Schreibmaschinenstube
l a n g j ä h r i g e  F a c h k r ä f t e  

B e rlin  W 8  • F r ie d ric h s tra ß e  7 8
(U -Bahn Französische Straße) 

V o r a n m e l  d ü n g :  Telefon 12 41 96

■  E uropa  ■■
Schöne länderweise Auswahlen gegen Re­
ferenzen. Auch an Vereine, soweitVorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig.

Repetitorium
Fern-R epfltorium

Dr. jur.W. Franzen
B e rlin  N W  40 Ä f Ä I

E r h ä l t l i c h  i n  A p o t h e k e . «  
u n d  D r o g e r i e n

F. W  B0RCHARDT
WEINHAUS UND HANDELS-GESELLSCHAFT M.B.H. 

(V O R M A L S  K E M P I Ń S K I )
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Linden-Restaurant
In h a b e r: G ü n te r S ie g e rt

ie ßeyjjleffte Cjcutitätte Jet Onnen,\laJl 

U nter den L inden 18 und F r ie d ric h s tra ß e  87

CAFE WIE
J w g S i i S s i S -

KURFÜRSTEN DAMM 26U---"''''"sTÜBER & KRÜGER

am ßahnkof fJrirdrüfisir.M
'TtU.ßerUtt 16X331

Welfsfadtprogramm
Bayernkeller ab 17 Uhr geöffnet 

Vorverkauf für die nächsten d Tage 
ab 11 Uhr im Büro

die traditionelle

Konditorei
7  Z w e ig g esc h ä fte  im  W esten  und Z e n tru m  G ro ß -B e r lin s

HAGEDAag
Fabrikation und Großhandel

Arzneimittel in Tabletten 
und Ampullen

Verbandstoffe

Sanitätsausrüstungen

Krankenpflegeartikel

Bewährte Spezialpräparate:

MUTAFLOR
UROCITRAL
ASAFOETIN

BERLIN NW 21

Detektei Droszynski
Geheim« Ermittlungen — Beobachtungen — Auskünfte
Langiähp.praktische Tätigkeit uerhiirgt geiuissenhalte Erledigung!I

Dr. Lehnerfs Privatheilanstalt für

Hämorrhoidalkranke
W I E S B A D E N

Auch während des Krieges geöffnet. Zur Behandlung 
kommen: Innere und äußere Hämorrhoiden, After­
fisteln, Afterfissuren, Mastdarmvorfall, Afterekzem.
Prospekt durch das Sekretariat Wiesbaden 40, Taunusstraße 5

N urderse itl877  aufgebaute große Bibliothekbestand und 
der bis in kleinste Speziaifragen unterteilte umfangreiche 
Katalog aller Bücher, Zeitschriftenaufsätze, Dissertationen, 
Gesetze,Entscheidungen, Ministerialerlasse usw. ermöglichen 
den für alle Rechtswahrer alteingeführten Nachweis und

w i s s e n s c h a f t l i c h e n  H i l f s d i e n s t
d e r  j u r i s t i s c h e n

BIBLIOTHEK HERMANN BAHR
Berlin W  9, Linkstr. 43, am Potsdamer Platz
M i n d e s t m i e t g e b ü h r b e i  N a c h w e i s  RM 1 .50
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Rechtsanwalt und Notar Oskar Pfalzgraf, Essen-Borbeck,
der als Feldwebel in einem Infanterieregiment vom Führer m it dem Ritterkreuz des Eisernen Kreuzes ausgezeichnet

wurde.
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Unser Bundeskamerad Pfalzgraf, der zunächst als Unteroffizier bei den Landesschützen stand, kam erst im März 
des Jahres 1942 auf fre iw illige  Meldung an die Ostfront zu einem Infanterieregiment. H ier zeichnete er sich durch 
heldenmütigen Einsatz so aus, daß er das EK. I I .  und I. Klasse erhielt. Er war im  Juli des Jahres 1942 an sehr 
schweren Abwehrkämpfen beteiligt. Er brachte nordwestlich Woronesch Ende Juli m it nur wenigen Infanteristen 
den Angriff zahlenmäßig weit überlegener bolschewistischer Kräfte zum Stehen. Aus eigenem Entschluß warf er den 
Feind zurück und hatte damit entscheidenden Anteil an den Kampferfolgen seines Bataillons.

Pfalzgraf wurde am 9. Dez. 1901 in Kassel als Sohn des Rektors Georg P. geboren. Nach Ablegung der Reife­
prüfung studierte er in Marburg die Rechte und bestand nach Ableistung des Vorbereitungsdienstes 1928 die große 
Staatsprüfung. Seitdem ist er als Rechtsanwalt und später noch als Notar in Essen-Borbeck tätig. Er ist SA.-Sturm­
führer. Im  NSRB. ist er Mitglied seit 1934.

Die Berufung nach der 4. Vereinfachungsverordnung
Von H e r b e r t  S c h n e i d e r ,  Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Karlsruhe

Wenige Gebiete des Verfahrensrechtes sind seit Jahr­
hunderten in solchem Umfang Gegenstand der Ausein­
andersetzung in der Rechtswahrerschaft gewesen und 
haben so häufige Änderungen erfahren, wie die Regelung 
des Berufungsverfahrens und sein Verhältnis zum ersten 
Rechtszug.

Von der freien Berufung, die neue Tatsachen, Klag­
änderung, Widerklage unbeschränkt zuläßt, wie sie im 
Altreich vor 1924 bestand, finden sich alle Schattierungen 
bis zur Regelung der österreichischen Berufung, die neues 
Vorbringen, Klagänderung und Widerklage grundsätz­
lich schlechthin ausschließt und sich auf eine Nachprüfung 
des Erstinstanzurteils beschränkt.

Diese österreichische Regelung, die, wie einer der 
besten Kenner des österreichischen Verfahrensrechtes, 
H a n s  S p e r l ,  ausführt, zu einer Verkümmerung des 
Grundsatzes der materiellen Wahrheit und zu unnötiger 
Prozeß Vermehrung führt1), hat denn auch die einmütige 
Ablehnung der gesamten Anwaltschaft gefunden. Sp e r l  
selbst hat in einem Aufsatz in der ÖstNotZ. 19342) die 
schärfsten Worte gegen diese den Richter in volks­
fremder Weise beschränkende Regelung gefunden und 
der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß Österreich bei einer 
Erneuerung seines Prozeßrechtes die alte nur zu „un­
richtigen Sachverhaltsfeststellungen“  führende, die „Pro­
zesse vermehrende“  beschränkte Berufung in eine freie 
Fortsetzung der vor dem Unterrichter gepflogenen Streit­
verhandlung vor dem zweiten Richter unter Zulassung- 
neuen Vorbringens, das im ersten Rechtsgang nicht ab­
sichtlich oder grob fahrlässig vorzutragen unterlassen 
worden war, überführe.

Die Neuordnung der 4. VereinfVO. v. 12. Jan. 1943 
(RGBl. I, 7 ff.) hat zwar in mehreren Punkten eine An­
näherung an die alte österreichische Regelung gebracht, 
sie hat jedoch, und das darf zunächst als wesentliche 
Grundlage festgestellt werden, das Wesen der bisherigen 
deutschen Berufung als zweiten wirklichen Tatsachen­
rechtszugs unverändert gelassen. Auch nach der Neurege­
lung entscheidet der Berufungsrichter nicht über die 
Richtigkeit des früheren Urteils, sondern er hat den. Rechtsi- 
streit zu entscheiden auf Grund des Sachverhalts, wie er 
sich am Schluß der letzten mündlichen Verhandlung .dar­
stellt, wobei lediglich der Tatsachenvortrag der Parteien 
und ihre Anträge zugunsten einer Zusammendrängung 
des Verfahrens Beschränkungen unterliegen.

Die wesentlichen Neuerungen, die die 4. VereinfVO. für 
das Berufungsverfahren gebracht hat, sind:

1. die Vorschrift, daß die Berufungsbegrühdung in der 
Berufungsschrift enthalten sein muß,

2. die Abschaffung der Anschlußberufung mit dem 
grundsätzlichen Verbot der Klagänderung, der Klag­
erweiterung und der Widerklage in der Berlnst.,

3. die Beseitigung der Gebührenvorschußpflicht,
4. Erleichterung der Berufungszurücknahme und Ab­

schaffung des Zwanges zur Zurückverweisung.

r) S p e r l :  ÖstNotarZ. 1934 H eft 2 u. 3. Vgl. dazu auch das 
Gutachten von Kisch in den Verhandlungen zu dem 2. Deutschen 
Juristentag in der Tschecho-Slowakei und die Verhandlungen dar­
über (1925).

2) S p e r  I a .a .O .

\

I. D ie  B e r u f u n g s b e g r ü n d u n g
1. Die Bestimmungen hinsichtlich des Inhaltes der Be- 

rufungsbegründung und ihrer Bedeutung sind unver­
ändert geblieben.

Die 4. VereinfVO. enthält, von der unten noch näher zu 
behandelnden Verschiebung des Zeitpunktes der Ein­
reichung der Berufungsbegründung und dem Verbot der 
Klageänderung und Widerklage abgesehen, hinsichtlich 
des Vorbringens neuer Tatsachen und Beweismittel keine 
Änderung.

Wesentlich ist jedoch die Neuerung, daß die Berufungs­
begründung nicht mehr erst nach Einreichung der Be­
rufung abgegeben werden kann, sondern schon in der 
Berufungsschrift enthalten sein „muß“  (§ 4 Abs. 2).

Das bedeutet praktisch eine sehr schwerwiegende Ände­
rung der tatsächlichen Gestaltung des bisherigen Ver­
fahrens, in der die Begründung der eingelegten Berufung 
regelmäßig erst nachzufolgen pflegte.

Die Begründung ist somit zu einem wesentlichen und 
untrennbaren Bestandteil der Berufungsschrift geworden, 
ohne ctie die Berufung nicht zulässig ist. Eine Berufung 
ohne Begründung ist "daher nicht mehr statthaft2“). Eine 
solche wäre ohne weiteres als unzulässig zu verwerfen.

a) Selbstverständlich ist eine Begründung der Be­
rufung nur möglich, wenn die Urteilsgründe des Erst­
instanzgerichtes rechtzeitig vorliegen.

Da in der AV. des RJM. v. 11. Nov. 1935 (DJ. 1654) 
die Urteilsverkündung unmittelbar nach der Verhandlung 
erfolgen soll, so ist es, wenn eine Ausfertigung ohne 
Tatbestand und Gründe erteilt wird, leicht möglich, däß 
die Berufungsfrist in Lauf, gesetzt wird und abläuft, 
bevor die Urteilsgründe fertiggestellt sind3).

Es ist kein Zweifel, daß in einem solchen Fall, d. h. 
wenn die Urteilsgründe erst einige Zeit nach Urteilszu­
stellung mitgeteilt werden, und infolgedessen die Be­
rufung nicht rechtzeitig begründet werden kann, hinsicht­
lich der Einlegung der Berufung die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand zu bewilligen ist.

b) Die Berufung gegen landgerichtliche Urteile hat ge­
rade dadurch mit ihre wesentliche, Bedeutung, daß, wie 
beim Übergang zur dritten Instanz, regelmäßig ein An­
waltswechsel stattfinden muß, so daß die Sache zu Be­
ginn des zweiten Rechtszuges von dem Berufungsanwalt 
unter Verwertung des bisherigen gesamten Prozeßmate­
rials und etwaigem neuen inzwischen beigebrachtem Pro­
zeßstoff in tatsächlicher \Vie in rechtlicher Hinsicht völlig 
neu bearbeitet wird.

Die Erfahrung zeigt, daß dadurch in den meisten Fäl­
len neue wesentliche rechtliche Gesichtspunkte gefunden 
werden, und daß der Rechtsstreit nicht nur rechtlich, 
sondern oft auch infolge bisher nicht berücksichtigter 
anderer rechtlicher Einordnung nach der tatsächlichen 
Seite hin neu aufgebaut wird. Dabei kommen die durch 
die Beschränkung der Tätigkeit des Berufungsanwaltes 
auf Berufungssachen und die dadurch mögliche enge Zu­
sammenarbeit mit dem Gericht und das bei OLG. mit 
besonderer Anwaltschaft bestehende besonders enge

sp) So auch S t a u d :  DJ. 1943, 50. 
s) Vgl. den Fall RQZ. 121,123.
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Vertrauensverhältnis zwischen Gericht und Anwaltschaft 
der Bearbeitung und Prozeßführung zugut.

Es sind dieselben Vorteile, die auch den Obergang der 
Reichsgerichtsprozesse in die Hände ausschließlich beim 
RG. zugelassener Anwälte rechtfertigen.

Gerade der Lokalisierungszwang und die Beschrän­
kung des Anwaltes auf ein bestimmtes Gericht machen 
ihn vielmehr zu dem, was der Anwalt nach national­
sozialistischer Auffassung sein soll, zu einem Organ der 
Rechtspflege, während der freizügige Anwalt, der seine 
Partei überall vertreten kann und vertritt, zwangsläufig 
eher als Vertrauensmann seiner Partei denn als Organ 
der Rechtspflege tätig ist.

Die fristgemäße Neubearbeitung der Sache wird dem 
Zweitinstanzanwalt nur möglich sein, wenn er die Akten 
mit dem Urteil so rechtzeitig erhält, daß eine gewissen­
hafte Durcharbeitung der Akten und auch die Erledigung 
etwaiger Rückfragen, eine Besprechung mit der Partei 
usw. noch vor Fristablauf möglich sind.

Daß in manchen Fällen zu einer Übersendung des 
Urteils an die Partei keine Zeit mehr bleibt, wird un­
vermeidbar sein. Der Erstinstanzanwalt wird zweck­
mäßig seine Akten spätestens etwa eine Woche nach Zu­
stellung des Urteils dem Zweitinstanzanwalt übersenden, 
da sonst eine Erledigung etwaiger Rückfragen, Einholung 
von Ergänzungen zur Information usw. nicht mehr mög­
lich sind.

In vielen Sachen ist die Bearbeitung nur an Hand der 
Gerichtsakten möglich (z. B. in Haftpflichtsachen, in 
denen Strafakten, in Ehesachen, bei denen andere Bei­
akten, z. B. Akten des Wohlfahrtsamtes, des Jugend­
amtes od. dgl. beigezogen sind).

In diesen Fällen wird der Erstinstanzanwalt zweck­
mäßig alsbald nach Verkündung des Urteils, wenn eine 
Berufung in Betracht kommt, den Zweitinstanzanwalt 
verständigen, der fürsorglich sofort die Akten des LG. 
an die Geschäftsstelle des OLG. bestellt, damit sie, 
wird der Auftrag zur Berufung erteilt, sofort zur Be­
arbeitung zur Verfügung stehen.

Dasselbe g ilt für eine etwaige Begutachtung über die 
Aussichten einer Berufung, die von der Partei oft vor 
Erteilung eines Berufungsauftrages verlangt wird und die 
ebenfalls oft ohne Kenntnis der Gerichtsakten nicht mög­
lich ist.

Gerade durch die vorgängige Begutachtung durch den 
mit der Praxis des Gerichts, der Auffassung der ein­
zelnen Senate und der Richter vertrauten Zweitinstanz­
anwalt wird manche Berufung verhütet und dadurch 
viel Zeit, Kosten und Enttäuschung erspart.

c) Wird der Zweitinstanzanwalt vom Gericht erst un­
mittelbar vor oder u. U. sogar erst nach Fristablauf als 
Armenanwalt bestellt, so ist zunächst zu prüfen, ob die 
Partei das Armenrechtsgesuch rechtzeitig eingereicht hat.

Man wird hierfür keine strengeren Anforderungen 
stellen dürfen als bisher, da auch der armen Partei 
eine angemessene Überlegungsfrist eingeräumt werden 
muß.

Es würde nur zu einer unnötigen Vermehrung der 
Armenrechtsgesuche führen, wollte man die arme Partei 
sofort nach Urteilszustellung zu einem Arrrienrechts- 
gesuch zwingen.

Auch würde das die arme Partei gegenüber einer ver­
mögenden zu sehr benachteiligen.

Es muß also genügen, wenn sie das Armenrechts­
gesuch etwa eine Woche vor Fristablauf einreicht.

Wird das Armenrechtsgesuch dann kurz vor oder 
gar erst nach Fristablauf verbeschieden, so ist damit 
das Hindernis i. S. des § 234 Abs. 2 ZPO. für die Be­
rufungsbegründung noch nicht entfallen, da zur Be­
rufung jetzt als wesentlicher und untrennbarer Bestand­
teil auch die Begründung gehört und zur Abgabe der 
Begründung meist noch weitere Information, oft auch 
eine Besprechung des Berufungsanwaltes mit der Par­
tei notwendig ist.

Die Beseitigung des Hindernisses und damit der Be­
ginn des Laufes der Frist für die Wiedereinsetzung und 
die Nachholung der verspäteten Prozeßhandlung wird 
daher hier erst aus den Umständen des Einzelfalles 
(Wohnsitz der armen Partei, Wohnsitz des Berufungs­
anwaltes, Möglichkeit schriftlicher Informationen usw.) 
zu entnehmen sein.

Daß die Neuregelung für die arme Partei keine Be­
nachteiligung bringen darf, ist wohl selbstverständlich.

Die Fülle der sich hier ergebenden Einzelfälle und 
Zweifelsfragen bietet künftiger Rechtsprechung ein wei­
tes Feld.

2. Hinsichtlich des Inhaltes der Berufungsbegründung 
hat die VO., wie bereits ausgeführt, keine grundsätz­
lichen Änderungen gebracht.

a) Für die Anträge ergibt sich aus der Neufassung 
des § 532 ZPO. (§ 4 Abs. 6 VereinfVO.), daß eine Er­
weiterung des Klagantrages, die Erhebung einer Wider­
klage auch im Berufungsantrag grundsätzlich nicht zu­
lässig sind.

b) Neue Angriffs- und Verteidigungsmittel, die Gel­
tendmachung neuer Tatsachen und Beweismittel und 
Beweiseinreden sind in der Berufungsbegründung in bis­
herigem Umfang zulässig, d. h. sie sind zu berück­
sichtigen, wenn ihre Geltendmachung der Partei im er­
sten Rechtszug auch bei „Berücksichtigung ihrer Pflicht 
zu einer sachgemäßen und sorgfältigen Prozeßführung 
nicht zuzumuten war“ .

c) Auch daran ist nichts geändert, daß die Zurück­
weisung neuer Tatsachen natürlich nur dann erfolgen 
darf, wenn ihre Zulassung eine Verzögerung der Er­
ledigung des Verfahrens herbeiführen würde ( R e i n -  
b e r g e r :  DR. 1942, 1005).

J o n a s  hat zwar DR. 1942, 999, einen gegenteiligen 
Standpunkt vertreten.

Man wird hier nur dann eine zutreffende Lösung fin­
den, wenn man die sich aus den verschiedenen Auf­
fassungen ergebenden Folgen zu Ende denkt und den 
Zweck der VereinfVO. berücksichtigt.

Die Frage der Zulassung oder Zurückweisung neuen 
Vorbringens spielt ja nur dann eine erhebliche Rolle, 
wenn es sich um wesentliche Tatsachen und Beweis­
mittel handelt, von denen die Entscheidung letzten En­
des abhängt.

Die Nichtzulassung einer wesentlichen neuen Tat­
sache bedeutet somit, daß das Gericht gezwungen wer­
den soll, ein Urteil zu fällen, durch das es einer Partei 
etwas zuspricht, das ihr nicht gebührt, durch das viel­
leicht eine Ehe aufrechterhalten bleibt, die sonst nach 
dem Gesetz und dem Allgemeininteresse geschieden 
werden sollte, kurz und gut, das Gericht soll ein Ur­
teil fällen, von dem es genau weiß, daß es u. U. der Ge­
rechtigkeit und dem Volksempfinden widerspricht.

Es bedarf hier kaum weiterer Ausführung, welch 
schwere Auswirkung auf die Volksgemeinschaft jedes 
objektiv unrichtige Urteil nicht nur auf die unmittelbar 
Beteiligten ausübt. Es würde durch ein solches Urteil 
gerade das bewirkt, was verhindert und beseitigt wer­
den soll, es würde eine neue Kluft zwischen Richter­
spruch und Volksempfinden aufgerissen.

Die dadurch bedingte Erschütterung des Vertrauens 
in Staat, Gerichtsbarkeit und Gerechtigkeit kann nur bei 
zwingenden Gründen im Interesse einer der Allgemein­
heit dienenden Beschleunigung des Rechtsganges in 
Kauf genommen werden.

Die „sichere Findung der Wahrheit“ , wie der Vor­
spruch zur Novelle von 1933 sagt, erscheint als Auf­
gabe des Richters gewiß wichtiger, als die Bestrafung 
einer Partei wegen einer Fahrlässigkeit mit völligem 
Prozeß Verlust.

Vor allem ist entscheidend, daß die VereinfVO. ja der 
Vereinfachung dienen sollen. Ihr wird aber sicher nicht 
durch ein falsches Urteil gedient, das nur weitere Rechts­
mittel, Beschwerden, Gesuche usw. zur Folge hat, deren 
Bearbeitung große Mühe und Zeitaufwand verursacht, 
sondern dadurch, daß das Gericht die neue Tatsache^ 
deren Geltendmachung keine Verzögerung bewirkt, be­
rücksichtigt, gleichgültig, ob ihre verspätete Geltend-, 
machung schuldhaft war oder nicht.

3. Endlich ist auch die Rechtswirkung der Unterlassung 
der Geltendmachung eines Berufungsgrundes in der Be­
rufungsbegründung unverändert geblieben.

Weder die Partei noch das Gericht ist an die in der 
Berufungsbegründung geltend gemachten Gründe ge­
bunden. Eine dem § 554 Abs. 5 entsprechende Be­
stimmung, nach welchem nach Ablauf der Revisions­
begründungsfrist neue Revisionsgründe nicht geltend ge­
macht werden können (4. VereinfVO. § 4  Abs. 9), be­

21*
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steht nicht, woraus sich ergibt, daß, ist die Berufung in 
zulässiger Weise begründet, nachträglich andere Gründe 
für die Berufung geltend gemacht werden können.

Auch die Geltendmachung neuer Tatsachen und Be­
weismittel und Beweiseinreden, die in der Berufungs­
begründung nicht geltend gemacht waren, ist in dem 
bisherigen Umfang zulässig, wie § 529 Abs. 1 S. 2 aus­
drücklich ergibt. Voraussetzung ihrer Berücksichtigung 
ist somit nur, daß der Partei ihre Geltendmachung in 
der Berufungsbegründung auch bei Berücksichtigung ihrer 
Pflicht zu einer sachgemäßen und sorgfältigen Prozeß­
führung nicht „zuzumuten“  war.

Diese Möglichkeit, die bisher praktisch keine erheb­
liche Rolle gespielt hat, „da die Begründungsfrist er­
forderlichenfalls verlängert werden konnte, wird jetzt 
natürlich erhöhte Bedeutung gewinnen.

Somit ist das Vorbringen neuer Tatsachen und Be­
weismittel auch w ä h r e n d  des Berufungsverfafyrens zu­
lässig, wenn ihre Berücksichtigung die Erledigung des 
Rechtsstreits nicht verzögert o d e r  wenn der Partei auch 
bei Berücksichtigung ihrer Pflicht zu sachgemäßer und 
sorgfältiger Prozeßführung die frühere Geltendmachung 
nicht zuzumuten war.

Es braucht hier im einzelnen kaum ausgeführt zu 
werden, wie groß, von den besonderen Verhältnissen in 
den Westgebieten ganz abgesehen, die Zahl der Schwie­
rigkeiten ist, die sich unter den heutigen Verhältnissen 
einer geordneten Informationserteilung in den Weg 
stellen. >

So wird es z. B. von im Felde befindlichen Wehr­
machtsangehörigen in den seltensten Fällen möglich sein, 
rechtzeitig die Information zur Berufungsbegründung zu 
erhalten; dasselbe gilt aber auch von zahlreichen an­
deren Volksgenossen, die für Kriegsaufgaben außerhalb 
ihres früheren Wohnsitzes beschäftigt sind, die aber 
von der Aussetzung keinen Gebrauch machen können 
oder wollen. Aber auch in der Heimat sind viele Volks­
genossen durch dringende Aufgaben derart in Anspruch 
genommen, daß ihnen die fristgemäße Erledigung schlech­
terdings nicht möglich ist.

Dazu kommt die Inanspruchnahme der Anwaltschaft, 
bei der oft ein Anwalt mehrere Kanzleien einberufener 
Berufskameraden versehen muß.

Auch die Angestelltenschaft ist viel stärker beschäftigt, 
was bei der Einhaltung von Fristen oft zu erheblichen 
Schwierigkeiten führt, weil die rechtzeitige Ausferti­
gung nicht möglich ist.

Hieraus ergeben sich wesentliche Folgerungen.
a) Während bisher das Berufungsgericht im allge­

meinen davon ausgehen konnte, daß in der Berufungs­
begründung das Vorbringen des Berufungsklägers voll 
enthalten war, wird das nach der neuen Regelung im, 
allgemeinen nicht mehr der Fall sein können.

Auf jeden Fall werden die Berufungsgerichte die Mög­
lichkeit der Verwerfung der Berufung ohne mündliche 
Verhandlung (§ 6 der 3. VereinfVO.), von der bisher, so­
weit ich sehe, von den Oberlandesgerichten mit Recht 
ohnehin nur sparsamer Gebrauch gemacht wurde, dann 
nicht in Erwägung ziehen können, wenn ein weiteres 
Vorbringen angekündigt oder sonst zu erwarten ist.

Es liegt auf der Hand, daß in großen Sachen bei der 
Kürze der Frist oft schon aus Personalschwierigkeiten 
nur eine stichwortartige Berufungsbegründung möglich 
ist, während die eigentliche Bearbeitung erst in einem 
späteren Schriftsatz erfolgen kann.

b) Im allgemeinen kann davon ausgegangen werden, 
daß die Anwälte und die Parteien schon im eigenen 
Interesse für eine ordnungsmäßige sorgfältige Prozeß­
führung sorgen4), soweit das unter den heutigen Um­
ständen in ihren Kräften steht.

Der böswillige Schuldner, der in Verschleppungsabsicht 
oder grob fahrlässig seine haltlosen Einwände schritt­
weise bringt, gehört glücklicherweise wenigstens in den 
Prozessen, die heute die Berufungsgerichte vorwiegend 
beschäftigen, zur Ausnahme.

Andererseits ist festzustellen, daß gerade unter den 
jetzigen Umständen einerseits durch die Inanspruch­
nahme der Erstinstanzanwälte durch die Vertretung ein­
berufener Berufskameraden, die Arbeitsüberlastung der

') So mit Recht auch K i s c h  a .a'.O. S ,226,

\

Parteien wie durch die Einrichtung des Alleinrichters 
auch beim LG. und des dadurch bedingten Mangels 
einer gründlichen Erörterung im Kollegiums) sich die 
Notwendigkeit und Bedeutung der Berufungsinstanz als 
Tatsacheninstanz wesentlich erhöht hat. Gleichzeitig bildet 
aber die Berufung schon durch ihr Bestehen die beste 
Entlastung der ersten Instanz, die so 'm it gutem Ge­
wissen von der Sammlung unnötigen Tatsachenmaterials 
und der Abhaltung überflüssiger und vermeidbarer Be­
weisaufnahmen absehen kann, zu denen die beschränkte 
Berufung leicht führt.

Die Berufungsgerichte werden daher neues Vorbringen 
in der Berufungsinstanz grundsätzlich zulassen, soweit 
nicht für einen Mangel an Sorgfalt besondere Anhalts­
punkte vorliegen.

Es würde gewiß nicht der Vereinfachung dienen, wenn, 
worauf schon R e i n b e r g e r :  DR. 1942, 1007 hingewie­
sen hat, über die Zulassung neuen Vorbringens lange 
Erörterungen veranstaltet, größere Schriftsätze gewechselt 
oder gar Beweise erhoben und so ein Prozeß im Prozeß 
ausgetragen würde, der möglicherweise an Umfang und 
Papierverbrauch den Hauptprozeß übersteigt.

Wo irgendwie über die Zulässigkeit neuen Vorbringens 
Zweifel bestehen, liegt es im Interesse der Vereinfachung 
wie dem der materiellen Wahrheit, das neue Vorbringen 
zuzulassen.

c) Endlich werden die Berufungsgerichte in den Fäl­
len besondere Nachsicht üben, in denen die Partei im 
ersten Rechtszug unvertreten war und deshalb infolge 
ihrer Rechtsunkenntnis oder gar weil das Gericht seiner 
Aufklärungspflicht nach § 139 Abs. 1 ZPO. nicht genügt 
hat, ein vollständiger Tatsachenvortrag unterblieb.

Ist der Vortrag einer Information infolge des V e r­
haltens des Anwalts unterblieben, so ist, wie Jonas:  
DR. 1942, 1000 bereits zutreffend ausgeführt hat, das der 
Partei nicht anzurechnen, da § 232 Abs. 2 ZPO. hier keine 
Anwendung finden kann.

d) Schwierigkeiten bereitet die Frage, wie die Be­
rufungsbegründung zu gestalten ist, wenn die Berufung 
nur eingelegt wurde, um im Hinblick auf schwebende 
Vergleichsverhandlungen den Eintritt der Rechtskraft 
zu verhindern.

Manche Berufung ist bisher infolge eines nachträg­
lichen, während der Begründungsfrist abgeschlossenen 
Vergleichs nicht zur Durchführung gekommen.

Es ist keine Frage, daß durch die Abgabe der Be­
rufungsbegründung mancher Vergleich gefährdet, ja un­
möglich wird.

Wenn eine solche Gefahr besteht, kann es dem Be­
rufungskläger nicht zum Vorwurf gemacht werden, wenn 
er mit Vorbringen, das eine vergleichsweise Regelung 
gefährdet (Vorwurf unsittlichen oder strafbaren Verhal­
tens usw.), auch in der Berufungsbegründung zurück­
hält, da dieses Vorgehen nicht nur kein Verschulden, 
sondern im Gegenteil gerade einer möglicherweise ein 
späteres Verfahren ersparenden verantwortungsvollen 
Prozeßführung entspricht. Noch besser ist freilich, wenn 
die Parteien bei Vergleichsverhandlungen im voraus ver­
einbaren,- daß während der Verhandlungen die Zustellung 
des Urteils unterbleibtc).

e) Besondere Zweifel können sich für den Vertreter 
eines im Felde oder sonst im Augenblick nicht erreich­
baren Wehrmachtsangehörigen in Fällen ergeben, bei 
denen eine Berufungsbegründung ohne Information über­
haupt nicht abgegeben werden kann, in denen somit eine 
Information zur Begründung unerläßlich ist.

Hier gibt es verschiedene Möglichkeiten. Entweder wird 
noch von dem Erstinstanzanwalt sofort nach Erlaß des 
Urteils beim Erstinstanzgericht die Aussetzung beantragt; 
denn vor Einlegung der Berufung ist für die Entschei­
dung über die Aussetzung das Erstinstanzgericht zustän­
dig (RGZ. 68, 247).

Der Aussetzungsbeschluß muß dann dem Anwalt vor 
Eintritt der Rechtskraft mitgeteilt sein (§329 Abs. 3 S. 2 
ZPO.),- sonst wird das anzufechtende Urteil rechtskräftig, 
so daß dann nur noch eine Wiedereinsetzung helfen kann.

B) Vgl. dazu S c h n e i d e r :  DR. 194(1, 1868.
<•) In Ehesachen ist freilich eine solche Vereinbarung unmöglich 

weil die Zustellung dort jetzt stets von Amts wegen erfolgt (S7 
Abs. 7 der 4. VereinfVO.).
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Eine weitere Möglichkeit besteht darin, daß der Erst­
instanzanwalt seine Vertretung niederlegt und dadurch 
die Unterbrechung des Verfahrens herbeiführt (Art. 1 VO. 
v. 13. Okt. 1942: RGBl. 1,604).

Dieser Weg ist nicht unbedenklich, weil die Mandats­
niederlegung ja nur zu dem Zweck der Unterbrechung des 
Verfahrens erfolgt, somit eines ganz bestimmten Erfolges 
willen, der Anwalt aber in W irklichkeit ja das Mandat 
beibehalten will.

Der einfachste Weg scheint mir in diesem Falle viel­
mehr zu sein, die Berufungseinlegung gänzlich zu unter­
lassen, denn da zur Berufung, wie oben ausgeführt, jetzt 
untrennbar die Begründung gehört, so ist, wenn die Ab­
fassung einer Begründung ohne Information nicht möglich 
ist — und solche Fälle sind keineswegs selten — die Ein­
legung der Berufung überhaupt unmöglich.

Das Hindernis im Sinne des § 234 Abs. 2 ZPO. ist in 
diesem Falle erst behoben, wenn zur Begründung der 
Berufung eine ausreichende Information vorliegt, was 
möglicherweise erst nach Rückfragen der Fall ist.

Sodann muß mit der Berufungseinlegung um die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand nachgesucht wer­
den 7).

Gerade dieses Beispiel zeigt aber, daß die Gerichte 
in der Anwendung der neuen Vorschriften wie der Vor­
schriften über die Wiedereinsetzung im Rahmen der ge­
gebenen Möglichkeiten auf die persönlichen Verhältnisse 
der einzelnen Volksgenossen wie auch der beteiligten An­
wälte Rücksicht nehmen müssen, wenn verhütet werden 
soll, daß Wehrmachtsangehörige und sonst im Kriegs­
einsatz befindliche Volksgenossen gegenüber denen be­
nachteiligt werden, die mehr Zeit und Ruhe haben, sich 
den Erfordernissen der Prozeßführung zu widmen.

f) Für Ehesachen ist natürlich zu beachten, daß ehe- 
freundliche Tatsachen von Amts wegen zu berücksich­
tigen sind. Hinsichtlich solcher "Tatsachen kann es somit 
überhaupt nicht darauf ankommen, wann sie geltend ge­
macht werden und aus welchen Gründen ihre Geltend­
machung bisher unterblieb.

Hinsichtlich ehefeindlicher Tatsachen hat schon Jonas  
mit zutreffender Begründung ausgeführt 8), daß hier viele 
Gründe vorliegen können, die die Zurückhaltung von Tat­
sachen und Beweismitteln rechtfertigen, wie Entgiftung 
des Ehestreites, Scheu, das intime Eheleben vor Dritten 
auszubreiten, Schonung des anderen Gatten im Hinblick 
auf die Kinder, so daß hier erst recht die Ablehnung 
neuen Vorbringens praktisch kaum bedeutsam werden 
wird.

Erst recht g ilt das in Abstammungssachen, in denen 
der Richter von Amts wegen den Sachverhalt zu erfor­
schen, sowie in den Fällen, in denen der Richter Um­
stände im Interesse der Volksgemeinschaft zu berück­
sichtigen hat (vgl. auch Jonas:  DR. 1942, 1000).

II. B e s e i t i g u n g  d e r  A n s c h l u ß b e r u f u n g  
und K l a g e r w e i t e r u n g

Als weitere wesentliche Neuerung ist die Abschaffung 
der Anschlußberufung, der Klagerweiterung und der W i­
derklage zu nennen (4. VereinfVO. § 4 Abs. 3).

Die Widerklage war durch die Nov. v. Okt. 1933 ein­
geführt worden. Sie sollte dazu dienen, die Erledigung 
des gesamten Streitgegenstandes aus prozeßwirtschaft­
lichen Gründen in einem Rechtsstreit zu ermöglichen und 
so neue Prozesse zu verhüten.

Durch die Neuregelung wird die Verantwortung der 
Anwälte erster Instanz wesentlich verschärft.

Sie müssen in der erstinstanzlichen Schlußverhandlung 
eine besondere Nachprüfung ihrer Anträge vornehmen, 
da sonst die Gefahr besteht, daß ein neuer Rechtsstreit 
erforderlich wird.

Weiter wird jetzt eine Partei, die nur teilweise unter­
lag, und die an sich das ergangene Urteil hinnehmen 
würde, wenn mit einer Berufung der Gegenseite zu rech-

7) Allerdings können sich aus der Rechtskraft des anzufechten- 
den Urteils erhebliche Schwierigkeiten ergeben. So wäre der Fall 
möglich, daß nach Rechtskraft eines Scheidungsurteils die Ehefrau 
wreder heiratet und nachträglich auf Antrag des im Felde befind­
lichen Ehemannes mit der Berufung die: Wiedereinsetzung bewilligt 
werden muß.

*) DR. 1942, 1001.

nen ist, zweckmäßig wenigstens fürsorglich Berufung ent­
legen, da sie sonst, wenn der Gegner Berufung einlegt, 
eine Abänderung des Urteils zu ihren Gunsten nicht mehr 
verlangen kann.

Lediglich im Rahmen des § 268 Ziff. 3 ist eine Ände­
rung der Anträge, und zwar des Berufungsklägers wie 
auch des Berufungsbeklagten in der Berufungsinstanz 
noch gestattet, d. h. wenn infolge einer später d. h. 
nach Klagerhebung eingetretenen Veränderung, ein an­
derer Gegenstand oder das Interesse gefordert wird. 
Ferner ist der Übergang von der Feststellungs- zur Lei­
stungsklage zulässig (§ 4 Abs. 6 VereinfVO.).

Auch hier gelten diese Beschränkungen nicht für Ehe- 
und Kindscliaftssachen. Dort ist somit nach wie vor der 
Übergang von einer Klage zur andern wie auch die Er­
hebung einer Widerklage zulässig.

Jedoch findet auch auf die Klagänderung wie die 
Widerklage in Ehe- und Abstammungssachen der § 529 
ZPO. Anwendung (§ 532 Abs. 3). Doch wird auch hier 
hinsichtlich der Nichtzulassung einer Klagänderung oder 
einer Widerklage größte Zurückhaltung geboten sein. 
So wird sicher einer Partei, die nach Möglichkeit an 
der Aufrechterhaltung der Ehe festhalten w ill, nié ein 
Vorwurf gemacht werden können, wenn sie sich erst im 
zweiten Rechtszug zur Widerklage entschließt und erst 
dann die Verfehlungen des anderen Gatten geltend 
macht.

Dasselbe g ilt von dem Übergang von der Scheidungs­
klage zur Aufhebungsklage, nachdem sie sieht, daß sie 
mit der Scheidungsklage nicht durchdringen kann. Das 
Verlangen einer gleichzeitigen Geltendmachung der Auf­
hebungsklage mit der Scheidungsklage würde statt zu 
einer Entlastung im Gegenteil zu einer übermäßigen 
Belastung der Schriftsätze führen, den Prozeß unüber­
sichtlich gestalten und dadurch eine ganz unwirtschaft­
liche Mehrarbeit bewirken.

III. A u f h e b u n g  d e r  G e b ü h r e n v o r s c h u ß p f l i c h t
Eine nicht unerhebliche Beschleunigung und Verein­

fachung bedeutet der Wegfall der Gebührenvorschuß­
pflicht. Diese geht auf ein Inflationsgesetz zurück (Gesetz 
v. 31. Dez. 1922 [RGBl. 1923, 1, 1]) und hatte zur Folge, 
daß in vielen Fällen, namentlich wenn kurz vor Ablauf 
der Gebührenfrist ein Armenrechtsgesuch eingereicht 
wurde, der Beginn des eigentlichen Berufungsverfahrens 
um viele Monate verzögert wurde. Zudem war die Über­
wachung der Gebührenfrist eine erhebliche Belastung für 
die Anwälte und die Erledigung der Verlängerungsan­
träge wie die Entscheidung der mit dieser Regelung ver­
bundenen zahlreichen Zweifelsfragen eine solche für das 
Gericht.

Ich habe daher schon DR. 1940, 1664 die Beseitigung 
dieser nicht mehr zeitgemäßen Regelung angeregt3).

Die Neuerung ist aber auch aus sozialen Gründen er­
freulich, weil jetzt einer unbemittelten Partei die Zah­
lung der Prozeßgebühr in Raten gestattet werden kann, 
was bisher nicht möglich war* 10).

IV. B e s c h r ä n k u n g  de r  Z u r ü c k v e r w e i s u n g
1. Zu begrüßen ist auch, daß die Berufungszurück­

nahme künftig dem Gericht gegenüber zu erklären ist 
und der Zustimmung des Berufungsbeklagten, außer 
wenn dieser einen Antrag nach § 532 Abs. 4 gestellt hat, 
nicht mehr bedarf, sowie daß die Kosienentscheidung in 
diesem Falle durch Beschluß erfolgt (§4 Abs. 1 Vereinf­
VO.).

Das Verlustigkeitsurteil ist als überflüssig weggefallen.
Dem Berufungskläger wird dadurch ermöglicht, seine 

Berufung noch nach ungünstig ausgefallener Beweisauf­
nahme zurückzunehmen und so Kosten zu sparen, was 
bisher der Zustimmung des Gegners bedurfte und des­
halb praktisch so gut wie ausgeschlossen war.

a) Vgl. auch S e y d e l :  DR. 1942, 996.
10) Nicht zulässig wäre es, wenn das Berufungsgericht auf Grund 

einer entsprechenden Anwendung von § 74 GKG. die Verhand­
lung von der vorschüßlichen Leistung der Prozeßgebühr abhängig 
machen würde, denn dadurch würde der Zweck der VereinfVO. 
vereitelt. §74 GKG . kann in der Berufungsinstanz nur dann zur 
Anwendung kommen, wenn sich der Streitwert infolge einer nach 
§268 Z iff. 3 (§532) zulässigen Klagänderi^ng erhöht.
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Zweckmäßig ist auch, daß die Zurücknahme jetzt vor 
dem beauftragten oder ersuchten Richter und auch zu 
Protokoll der Geschäftsstelle erfolgen kann, so daß die 
bisher unter Umständen erforderliche Aufstellung-eines 
Anwalts lediglich zum Zweck der Berufungszurücknahme 
in Wegfall kommt.

2. In den Fällen des §538 ZPO. war das Gericht bisher 
grundsätzlich gezwungen, die Sache an das Erstinstanz­
gericht zurückzuverweisen. Lediglich bei Anfechtung eines 
erstinstanzlichen Grundurteils konnte das Gericht über 
die Höhe selbst entscheiden, wenn der Streit über den 
Betrag „zur Entscheidung reif ist“ .

Jetzt ist der Zwang zu der prozeßverschleppenden Zu­
rückverweisung in zweckmäßiger Form beseitigt. Das 
Berufungsgericht soll selbst verhandeln und entscheiden, 
wenn das sachdienlich, insbesondere wenn die Sache zur 
Entscheidung reif ist, andernfalls soll Zurückverweisung 
erfolgen (§4 Abs. 7 VereinfVO.)u ).

Eine Zurückverweisung wegen Mängel des erstinstanz­
lichen Verfahrens findet nicht mehr statt (§4 Abs. 8 Ver­
einfVO.).

u ) Auch mit dieser Änderung wird einer früheren Anregung 
entsprochen ( S c h n e i d e r :  Deutsche Rechtswissenschaft 1936,167.

Die Nutzungsschäden
in der Rechtsprechung des Reichskriegsschädenamts

Von Oberverwaltungsgerichtsrat z. D. W a l t e r  B o y e n s ,  Berlin (Reichskriegsschädenamt)

Die nationalsozialistische Kriegsschädengesetzgebung 
zeichnet sich durch weitgehendste Großzügigkeit aus. 
Gleichwohl können nicht alle Schäden an Hab und 
Gut, die den einzelnen Volksgenossen oder sonstige 
Rechtsträger (juristische Personen und öffentlich-recht­
liche Körperschaften) infolge des Krieges treffen, durch 
das Reich übernommen werden. Der Krieg fordert von 
jedem Opfer, die der einzelne selbst tragen muß und 
nicht auf die Allgemeinheit abbürden kann. Dies g ilt zu­
nächst von den durch die a l l g e m e i n e n  Kriegsverhält­
nisse bedingten wirtschaftlichen Schäden, die nicht aus­
geglichen werden, soweit nicht etwa durch besondere 
Einrichtungen außerhalb der Kriegsschädenregelung, wie 
z. B. die Gemeinschaftshilfe der Wirtschaft, die Mietbei­
hilfen an Handelsbetriebe, die Erstattung von Lohnaus­
fällen bei Fliegeralarmen usw., die Möglichkeit geschaffen 
worden ist, den Betroffenen zu helfen. Es gilt aber wei­
terhin auch von Schäden am Vermögen, die mit k o n ­
k r e t e n  K r i e g s e r e i g n i s s e n  in ursächlichem Zusam­
menhang stehen. Auch solche Schäden sind nur insoweit 
ersatzfähig, als sie in den einschlägigen kriegsschäden­
rechtlichen Vorschriften, d. h. in der Kriegssachschäden- 
VO. v. 30. Nov. 1040 (RGBl. [, 1547) (KSSchVO.) und den 
zu ihrer Durchführung und Ergänzung erlassenen Be­
stimmungen, ausdrücklich als K r i e g s s c h ä d e n  im 
eigentlichen Sinne anerkannt werden. Als Kriegsschäden 
in diesem Sinne, für die das Reich einsteht, gelten im all­
gemeinen nur bestimmte in § 2 KSSchVO. näher bezeich- 
nete Sachschäden, die durch t y p i s c h e  in §2 Abs. 1 
kasuistisch aufgeführte K r i e g s g e s c h e h n i s s e  (Kampf­
handlungen usw.) u n m i t t e l b a r  verursacht worden 
sind. Sa c hs c h ä de n  sind solche Schäden, die einen Ein­
g riff in die Substanz einer beweglichen oder unbeweg­
lichen Sache (Beschädigung, Zerstörung, Verlust) enthal­
ten und durch Instandsetzung (im Falle des § 4 Abs. 4 
Satz 2 KSSchVO; durch Vergütung des Minderwerts) der 
beschädigten oder durch Wiederbeschaffung (Wiederher­
stellung) der zerstörten oder in Verlust geratenen Sache, 
soweit nicht etwa die Abgeltung durch1 Ersatzleistung 
in Natur erfolgt (§ 10 KSSchVO.), behoben werden. Im 
Gegensatz zu den Sachschäden stehen die sog. V e r ­
m ö g e n s s c h ä d e n ,  wie man die mannigfachen Schä­
digungen des Vermögens zu bezeichnen pflegt, die andere 
Werte als Sachwerte treffen. Vermögensschäden werden 
im Kriegsschädenrecht grundsätzlich nicht ersetzt. Von 
diesem Grundsatz gibt es — abgesehen von dem Aus­
gleich gewisser in den §§ 1 Abs. 2 und 23 Abs. 1 Satz 2 
KSSchVO. bezeichneter Aufwendungen — nur eine Aus­
nahme, nämlich die in § 1 Abs. 4 KSSchVO. genannten 
N u t z u n g s s c h ä d e n .

Der Begriff der N u t z u n g s s c h ä d e n  ist durch §1 
Abs. 4 KSSchVO. neu in das Kriegsschädenrecht einge­
führt worden, der SachschädenfeststellungsVO. v. 8. Sept. 
1939 (RGBl. I, 1754) und ebenso dem früheren Kriegs- 
schädenfeststellungsG. von 1916 war dieser Begriff noch 
unbekannt. § 1 Abs. 4 KSSchVO. umschreibt die Nutzungs­
schäden als „Schäden, die seit dem 26. Aug. 1939 inner­
halb des Gebietes des Großdeutschen Reichs durch den 
Verlust der Nutzung einer Sache unter den Voraus­

setzungen des §2 dieser VO. verursacht sind“ . Für diese 
Schäden wird im § 1 Abs. 4 KSSchVO. der RMdl. (im Ein­
vernehmen mit dem RMdF. und den sonst beteiligten 
Reichsministern) ermächtigt, eine „ an ge me s s en e  Ent­
schädigung“  nach Richtlinien, deren Erlaß ihm über­
lassen bleibt, zu gewähren. Nach § 1 Abs. 4 Satz 2 KSSch­
VO. erstreckt sich diese Ermächtigung auch auf Nut­
zungsschäden der deutschen Schiffahrt, die a u ß e r h a l b  
des Gebiets des Großdeutschen Reichs verursacht sind. 
Dies entspricht der Regelunghier Sachschäden der deut­
schen Schiffahrt (§ 1 Abs. 3 KSSchVO.).

Der Grundgedanke der Nutzungsschädenregelung be­
ruht darin, daß infolge des mit dem Sachschaden zu­
sammenhängenden Nutzungsverlustes dem Geschädigten 
oft erhebliche Vermögenseinbußen neben dem Sach­
schaden entstehen, die selber zu tragen ihm nicht zuge­
mutet werden kann. Dies läßt es billig erscheinen, diese 
Schäden entweder ganz oder doch zu einem wesentlichen 
Teil auf die Allgemeinheit zu übernehmen. Man denke an 
einen Hauseigentümer, dessen Mietwohnhaus durch Bom­
beneinwirkung zerstört wird. Die Mieteinnahmen fallen 
für die Dauer der Zerstörung fort (§ 537 BGB.). Obwohl 
das Haus einstweilen keinen Gewinn abwirft, laufen aber 
die Lasten (z. B. Steuern und vermutlich die Verzinsung 
der Hypotheken) zum großen Teil weiter. Bis zum Wie­
deraufbau des Hauses kann längere Zeit vergehen. In der 
Zwischenzeit würde der Geschädigte nicht selten w irt­
schaftlich zusammenbrechen, wenn er nicht für den Nut­
zungsverlust entschädigt würde. Anders wäre seine Lage, 
wenn der Sachschaden, was wohl nur ausnahmsweise 
möglich ist, sofort behoben werden könnte. Alsdann 
würde ihm durch den ganz vorübergehenden Nutzungs­
verlust wohl kaum ein nennenswerter Schaden er­
wachsen.

Was bedeutet nun N u t z u n g s v e r l u s t  im Sinne des 
§ 1 Abs. 4 KSSchVO. und der auf Grund dieser Ermäch­
tigungsvorschrift erlassenen Richtlinien? Diese Frage ist 
erst neuerdings durch die Rechtsprechung des RKA.1) 
eindeutig geklärt worden. Bis dahin war es zweifelhaft, 
ob nicht unter Nutzungsverlust der Verlust von Nutzun­
gen im Sinne des § 100 BGB., also von Früchten und 
Gebrauchsvorteilen, die die betroffene Sache gewährte, 
zu verstehen sei. In diesem Falle wäre von keinem Nut­
zungsverlust zu reden, wenn die betroffene Sache nicht 
zur Fruchtziehung oder zum Gebrauch, sondern zur Ver­
äußerung (z. B. Handelsware) oder zum Verbrauch (z. B. 
Rohstoffe einer Fabrik) gedient hätte. Das RKA. hat sich 
dahin entschieden2), daß der Begriff der Nutzungen im 
Sinne des bürgerlichen Rechts für das Nutzungsschäden­
recht nicht maßgebend ist. Die Nutzung im Sinne des § 1

1) RKA. =» Reichskriegsschädenamt als Spruchbeliörde. Gemäß 
§4  der V O . über die Errichtung des RKA. v. 15. April 1941 (RGBl. 
I, 205) entscheidet es durch Spruchsenate (z. Z. besteht nur der 
1. Spruchsenat) in Kriegsschädensachen (ausgenommen Personen­
schäden) in höchster Rechfsstufe (§22 Abs. 1 Satz 2 u. 4 KSSchVO. 
Seine Entscheidungen (Beschlüsse) sind im folgenden mit RKA. 
I . . .  v. . . .  bezeichnet.

2) RKA. 1 71/42 v. 11. Nov. 1942: DR. 1943,1583« u. RKA. I 105/42 
v. 25. Nov. 1942; DR. 1943, 1593!.

\



13. Jahrgang 1943 Heft 6] Aufsätze 167

Abs. 4 KSSchVO. steht vielmehr jedem zu, der vermöge 
irgendeines Rechtsverhältnisses die Sache nutzen oder 
sonst für sich — also auch durch Verbrauch oder Ver­
äußerung — verwenden darf. Der Eigentümer einer Sache 
erleidet daher, wenn die Sache durch einen Kriegssach­
schaden betroffen wird, stets einen Nutzungsverlust, ein 
Nichteigentümer aber nur dann, wenn ihm an der be­
troffenen Sache kraft eines Rechtsverhältnisses — z. B. 
als Mieter, Pächter, Entleiher oder Nießbraucher — ein 
Nutzungsrecht zustand. Es braucht also der Nutzungs­
geschädigte nicht mit dem Sachgeschädigten identisch zu 
sein. Der Mieter erleidet einen Nutzungsverlust an der 
von ihm gemieteten Wohnung, wenn diese durch Bom­
benabwurf unbenutzbar wird; Sachgeschädigter ist aber 
hier der Hauseigentümer, auch ihn tr ifft ein Nutzungs­
verlust. Dagegen kommt kein Nutzungsverlust und daher 
auch kein Nutzungsschaden in Betracht für Personen, die 
zwar durch den Kriegssachschaden wirtschaftliche Nach­
teile erleiden, denen aber arr der Sache selbst kein 
Nutzungsrecht zustand. Einen Nutzungsverlust hat daher, 
wie das RKA. einmal in einer nicht veröffentlichten Ent­
scheidung ausgesprochen hat, nicht ein Hotelangestellter, 
der seine vorteilhafte Arbeitsstelle dadurch verliert, daß 
das Hotelgebäude durch Bombenschaden vernichtet wird. 
Das gleiche gilt von einem angestellten Prokuristen eines 
Fabrikunternehmens, der durch die Zerstörung der Fabrik 
für mehrere Monate einen Ausfall der ihm vertraglich 
zustehenden Umsatzbonifikation und Gewinnbeteiligungs­
quote erleidet3), und von einem Handlungsagenten (Pro­
visionsvertreter), dem durch die Zerstörung der Fabrik 
seines Auftraggebers Provisionsausfälle entstehen 4 *). Auch 
ein Arzt, der in einem Kurorte die Patienten eines einem 
anderen gehörigen Sanatoriums betreut und Einnahme­
ausfälle dadurch hat, daß das Sanatorium durch einen 
Fliegerangriff zerstört wird, verliert keine Nutzungen an 
der betroffenen Sache6). Das RKA. ist wiederholt in 
seiner Rechtsprechung den Versuchen entgegengetreten, 
den Begriff des Nutzungsverlustes auf Fälle auszudehnen, 
in denen der Antragsteller kein Nutzungsrecht an der von 
dem Kriegssachschaden betroffenen Sache hat, sondern 
nur eine nachteilige Auswirkung des Kriegssachschadens 
auf seinen Wirtschaftskreis festzustellen war. Das RKA. 
hat hierbei mit Nachdruck ausgesprochen, daß die Be­
stimmungen über die Entschädigung von Nutzungs­
schäden als eine bewußte Ausnahmeregelung zu behan­
deln und deshalb einer erweiternden Auslegung nicht 
zugänglich seien6). Erleidet ein Unternehmer, (in der ent­
schiedenen Sache war es ein Elektrizitätswerk) dadurch 
Einnahmeausfälle, daß ein Kunde, dessen Betriebsanlagen 
durch Feindeinwirkung zerstört sind, als Abnehmer zeit­
weise ausscheidet, so kann dieser Schaden nicht als 
Nutzungsschaden des Unternehmers in Betracht kom­
men7). Ebensowenig liegt im umgekehrten Falle ein 
Nutzungsschaden bei einem Kunden vor, wenn eine Fa­
brik von einem Kriegssachschaden betroffen wird und 
durch die hierdurch herbeigeführte Unmöglichkeit der 
Lieferung bestellter Erzeugnisse dem Kunden Verdienst- 
ausfälle entstehen8!. In einem anderen Falle hat das 
RKA. einem Filmreklameunternehmen einen Anspruch auf 
Nutzungsentschädigung versagt, das Verdienstausfälle da­
durch hatte, daß ein im Eigentum eines andern stehen­
des Filmtheater durch Fliegerangriff zerstört war und 
daher die vertraglich übernommene Reklamevorführung 
nicht ausführen konnte9).

Der Ausgleich von Nutzungsschäden ist, abgesehen 
von der Ermächtigungsvorschrift des § 1 Abs. 4 KSSchVO. 
und der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Satz 2, die als Ge­
schädigten, zu dessen Gunsten die Entschädigung festzu­
setzen ist, bei Nutzungsschäden .denjenigen bezeichnet, 
dem der Schaden entstanden ist (also nicht den Sach­
eigentümer) und des §3 Abs. 3 über Rechte Dritter, in 
der KSSchVO. selbst nicht geregelt. R e c h t s q u e l l e n

3) RKA. 1109/42 v. 25. Nov. 1942: DR. 1943, 20422.
4) RKA. I 87/42 v. 30. Sept. 1042: D tVerw . 1042, 440 -  DR. 1942,

1ÖG0, ferner verschiedene mellt veröffentlichte Entscheidungen.
')  RKA. 1 103/42 v. 28. Okt. 1942: DR. 1943, 47» . ‘
“) W ie zu 5 u. RKA. 1 11/42 v. 16. Dez. 1942 (wird veröffentlicht).
’ ) RKA. I 108/42 v. 28. Okt. 1942: D tVerw . 1942, 483 =  DR. 1942,

1805. ,
«) RKA. 1 105/42 v. 25. Nov. 1942: DR. 1943,159 37.
#) RKA. I 11/42 v. 16. Dez. 1942 (wird veröffentlicht).

des N u t z u n g s s c h ä d e n r e c h t s  sind vielmehr die 
mannigfachen Anordnungen des RMdl. (Richtlinien), die 
auf Grund der im § 1 Abs. 4 KSSchVO. vorgesehenen 
Ermächtigung ergangen sind. Diese Richtlinien stellen 
Rechtsvorschriften dar, an die auch das RKA. bei seinen 
Entscheidungen gebunden is t10) ; sie sind sämtlich in den 
Verkündungsblättern (RMB1., DRAnz.) und zum größten 
Teil auch im MBliV. veröffentlicht worden.

In den Richtlinien11) ist des Näheren geregelt, unter 
welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe bei Nut­
zungsverlust Entschädigung gewährt wird. Nach § 1 
Abs. 4 KSSchVO. braucht nur eine a n g e m e s s e n e ,  
keine v o l l s t ä n d i g e  Entschädigung gewährt zu wer- 
denl Auch läßt § 1 Abs. 4 KSSchVO. den Richtlinien 
freie Hand, dem Nutzungsgeschädigten entweder ent­
sprechend der Regelung des Kriegssachschadens einen 
R e c h t s a n s p r u c h  auf die Entschädigung zu geben, 
der in einem förmlichen Verfahren geltend gemacht wer­
den kann, oder ihm nur eine B e i h i l f e  in Aussicht zu 
stellen, deren Gewährung vom Ermessen der Verwal­
tungsbehörde abhängt. Die Richtlinien haben sich in der 
Hauptsache für einen Rechtsanspruch auf Nutzungsent­
schädigung entschieden und eine Beihilfe nur in den 
Fällen eingeführt, in denen die Entschädigung auf Grund 
eines Rechtsanspruchs wegen der Höchstgrenzen zu kei­
nem ausreichenden Schadensausgleich führen würde. 
Höchstgrenzen erschienen jedoch erforderlich, um auf 
einem neuen und praktisch zunächst noch unerprobten 
Rechtsgebiet die Entschädigungsansprüche nicht ins Un­
gemessene anwachsen zu lassen. Ob praktisch für den 
Geschädigten, der Beihilfe beantragt, der Mangel eines 
Rechtsanspruchs wesentlich ins Gewicht fällt, möchte ich 
dahingestellt lassen. Auch die Verwaltungsbehörden haben 
bei der Prüfung des Antrags auf Beihilfe ins einzelne 
gehende Vorschriften zu beachten. Jedenfalls erwächst 
der Bescheid, der eine Beihilfe versagt, nicht wie der 
Feststellungsbescheid in Rechtskraft12) und kann fristlos 
mit der Aufsichtsbeschwerde angefochten werden.

Im folgenden soll die Rechtslage bei Nutzungsschäden 
im wesentlichen nur erörtert werden, wie sie sich aus den 
Vorschriften der 2. AO. ergibt. Ganz außer Betracht blei­
ben hier die 1., die 5. und die 6. AO., die Sonderbestim­
mungen für ein räumlich begrenztes Gebiet enthalten, so­
wie die Regelung in forstwirtschaftlichen Betrieben (AO. 
v. 24. Juli 1941). Diese Beschränkung ist nicht nur aus 
Raumersparnisgründen notwendig. Sie empfiehlt sich auch 
aus sachlichen Gründen, denn die 2. AO. g ilt allgemein 
für Nutzungsschäden aller Art mit Ausnahme der bis 
zum 30. Nov. 1940 entstandenen Nutzungsschäden der 
Freimachung, der Freimachungsschäden der Land- und 
Forstwirtsetraft, Jagd und Fischerei ohne Rücksicht auf 
den Zeitpunkt ihres Eintritts, der Nutzungsschäden der 
Schiffahrt und der Nutzungsschäden in forstwirtschaft­
lichen Betrieben13). Ihr nachgebildet ist die 4. AO. (Bin­
nen- und Küstenschiffahrt), die nach Maßgabe des RdErl. 
v. 8. Aug. 1941 (MBliV. Nr. 33) auch auf Nutzungsschä­
den der Seeschiffahrt und großen Küstenschiffahrt An-

10) Vgl. § 4 Alis. 3 der V O . v. 15. April 1941 (s. Anm. 1).
u ) Auf Grund des § 1 Abs. 4 KSSchVO. sind bisher folgende An­

ordnungen (Richtlinien) über die Entschädigung von Nutzungsschä­
den ergangen: 1. AO, v. 13. März 1941 (RMB1. S6) über die in den 
ehemaligen Freimachungsgebieten entstandenen Nutzungsschäden, 
2. AO. V. 23. April 1941 (RM BI. 37; M BliV . 774) — Allgemeine Richt­
linien — , 3. AO. — Gewerbliche Wirtschaft —  v. 23. April 1941 
(R M B I.90; M B liV . 778), 4. AO. gleichen Datums (RMB1.93; M B liV . 
781; DRAnz. Nr. 1ÜS) -  Binnen- und Küstenschiffahrt — , 5. AO. 
v. 4. Aug. 1941 (RMB1. 188) über die Entschädigung der in den ehe­
maligen Freimachungsgebieten entstandenen Nutzungsschäden der 
Landwirtschaft, 6. AO. v. 9. Febr. 1942 (RMB1. 77) über die in den 
ehemaligen Freimachungsgebieten entstandenen Nutz.ungsschäden 
der Jagd und Fischerei, 7. AO. v. 14. Juli 1942 (RMB1. 188) —  'Er­
gänzende Richtlinien — , ferner die AO. v. 24. Juli 1941 (RM BI. 177) 
über die Entschädigung von Kriegssach- und Nutzungsschäden in 
forstwirtschaftlichen Betrieben. — Außerdem werden Nutzungs­
schäden ersetzt a) auf Grund der AO. v. 26. Sept. 1941 (RM BI. 254; 
M B liV . 1942), die infolge von Luftschutzmaßnahmen gemäß §7  der 
1. DurchfVO. z. LuftscfmtzG. i. d. Fass. v. 18. April 1942 (RGBl. 1, 
212) entstehen, und b) auf Grund der AO. v. 11. M ai 1942 (RM BI. 
143), die infolge von Tarnmaßnahmen gemäß 8 4 Abs. 3 TarnVO. 
v. 26. Febr. 1942 (RGBl. I, 98) entstehen.

J2) RKA. 1 74/42 v. 28. Okt. 1942: DR. 1943, 1971«.
i s) Vgl. D a n c k e l m a n n ,  „Komm, zum Kriegssachschäden­

recht“, Erg. August 1942, A 7 S. 9.



168 Aufsätze [Deutsches Recht

Wendung gefunden hat, die jetzt durch §11 der 5. Durchf.- 
und ErgVO. zur KSSchVO. (Schäden der Seeschiffahrt) 
v. 13. Nov. 1942 (RGBl. I, 645) geregelt sind.

Die 2. AO. findet keine Anwendung, wenn für den 
Nutzungsschaden Entschädigung gemäß § 1 Abs. 2 KSSch­
VO. oder gemäß der PersonenschädenVO. zu gewähren 
ist oder soweit eine auf Grund der genannten VO. ge­
währte Entschädigung den Nutzungsschaden ausgleicht 
(Nr. 1 Abs. 4). Sie ist ferner nicht anwendbar auf Schäden 
des Reichs, der Länder und des Protektorats (Nr. 1 
Abs. 5), diese sind also nicht ersatzfähig, wohl aber solche 
der Gemeinden und Gemeindeverbände. '

Die 2. AO. kennt keine Ersatzleistung in Natur. Sie ge­
währt dem Geschädigten — anders als bei der Sachent- 
schädigung — keine vollständige, sondern nur eine an­
gemessene Geldentschädigung. Voraussetzung für die 
Nutzungsentschädigung ist, daß ein durch bestimmte Um­
stände herbeigeführter Nutzungsverlust den E n t g a n g  
von E i n n a h m e n  oder d ie  E n t s t e h u n g  z u s ä t z ­
l i c h e r  A u s g a b e n  unmittelbar zur Folge gehabt hat. 
Der Nutzungsverlust muß herbeigeführt sein entweder 
durch einen K r i e g s  Sachschaden  der in §2 Abs. 1 
Nr. 1 KSSchVO. bezeichneten Art, also durch Kampfhand­
lungen oder durch hiermit in Zusammenhang stehende 
militärische Maßnahmen (aber nicht etwa auch durch 
sonstige Kriegssachschäden im Sinne des § 2 Abs. 1 
KSSchVO.), oder durch B e s i t z b e e i n t r ä c h t i g u n g  
infolge Einwirkung von Waffen und sonstigen Kampf­
mitteln, ohne daß die hiervon betroffene Sache beschä­
digt ist (Nr, 1 Abs. 1 und 2). Die Verursachung muß in 
beiden Fällen nach der Rechtsprechung des RKA. eine 
unmittelbare sein. Dies folgt aus §2 KSSchVO., auf den 
§ 1 Abs. 4 KSSchVO. ausdrücklich verweist.

Der Verlust der Nutzung der betroffenen Sache kann 
ganz oder teilweise sein. Totalverlust liegt z. B. vor, 
wenn ein Mietwohnhaus oder ein Fabrikgebäude durch 
Bombenabwurf völlig zerstört wird. Auch bei der Besitz­
beeinträchtigung kann es sich um Totalverlust der Nut­
zung handeln, z. B. dann, wenn ein Wohngebäude wegen 
Blindgänger- oder Langzeitzündergefahr vorübergehend 
völlig geräumt werden muß. Besitzbeeinträchtigung setzt 
nicht unbedingt voraus, daß das Kampfmittel noch weiter 
wirkt. Die Besitzstörung kann auch dann vorhanden sein, 
Wenn das Kampfmittel seine Wirkung getan hat, aber der 
von ihm hervorgerufene Zustand, z. B. die Zerstörung 
einer Straße oder Brücke, die den Zugang zu einem Kauf­
hause bildet, den Verkehr nach dem Geschäft ausschließt 
oder behindert.

Flat der Nutzungsverlust weder zu einem Einnahme- 
entgang noch zu Mehrausgaben geführt — wie häufig 
bei der Zerstörung von Luxusgegenständen (kostbaren 
Möbeln, Kunstwerken, wertvollen Pelzen und Schmuck­
stücken) —, so kann eine Nutzungsentschädigung nicht 
beansprucht werden. Für den Wegfall der Vorteile, die 
nur in der Annehmlichkeit des Besitzes oder in dem äs­
thetischen Genuß der betroffenen Sache gelegen haben,' 
wird keine Entschädigung gewährt. So erklärt sich die 
nach der damaligen Rechtslage durchaus zutreffende Ent­
scheidung des RKA., die dem Hauseigentümer für seine 
durch Bombeneinwirkung unbenutzbar gewordene Woh­
nung im eigenen Hause die von ihm beanspruchte Nut­
zungsentschädigung versagte, soweit ihm weder Ein­
nähmen durch den Verlust entgangener noch zusätzliche 
Ausgaben erwachsen waren14). Inzwischen hat sich die 
Rechtslage geändert. Durch die 7. AO. ist der Mietwert 
einer Wohnung im eigenen Haus einer Einnahme im 
Sinne der 2. AO. gleichgestellt worden16). Dies hat aber 
seinen Grund lediglich in der einkommensteuerlichen Be­
handlung16) und ist auch die einzige Ausnahme von dem

“ ) RKA. 153/51 v. 14.Jan. 1942: RVerwBI. 63,156; DR.1942,691.
15) Als Mietwert gilt der Nutzungswert, der nach den Vorschrif­

ten des Einkommensteuerrechts zuletzt vor dem Schadenfall fest­
gestellt worden war oder festzustellen gewesen wäre. Bestimmt sich 
der Nutzungswert nach der V O . über die Bemessung des Nutzungs­
werts im eigenen Einfamilienhaus v. 26. Jan. 1937 (RQB1. I, 99), so 
gelten als Mietwert bei den vor dem 1. Jan. 1925 bezugsfertig ge­
wordenen Gebäuden 250«/o und bei den nach dem 31. Dez. 1924 
bezugsfertig gewordenen Gebäuden 200»/o des Grundbetrages des 
steuerlichen Nutzungswertes.

1C) Vgl. §§ 21 Abs. 2, 29 Abs. 3 EinkStG. 1939.

Grundsatz, daß als ersatzfähige Schäden nur entgangene 
Einnahmen Und zusätzliche Ausgaben gelten. Die vorer­
wähnte Entscheidung (Anm. 14) w irft die Frage auf, ob 
auch Früchte, die aus einer Sache gezogen werden, z. B. 
Bodenerzeugnisse, Milch einer Kuh, bereits solche Ein­
nahmen darstellen. M. E. ist diese Frage, die in der Ent­
scheidung für zweifelhaft gehalten wird, zu bejahen. 
Denn es handelt sich hier doch um geldwerte Güter, 
und es kann keine verschiedene Beurteilung Platz grei­
fen, je nachdem der Berechtigte diese Güter zu Geld 
macht oder in eigener Wirtschaft verbraucht.

Einnahmen im Sinne der 2. AO. sind nicht R e i n - ,  
sondern R o h e i n n a ' h m e n .  Die AO. geht also nicht 
etwa von dem entgangenen Gewinn aus, sondern von 
der entgangenen Roheinnahme. Der Grund hierfür liegt 
darin, daß nach dem Schadensfall in der Regel eine 
Reihe von Ausgaben weiterlaufen, die zuvor aus den 
Roheinnahmen gedeckt wurden (z. B. Steuern und die 
Verzinsung des in der Sache investierten Kapitals). 
Zweifelhaft war früher die Frage, ob unter Einnahmen 
auch die e i n m a l i g e n  durch den Nutzungsverlust ent­
gehenden Einnahmen zu verstehen seien, z. B. der ein­
malige Erlös aus dem Verkauf einer von einem Kriegs­
sachschaden betroffenen Handelsware, oder nur f o r t ­
l a u f e n d e  Einnahmen. Die Frage ist jetzt durch die 
Rechtsprechung des RKA. geklärt17). Aus dem ganzen 
Aufbau der 2. AO., insbesondere aus der Verkoppelung 
der entgangenen Einnahmen mit den laufenden zusätz­
lichen Ausgaben hinsichtlich der Höchstgrenze (Nr. 1 
Abs. 3) und der Entschädigungsbemessung (Nr. 3), folgert 
das RKA., daß die Nutzungsentschädigung sich nur auf 
laufende und ähnlich wiederkehrende, aus einer stän­
digen Einnahmequelle fließende Einnahmen bezieht. Geht 
daher durch ein Kriegsgeschehnis der im § 2 Abs. 1 Nr. 1 
KSSchVO. bezeichneten Art eine zum Verkauf bestimmte 
Ware verloren, so kann der Sachgeschädigte nicht neben 
der S a c h e n t s c h ä d i g u n g ,  die ihm die Wiederher­
stellungskosten (Selbstkosten), d. h. bei einem Industrie­
unternehmen die Gestehungskosten18), aber nicht den 
V e r k a u f s p r e i s  vergütet, die Spanne zwischen Selbst­
kosten und Veräußerungserlös unter dem Gesichtspunkt 
des Nutzungsschadens beanspruchen.

Nach Nr. 2 Abs. 1 gelten als entgangene Einnahmen die 
Roheinnahmen, die nach dem gewöhnlichen Lauf ■ der 
Dinge oder nach den besonderen Umständen, insbeson­
dere nach den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, 
mit Wahrscheinlichkeit auch während des Krieges er­
wartet werden konnten; jedoch bleiben offenbar unan­
gemessene Gewinne außer Betracht. Diese Vorschrift 
lehnt sich in ihrem Wortlaut an die Fassung des § 252 
BGB., der von entgangenem Gewinn handelt, an. Es 
fragt sich, ob durch sie der Ersatzanspruch durch Her­
anziehung des Zeitpunkts, in dem der Schadensfall ein­
trat, beschränkt werden soll, so daß Einnahmen, die 
damals noch nicht mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten 
waren, nicht in Betracht kommen. Das RKA. hat dies 
verneint19) und in Übereinstimmung mit der Rechtspre­
chung des RG. zu § 252 BGB. sich dahin ausgesprochen, 
daß die Vorschrift nur eine Beweiserleichterung enthalte. 
Das RKA. hat infolgedessen dem Eigentümer eines durch 
Bomben zerstörten Hauses, in dem ein Laden während 
der Kriegszeit schon lange leer stand, eine Nutzungs­
entschädigung zugebilligt, weil es für wahrscheinlich hielt, 
daß der Laden nach dem Schadensfall infolge der später 
eingetretenen Verknappung der Ladenräume vermietet 
Xvorden wäre.

Die Entschädigung soll nicht zu einem unangemessenen 
Gewinn führen. Das gilt auch dann, wenn der Geschä­
digte vor dem Schadensfälle einen solchen Gewinn aus 
der Verwendung der betroffenen Sache (z. B. durch1 un­
erlaubte und wucherische Geschäfte) erzielte. Das RKA. 
hat in seiner in Anm. 19 erwähnten Entscheidung als un­
angemessen auch einen Gewinn bezeichnet, der den in 
normalen Friedensverhältnissen zu erzielenden weit über­
steigen würde, soweit diese Steigerung auf den beson­
deren Kriegsverhältnissen beruht. Am Kriege soll nie­
mand verdienen.

17> Vgl. RKA. 171/42 v. 11. Nov. 1942: DR. 1943,1583«.
ls) RKA. I 64/42 v. 11. Nov. 1942: DR. 1943, 15735.
19) RKA. 130/42 v. 17. Juni 1942: DR. 1943, 201 >«.

\
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Die Entschädigungsbeträge für entgangene Einnahmen 
und laufende zusätzliche Ausgaben einerseits und für 
einmalige zusätzliche Ausgaben anderseits werden ge­
trennt berechnet und festgesetzt. Für beide Entschä­
digungsbeträge bestehen nach Nr. 1 Abs.3 H ö c h s t ­
g r enz en .  Für entgangene Einnahmen und laufende 
Mehraufwendungen beträgt wegen eines Schadensfalls 
für den Geschädigten, die Höchstgr.nze 3000 3tM monat­
lich, für einmalige Mehraufwendungen 10000 9tM. Sind 
größere Objekte (z. B. Fabrikanlagen, Geschäftshäuser, 
große Mietwohnhäuser) durch Feindeinwirkung betroffen 
worden, so ist die nach der 2. AO. zulässige Höchstent­
schädigung oft nicht ausreichend, um die nach dem 
Schadensfall fortlaufenden Betriebskosten und zusätzlich 
entstehenden Ausgaben (z. B. die Kosten für die Einrich­
tung eines Ausweichbetriebs) zu decken. Die 2. AO. ist 
daher in Nr. 1 Abs. 3 durch einen Zusatz20) dahin er­
gänzt worden, daß, wenn die Wiederherstellung einer 
zerstörten oder die Instandsetzung einer beschädigten 
Sache zur Zeit nicht möglich ist und es notwendig °und 
volkswirtschaftlich erwünscht ist, für die Sache einen 
vorläufigen Ersatz zu beschaffen (man denke an einen 
Behelfsbau für eine wehrwirtschaftlich wichtige Fabrik­
anlage), die Höchstgrenze für die dadurch erwachsenden 
(einmaligen) Mehrausgaben nicht in Betracht kommt. Für 
den anderen Entschädigungsbetrag (entgangene Einnah­
men und laufende Mehrausgaben) bleibt jedoch die Höchst­
grenze bestehen. Der Geschädigte, der mit der Entschä­
digung nicht auskommt, hat jedoch die Möglichkeit, statt 
der Gewährung einer Nutzungsentschädigung nach der
2. AO. eine Beihilfe nach der 3. AO. zur Deckung der 
fortlaufenden Betriebskosten und der zusätzlich entstehen­
den Ausgaben für die Dauer der Stillegung des Betriebs 
oder Betriebsteils zu beantragen. Voraussetzung ist aller­
dings, daß es sich um ein gewerbliches Unternehmen 
handelt, das einer Gliederung der Organisation der ge­
werblichen Wirtschaft, des gewerblichen Verkehrs, dem 
Reichsnährstand oder der 'Reichskulturkammer angehört. 
Die einmal getroffene Wahl schließt eine Antragstellung 
nach der anderen Anordnung aus (3. AO. Nr. 6 Abs. 1). 
Hat sich ein Unternehmen für Beihilfe entschieden, so 
kann es nachträglich auch dann nicht Nutzungsentschä­
digung nach der 2. AO. beantragen, wenn ihm die Bei­
hilfe versagt worden is t21).

Durch die am 1. Aug. 1942 in Kraft getretene 7. AO. ist 
rückwirkend die Möglichkeit, eine Beihilfe entsprechend 
der 3. AO. an Stelle einer Entschädigung nach der 2. AO. 
zu beantragen, auch auf andere Fälle ausgedehnt worden, 
in denen die Unbenutzbarkeit eines Grundstücks erheb­
liche wirtschaftliche Auswirkungen zur Folge hat und die 
Beihilfe zur Deckung der während des Nutzungsausfalls 
fortlaufenden Grundstückslasten oder sonstigen Betriebs­
kosten und zusätzlichen Ausgaben dienen soll. Vorge­
sehen ist in der 7. AO. die Gewährung einer Beihilfe an 
Stelle einer Entschädigung an Eigentümer (Nießbraucher 
usw.) a) von zu Wohn- und Kleinsiedlungszwecken ge­
nutzten Grundstücken und b) von zu Gewerbezwecken 
genutzten Grundstücken, die an einen anderen vermietet, 
verpachtet oder sonst zu entgeltlichem Gebrauch über­
lassen sind (z. B. an den Verpächter eines Geschäfts­
hauses oder eines Fabrikgebäudes), im Falle zu b), wenn 
der Eigentümer nach Gesetz oder Vertrag die Grund­
stückslasten ganz oder teilweise zu tragen hat.

Die höhere Verwaltungsbehörde (Feststellungsbehörde) 
kann mit Zustimmung des Vertreters des Reichsinteresses 
auch in anderen Fällen dem Eigentümer oder Mieter eines 
infolge eines Schadensfalls unbenutzbar gewordenen 
Grundstücks — z. B. eineä Krankenhauses, eines Alters­
heims, eines Kinderheims, eines Sanatoriums oder eines 
Grundstücks, das zur Ausübung einer Arzt-, Apotheker-, 
Rechtsanwalts- oder Notarpraxis dient — auf Antrag an 
Stelle der Entschädigung nach der 2. AO. eine Beihilfe 
zur Deckung der während des Nutzungsausfalls fortlau­
fenden Grundstückslasten oder sonstigen Betriebskosten 
und der zusätzlichen Ausgaben gewähren (7. AO. Nr. 4)22).

80) AO. z. Ergänzung der 2. AO. v. 2. Dez. 1941 (RMB1. 292).
306 Bescheid des Präs- des R V Q - R K A ' Pr- 6°5/42: D tVerw . 1942,

22) Wegen näherer Einzelheiten vgl. RdErl. des R M dl. betr.
Nutzungsschäden (Höchstgrenzen, Gebäudewirtschaft), Durchf. der
'■ A O - v. 14. Juli 1942 (M B liV . 1526), Ziff. 26 bis 30.

Die Höchstgrenzen der 2. AO. beziehen sich auf einen 
einzigen S c h a d e n s f a l l .  Angeknüpft wird an den Sach­
s c h a d e n s f a l l  (Besitzstörungsfall)23 *). Wird ein Miet­
wohnhaus im Verlauf eines Fliegerangriffs mehrfach an 
verschiedenen Stellen von Bomben getroffen, so liegt für 
den Hauseigentümer zweifellos ein einziger Schadensfall 
vor. Weiterhin hat das RKA. entschieden2,1), daß auch 
dann ein einziger Schadensfall anzunehmen ist, wenn im 
Verlauf eines Luftangriffs auf einem zusammenhängenden 
Fabrik- oder Geschäftsgrundstück von den mehreren dar­
auf stehenden Gebäuden, die räumlich, betriebswirtschaft­
lich, technisch und organisatorisch nach der Verkehrsauf­
fassung ein einheitliches Ganzes darstellen, nur einzelne 
beschädigt oder zerstört werden, und zwar ohne Rück­
sicht darauf, ob diese im Rahmen des Unternehmens ver­
schiedenartigen Zwecken dienen, wie z. B. Getreidespei­
cher, Möbellager, Autogaragen, Ställe und Kontorgebäude 
eines Speditionsbetriebs. Mehrere Schadensfälle werden 
dagegen anzunehmen sein, wenn während eines Angriffs 
mehrere räumlich voneinander entfernt — z. B. in ver­
schiedenen Stadtteilen — gelegene Betriebsstätten dessel­
ben Unternehmens —■ z. B. verschiedene Filialgeschäfte — 
von einem Schaden betroffen werden. Ein Mietwohnhaus 
stellt, wie der RdErl. v. 14. Juli 1942 (Anm.22) annimmt, 
auch dann eine wirtschaftliche Einheit dar, wenn es mit 
anderen Bauten zusammen einen Wohnblock bildet und 
unter gemeinsamer Verwaltung desselben Eigentümers 
steht. Werden mehrere dieser Häuser bei einem Angriff 
beschädigt, so werden daher verschiedene Schadensfälle 
anzunehmen sein. Für die Beurteilung der Frage, ob es 
sich bei mehreren Gebäuden um einen einzigen Schadens­
fall handelt, ist die grundbuchmäßige Behandlung nicht 
maßgebend, wenn sie auch gewisse Anhaltspunkte bieten 
mag; das gleiche g ilt von der steuerrechtlichen Behand­
lung25).

Eine Überschreitung der Höchstgrenze für entgangene 
Einnahmen und laufende zusätzliche Ausgaben (für ein­
malige zusätzliche Ausgaben g ilt dies nicht) ist nach Nr. 1 
der 7. AO. auch dann nicht zulässig, wenn eine einheit­
liche Sache oder eine Mehrheit von Sachen, die eine w irt­
schaftliche Einheit bilden — z. B. das Warenlager eines 
Geschäfts, das Handwerkszeug eines Handwerkers — von 
mehreren Sachschädensfällen betroffen wird. Alle Ein­
nahmeausfälle und zusätzlichen laufenden Ausgaben bil­
den alsdann einen einheitlichen Nutzungsschadensfall26). 
Der Geschädigte kann also, wenn ihm bei dem ersten 
Schadensfall schon der Höchstbetrag von 3000 9Ut monat­
lich zugebilligt worden ist, wegen eines weiteren die­
selbe Sache betreffenden Schadensfalls keine Erhöhung 
dieses Betrags beanspruchen. Denn sonst würde er in 
einem solchen Falle besser dastehen, als wenn die Sache 
beim ersten Schadensfall schon ganz zerstört worden 
wäre.

Ist der Entschädigungszeitraum geringer als ein Monat 
— ist z. B. ein Wohnhaus infolge Besitzstörung 14 Tage 
lang unbenutzbar gewesen —, so wird, wie das RKA. 
entschieden hat27), der Höchstbetrag von 30009tM nicht 
entsprechend dem kürzeren Zeitraum herabgesetzt, son­
dern bleibt ungekürzt.

Wegen der entgangenen Einnahmen und laufenden zu­
sätzlichen Ausgaben wird, wie schon gesagt, ein einziger 
einheitlicher Entschädigungsbetrag festgesetzt. Wie bei 
dieser Festsetzung die Höhe der entgangenen Einnahmen 
zu ermitteln ist, wird in Nr. 3 Abs. 1 Satz 2 der 2. AO. 
bestimmt. Hiernach ist grundsätzlich von den entsprechen­
den Einnahmen auszugehen, die der Geschädigte in dem 
letzten Kalenderjahr vor dem Schadensfall (Vergleichs­
jahr) erzielt hat; als Vergleichsjahr kann auch das letzte 
Geschäftsjahr oder derjenige Zeitraum zugrunde gelegt 
werden, der für die letzte steuerliche Veranlagung vor 
dem Schadensfall maßgebend gewesen ist. Nr. 3 Abs. 1 
Satz 3 gib’t  aber der Feststellungsbehörde wiederum die 
Ermächtigung, die Entschädigung in anderer Weise zu 
berechnen, soweit Unterlagen für jene Berechnung nicht

23) Vgl. Z iff. 1 Abs. 2 des in voriger Anm. genannten RdErl. 
n ) RKA. I 2/41 v. 22. April 1942: DR. 1942, 129655.
25) Z iff. 1 Abs. 2 des RdErl. v. 14. Juli 1942 (Anm .22) und die in 

Anm. 24 genannte Entscli. Ferner Bescheid des Präs, des RVG. vom 
15. Dez. 1942, R K A /Pr 1042/42: D tVerw . 1943, 24.

2«) Ziff: 1 Abs. 4 des RdErl. v. 14. Juli 1942 (Anm. 22).
22) RKA. I 14/42 v. 29. April 1942: D tVerw . 1942, 262.
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vorgelegt werden oder soweit sie zu einem offenbar un­
angemessenen Ergebnis führt. Diese-Vorschrift, die dem 
Ermessen der Feststellungsbehörde weitgehendsten Spiel­
raum läßt und alles auf das im Einzelfall Angemessene 
abzustellen scheint, ist nicht ganz eindeutig. Die Zu­
grundelegung der „entsprechenden Einnahmen“  des Ver­
gleichsjahrs, d. h. der Einnahmen, die in einem dem Ent­
schädigungszeitraum entsprechenden Teil des Vergleichs­
jahrs erzielt worden sind, soll nach D a n c k e l m a n n 28) 
der Feststellungsbehörde die Arbeit erleichtern und eine 
doch immer nur vage Schätzung dessen, was an Ein­
nahmen wirklich entgangen ist, erübrigen. Diese Berech­
nungsart dürfte aber nur dann anwendbar sein, wenn die 
Annahme begründet ist, daß die Einnahmen des Ver­
gleichsjahrs in dem Schadensjahre annähernd gleichmäßig 
weitergeflossen wären, wie z. B. die Mieten eines Wohn­
hauses. In anderen Fällen, in denen die Einnahmen 
Schwankungen unterliegen, führt diese Berechnungsart zu 
keinem angemessenen Ergebnis und ist daher nicht an­
wendbar. Dies gilt insbesondere für die Einnahmen aus 
Gewerbebetrieb oder freiberuflicher Tätigkeit. Hier be­
steht einmal die Möglichkeit, daß der Einnahmeausfall 
im weiteren Verlauf des Schadensjahrs durch entsprechend 
höhere Einnahmen wieder aufgeholt wird, und sodann 
die Möglichkeit, daß trotz des Schadensfalls im Schadens­
jahr die gleichen oder gar höhere Einnahmen erzielt wer­
den als im Vergleichsjahr. In beiden Fällen wäre es nicht 
angemessen, für den Einnahmeentgang eine Entschädi­
gung in Ansatz zu bringen. Denn dies würde dem Zweck 
der Nutzungsentschädigung zuwiderlaufen. Das RKA. hat 
daher für gewerbliche Unternehmen den Grundsatz auf­
gestellt, daß ein solches Unternehmen wegen der ihm 
entgangenen Einnahmen im allgemeinen nicht entschädigt 
werden könne, wenn im Vergleich der vollen Jahre die 
Einnahmen des Schadensjahrs diejenigen des Vergleichs­
jahrs überstiegen29). Es muß also ein Vergleich der Ein­
nahmen des Schadensjahrs und des vorausgegangenen 
Kalender- oder Geschäftsjahrs vorgenommen werdeji. 
Voraussetzung für einen solchen Vergleich ist selbstver­
ständlich, daß sich die Einnahmen des Schadensjahrs ber 
rechnen lassen. Dies wird ohne weiteres möglich sein, 
wenn der Schadensfall ziemlich auf den Schluß des Jahres 
fällt oder wenn der Einnahmeentgang sich nur auf einen 
verhältnismäßig kurzen Zeitraum des Jahres erstreckt. 
Den zunächst nur für gewerbliche Unternehmen ausge­
sprochenen Grundsatz hat das RKA. auch auf Angehörige 
freier Berufe ausgedehnt30). Es dürfte aber nichts im 
Wege stehen, ihn auch auf andere Berufsarten, z. B. Land­
wirte, anzuwenden. Bei gewerblichen Unternehmen kann 
es fraglich sein, ob der Vergleich der Einnahmen sich auf 
das ganze Unternehmen zu erstrecken hat oder nur auf 
denjenigen Teil, zu dem die von dem Schaden betroffene 
Sache gehörte. Diese Frage ist bisher noch nicht geklärt. 
Die weitere Entwicklung der Rechtsprechung bleibt ab­
zuwarten. Es dürfte wohl darauf ankommen, ob im Rah­
men des Unternehmens dem betreffenden Betriebsteil eine 
gewisse Selbständigkeit zugesprochen werden kann. Die 
Verhältnisse können im Einzelfall unendlich verschieden 
liegen.

Das RKA. hat sich in einer Entscheidung31) auch auf 
den Standpunkt gestellt, daß ein freiberuflich Tätiger, der 
durch Feindeinwirkung kurze Zeit in der Benutzung sei­
ner ihm als Arbeitsstätte dienenden Wohnung behindert 
war und dadurch einen Arbeitsausfall hatte, den er aber 
in der Folgezeit wieder ausgleichen konnte, keine Nut­
zungsentschädigung beanspruchen kann, wenn im ganzen 
gesehen sich der Ausfall auf seine Einnahmen im Scha­
densjahr nicht nachteilig ausgewirkt hat.

Bei der Bemessung der Entschädigung wegen laufender 
zusätzlicher Ausgaben sind die tatsächlichen Aufwendun­
gen zugrunde zu legen, soweit sie der Höhe und den 
Umständen nach angemessen waren (Nr. 3 Abs. 2 der 
2. AO.). Die Entschädigung wird nur so lange gewährt, 
als die Aufwendungen privat- oder volkswirtschaftlich 
gerechtfertigt sind. Zusätzliche laufende Ausgabe ist z. B.

28) D a n c k e l m a n n  a. a. O . A 7 b S. 18.
221 RKA. I 24, 25/41 v. 12. Aug. 1942: RStBl. 1942, 991, 992 und 

die in Anm. 27 angeführte Entsch.
»o) RKA. 1 103/42 v. 28. Okt. 1942: DR. 1943,47«.
M) RKA. I 67/41 v. 30. Sept. 1942: RStBl. 1942,1039.1040,

die erhöhte Miete für die Ersatzwohnung (Nr. 2 Abs. 2). 
Diese muß aber, was Größe und Wert anlangt, einiger­
maßen der früheren Wohnung entsprechen. Nimmt der 
Geschädigte mit einer billigeren Wohnung als seiner 
früheren vorlieb, so kann er deswegen keinen Geldaus­
gleich beanspruchen. Die Mehraufwendungen sind nur 
ersatzfähig, wenn sie eine unmittelbare Folge des Scha­
densfalls sind. Wer eine Wohnung in einem luftgefähr­
deten Ort hat und aus eigenem Antrieb ohne behördliche 
Anordnung seine Familie, die diese Wohnung bewohnt, 
für die Dauer der Luftgefährdung anderswo unterbringt 
und dadurch erhöhte Aufwendungen hat, kann nicht — 
wie das RKA. einmal entschieden hat32 * *) —, wenn später 
seine Wohnung durch Feindeinwirkung zerstört wird, 
vom Zeitpunkt des Schadensfalls ab Ersatz der Mehrauf­
wendungen beanspruchen. Denn die Mehraufwendungen 
hätte er auch dann gehabt, wenn der Schadensfalls nicht 
eingetreten wäre.

Von den zusammengerechneten Entschädigungen für 
entgangene Einnahmen und zusätzliche laufende Aus­
gaben sind die in Nr. 3 Abs. 3 bezeichneten A b z ü g e  
vorzunehmen, soweit es nicht etwa der Billigkeit ent­
spricht, hiervon abzusehen. Abzuziehen sind: a) die Ein­
nahmen, die der Geschädigte aus anderer Verwendung 
seiner Arbeitskraft bezogen hat oder aus einer ihm zu­
mutbaren anderen Verwendung seiner Arbeitskraft hätte 
beziehen können (bei juristischen Personen und Körper­
schaften öffentlichen Rechts kommt dieser Abzug nicht in 
Betracht), b) die laufenden Ausgaben, die er erspart hat 
oder bei gehöriger Sorgfalt hätte ersparen können. Unter 
a dürften auch die Einkünfte fallen, die der Geschädigte 
aus einem von ihm infolge des Schadensfalls eingerich­
teten Ausweichbetrieb bezieht. Die Kosten der Einrich­
tung sind einmalige zusätzliche Ausgaben, die ersatz­
fähig sind. Dagegen sind nicht abzugspflichtig die Ein­
nahmen, die der Geschädigte aus einem anderen Betrieb 
bezieht, den er schon vor dem Schadensfall hatte, und 
der unversehrt geblieben ist. Unter b fallen bei Ge­
bäudeschäden namentlich Straßenreinigungsgebühren, Ge­
bühren für Müllabfuhr und Kanalisation, Schornsteinfeger­
gebühren, Wassergeld, Hausbeleuchtung, Heizungskosten, 
Instandsetzungskosten und Abschreibungen für Gebäude­
nutzung83).

Beseitigt der Geschädigte den Sachschaden selbst, so 
bleiben dem Reich Nutzungsentschädigungen erspart. 
Denn längstens mit Ablauf von drei Monaten nach Be­
seitigung des Sachschadens oder Zahlung des vollen Ent­
schädigungsbetrags für den Sachschaden kommt die Ent­
schädigung wegen Einnahmeentgangs in Fortfall (Nr. 3 
Abs. 1 Satz 1). Daher gibt die 2. AO. dem Geschädigten 
in jenem Falle Anspruch auf Ersatz der Kreditkosten 
(Zinsen und Kosten der Kreditaufnahme) neben dem Er­
satz der sonstigen zusätzlichen Ausgaben (Nr. 5 Abs. 1). 
Voraussetzung ist, daß er den Kredit zur Beseitigung des 
Sachschadens aufnehmen mußte und ihm nicht etwa selbst 
die Tragung der Kreditkosten wegen ihrer Geringfügig­
keit zugemutet werden kann. Ebenso hat er, wenn er aus 
eigenen Mitteln den Sachschaden beseitigt, Anspruch,auf 
4o/oige' Verzinsung der aufgewandten Beträge (Nr. 5 
Abs. 2). Voraussetzung dürfte aber in; beiden Fällen sein, 
daß der Sachschaden einen Nutzungsschaden (also nicht 
nur einen Nutzungsverlust) zur Folge hat31). Denn sonst 
könnte der Geschädigte Zinsen für die ihm geschuldete 
Sachentschädigung auch dann verlangen (vgl. Nr. 7 Abs. 2), 
wenn die Sachentschädigung mangels einer der Voraus­
setzungen des §9 Abs. 1 KSSchVÖ. für alsbaldige Ge­
währung ihm noch nicht ausgezahlt werden kann. Das 
RKA. hat zu dieser Frage bisher abschließend noch keine 
Stellung genommen35).

Ist bei Erlaß der Bescheide noch nicht zu übersehen, 
bis wann die Nutzungsentschädigung gewährt werden 
kann, so empfiehlt es sich, sie von einem bestimmten

82) RKA. 174/41 v. 25. Mürz 1942 (unveröffentlicht).
88) RdErl. v. 14. Juli 1942 (Anm. 22) Ziff. 6 u. 8. Wegen eines

Pauschsatzes für die ersparten Ausgaben für Instandsetzung usw.
s. Ziff. 7 des Erl.

Vgl. D a n c k e l m a n n  a .a .O ., Anm. 1 zu Nr. 5 der 2. AO.,
A 7 b S. 19 c.

35) RKA. 1 64/42 u. 71/42 v. 11. Nov, 1942 (werden beide ver­
öffentlicht).

\
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Zeitpunkt ab unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs zu 
gewähren36). Der Geschädigte ist bei Strafe verpflichtet, 
der Feststellungsbehörde von jeder Änderung der Ver­
hältnisse, die für die Festsetzung der Entschädigung von 
Bedeutung sein könnte, unverzüglich Anzeige zu machen 
(Nr. 9):

Der vorstehende Überblick über das Nutzungsschäden­
recht soll nur eine kurze Einführung >n dieses neuartige,

86) Bescheid des Präs, des RVO. v. 18. Okt. 1942, RKA. Pr. 849/42: 
DtVerw . 1942, 463.

überaus problematische Rechtsgebiet geben, macht aber 
in keiner Weise Anspruch darauf, erschöpfend zu sein. 
Vieles mußte schon im Hinblick auf die Raumbeschrän­
kung unerörtert bleiben. Das Nutzungsschädenrecht be­
rührt — wie wir gesehen haben — die allerverschieden­
artigsten Lebensverhältnisse und birgt eine Fülle von 
schwierigen Zweifelsfragen in sich, die erst allmählich ge­
klärt werden können. Es verlohnt sich, wenn auch die 
Wissenschaft, die diesen Problemen bisher wenig Inter­
esse zugewandt hat, sich an der Klärung beteiligt.

Übersicht über die Rechtsprechung zum Straßenverkehrsrecht
und dessen Nebengebieten

Von Amtsgerichtsrat W a l t e r  Br em in Schwabach, z. Z. in Nürnberg

(Frühere Übersichten: DR. 1941, 2422 und DR. 1942, 951) 
(Verzeichnis der Abkürzungen siehe DR. 1942, 951)

A . M a te r ie lle s  R echt

I. Z ivilrecht
1. S c h a d e n s e r s a t z

a) Nac h  BOB.
§ 195

Siehe Nr. 18.

§ 203
Siehe Nr. 52.

§ 210
1, Die in Art. 2 BayAGZPO. vorgesehene Abhilfeent­
scheidung ist eine Vorentscheidung im Sinn des § 210 
BGB. (HRR.42 Nr. 648 — OLG. München v. 27. Aug. 41).

§249
2, Ein Ursachenzusammenhang im Rechtssinn muß, auch 
wenn er an sich adäquat ist, dann verneint werden, 
wenn der an sich gegebene Zusammenhang nur ein so 
entfernter oder so besonders gestalteter ist, daß er ver­
nünftigerweise als solcher nicht mehr in Betracht ge­
zogen werden kann. Solche Ursächlichkeit fehlt daher, 
wenn ein städtischer Straßenbahnführer mit dem von ihm 
geführten Triebwagen einen mit der Straßenreinigung 
betrauten städtischen Arbeiter angefahren hat und die 
Stadt auf Grund des § 276 BGB. wegen schuldhafter 
Verletzung des Dienstverhältnisses von dem Straßen­
bahnführer Ersatz der Beträge verlangt, die sie als Trä­
gerin der Unfallversicherung für den Verletzten auf­
wenden mußte (DR. 42, 687 — RArbG. v. ll.N o v . 41).
3, Ein Fall nur äußeren, nicht ursächlichen Zusammen­
hangs liegt vor, wenn der Verletzte auf Grund seiner 
Veranlagung in der irrigen Vorstellung lebt, er sei krank 
und arbeitsunfähig. Für die Anwendung von §254 BGB. 
ist daher in solchem Falle kein Raum (DR. 42, 799 — 
RG. v. 13. Jan. 42).
4, Konnten die Folgen durch den Unfall nur deshalb
ausgelöst werden, weil die Anlage zu der Krankheit bei 
dem Verletzten bereits vorhanden war, so besteht ur­
sächlicher Zusammenhang. Dieser ist erst von dem Zeit­
punkt an nicht mehr gegeben, von dem an die Folgen 
ohne den Unfall auf Grund der Veranlagung voraussicht­
lich von selbst eingetreten wären (VAE. 42, 114 — RG. 
v. 29. April 42). 0
5, Der Aufwand der Reichsbahn an Gehaltskosten der 
Beamten bei Wiederherstellung beschädigter Bahnanlagen 
gehört zu den Schadensersatzkosten (VAE. 42, 70 — AG. 
Ludwigshafen a. Rh. v. 6. Febr. 42).
6, Bei Schrankenbeschädigungen hat der Ersatzpflichtige 
auch die durch die Instandsetzung oder Erneuerung der 
Schranke und die durch die Bewachung des Übergangs 
entstandenen Gehalts- und Lohnausgaben nebst den Ver­
waltungskostenzuschlägen zu ersetzen, sofern sich letztere 
im Rahmen der der VO. des Reichskommissars für die

Preisbildung v. 15. Nov. 1938 beigegebenen Leitsätze hal­
ten (VAE. 42, 111 — LG. Bonn v. 23.Sept.41).
7. Die Reichsbahn ist berechtigt, die Bezahlung der Ge­
haltsanteile und Löhne ihrer bei Wiederherstellungs­
arbeiten zu Lasten Dritter beschäftigten Beamten und 
Arbeiter sowie allgemein festgesetzte Gemeinkostenzu­
schläge zu verlangen. Dagegen findet ein Ersatz der 
Fahrkosten der hierbei verwendeten Bediensteten nicht 
statt, wenn sie mit den allgemeinen Zügen fahren (VAE. 
42, 112 — LG. Bielefeld v. 4. Dez. 41).

Siehe auch Nr. 44.

§ 254
8. Für eine Anwendung des § 254 ist erst Raum, wenn 
der ursächliche Zusammenhang zwischen Unfall und 
Schaden feststeht. Fehlt dieser, so kann von einem m i t -  
wirkenden Verschulden des Beschädigten nicht gesprochen 
werden (DR. 42, 799 -  RG. v. 13. Jan. 42).
9. Der Fahrgast ist nicht verpflichtet, für eine aus­
reichende Umschau zu sorgen, bevor er dem Kraftwagen­
führer die Weisung zum Anfahren gibt. Er ist insbeson­
dere nicht verpflichtet, eine zu überquerende Eisenbahn­
strecke zu beobachten (VAE. 42, 55 — RG. v. 14. Okt. 41).
10. Den Fahrgast, der mit dem Kraftwagenführer Alkohol 
getrunken hat, tr ifft ein MitverschuI<Jen an dem Unfall, 
den die Fahruntüchtigkeit des Fahrers herbeiführt (VAE. 
42, 148 —• OLG. Dresden v. 7. Mai 42).

Anm. s. DR. 42, 952 23 4 5 6 =  VAE. 42, 28.
11. Ein Fußgänger, der neben einem anderen während 
der Verdunkelung im Abstand von 3 m vom rechten 
Straßenrand auf der Fahrstraße geht, trägt das über­
wiegende Verschulden an dem Unfall, der dadurch ent­
steht, daß er infolge ungenügender Aufmerksamkeit auf 
den Fährverkehr von einem Kleinkraftrad von rückwärts 
angefahren wird (VAE. 42, 91 — OLG. Dresden vom
22. Jan. 42).
12. T ritt ein Fußgänger zur Zeit lebhaften Fährverkehrs 
auf der Straße von einer Verkehrsinsel herunter, ohne 
nach links zu schauen, so tr ifft ihn mitwirkendes Ver­
schulden, wenn er von einem an der Verkehrsinsel links 
vorbeifahrenden Kraftwagen angefahren wird (DR. 42, 
982 -  KG. v. 8. Jan. 42).
13. Für die Frage, ob die Witwe eines durch Straßen­
verkehrsunfall Getöteten den Schaden durch eigene Ar­
beit mindern muß, kommt es darauf an, in welchen w irt­
schaftlichen und sozialen Verhältnissen die Eheleute vor 
dem Unfall gelebt haben, ob die Ehefrau schon damals 
einen Beruf ausgeübt hat und ob die Übernahme einer 
Berufsarbeit in ihren Kreisen üblich war. Zeitweise M it­
arbeit im Geschäft des Mannes begründet nicht die 
Pflicht- zur Übernahme einer Berufsarbeit. Eine solche 
Pflicht ist um so weniger anzunehmen, wenn die Witwe 
Kinder hat, die noch der Fürsorge und Erziehung bedür­
fen. Die Kriegsverhältnisse ändern an diesen Grundsätzen 
jedenfalls so lange nichts, als die Witwe nicht zur Arbeit 
eingesetzt ist. Evtl, spätere Abänderung nach §323 ZPO. 
(VAE 42, 93 — RG. v. 13. Jan. 42).

Siehe auch Nr. 25, 26, 126 und 143.
22*
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14. Die Stadt als Trägerin der Unfallversicherung kann 
die einem versicherten Gefolgsmann gewährten Leistun­
gen nicht über den Rahmen der in der RVO. gegebenen 
Rückgriffsmöglichkeiten hinaus auf einen anderen Gefolgs­
mann abwälzen, wenn diesen nur ein gewisses Verschul­
den an dem Unfall des Versicherten trifft, nicht aber 
Vorsatz oder besonders grobe Fahrlässigkeit. Eine solche 
Ausnützung des Dienstverhältnisses widerspricht dem 
Grundsatz der Fürsorgepflicht des Unternehmers (DR. 
42, 687 -  RArbG. v. ll.N ov.41).
15. Der Kraftfahrer muß damit rechnen, daß Fußgänger 
durch das plötzliche Auftauchen des beleuchteten Kraft­
wagens in unmittelbarer Nähe neben ihm erschrecken 
(VAE. 42, 115 -  RG. v. 24. März 42).

§683
16. Ist ein Soldat bei einer Dienstfahrt mit dem Kraft­
wagen durch Zusammenstoß mit einem anderen Kraft­
wagen verletzt worden, so kann der Wehrmachtfiskus 
von dem anderen Kraftwagenhalter Erstattung der für 
den Soldaten aufgewendeten Kosten der Lazarettbehand­
lung aus Geschäftsführung ohne Auftrag verlangen (VAE. 
42, 92 — OLG. Dresden v. 12. Febr. 42).

§ 779
17. Ist es im Anschluß an einen Unfall zu einem Haft- 
pflichtvergleich gekommen, in dem eine Partei sich ver­
pflichtet hat, der anderen etwa noch notwendig werdende 
Heilbehandlungskosten zu ersetzen, dann kann sie sich 
—■ wenn später eine weitere Heilbehandlung notwendig 
wird — nicht darauf berufen, daß dem Verletzten infolge 
des Unfalls auch Ansprüche gegen eine Ortskrankenkasse 
und gegen das Reich erwachsen sind (R. 42, 132 — Darm­
stadt v. 1. Juli 41).

§ 781
18. Eine Erklärung des Schädigers gegenüber dem Un-' 
fallverletzten, daß er ihm nach den Bestimmungen des 
RHaftpflG. Schadensersatz leisten werde, ist keine vom 
ursprünglichen Schuldgrund losgelöste, selbständige Ver­
pflichtung nach § 781 BGB. Für Verjährung ist § 195 
BGB. nicht maßgebend (VAE. 42, 136 — RG. v. 17. April 
42).

Siehe auch Nr. 19.

§ 812
10. Erklärt sich der eine an einem Kraftwagenzusammen­
stoß beteiligte Halter bereit, die Hälfte des Gesamtscha­
dens zu tragen, und hat der Gegner den hierauf bezahl­
ten Geldbetrag angenommen, so kann sich jener nicht 
mehr darauf berufen, daß die Fahrt seines Wagens eine 
Schwarzfahrt gewesen sei und er daher nichts geschuldet 
habe (DAutoR. 42, 44 — OLG. Königsberg v. 26 März 
42).

Siehe auch Nr. 16.

§ 823
20. Der Geltendmachung eines Schadensersatzansprucns 
aus einem Kraftwagenunfall auf Ersatz des an dem Wagen 
entstandenen Schadens steht nicht entgegen, daß der Klä­
ger den Wagen unter Eigentumsvorbehalt gekauft und 
erst teilweise bezahlt hat (HRR. 42 Nr. 275 — OLG. 
München v. 29. Sept. 41).
21. Für eine solche Klagebefugnis (Nr. 20) ist der Besitz 
des Kraftfahrzeugbriefes ohne rechtliche Bedeutung 
(HRR. 42 Nr. 275 -  OLG. München v. 29. Sept. 41).
22. Für den Tod des herzkranken Vaters ist ein Kraft­
wagenunfall des Sohnes, bei dem dieser einen Armbruch 
erlitten hat, im Rechtssinn nicht ursächlich (HRR. 42 
Nr. 276 — OLG. Dresden v. 6. Nov. 41).
23. Ist ein Fahrzeug auf der Fahrbahn so zum Stehen 
gekommen, daß es den Verkehr behindert, so besteht die 
Pflicht zur Beseitigung dieses Verkehrshindernisses, wenn 
das Fahrzeug in eine weniger hinderliche Lage gebracht 
werden kann. Bei Stillstand des Kraftfahrzeugs hat auch 
der Halter neben dem Führer für eine ordnungsgemäße 
und ungefährliche Aufstellung seines Kraftfahrzeugs zu 
sorgen (DR. 42, 576 — OLG. Nürnberg v. 17. Nov. 41).

§276 24. Der Gemeinschaftsgedanke verlangt, daß die Anfor­
derungen an die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht 
überspannt werden. Es dürfen daher an den verkehrs­
sicheren Zustand einer Straße oder eines Platzes keine zu 
weitgehenden Forderungen gestellt werden. Kleine Un­
ebenheiten sind nicht zu vermeiden, geringfügige Sen­
kungen nicht immer sogleich zu beseitigen, auch nicht 
bei einem Bahnhofplatz (HRR. 42, 491 — OLG. München 
v. 19. Juni 41).

Anm. s. auch DR. 42, 95328 2L
25. Ein unter Alkoholeinfluß stehender Kraftwagenführer 
kann dem aus Gefälligkeit mitgenommenen Fahrgast 
gegenüber, der die Gefahr einer solchen Fahrt nicht er­
kannt hat und nicht hatte erkennen müssen, nicht ein­
wenden, dieser habe auf eigene Gefahr gehandelt oder 
stillschweigend auf die Haftung für Fahrlässigkeit ver­
zichtet (DAutoR. 42, 28 — RG. v. 14.Okt.41).
2(5. Für den sportmäßigen Schilauf g ilt die aus dem Zu­
sammenleben von Menschen sich ergebende allgemeine 
Regel, daß niemand berechtigt ist, ein Lebens- oder 
Rechtsgut eines Mitmenschen ohne rechtfertigenden 
Grund zu verletzen, daß also jeder Schiläufer verpflich­
tet ist, sich so zu verhalten, daß eine solche Verletzung 
nicht eintritt. Eine Zuwiderhandlung gegen diese allge­
meine Rechtspflicht kann nur im Rahmen des § 823 Abs. 1 
BGB. zu einer Schadensersatzpflicht führen. Wer hoch­
alpinen Schisport treibt, nimmt von vornherein gewisse 
Gefahren in Kauf. Die Vorschrift des §9 Abs. 2 StVO, 
kann auf den alpinen Abfahrtslauf nicht übertragen wer­
den. Der Übungs- und Tourenlauf kann zwar nicht völlig 
anderen Regeln unterstellt werden, als das organisierte 
Rennen; immerhin besteht die Verpflichtung zu erhöhter 
Rücksichtnahme auf andere Sportausübende. Pflicht eines 
gestürzten Schifahrers ist es, die Bahn unverzüglich zu 
räumen, soweit er hierzu in der Lage ist. Ist er an einer 
unübersichtlichen Stelle zum Sturz gekommen, weil er un­
vorsichtig fuhr, so tr ifft ihn ein Mitverschulden daran, 
daß ihn ein ihm folgender Schiläufer überfuhr (HRR. 42, 
572 — OLG. München v. 10. März 42).
27. Bei Verdunkelung sind an den Benützer einer städti­
schen Straße die strengsten Anforderungen hinsichtlich 
Vorsicht und Aufmerksamkeit zu stellen. Der Grund­
stückseigentümer haftet nicht, wenn ein Fußgänger über 
ein in der Straßenfluchtlinie angebrachtes Eisengitter fällt 
und sich verletzt (VAE. 42, 90 — LG. Köln v. 31.Okt.41).
28. Besteht an der Krümmung einer Straße die Gefahr, 
daß Benutzer am Rande des Gehwegs im Dunkeln eine 
steile Böschung herabstürzen, und ist diese Stelle des­
halb bis zum Kriege durch zwei Lampen die ganze Nacht 
hindurch beleuchtet worden, so besteht doch keine Pflicht 
der Gemeinde, wegen der Verdunkelung die Straße dort 
abzuschranken (R. 42, 102 — Stuttgart v. 8. Aug. 41).
20. Ist durch ein Kraftfahrzeug ein Kulturdenkmal (Post­
meilensäule) beschädigt worden, so ist der Schädiger ver­
pflichtet, die Kosten der Herstellung einer zeitgetreuen 
Nachbildung durch einen Bildhauer zu tragen, auch wenn 
das Urstück nur handwerksmäßig hergestellt war. Auch 
die Verwendung besseren Materials als des für das Ur­
stück benützten, berechtigt den Schädiger zu keinem 
Abzug, weil die hierdurch geschaffene Verbesserung noch 
nicht einmal genügt, um den Minderwert des Ersatz­
stückes gegenüber dem Urstück auszugleichen (VAE. 42, 
53 — OLG. Dresden v. 11. Dez. 41).

Siehe auch Nr. 9, 32, 35, 41, 66, 69, 106 und 153.

§ 831
30. Der Unternehmer haftet nicl^t für Schäden, die sein 
Arbeiter auf der Fahrt zu einer auswärtigen Arbeitsstelle 
oder bei der Ausbesserung des dabei benützten Fahrzeugs 
einem Dritten zufügt (R. 42, 230 — RG. v. 2. Juni 42).
31. An die Überwachung eines Kraftfahrzeugführers sind 
strenge Anforderungen zu stellen insbesondere, wenn der 
Fahrer den Führerschein noch nicht lange erworben hat 
(VAE. 42, 149 — RG. v. 16. Juni 42).
32. Für den Entlastungsbeweis genügt es nicht, daß der 
mit der Erfüllung der Streupflicht betraute Arbeiter zu­
verlässig war, es muß auch nachgewiesen sein, daß die

\
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Überwachung der Streuarbeit genügend häufig erfolgte 
(HRR. 4j2 Nr. 304 — OLG. Königsberg v. 16. Okt. 41).
33. An einen Straßenbahnfahrer, der einen Zug mit 
zwei beladenen Anhängern führen soll, sind besondere 
Anforderungen hinsichtlich Zuverlässigkeit und physischer 
Eignung zu stellen (VAE. 42, 70 — RG. v. 6. Jan. 42).
34. Der Entlastungsbeweis hinsichtlich eines Zug­
maschinenführers ist geführt, wenn der frühere Dienst­
herr des Fahrers diesem das Zeugnis großer Gewissen­
haftigkeit und Zuverlässigkeit ausstellt und der Beklagte 
den Fahrer bei seinen Fahrten öfters und unauffällig 
überwacht hat, ohne Beanstandungen veranlaßt zu finden, 
ln diesem Falle schadet auch1 eine frühere Verurteilung 
des Fahrers wegen fahrlässiger Körperverletzung im Ver­
kehr nicht, wenn es sich dabei nur um eine geringfügige 
Fahrlässigkeit gehandelt hat (VAE. 42, 70 — OLG. Dres­
den v. 18. Dez. 41).

Siehe auch Nr. 24.

§ 832
Siehe Nr. 103.

§836
35. Eine auf einem Privatgrundstück liegende, gegen die 
Straße mit einem Tor versehene Holzbrücke dient nicht 
dem allgemeinen Verkehr. Der Eigentümer haftet daher 
nicht für Schäden, die ein nichtberechtigter Benützer in­
folge außergewöhnlicher Belastung der Brücke erleidet. 
Der Benützer hat die Pflicht, sich zu vergewissern, ob er 
die Brücke gefahrlos befahren kann. Daß er die Fahrt im 
Aufträge der Organisation Todt ausgeführt hat, befreit 
ihn nicht von seiner Sorgfaltspflicht (HRR. 42 Nr. 305 — 
OLG. Karlsruhe v. 24.Sept.41).

§ 839
36. Macht ein auf einer Dienstfahrt begriffener Beamter 
zur Einkehr während der Mittagspause einen Umweg von 
einigen Kilometern, so wird dadurch die Dienstfahrt nicht 
unterbrochen. Für Unfälle auf diesem Umweg haftet da­
her die Körperschaft, für die der Beamte tätig wurde 
(VAE. 42, 151 -  RG. v. 4. Febr.42).
37. Der Lehrer hat Schäden durch den Unterricht nicht 
nur gegenüber den Schülern zu verhüten, sondern auch 
gegenüber Personen, die von der Amtspflicht nicht un­
mittelbar erfaßt werden, aber von ihr unbeabsichtigt be­
troffen werden können, insbesondere hat der Lehrer da­
für zu sorgen, daß ein zu Unterrichtszwecken geöffneter 
Schachtdeckel an dem am Schulhause vorüberführenden 
Gehweg wieder ordnungsgemäß geschlossen wird (DR. 
42, 621 — RG. v. 14. Nov. 41).
38. Fügt ein Beamter, Angestellter oder Arbeiter »der 
Reichsbahn, der dem Unternehmen „Reichsautobahnen“  
zur Dienstleistung zugeteilt ist, einem Dritten in Aus­
übung öffentlicher Gewalt schuldhaft Schaden zu, so haf­
tet dafür nicht die Reichsbahn, sondern die Reichsauto­
balm (R. 42, 133 -  RG. v. 4. Febr.42).
39. Schließen der Schranken ist keine Ausübung öffent­
licher Gewalt, auch dann nicht, wenn sich der Schranken­
wärter bemüht, ein von Dritten geschaffenes Hindernis 
für den Bahnverkehr zu beseitigen (R. 42, 231 — RG. 
v. 1. Juli 42). ,
40. Hat die Dienstfahrt eines Kraftwagens eines Land­
bauamtes die Anordnung und Besichtigung von Bau­
arbeiten an Staatsgebäuden zum Gegenstand, so liegt 
keine Ausübung öffentlicher Gewalt vor. Eine Dienstfahrt 
zu Zwecken der Ortsbesichtigung in Bauberatungsange­
legenheiten stellt dagegen eine hoheitliche Aufgabe dar 
(HRR. 42 Nr. 648 — OLG. München v. 27. Aug. 41).

Siehe auch Nr. 52 und 67.

§ 840
41. Ist auf unbeschranktem Übergang einer Reichsneben­
bahn ein Eisenbahnzug mit einem Kraftwagen zusammen­
gestoßen, so haftet neben der Reichsbahn (§ 1 RHaft- 
pflG.) die Baufirma, die durch Aufstellung von Baugerät­
schaften längs eines Teiles der Straße die Sicht des Kraft­
wagenführers auf dem Bahnübergang behindert hat (VAE.
42. 67 -  RG. v. 16. Dez. 41).

42. Bei der Prüfung der Erstattungsfähigkeit von Aus­
lagen für einen Aufenthalt in einem Kurort zur Heilung 
kann nicht auf die gesellschaftliche Stellung der Ange­
hörigen des Verletzten und diesen selbst Rücksicht ge­
nommen werden. Es gibt hier kein Vorrecht sozialer 
Klassen. Die Kosten für die Benützung der 2. Eisenbahn- 
kiasse können nicht wegen solcher gesellschaftlicher Stel­
lung, sondern nur aus sachlichen Gründen, z. B. wegen 
besonderer Pflegebedürftigkeit des Verletzten, ersetzt 
verlangt werden (HRR. 42 Nr. 490 — OLG. München vom 
24. Jan. 40).

§ 843
Siehe Nr. 4.

§ 844
43. Der Verdienst aus Dienstverpfüchtung ist aut die 
vom Haftpflichtigen an die Witwe des Unfallgetöteten zu 
zahlende Rente nicht anzurechnen (VEA. 42, 117 — OLG. 
Dresden v. 9. April 42).
44. Verlangt das Reich Erstattung seiner Aufwendungen 
für die Rente, die es der Witwe eines bei einem Kraft­
fahrzeugzusammenstoß getöteten Offiziers bezahlen muß, 
so kann der Ersatzpflichtige nicht entgegenhalten, daß 
das Reich das Ruhegehalt erspare, das es vom Zeitpunkt 
der mutmaßlichen Pensionierung des Offiziers an bei 
dessen Weiterleben hätte zahlen müssen. Die Ansprüche 
der Witwe nach § 844 Abs. 2 BGB. gehen gemäß § 134 
Abs. 2 WFVG. auf das Reich über, so daß es auf dessen 
etwaige Ersparnisse nicht ankommt (VAE. 42, 93 — OLG. 
Dresden v. 12. Febr.42).

Siche auch die Entscheidungen zu §10 KraftfG.

§ 845
45. Die besonders gute Leistung des Verletzten im Be­
triebe des Ersatzberechtigten ist bei der Bemessung des 
Wertes der entgehenden Dienste zu berücksichtigen 
(VAE. 42, 117 -  RG. v. 24. März 42).
46. Bei der Bemessung des Wertersatzes für entgehende 
Dienste ist der Wert der früheren Leistungen mit den 
jetzt noch möglichen und zumutbaren zu vergleichen 
(VAE. 42, 117 -  RG. v. 24. März 42).

§ 847
47. Eine FlaftPflichtversicherung des Schädigers muß bei 
der Bemessung des Schmerzensgeldes zugunsten des Ge­
schädigten insofern beachtet werden, daß der Schädiger 
nicht mit dem Einwand der Vermögenslosigkeit gehört 
wird. Beim vermögenslosen Versicherten entfällt also eine 
Niedrigerbemessung des Schmerzensgeldes wegen sei­
ner Vermögenslosigkeit (DR. 42, 1281 — OLG. Hamburg 
v. 1. Juli 42).
48. Stirbt der Verletzte, nachdem der Anspruch auf 
Schmerzensgeld rechtshängig geworden ist, so ändern 
sich die für die Höhe des Schmerzensgeldes maßgebenden 
Gesichtspunkte insofern, als nunmehr nicht mehr davon 
ausgegangen werden kann, daß der Verletzte als ver­
krüppelter Mensch noch lange hätte leben müssen und für 
lange Zeit in seiner Schaffenskraft und Lebensfreude be­
einträchtigt gewesen wäre (VAE. 42, 51 — OLG. Dresden 
v. 18. Nov. 41).
49. Für die Höhe des Schmerzensgeldes sind bei fast 
völligem Verlust der Sehkraft eines Auges nicht nur die 
ausgestandenen Schmerzen, sondern auch die erhebliche 
Einbuße des gewöhnlichen Sehvermögens und die erhöhte 
Gefahr einer völligen Erblindung bei einer Verletzung 
des noch gesunden Auges zu berücksichtigen (VAE. 42, 
94 — OLG. Dresden v. 5. Febr.42).
5«, Im Rechtsstreit zweier Kraftwagenhalter, die mit ihren 
Fahrzeugen zusammengestoßen sind, ist der Anspruch 
des Klägers auf Schmerzensgeld in voller Höhe dann be­
gründet, wenn der Zusammenstoß durch Verschulden 
des Bekl. ohne mitwirkendes Verschulden des Klägers 
erfolgt ist. Im übrigen hat Verteilung des Gesamtscha­
dens zu erfolgen, wenn der Kläger nicht hat erweisen 
können, daß er jede nach den Umständen des Falles ge­
botene Sorgfalt beobachtet hat (JurRdschPrVers. 42. 88 
— OLG. Oldenburg v. 27. Febr. 42).

§842
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51. Ein Schmerzensgeld von 5000 ¡UM ist bei Verrenkung 
und nachfolgender operativer Entfernung des rechten 
Sprungbeines angemessen (DAutoR. 42, 54 — OLG. Jena 
v. 5. Jan. 42).

§852
52. Die Verjährungsfrist beginnt, sobald der Verletzte 
alle Voraussetzungen des Schadensersatzanspruches mit 
Ausnahme seiner Höhe erkannt haben muß, insbesondere 
bei einem Anspruch aus § 839 BGB. die Rechtswidrigkeit 
und Schuldhaftigkeit der Amtshandlung. Hatte der Ver­
letzte zweieinhalb Monate vor Ablauf der Verjährungsfrist 
gegen die Versagung des Armenrechts Beschwerde ein­
gelegt, so durfte er mit einer rechtzeitigen Entscheidung 
über das Rechtsmittel rechnen, ln diesem Falle ist die 
Verjährung bis zur später ergehenden Beschwerdeent­
scheidung gehemmt (DR. 42, 619 — RG. v. 19. Dez. 41).

b) Nach  K r a f t f G .
t

§7
53. Halter ist auch, wer aus dem Betrieb des Kraftfahr­
zeugs nur mittelbare Nutzungen zieht. Die Verfügungs­
gewalt, die zur Annahme der Haltereigenschaft erforder­
lich ist, kann auch in der vollen Überlassung des Ge­
brauchs des Kraftfahrzeugs an einen anderen bestehen 
(Nutzung durch Vermietung oder Überlassung des Kraft­
fahrzeugs als Gegenleistung für Dienste oder geschäft­
liche Unterstützung). (VAE. 42, 134 — OLG. Dresden 
v. 5. Febr. 42).

54. Hat eine Gemeinde einen ihr gehörigen Lastwagen 
für den Westwallbau dem Reichs-Kraftwagenbetriebsver­
band zur Verfügung gestellt, so bleibt sie Halterin, auch 
wenn sie mit der Anstellung und Entlohnung des Wagen­
führers sowie mit der Bezahlung der laufenden Betriebs­
stoffe nichts zu tun hat (VAE. 42, 108 — OLG. Zwei­
brücken v. 5. Febr. 42).

55. Dafür, daß der Unfall im Betriebe eines Kraftwagens 
entstanden ist, ist nicht erforderlich, daß das fragliche 
Kraftfahrzeug die beschädigte Person oder Sache selbst 
berührt hat. Es genügt, wenn der Betriebsvorgang mittel­
bar einen Schaden herbeigeführt hat. So ist ein Unfall 
im Betrieb des Kraftwagens entstanden, dessen Fahrer 
durch ungenügendes Ausweichen den Absturz eines ent­
gegenkommenden Wagens über eine Straßenböschung 
verursacht hat (HRR. 42 Nr. 435 — OLG. München vom 
14. Jan. 42).

56. Ist ein Lastzug auf der Straße zum Stehen gekom­
men, der Motor des Triebwagens abgestellt und der An­
hänger vorübergehend abgehängt, so ist ein Zusammen­
stoß eines anderen Fahrzeugs mit dem Anhänger „im 
Betrieb“  des Lastzuges erfolgt (VAE. 42, 48 — OLG. 
Dresden v. 13. Nov. 41).
57. Begegnen sich zwei Kraftfahrzeuge und verletzt 
deren eines dabei einen gerade überholten Fußgänger, 
so hat sich der Unfall auch „beim Betrieb“  des anderen 
Kraftfahrzeugs ereignet (VAE. 42, 94 — OLG. Dresden 
v. 20. Nov. 41).

58. Vorschriftswidriges Verhalten des Fahrzeugführers 
bringt seinen Entlastungsbeweis nur dann zum Scheitern, 
wenn sein vorschriftswidriges Verhalten ursächlich für 
den Schaden gewesen ist oder die Ursächlichkeit unge­
klärt geblieben ist. Der Fahrzeugführer braucht im 
Augenblick der Gefahr nur Maßnahmen zu treffen, deren 
Eignung zur Verhütung des Unfalles er hätte erkennen 
können (JurRdschPrVers. 42, 55 — OLG. Dresden vom 
31. Juli 41).

59. Macht trotz Verbotes durch den Besitzer der Repa­
raturwerkstätte der Lehrling mit dem Wagen eines Kun­
den eine „Probefahrt“ , so ist diese rechtlich eine 
Schwarzfahrt. „Überlassen“  ist der Wagen vom Kunden 
nur dem Besitzer der Werkstätte, nicht auch dessen Ge­
sellen (HRR. 42 Nr. 306 — OLG. Königsberg v. 4. Dez. 41).

§ 10
60. Erheben die Hinterbliebenen Rentenansprüche, so 
steht jedem einzelnen Kläger nur eine seinem verlorenen

Unterhaltsanspruch entsprechende Rente zu, die für jeden 
besonders festzusetzen ist. Die Kläger sind nicht Gesamt­
gläubiger (JurRdschPrVers. 42, 71 — RG. v. 2. Dez. 41).

61. Wäre der verunglückte Vater nach seinen wirtschaft­
lichen Verhältnissen in der Lage gewesen, seinem Sohn 
auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres während der 
ersten Jahre nach der Lehrzeit und während seiner Dienst­
zeit im Reichsarbeitsdienst und bei der Wehrmacht Zu­
wendungen zu machen, so sind diese in Form einer 
Rente vom Schadensersatzpflichtigen zu ersetzen (VAE. 
42, 150 -  OLG. Dresden v. 22. Mai 42).
62» Dem Sohn des durch Kraftfahrzeugunfall Getöteten 
wird in der Regel nur eine Rente bis zur Vollendung 
seines 18. Lebensjahres zuzubilligen sein, weil er dann 
zum Arbeitsdienst und zum Heeresdienst eingezogen wer­
den wird (VAE. 42, 89 — RG. v. 13. Jan. 42).
63. Für die Dauer der Rente können außergewöhnliche 
Verhältnisse nicht maßgebend sein. War der Getötete in 
einem Betrieb beschäftigt gewesen, dessen Gefolgschafts­
mitglieder bis zum Beginn des gegenwärtigen Krieges 
mit dem 65. Lebensjahr abgebaut wurden, so kann nicht 
berücksichtigt werden, daß unter Umständen infolge des 
Mangels an Arbeitskräften und infolge der jetzigen 
Kriegsverhältnisse eine Beschäftigung über das 65. Le­
bensjahr hinaus möglich gewesen wäre (VAE. 42, 69 — 
OLG. Dresden v. 11. Dez. 41).
64. Die Ausdehnung der Rentendauer bis zum 70. Lebens­
jahr des Verunglückten ist bei dessen gutem Gesundheits­
zustand zur Zeit des Unfalls berechtigt, wenn es sich 
um einen Geschäftsmann ohne Altersversorgung handelt; 
denn es entspricht der Lebenserfahrung, daß ein solcher 
bis zu seinem 70. Lebensjahr arbeiten wird (VAE. 42, 89 
-  RG. v. 13. Jan. 42).

65. Bei der Frage, wie lange ein Maurer berufstätig sein 
kann, müssen die besonderen Umstände des Einzelfalles 
berücksichtigt werden. War der Maurer selbständiger 
Unternehmer, so ist auch zu prüfen, ob er sich nicht 
auch im vorgerückten Alter durch Betätigung in seinem 
Geschäft ohne körperliche Arbeiten einen Verdienst hätte 
schaffen können (VAE. 42, 149 — RG. v. 16. Juni 42).

§ 16
66. Der Halter eines Kraftfahrzeugs haftet n i c h t  o hn e  
w e i t e r e s  für den Unfall, den der Fahrer verursacht 
hat, weil er dem Fahrer den Wagen zu einer Betriebs­
feier überließ, bei der mit Alkoholgenuß zu rechnen war, 
und weil der Fahrer gesundheitlich nicht auf der Höhe 
seiner Leistungsfähigkeit gewesen ist (VAE. 42, 88 — 
OLG. Dresden v. 5. Febr. 42).

§ 17
67. Gegenüber dem Unfallverletzten Beamten als Kläger 
kann der Beklagte keine Ausgleichung wegen dessen 
angeblichen Mitverschuldens verlangen, wenn an Stelle 
des Klägers der Staat haftet, weil eine Dienstfahrt vor­
lag. Die Ausgleichung würde eine Verpflichtung des 
Klägers zum Schadensersatz kraft Gesetzes voraussetzen. 
Diese Verpflichtung tr ifft aber nicht ihn, sondern den 
Staat (VAE. 42, 89 — OLG. Dresden v. 5. Febr. 42).

Siehe auch Nr. 23 und 50.

§ 18
68. Diese Vorschrift begründet nur eine Haftung des 
Fahrers neben dem Halter des Kraftfahrzeugs, nicht aber 
eine Haftung des Halters (VAF 42. 89 — OLG. Dresden 
v. 12. Febr. 42).

Siehe auch Nr. 23 und 67.

c) Nac h  a n d e r e n  V o r s c h r i f t e n
g 1 RHaftpflG.

69. Die infolge des Kriegszustandes vorgeschriebene all­
gemeine Verdunkelung kann nicht als höhere Gewalt an­
gesehen werden. Die Verkehrssicherungspflicht der Bahn 
ist nicht damit erfüllt, daß sie alle Maßnahmen trifft, die 
ihr von der Verkehrspolizei als notwendig bezeichnet 
wurden. Sie muß vielmehr selbst prüfen, ob die angeord-

\
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neten Maßnahmen zur Sicherung des Verkehrs ausreichen 
oder wie sie durch sonstige Maßnahmen die mit dem Be­
trieb verbundenen Gefahren weiter verringern kann (DR. 
42, 578 -  RG. v. 20. Dez. 41).
70. Die Haftung der Straßenbahn wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Unfall durch die Verdunkelungs­
maßnahmen mitverursacht ist. Zur Anwendung dieser Be­
stimmung genügt eine bloße Mitverursachung durch die 
Straßenbahn, sofern sie, wie bei Unfällen in; aller Regel, 
adäquat ist. Durch die Verdunkelungsmaßnahmen: wird 
zwar die Betriebsgefahr der Straßenbahn erhöht, doch 
obliegt den übrigen Verkehrsteilnehmern zur Zeit der Ver­
dunkelung eine erhöhte Sorgfaltspflicht (DR. 42, 747 — 
RG. v. 6. Jan. 42).

Anm.: Siehe DR. 41, 2424« =  R. 41, 143.

§ 124 DBG.
71. Das Gericht ist nicht an die Entscheidung der Ver­
waltungsbehörde darüber gebunden, ob ein Dienstunfall 
vorliegt. Die Abgrenzung des Dienstweges ist Tatfrage 
(DR. 42, 621 — RG. v. 14. Nov.41).

§ 898 RVO.
72. Betriebsaufseher ist nicht jeder, der im Betrieb eine 
Maschine bedient, selbst wenn eine Nachlässigkeit in der 
Bedienung die Betriebssicherheit gefährden könnte. Es 
muß eine Aufsichtstätigkeit, wenn nicht über Betriebs­
angehörige, so doch über Betriebseinrichtungen hinzu­
kommen. Eine solche Aufsichtstätigkeit obliegt nicht dem 
Feuerwehrmann, der einen Dienstwagen zu fahren und 
zu pflegen hat (DR. 42, 581 — RG. v. 24. Okt. 41).

§ 899 RVO.
73. Eine nach §899 RVO. dem Unternehmer gleichge­
stellte Person hat nur dann der- Berufsgenossenschaft Er­
satz zu leisten, wenn sie in demselben Betrieb angestellt 
ist, aus dem heraus sich die Versicherungsleistungspflicht 
der Genossenschaft ergeben hat. Insbesondere haftet ein 
„Aufseher“  in einem städtischen Betrieb nicht für die 
Leistungen, welche die Stadt als Trägerin der Unfall­
versicherung für einen anderen ihrer Betriebe aufwenden 
mußte (DR. 42, 687 -  RArbG. v. 11. Nov.41).

74. Der Kraftwagenfahrer einer Bestattungsanstalt, dem 
die Führung und Pflege des Leichenwagens übertragen 
ist, ist als „Betriebsaufseher“  anzusehen (VAE. 42, 150 — 
OLG. Dresden v. 2. Juni 42).

§ 1 PreisstopVO.
75. Schadensersatzansprüche können nicht als Preise oder 
Entgelte im Sinne der PreisstopVO. angesehen werden, 
so auch nicht überhöhte Schadensersatzforderungen aus 
einem Autounfall (DAutoR. 42, 71 — BraunschwMdl. 
v. 30. Mai 42).

2. V e r s i c h e r u n g s a n s p r ü c h e  ,
§ 278 BGB.

76. Die Grundsätze über das Verschulden bei Vertrags­
schluß gelten auch für das Versicherungsverhältnis. Die 
den Abschluß eines Vertrags vorbereitenden Handlungen 
begründen bereits Beziehungen, die unter den Grund­
sätzen von Treu und Glauben stehen. Der Versicherer 
hat die Pflicht, bei den vorbereitenden Handlungen mit 
aller Offenheit dem Versicherungsnehmer gegenüberzu­
treten und die erforderlichen Erklärungen mit Bestimmt­
heit und Klarheit zu geben und hierbei auch die Inter­
essen des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Das 
g ilt besonders auch für die Deckungszusage des Ver­
sicherungsagenten (LIRR. 42 Nr. 394 — OLG. München 
v. 31. März 41).
77. Hat der nur zur Vermittelung von Vertragsabschlüs­
sen berechtigte Agent dem Haftpflichtversicherungsschutz 
begehrenden Antragsteller rückwirkend vorläufige Deckung 
für dessen Kraftwagen zugesagt, die erste Prämie berech­
net und entgegengenommen, so haftet die Versicherungs­
gesellschaft wegen des Verschuldens des Agenten. Der 
Schadensersatzanspruch beschränkt sich aber auf das 
negative Interesse (DJ. 42, 364 — RG. v. 21, Nov.41).

Siehe Nr. 47.

§ 8 VVG.
78. Ist in den AllgVersBed. vereinbart, daß die Kündi­
gung spätestens drei Monate vor Abschluß des Ver­
trages zu erklären ist, so muß die Kündigung dem Ver­
sicherer am letzten Tage vor Beginn der Frist zugehen, 
auch wenn dies ein Sonntag ist. § 193 BGB. findet keine 
Anwendung (JurRdschPrVers. 42, 60 — AG. Osnabrück 
v. 11. Dez. 41).

§ 43 VVG.
Siehe Nr. 77.

§ 59 VVG.
Siehe Nr. 76.

§ 149 VVG.
79. Ist der Versicherungsnehmer für einen Lastkraft­
wagen gegen Haftpflicht versichert und hat er bei der 
Antragstellung die Frage verneint, ob Fahrten ausgeführt 
werden, auf denen Personen befördert werden, so ist 
nicht jeder Anspruch auf Versicherungsschutz für Haft­
pflichtansprüche beorderter und bei einem Unfall ver­
letzter Personen ausgeschlossen. Der Versicherungsschutz 
für solche Personenschäden entfällt nicht, wenn gelegent­
lich einzelne Personen zur Beförderung auf dem Wagen 
mitgenommen werden (JurRdschPrVers. 42, 68 — RG. 
v. 24. Febr. 42).

Anm.: Siehe DR. 41, 242579 =  DJ. 41, 638.
Siehe auch Nr. 85.

§ 179 VVG
80. Aus den AllgVersBed. kann sich ergeben, daß der 
Versicherungsnehmer für die Unfreiwilligkeit des Unfalles 
beweispflichtig ist. An diesen Beweis sind hohe Anforde­
rungen zu stellen, wenn der Versicherer begründeten Ver­
dacht des Betruges äußert (R. 42, 108 — München vom 
22. Dez. 41).

§ 184 VVG.
81. Ein Verfahrensverstoß der Gutachter ist unerheblich, 
wenn er auf die Feststellung keinen Einfluß gehabt hat 
(DR. 42, 983 — RG. v. 10. Febr. 42).

§ 3 AKB.
82. Der Kraftfahrzeughalter kann dann entschuldbarer­
weise annehmen, daß der von ihm eingestellte Fahrer 
den Führerschein besitzt, wenn der Fahrer ihm von 
einem bekannten Kraftdroschkenbesitzer zugeführt wird, 
wenn er auf Befragen erklärt, er besitze den Führer­
schein und wenn er sich als mit der technischen Arbeits­
weise des in Frage kommenden Motors gut vertraut er­
weist (R. 42, 177 — Hamburg v, 12. Nov.41).

§ 12 AKB.
83. Ein Motorschaden, der dadurch entsteht, daß das 
Kraftfahrzeug eine Wasseransammlung auf der Straße 
durchfährt, ist nicht „durch Unfall verursacht“ , sondern 
reiner Maschinenschaden (HRR. 42 Nr. 315 — OLG. 
Breslau v. 23. Okt. 41).

§ 6 VO. ü. Vers. v. Kraftfahrz. v. 14. Febr. 38
84. Hat ein Kraftfahrzeughändler oder eine andere der in 
§ 6 Abs. 1 genannten Personen einen Anspruch der dort 
bezeichneten Art an einen nicht zu diesen Personen Ge­
hörigen abgetreten, so kann dieser den Anspruch nur ge­
mäß §11 geltend machen (DAutoR. 42, 40 — RG. vom 
5. Aug. 41).

VO. v. 3. Okt. 39.
85. Es besteht keine Anzeigepflicht des Versicherten bei 
der Wiederinbetriebnahme stillgelegter Kraftfahrzeuge, 
auch dann nicht, wenn der Versicherer durch eine Zusatz­
vereinbarung mit dem Versicherten eine solche Anzeige­
pflicht bedungen hat (JurRdschPrVers. 42, 75 — OLG. 
jena v. 3. März 42).

§ 847 BGB.
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II. Strafrecht
1. S t r a f g e s e t z b u c h

§ 2
86. Ein Kraftfahrer, der durch Auflegen einer Papp­
scheibe auf die Diagrammscheibe des Tachometers eine 
niedrigere Fahrgeschwindigkeit vortäuscht, als er in 
Wirklichkeit gefahren ist, ist in entsprechender Anwen­
dung des §267 StGB, zu bestrafe;! (DJ. 42, 529 — RG. 
v. 26. Juni 42).

§49
87. Beihilfe zur Verkehrsflucht des Fahrers begeht der 
Mitfahrer, der den Fahrer in seinem Entschluß zur Flucht 
bestärkt (VAE. 42, 161 — RG. v. 18. Juni 42).

§51
88. Auch wenn nicht sinnlose Trunkenheit vorliegt, ist 
eine krankhafte Störung der Geistestätigkeit oder eine 
erhebliche Verminderung der Zurechnungsfähigkeit mög­
lich (VAE. 42, 161 — RG. v. 18. Juni 42). \

§ 73
89. Ist der Beschuldigte infolge Alkoholgenusses nicht 
mehr zur sicheren Führung seines Kraftfahrzeugs in der 
Lage gewesen und hat er bei dieser Fahrt infolge zu 
großer Fahrgeschwindigkeit einen Fußgänger angefahren, 
während er einen nach1 der VO. v. 6. Sept. 39 unzulässigen 
Umweg machte und sodann eine Verkehrsflucht begangen, 
so stehen fahrlässige Körperverletzung (§ 230 StGB.), 
Trunkenheit im Verkehr (§§ 2, 71 StVZO.), Geschwindig­
keitsüberschreitung (§§ 1, 9, 40 StVO.), mißbräuchliche 
Kraftfahrzeugbenützung (§§ 1, 4 VO. v. 6. Sept. 39) und 
die Verkehrsflucht (§139a StGB.) in Tateinheit, weil die 
Tätigkeit des Fahrens alle diese strafbaren Handlungen 
zu einer Einheit zusammenschließt (VAE. 42, 75 — RG. 
v. 20. Jan. 42)'.
90. Für die Annahme von Tateinheit zwischen der auf 
ein und derselben Fahrt begangenen fahrlässigen Kör­
perverletzung, Verkehrsflucht und mißbräuchlicher Kraft­
fahrzeugbenützung ist es kein Hindernis, daß die Ver­
folgung der mit der gleichen Fahrt begangenen Über­
tretung nach §§ 2, 71 StVZO. (Alkoholgenuß) verjährt ist. 
Bindeglied ist die Tätigkeit des Fahrens (VAE. 42, 75 — 
RG. v. 20. Jan. 42).

§ 139 a
91. Keine Unfallflucht ist gegeben, wenn niemand in der 
Nähe ist, der die Feststellungen im Sinn des § 139 a 
machen kann, z. B. wenn der Verletzte tot oder bewußt­
los und sonst niemand anwesend ist. Aus dem Gedanken 
des §330c StGB, heraus ergibt sich jedoch für den Ver­
ursacher des Unfalles die Pflicht zur Hilfeleistung oder 
zur Meldung bei der nächsten Polizeistelle (DR. 42, 1140 
— RG. v. 4. Mai 42).
92. Ein besonders schwerer Fall liegt vor, wenn sich der 
Täter um den durch den Unfall schwer Verletzten nicht 
kümmert (VAE. 42, 160 — RG. v. 16. April 1942).

Siehe auch Nr. 87.
§ 222

93. Bei unübersichtlicher Kreuzung tr ifft den Kraftfahrer 
eine erhöhte Sorgfaltspflicht. Es kann insbesondere ver­
langt werden, daß er kurz vor der Kreuzung nochmals 
nach der Richtung Umschau hält, die bisher nicht voll 
zu übersehen war (DAutoR. 42, 39 — RG. v. 23. Mai 41).
94. Der Halter eines Kraftfahrzeugs ist gegenüber sei­
nen Betriebstätigen, beispielsweise gegenüber dem Brem­
ser des Anhängers, zu besonderer Fürsorge als Arbeit­
geber verpflichtet. Er muß insbesondere durch Belehrung 
und Überwachung ein lebengefährdendes Verhalten seiner 
Betriebstätigen verhindern (VAE. 42, 99 — RG. vom 
20. Febr. 42).
95. Der Kraftfahrer muß damit rechnen, daß ein die linke 
Straßenseite benützender Radfahrer unerwartet versuchen 
werde, den rechten Straßenrand wieder zu gewinnen 
(DAutoR. 42, 64 -  RG. v. 23. Sept. 41).
96. Die Möglichkeit, daß ein Mensch, sei es infolge Un­
falls oder Trunkenheit, auf der Straße zu liegen kommt,

\

liegt nicht außer aller Lebenserfahrung und ist deshalb 
nicht unvoraussehbar (DAutoR. 42, 68 — RG. vom 
21. Okt. 41).
97. Damit, daß auf einer unbeleuchteten Straße plötzlich 
Personen auftauchen können, muß der Kraftfahrer rech­
nen (DAutoR. 42, 70 — RG. v. 19. Sept. 41).
98. Hat der Fahrer keinen Führerschein für Lastkraft­
wagen, so kann es ursächlich für den Unfall sein, daß er 
die Führung des Lastzuges nicht abgelehnt hat. Fehlt 
ihm genügende Erfahrung im Führen von Lastzügen, so 
mußte er besonders vorsichtig sein (VAE. 42, 135 — RG. 
v. 25. Juni 42).
99. Wird ein Kraftwagen infolge der Glätte der Straßen­
oberfläche über die Fahrbahn seitlich hinausgetragen, so 
kann die Aufhebung der Bodenreibung nicht als die letzte 
Ursache hierfür angesehen werden. Die Aufhebung der 
Bodenreibung ist die Wirkung des Zusammenspiels ver­
schiedener Kräfte. Wenn die übrigen Umstände im Zu­
sammenspiel der Kräfte gleich bleiben, kann nur durch 
die Geschwindigkeit des Wagens die Bodenreibung bis 
zur praktischen Ausschaltung vermindert werden, Die Ge­
schwindigkeit ist daher die Ursache für die Unmöglich­
keit, die Fahrtrichtung beizubehalten. Im Prozeß ist daher 
zu prüfen, mit welcher Geschwindigkeit der Fahrer höch­
stens hätte fahren dürfen, um ein Abgleiten des Wagens 
zu vermeiden (VAE. 42, 94 — RG. v. 23. Dez. 41).
190. Hat der Fahrer die befahrene Autobahn zunächst 
trocken, schneefrei und vereinzelte Stellen mit festge­
frorenem Schnee bestreut vorgefunden, erblickt er dann 
vor sich in einer Mulde eine festgefrorene Schneedecke 
auf der Autobahn, so handelt er fahrlässig, wenn er sich 
ohne weiteres darauf verläßt, daß auch diese gestreut 
sein werde (VAE. 42, 94 — RG. v. 23. Dez. 41).
101. Der Straßenbahnschaffner handelt nicht fahrlässig, 
wenn er vor Abgabe des Abfahrtzeichens mit Sorgfalt 
den Verkehr an der rückwärtigen äußeren Wagentüre 
beobachtet und daraus schließt, daß niemand mehr aus- 
oder einsteigen will. Es ist nicht nötig, daß sich der 
Schaffner aus dem Wagen hinausbeugt, um Vorgänge 
außerhalb des Wagens sehen zu können (VAE. 42, 75 — 
RG. v. 9. Jan. 42).
102. Der Schaffner eines Straßenbahntriebwagens ist — 
soweit er nicht nach den örtlichen Betriebsvorschriften 
auch den Verkehr auf dem Anhänger zu beobachten hat — 
nicht verpflichtet, sich vor Abgabe des Abfahrtzeichens 
aus dem Wagen hinauszubeugen, um Vorgänge außerhalb 
des Wagens sehen zu können. Es genügt, wenn er den 
Einstieg zum Wagen beobachtet und angemessene Zeit 
Wartet, ob jemand zum Einsteigen dort erscheint (DJ. 42, 
628 -  RG. v. 11. Aug. 42).

§ 230
103. Die Aufsichtspflicht ist gegenüber einem vierjähri­
gen Kind dann nicht verletzt, wenn es einen Weg von 
etwa 250 m von der elterlichen Wohnung allein gehen 
soll, den es in Begleitung des Vaters und allein schon 
häufig gemacht hat und auf dem es Verkehrsstraßen nicht 
zu kreuzen hat (DAutoR. 42, 55 — RG. v. 26. Jan. 42).

Siehe auch Nr. 93, 120 und 131.

§267
Siehe Nr. 86.

§316
Siehe Nr. 148.

§ 330c
104. Der Kraftwagenführer, der in der Dunkelheit und
unter der Wirkung der Verdiinkelungsmaßnahmen auf 
einen Gegenstand heftig auffährt, muß sich überzeugen, 
welche Folgen der Anprall gehabt hat. Diese Pflicht be­
steht auch für den Mitfahrer (DR. 42, 1223 — RG. vom 
18. Juni 42). N

Siehe auch Nr. 91.
M

2. S t r a ß e n v e r k e h r s o r d n u n g

§ 1
105. Ständiges, langdauerndes Abstellen langer und hoher 
Lastfahrzeuge in einer Durchgangsstraße kann den Stra-
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ßenverkehr gefährden oder übermäßig behindern (DJ. 42, 
349 _  LG. Berlin v. 22. April 42).

Anm.: „Parken“  ist ein Verkehrsvorgang. Der zulässige 
Gemeingebrauch an der Straße beschränkt sich auf Ver- 
kehrsvorgänge. Wird die Straße aber zum regelmäßigen 
Abstellplatz benützt, so ist dies kein Verkehrsvörgang 
mehr, wird also nicht mehr durch den Gemeingebrauch 
gedeckt. Es liegt vielmehr ein Mißbrauch der dem all­
gemeinen Verkehr gewidmeten Straße vor, den § 1 
StVO, verbietet.
106. Ein Kraftfahrer, der an einer Verkehrsinsel links, 
statt rechts vorbeifährt, muß besondere Vorsicht, ins­
besondere gegenüber den Fußgängern walten lassen. 
Das gilt vor allem hinsichtlich der Fahrgeschwindigkeit, 
des seitlichen Abstands von der Verkehrsinsel und der 
Pflicht, wiederholt und rechtzeitig Signal zu geben (DR. 
42, 982 — KG. v. 8. Jan. 42).

107. Ein Überholen ist dann verboten, wenn dadurch ein 
entgegenkommender Fahrzeugführer zum Bremsen und 
zum scharfen Ausweichen nach rechts gezwungen wird 
(JurRdschPrVers. 42, 100 — OLG. Königsberg v. 28. April 
42).

108. Ein einbiegender Kraftwagenführer braucht nicht da­
mit zu rechnen, daß von mehreren hintereinander fahren­
den Radfahrern einer nicht acht gibt und kurz hinter 
seinem Vordermann einfach auf den Kraftwagen auffährt 
(VAE. 42, 160 — RG. v. 12. März 42).

109. Der Wartepflichtige darf mit einem verkehrsge­
mäßen Verhalten des Vorfahrtsberechtigten rechnen und 
insbesondere darauf vertrauen, daß dieser die gesetzliche 
Höchstgeschwindigkeit einhält (VAE. 42, 74 — RG. vom 
15. Jan. 42).

Anm.: Vgl. D R .41, 2427^1 und « 2.

110. Der Wartepflichtige braucht nicht damit zu rechnen, 
daß der von der Kreuzung noch weit entfernte Vorfahrts­
berechtigte seine Fahrgeschwindigkeit von 70—80. km/st 
an Stelle der gesetzlichen Höchstgeschwindigkeit von 
40 km/st bis zur Kreuzung beibehält (VAE. 42, 74 — RG. 
v. 16. Jan. 42).
111. Wenn beim Zurückstoßen eines Kraftfahrzeugs vom 
Führersitz aus nur ein schlechter Überblick über den 
rückwärtigen Teil der Fahrbahn gegeben ist, muß der 
Fahrer einen Sicherungsposten hinter dem Kraftwagen 
aufstellen, der das Rückwärtsfahren leiten und auf die 
sonstigen Verkehrsteilnehmer acht geben kann (HRR. 42 
Nr. 574 — OLG. München v. 6. März 42).
112. Auf einer Fernverkehrsstraße braucht der Kraft­
fahrer nicht damit zu rechnen, daß sich ein Kind, das 
sich in Begleitung Erwachsener befindet und mit diesen 
am Straßenrand stehengeblieben war, auf die Fahrbahn 
begibt, um diese noch vor dem Kraftwagen zu über­
queren. Er handelt jedoch schuldhaft, wenn er neben den 
Ausweichversuchen unterläßt, ein Warnzeichen zu geben 
(VAE. 42, 71 — OLG. Dresden v. 18. Dez. 41).
113. Bemerkt der Kraftwagenführer ein auf dem Bürger­
steig im Sand spielendes Kind, so braucht er damit, daß 
das Kind hinter einem dem Kraftfahrer entgegenkommen­
den Fuhrwerk auf die Fahrbahn laufen werde, nur dann 
zu rechnen, wenn der Kraftfahrer gesehen hat, daß das 
Kind sein Spiel aufgab und sich der Beobachtung des 
Fuhrwerks zuwendete (VAE. 42, 159 — RG. v. 2. April 42).

114. Der Straßenbahnfahrer darf sich darauf verlassen, 
daß ein Fußgänger, der zunächst zwar die Fahrstraße 
überquerte und auf die Schutzinsel zuging, angesichts des 
unter Warnzeichen herannahenden Straßenbahnzugs auf 
der Schutzinsel stehenbleiben wird (VAE. 42, 159 — RG. 
v. 20. April 42).

Siehe auch Nr. 15, 23, 26, 97, 99, 100 und 143.

§3
115. Der Fahrer darf sich durch veraltete Verkehrszeichen 
nicht täuschen lassen. Er muß die geltenden Verkehrs­
zeichen so genau kennen, daß er sie von veralteten unter­
scheiden kann (VAE. 42, 94 — RG. v. 3. Febr. 42).
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116. Abs. 3 Satz 1 enthält keine selbständige Strafrechts­
norm, sondern nur eine allgemeine Sorgfaltsregel. Eine 
Verurteilung nach Satz 1 ist deshalb nicht rechtlich mög­
lich (VAE. 42, 94 — RG. v. 20. Febr. 42).

§8
117. Dem Verkehrsteilnehmer, der mit seinem haltenden 
Fahrzeug den Straßenverkehr, insbesondere den der 
Schienenfahrzeuge, behindern würde, ist es gestattet, den 
Fußsteig für die Aufstellung seines Fahrzeugs teilweise 
mit zu benützen und dadurch den Fußgängerverkehr für 
die kurze Zeit des Haltens zu beschränken. Vorausset­
zung ist aber, daß wegen der Notwendigkeit des Ab­
ladens größerer Lasten das Aufstellen des Fahrzeugs an 
anderer, weniger hinderlicher Stelle nicht zumutbar und 
die Beengung auf dem Gehsteig nicht übermäßig ist. Für 
die Frage, ob ein Aufstellen des Fahrzeugs auf der ent­
gegengesetzten Straßenseite nach vorherigem Wenden 
gefordert werden kann, ist zu berücksichtigen, ob durch 
das Abladen über die Fahrbahn hinweg der Verkehr auf 
dieser nicht zu stark gefährdet würde (DAutoR. 42, 30 — 
AG. Freital v. 21. Jan. 42).
118. Beim Einbiegen nach links in eine Einbahnstraße, 
in der mit entgegenkommenden Fahrzeugen nicht zu 
rechnen ist, braucht nicht ein so weiter Bogen ausgeführt 
zu werden, daß sofort die rechte Seite der Einbahnstraße 
erreicht wird. Es darf ein enger Bogen genommen wer­
den, um eine reibungslose Einordnung in den Verkehr zu 
ermöglichen (VAE. 42, 115 — RG. v. 24. März 42).
119. Verkehrsinseln sind rechts zu umfahren, wenn die 
Breite der Fahrbahn das zuläßt. Ein Überholen durch 
Linksvorbeifahren ist dann unzulässig (DR. 42, 982 — 
KG. v. 8. Jan. 42).

Siehe auch Nr. 124.

§9
120. Der Fahrzeugführer braucht bei Bemessung seiner 
Fahrgeschwindigkeit auf einer Hauptstraße nicht damit 
zu rechnen, daß aus einem auf die Hauptstraße münden­
den Hohlweg plötzlich ein Kind auf einem Tretroller in 
seine Fahrbahn gelangen könnte (JurRdschPrVers. 42, 
55 — OLG. Dresden v. 31. Juli 41).
121. Die Pflicht, die Fahrgeschwindigkeit der Sichtweite 
anzupassen, kann unter Umständen bei Straßenbahnen 
entfallen, besonders bei solchen, die nicht im Stadt­
inneren, sondern in Außenbezirken auf eigenem Bahnkör­
per verkehren (DR. 42, 792 — RG. v. 12. Febr. 42).

Anm.: Es dürfte insbesondere darauf ankommen, ob die 
Straßenbahn „auf besonderem Bahnkörper“  oder „auf 
eigenem Bahnkörper“  (AusfBest. z. BÖStrab. Ziff. 16) 
verläuft. Je nachdem ergibt sich die weitere Frage, ob 
§9 StVO, unmittelbar oder entsprechend oder überhaupt 
nicht anwendbar ist, wobei auch § 41 BOStrab. von Be­
deutung ist (vgl. DR. 42, 9532i).
122. Beachten auf der Fahrbahn rollschuhlaufende Kinder 
die Warnzeichen des Kraftfahrzeugführers nicht, so muß 
sich dieser rechtzeitig auf die Gefahrenlage einstellen, ins- 
besolidere seine Geschwindigkeit der Gefahrenlage ent­
sprechend ermäßigen (VAE. 42, 155 — RG. v. 11. Mai 42).
123. Während der Verdunkelung haben Kraftfahrer an 
Kreuzungen und beim Einbiegen eine nur mäßige Ge­
schwindigkeit einzuhalten, bei der Unfälle vermieden wer­
den können (DAutoR. 42, 31 — RG. v. 9. Dez. 41).

Siehe auch Nr. 26, 109, HO, 126 und 134.

§ 10
124. Bei einer Straße ohne Gehweg kann der Fuß­
gänger die gepflasterte Fahrbahn benützen und ist nicht 
auf den Sommerweg beschränkt (HRR. 42 Nr. 618 — RG. 
v. 17. Juli 41).

Siehe auch Nr. 107 und 119.

§ 13
125. Eine schuldhafte Verletzung des Vorfahrtsrechtes 
seitens des Wartepflichtigen liegt immer dann vor, wenn 
er in die Kreuzung einfährt, ohne mit Gewißheit darauf

§7
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rechnen zu können, da!! er die ganze Kreuzung ungefähr­
det durchfahren werde. Wenn es zwischen den Fahr­
zeugen des Wartepflichtigen und des Vorfahrtsberechtig­
ten auf der Kreuzung tatsächlich zu einem Zusammenstoß 
gekommen ist, so ist damit der Beweis des ersten An­
scheins erbracht, daß der Wartepflichtige das Vorfahrts­
recht des anderen schuldhaft verletzt hat (DR. 42, 746 — 
RO. v. 4. Febr. 42).
126. Stoßen an einer Kreuzung von Straßen gleicher Ord­
nung ein geradeaus fahrendes Fahrzeug und ein ent­
gegenkommendes, in seiner Fahrtrichtung nach links 
einbiegendes Fahrzeug zusammen, so kann ein Mitver­
schulden des Lenkers des geradeausfahrenden, an sich 
vorfahrtsberechtigten Fahrzeugs vorliegen, sofern näm­
lich festgestellt wird, daß der Lenker des vorfahrtsberech­
tigten Fahrzeugs die Geschwindigkeit desselben nicht dar­
auf eingerichtet hat, einem von rechts kommenden, ihm 
gegenüber Vorfahrtsberechtigten die Vorfahrt rechtzeitig 
einräumen zu können (DR. 42, 578 — RG. v. 2. Dez. 41).
127. Mündet eine Nebenstraße an einem Straßenknie der 
Flauptstraße ein, so g ilt für die Vorfahrt die allgemeine 
Regel des § 13 Abs. 1 StVO. Die Namensbezeichnungen 
der Straßen sind für die verkehrsrechtliche Betrachtung 
ohne Bedeutung (DR. 42, 571 — RG. v. 26. Jan. 42).

128. Um eine Kreuzung handelt es sich auch dort, wo 
die einander schneidenden Straßen ihre Fortsetzung nicht 
genau gegenüber der Einmündungsstelle, sondern mit 
geringer seitlicher Versetzung finden (HRR. 42 Nr. 62Ü
— RG. v. 4. Juni 42).
129. Nähert sich der Kraftfahrer einer Straßengabel, so 
muß er sich auf die Möglichkeit einrichten, daß die von 
ihm befahrene Vorrechtstraße sich in dem einen wie in 
dem anderen Straßenteil fortsetzen kann (VAE. 42, 96 — 
RG. v. 3. Febr. 42).
130. Das Vorfahrtsrecht geht nicht dadurch verloren, daß 
sich der Wartepflichtige beim Zusammenstoß bereits in 
der Mitte der Flauptstraße befunden hat (DAutoR. 42, 69
-  RG. v. 25. April 41).
131» Wenn der Vorfahrtsberechtigte merkt, daß der 
Wartepflichtige am Steuerrad hantiert, so daß er an­
nehmen kann, daß dieser ihm die Vorfahrt einräumen will, 
kann ihm nicht vorgeworfen werden, daß er sich nicht 
sofort auf die Mißachtung seines Vorfahrtsrechtes ein­
gestellt hat (DAutoR. 42, 38 — RG. v. 5. Sept. 41).

132. Das auf der Spitze stehende Dreiecksschild „Vor­
fahrt auf der Hauptstraße achten“  gibt dem auf der 
Nebenstraße entgegenkommenden und in die Vorreeht- 
straße links einbiegenden Fahrer kein Vorrecht gegen­
über dem auf der Nebenstraße geradeaus bleibenden 
Verkehr (VAE. 42, 56 — RG. v. 2. Dez. 41).

133. Das Abgeben von Richtungszeichen gibt dem Warte- 
pflichtigen nicht schon das Recht zur Vorfahrt. Er muh 
nach allen Seiten Ausschau halten, ob die Überquerung 
der Kreuzung gefahrlos möglich ist (HRR. 42 Nr. 573 — 
OLG. München v. 30. März 42).
134. Es kann nicht verlangt werden, daß der wartepflich­
tige Straßenbahnführer einer Großstadt sich einer un­
übersichtlichen Kreuzung nur in ganz geringer Ge­
schwindigkeit nähert oder gar vorher anhält; denn die 
Zügigkeit des großstädtischen Straßenbahnverkehrs muß 
gewährleistet bleiben (VAE. 42, 155 RG. v. 2. Juli 42).

Siehe auch Nr. 109, 110 und 148.

§ 15
135. Auf einer Straße mit größerem Verkehr oder bei 
Dunkelheit wird ein haltendes Fahrzeug in der Regel 
nur dann nicht als Verkehrshindernis gelten können, wenn 
es auf der äußersten rechten Fahrbahnseite steht (DAutoR. 
42, 30 — LG. Stuttgart v. 30. Okt.41).

Siehe auch Nr. 117.

§ 16
136. Ein Kraftfuhrunternehmer darf einen schadhaft ge­
wordenen Anhänger nicht in verkehrshindernder Weise 
über Nacht auf der Straße stehen lassen. Es kann ihm zu­

\

gemutet werden, daßs er den Anhänger entlädt, um ihn 
abschleppen zu lassen, wenn die Entfernung von der 
Straße nicht anders möglich ist (JurRdschPrVers. 42, 119 
— RG. v. 14. Juli 42).

Siehe auch Nr. 105.

§ 17
137. Schuldhaft handelt, wer nach links ausbiegt, um den 
Rechtsbogen in eine Grundstückseinfahrt zu gewinnen 
und so mindestens die rechte Fahrbahnhälfte sperrt, ohne 
sich zu vergewissern, daß er dadurch kein nachfolgendes 
Fahrzeug in eine schwierige Lage bringt (VAE. 42, 73 — 
OLG. Dresden v. 2. Dez. 41).

§ 24
138. Wird durch Herabklappen der rückwärtigen Klappe 
beim Entladen eines Lastkraftwagens das rückwärtige 
rote Licht verdeckt, so muß am oberen Teil des Wagens 
eine entsprechende rote Beleuchtung angebracht werden, 
auch wenn von der Innenbeleuchtung des Wagens. Licht 
auf die Straße fällt (DAutoR. 42, 55 — LG. Berlin vom 
28. März 42).
139. Der Fahrzeughalter muß dem Lastzug für alle 
Fahrzeuge Sicherheitslampen mitgeben.

Siehe auch Nr. 23.

§27
149. Auf Straßen ohne Radwege müssen Radfahrer, die 
ihr Rad führen, äußerst rechts gehen (VAE. 42, 73 — 
OLG. Dresden v. 11. Dez. 41).
141. Für den in die Fahrbahn einbiegenden Radfahrer 
begründet Abs. 3 eine über die' Sorgfaitspflicht nach § 1 
StVO, hinausgehende besondere Pflicht, den Verkehr in 
der Fahrbahn nicht zu behindern oder zu gefährden 
(VAE. 42, 157 — RG. v. 30. April 42).

§36
142. Das Abspringen des Fahrgastes schon während des 
Auslaufens des Straßenbahnwagens vor Haltestellen ist als 
Abspringen während der Fahrt verboten (OLG. Dresden 
v. 13. Nov. 41).

§37
143. Ein Belag von 30 cm Schnee auf der Gehbahn recht­
fertigt bei einem nicht ganz kurzen Weg die Benutzung 
der einigermaßen schneefreien Fahrbahn durch den Fuß­
gänger. Es besteht keine Pflicht für Fußgänger, auf 
Landstraßen ohne Gehweg links zu gehen. Der die Fahr­
bahn benützende Fußgänger muß auf Fahrzeuge weit­
gehend Rücksicht nehmen (DR. 42, 576 — OLG. Nürn­
berg v. 11. Nov. 41).
144. Fußgänger dürfen nur auf Landstraßen ohne Geh­
wege links gehen (VAE. 42. 73 — OLG. Dresden vom 
11. Dez. 41).

145, Die „Bilderfolge“  des Reichsführers über Ver­
halten im Verkehr ist lediglich Aufklärungsschrift, sie 
führt keine Änderung der Vorschriften der StVO, herbei 
(VAE. 42, 73 -  OLG. Dresden v. 11. Dez. 41).

Siehe auch Nr. 26.

3. A n d e r e  Ges e t z e  
§ 1 KraftfGebrVO.

146, Das Merkmal des in Gebrauchnehmens eines Kraft­
wagens erfüllt auch, wer sich von einem anderen mit dem 
fremden Kraftwagen fahren läßt und zu diesem Zweck 
die Fahrt veranlaßt, die sonst unterblieben wäre.’ Der 
andere kann je nach seiner Willensrichtung Mittäter oder 
Gehilfe sein (DR. 42, 1223 — RG. v. 18. Juni 42).
147, Der Ehemann, der ein zum Vorbehaltsgut seiner 
Ehefrau gehöriges Damenfahrrad mit ihrem Einverständ­
nis benützt, wird durch die VO. geschützt und kann 
Strafantrag stellen (DAutoR. 42, 39 — RG. v. 13. Nov. 41).
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§ 79 EisBBetrO.
148. Wer mit einem Motorschlepper und zwei Anhängern 
den unbeschrankten Übergang einer Kleinbahn befahren 
will, muß b e i, unzureichender Übersicht über die Bahn­
strecke seinen Mitfahrer zur Beobachtung an die Bahn­
kreuzung vorausschicken (VAE. 42, 72 — Rü. v. 11. Dez. 
41).

§,4 VO. v. 6. Sept. 39
140. Ein nicht durch das öffentliche Interesse gedeckter 
Umweg stellt eine mißbräuchliche Benützung des Kraft­
fahrzeugs dar (VAE. 42, 161 —■ RO. v. 25. Juni 42).

B . P ro ze ß rec h t
I. Zivilprozeß

§ 3 ZPO.
150. Ist bei unbezifferten, der Höhe nach ins gericht­
liche Ermessen gestellten Klageansprüchen das Gericht 
hinter der Schätzung des Klägers zurückgeblieben, hatte 
der Kläger seine Ansprüche aber nur in einem Maße 
übersetzt, wie es durch die Unsicherheit jeder Schätzung 
bedingt ist, so ist der Streitwert den zu g e s p r o ­
chenen  Beträgen anzugleichen, und es können dem Be­
klagten nach § 92 Abs. 2 die ganzen Kosten auferlegt 
werden (HRR. 42 Nr. 580 — OLG. Zweibrücken vom 
9. Mai 42).

§91 ZPO.
151. Reisekosten einer Partei, die durch eine auf Er­
fordern des gerichtlichen Sachverständigen vorgenom­
mene Reise entstehen, sind regelmäßig erstattungsfähig 
(DR. 42, 591 -  KG. v. 12. Jan. 42).

§ 92 ZPO.
Siehe Nr. 150.

§ 258 ZPO.
152. Die Zuerkennung einer Schadensrente für die Zu­
kunft ist nur dann berechtigt, wenn nach der voraussicht­
lichen Entwicklung der Verhältnisse derartige Rentenbe­
träge tatsächlich fällig werden und ein begründetes 
Rechtsschutzinteresse des Geschädigten an einem alsbal­
digen verurteilenden Erkenntnis besteht (JurRdschPrVers. 
42, 122 — KG. v. 17. April 42).

§ 282 ZPO.
153. Die Annahme, daß beim Zusammenstoß zwischen 
einem beladenen Lastzug und einem Personenwagen eine

eringere Geschwindigkeit des Lastzugs die Folgen des 
usammenstoßes für den Personenkraftwagen und seine 

Insassen erheblich verringert hätte, bedarf genauen Nach­
weises in allen Einzelheiten (JurRdschPrVers. 42, 106 — 
RG. v. 27. April 42).

Anm.: Siehe DR. 42, 952^.
154. Beweis des ersten Anscheins beim Verletzen des 
Vorfahrtsrechts siehe Nr. 125.

§ 286 ZPO.
155. Aus dem Umstand, daß der Kraftfahrzeugführer un­
mittelbar nach dem Unfall für ihn ungünstigere Angaben 
über die Unfallursache gemacht hat als später, kann noch 
nicht geschlossen werden, daß diese späteren Angaben 
falsch seien (VAE. 42, 92 — RG. v. 10. Febr. 42).

§ 406 ZPO.
156. Der Umstand allein, daß der als Sachverständiger 
im Haftpflichtprozeß zugezogene Arzt den Verletzten 
nach dem Unfall behandelte, kann die Besorgnis der Be­
fangenheit nicht rechtfertigen, zumal dann nicht, wenn 
das vom Sachverständigen erforderte Gutachten nicht 
die ärztliche Behandlung, sondern lediglich die Frage der 
Erwerbsbeschränkung betrifft (R. 42, 235 — Hamm vom 
5. Dez. 41).

§ 90 GKG.
157. In einem Rechtsstreit, den jemand gegen das Deut­
sche Reich führt, sind die von ihm vorschußweise ge­
zahlten Gebühren und Auslagen nicht im Wege des

Kostenfestsetzungsverfahrens, sondern unmittelbar aus 
der Reichskasse zu erstatten, falls das Reich die Kosten 
des Rechtsstreits vergleichsweise übernommen hat (R. 42, 
1105).

11. Strafprozeß
§ 74 StPO.

158. Der Umstand, daß der Sachverständige im Auftrag 
des Staatsanwalts im Vorverfahren an allen Beweis­
erhebungen, zum Teil unter selbständiger Fragestellung, 
teilgenommen hat, macht ihn keineswegs als Sachver­
ständigen für die Hauptverhandlung ungeeignet oder be­
fangen (DR. 42, 573 — RG. v. 19. Dez. 41).

§ 261 StPO.
159. Die allgemeine Lebenserfahrung spricht nicht da­
gegen, daß ein Kraftfahrer die Geschwindigkeit eines ihm 
entgegenkommenden Kraftwagens einigermaßen schätzen 
kann (VAE. 42, 94 — RG. v. 3. Febr. 42).

§ 337 StPO.
160. Die Auslegung der einzelnen Bestimmungen einer 
Dienstanweisung für den Fahrdienst einer Straßenbahn 
ist, wie bei allen für den inneren Dienst bestimmten Vor­
schriften, Sache des Tatrichters. Ob aber aus der G e ­
s a m t h e i t  der Dienstvorschriften die einzelne Bestim­
mung zutreffend angewendet und der Beurteilung des 
Sachverhalts zugrunde gelegt worden ist, unterliegt der 
rechtlichen Nachprüfung des Revisionsgerichts (VAE. 42, 
76 — RG. v. 22. Jan. 42).

§ 395 StPO.
161. Auch für den Nebenkläger läuft eine Frist zur 
Rechtsmitteleinlegung. Zuständig für die Zulassung des 
Nebenklägers beim Anschluß durch Einlegung eines 
Rechtsmittels ist das Rechtsmittelgericht. Die Zulassung 
durch das unzuständige Landgericht bindet das Revisions­
gericht nicht (DR. 42, 1275 — RG. v. 12. Juni 42).

C.  A n h a n g
162. § 1293 ABGB. Der ursächliche Zusammenhang zwi­
schen'Unfall und Beschwerden des Verletzten ist auch 
dann gegeben, wenn der Verletzte schon vor dem Unfall 
eine Anlage zur Erkrankung hatte und seine Beschwer­
den nur wegen dieser Anlage durch den Unfall ausgelöst 
worden sind. Der ursächliche Zusammenhang wird auch 
dadurch nicht ausgeschlossen, daß der nämliche Erfolg, 
der durch den Unfall eingetreten ist, auch durch ein an­
deres Ereignis eingetreten wäre, das bestimmt stattge­
funden hätte. Veranlagung des Verletzten ist nur insofern 
von Bedeutung, als sie ähnlich wie das fortschreitende 
Lebensalter im Laufe der Zeit ohne das Eintreten eines 
die Erkrankung besonders fördernden Ereignisses die 
Erwerbstätigkeit des Verletzten herabsetzt und dadurch 
die Höhe des Schadens beeinflußt (DR. 42, 987 — RG. 
v. 29. April 42).
163. § 2 ÜstKraftHG. Die Sicherung der Eingangstüre 
eines Autobus ist grundsätzlich eine Obliegenheit des 
Wagenschaffners und, wenn der Lenker diesen Dienst 
mit versieht, Sache des Lenkers. Das gilt auch im Falle 
der durch Kriegsmaßnahmen bedingten Überfüllung und 
auch während der Verdunkelung (DAutoR. 42, 72 — RG. 
v. 29. Sept. 41).
164. §2 ÜstKraftHG. Verstößt der Omnibusführer gegen 
die Pflicht, erst nach genügender Entfernung des Abge­
stiegenen abzufahren, so liegt kein von der Haftung 
befreiendes Ereignis darin, daß der mit dem Mantel in 
die Türe eingeklemmte Fahrgast die Türe beim Verlassen 
selbst geschlossen hat (VAE. 42, 118 — RG. v. 21. Jan. 42).
165. §2 ÜstKraftHG. Hat der Lenker eines Omnibus im 
öffentlichen Verkehr die Eing'angstüre vor Abfahrt nicht 
gesichert, so ist die Tatsache, daß sich ein aus dem fah­
renden Wagen gestürzter Fahrgast nicht an einer G riff­
stange ängehalten hat, sondern an der Lehne des Füh­
rersitzes, kein von der Haftung befreiendes Ereignis 
(VAE. 42, 118 -  RG. v. 21. Jan. 42).
166. Art. 131 WeimVerf. Für die Haftung der Gemeinde-
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beamten g ilt auch in den Gauen der. Ostmark Art. 131 
WeimVerf., § 1 des Oes. v. 22. Mai 1910 (RGBl. 798) und 
§ 839 BGB. Die ehemaligen Bestimmungen des § 14 der 
Österr. Bundesverf. 1934 und das Hofdekret v. 14. März 
1806 (JGS. Nr. 758) gelten nicht mehr (HRR. 42 Nr. 554 
— RG. v. 25. Febr. 42).

§1 BeamtenhaftpflichtG. v. 22. Mai 1910 siehe Nr. 166. 
§ 839 BGB. siehe Nr. 166.

167. §335 ÖstStGB. Die Fahrgeschwindigkeit ist der Ver- 
kehrsiage anzupassen. Beim Fahren aus einer Reichs­
straße in eine nach links rechtwinkelig abzweigende 
Nebenstraße muß der Kraftfahrer die Verkehrslage genau

beobachten und seine Geschwindigkeit danach einrichten 
DAutoR. 42, 71 — LG. Graz v. 10. Juli 42).

168. §48SudKVG. Ist die Klage nicht nur auf das KVG., 
sondern auch auf das Verschulden der Beklagten nach 
§§ 1295, 1325 ABGB. gestützt, so ist eine Verteilung des 
Schadens auf die mehreren bei dem Unfall beteiligten 
Kraftfahrzeugführer entsprechend der Größe ihrer Ver­
antwortlichkeit für den Unfall nicht zulässig, sondern sie 
haften gemäß § 1302 ABGB. sämtlich als Gesamtschuldner 
für den ganzen Schaden (VAE. 42, 93 — RG. v. 4. März 
42).

§ 51 SudKVG. Siehe Nr. 168.

R e c h t s p o l i t i k  u n d  P r a x i s

W ie  is t  d e r  im  F e ld e  b e fin d lic h e  B e ru fu n g s ­
k lä g e r  v o r  d e m  V e r lu s t  des R e c h ts m it te ls  

d e r  B e ru fu n g  zu  sch ützen?
Bisher konnte die im Felde befindliche Prozeßpartei, 

die im ersten Rechtsmittelzuge mit einem Anspruch 
abgewiesen oder wegen eines Anspruchs verurteilt wor­
den war, innerhalb der Frist des §516 ZPO., Berufung 
einlegen und nach der so erfolgten Öffnung der Be­
rufungsinstanz durch evtl, wiederholte geräumige Ver­
längerung der Berufungsbegründungsfrist, notfalls durch 
den Antrag auf Unterbrechung des Verfahrens vor dem 
Verlust des Rechtsmittels der Berufung ausreichend ge­
schützt werden.

Nach der 4. V e r e i n f V O .  v. 12. Jan. 1943 ist dieser 
Schutz des im Felde befindlichen Berufungsklägers sehr 
erschwert. Nach der Streichung des § 519 ZPO. bis­
heriger Fassung und der Neufassung des § 518 ZPO. 
wird es in der Regel nicht möglich sein, die Berufung 
der im Felde befindlichen Partei während des Fristen­
laufs ordnungsgemäß (mit Begründung) einzulegen.

Es b l e i b t  n u r  der  A n t r a g  au f  U n t e r b r e ­
c h u n g  des V e r f a h r e n s  gemäß Art. 1 Abs. 5 der 
VO. v. 13. Okt. 1942 und die W i e d e r e i n sie t z un g 
in  den v o r i g e n  Stand.

Ersterer kann auch zwischen den Instanzen beim 
Prozeßgericht erster Instanz angebracht werden. Er 
wird stets a l s b a l d  nach Verkündung des Urteils 
vom  P r o z e ß  b e v o l l m ä c h t i g t e n  e r s t e r  I n ­
s t anz  zu stellen sein, wenn dieser vermutet, daß die 
Partei gegen das Urteil Berufung eingelegt wissen will. 
Er wird sich darauf zu stützen haben, daß der Schrift­
verkehr mit der im Felde befindlichen Partei nach den 
bisherigen Erfahrungen sehr zeitraubend ist und inner­
halb der Berufungsfrist nicht erwartet werden kann, 
daß diese zu dem Urteil Stellung nehmen und etwaige 
erforderliche Information erteilen kann. Es darf er­
wartet werden, daß die Gerichte erster Instanz in der 
Bewilligung derartiger Anträge großzügig verfahren. Ob 
die ohne Begründung eingelegte Berufung den Rechts­
streit in die Berufungsinstanz bringt, und daher bei 
dieser der Antrag auf Unterbrechung des Verfahrens 
angebracht werden könnte, kann zweifelhaft sein. Selbst 
wenn diese Frage zu bejahen wäre, ist die Antragstel­
lung auf Unterbrechung des Verfahrens nach nicht ord­
nungsgemäß eingelegter Berufung nicht empfehlenswert, 
weil, abgesehen von den vielleicht unnötigen Kosten der 
Berufungsinstanz, Zeit verloren geht, bis die Sache an 
den Prozeßbevollmächtigten zweiter Instanz gelangt ist. 
Die Zeit ist deswegen kostbar, weil über den Antrag 
auf Aussetzung des Verfahrens innerhalb der Berufungs­
frist entschieden sein muß, wenn sie den Lauf der 
Rechtsmittelfrist hemmen soll.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung der im Felde be­
findlichen Partei in den vorigen Stand gegen den Ab­
lauf der Berufungsfrist stößt möglicherweise auf Schwie­
rigkeiten, wenn die Fristhemmung durch den Antrag auf 
Unterbrechung des Verfahrens möglich war. Außerdem 
muß mit dem Antrag auf Wiedereinsetzung die Beru­
fungseinlegung und damit gleichzeitig auch die Beru­
fungsbegründung verbunden werden. Es besteht die Ge- 

\

fahr, daß die nähere Darlegung der Wiedereinsetzungs­
gründe unter notwendiger Offenlegung des schriftlichen 
Verkehrs mit der Partei zur Annahme des Gerichts führt, 
der Wiedereinsetzungsantrag sei verspätet, weil die Par­
tei schon alsbald nach Kenntnisnahme des Urteils die 
zur Berufungsbegründung (§ 518 Abs. 2 Ziff. 3 der Neu­
fassung) nötige Information ohne Rückfragen hätte er­
teilen können. Die Aussetzung des Verfahrens hat den 
Vorzug, die Partei zeitlich weniger zu binden (Art. 1 
Abs. 4 der VO. v. 13. Okt. 1942).

RA. Dr. A l f o n s  R o t h ,  Berlin.

Z u r  A b lö s u n g
d e r  G e b ä u d e e n ts c h u ld u n g s s te u e r

In den Ausführungen DR. 1942,1479 mußten einige noch 
nicht geregelte Fragen offengelassen werden, andere 
mußten auf Grund der damals vorliegenden Unterlagen 
erörtert werden. Deshalb seien folgende Ergänzungen 
gestattet:

1. L a n d w i r t s c h a f t l i c h e  G r u n d s t ü c k e
In Preußen sind sämtliche Grundstücke ablösungs­

pflichtig, die bisher hauszinssteuerpflichtig waren. Vor­
aussetzung ist nur, daß die Hauszinssteuer zu- Recht 
festgesetzt war. Seit 1938 hängt die Hauszinssteuerpflicht 
Iand- und forstwirtschaftlicher Gebäude davon ab, ob 
und inwieweit diese Gebäude grundsteuerpflichtig sind, 
und die Grundsteuerpflicht hängt wieder davon ab, ob 
ein besonderer Einheitswert als „Grundvermögen“  vom 
Finanzamt festgesetzt worden ist. Da die Regelung vor 
1938 eine andere war, so ist tatsächlich für eine Reihe 
von Gebäuden die Hauszinssteuer noch erhoben worden, 
obwohl die Gebäude nicht hauszinssteuerpflichtig waren. 
Auf diese Fälle bezieht sich der Hinweis zu II 1 des 
früheren Aufsatzes.

II. E i n k o m m e n s t e u e r l i c h e  A u s w i r k u n g
Der Erlaß des RFM. v. 9. Dez. 1942 (RStBl. 1105) faßt 

die früheren Grundsätze noch einmal zusammen.
1. Er betont insbesondere, daß bei E i n f a m i l i e n ­

h ä u s e r n  die Tilgungsbeträge überhaupt nicht abzugs­
fähig sind und Schuldzinsen nur bis zur Höhe des 
Nutzungswertes. Diese aus § 6 Abs. 3 VO. sich ergebende 
Regelung war in verschiedenen Zuschriften angezweifelt 
worden, sie hat aber ihren wirtschaftlichen und gesetz­
geberischen Grund in dem Umstande, daß ja auch bisher 
die Hauszinssteuer bei der Ermittlung des Überschusses 
der Einnahmen über die Ausgaben aus solchen Ein­
familienhäusern nicht berücksichtigt werden konnte. Des­
halb ist es gerechtfertigt, auch dem Ablösungsbetrage die 
Berücksichtigung zu versagen.

2. Klar geregelt wird jetzt die b u c h m ä ß i g e  und 
bilanzmäßige Behandlung des Abgeltungsbetrages für die 
zu einem B e t r i e b s v e r m ö g e n  gehörenden Grund­
stücke. Hier ist der volle Abgeltungsbetrag auf einem 
besonderen Konto zu aktivieren, und zwar unabhängig 
davon, ob der Betrag aus eigenen Mitteln durch ein Ab- 
geltungsdarlehn oder durch ein anderes Darlehn auf­
gebracht wird.
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Entsprechend der für die Einkommensteuer getroffenen 
Regelung werden in den Jahren 1943—1947 von diesem 
Konto diejenigen Beträge abgeschrieben, die den Ge­
winn mindern dürfen. Das sind also bei Aufnahme eines 
Abgeltungsdarlehns die laufenden Tilgungsbeträge von 
jährlich 4o/o, und in anderen Fällen ohne Rücksicht auf 
die Höhe der Tilgung jährlich 10o/o des Abgeltungs­
betrages.

Was nach Beendigung des Wirtschaftsjahres 1947 auf 
dem Konto noch stehengeblieben ist, wird unverändert 
so lange weitergeführt, wie das Grundstück zum Be­
triebsvermögen gehört, so können also nicht etwa dar­
auf entsprechend der Abnutzung des Gebäudes laufende 
Absetzungen für Abnutzung vorgenommen werden. Nur 
wenn das Grundstück veräußert wird, erhöht sich der 
Buchwert (und vermindert sich entsprechend der Ver- 
äußerungsgewinn) um den noch nicht abgeschriebenen 
Rest des Abgeltungsbetrages.

3. Es ist ferner zweifelhaft geworden, welche Wirkung 
die v o r z e i t i g e  R ü c k z a h l u n g  eines Abgeltungsdar­
lehns auf die einkommensteuerliche Behandlung hat. Die 
Frage ist jetzt ebenfalls dahin geklärt, daß diese Rück­
zahlung ohne jede Bedeutung ist. Es bleibt dabei, daß 
jährlich 4o/o das Einkommen mindern dürfen, auch wenn 
etwa eine verstärkte Tilgung durchgeführt wird.

4. W e c h s e l t  dasi Grundstück in den Jahren 1943 bis 
1947 den Eigentümer, so g ilt folgende Regelung:

a) wenn und insoweit ein Abgeltungsdarlehn aufge­
nommen worden ist, geht das Recht zum Abzug der 
Tilgungsbeträge auf den neuen Eigentümer über;

b) ist aber ein Abgeltungsdarlehn n i c h t  aufgenommen, 
so verbleibt das Recht zum Abzug der 10o/o jährlich 
grundsätzlich dem früheren Eigentümer. Nur im 
E r b f a l l  geht das Recht auf die Erben über. Wird 
ein Betrieb oder Teilbetrieb u n e n t g e l t l i c h  auf 
eine andere Person übertragen und gehört zu diesem 
unentgeltlich übertragenen Betrieb oder Teilbetrieb 
ein Grundstück, so geht das Recht auf den Erwerber 
auch dann über, wenn zur Abgeltung der Hauszins­
steuer kein Abgeltungsdarlehn aufgenommen worden 
war.

5. Hiermit werden noch nicht alle Zweifelsfragen ge­
klärt sein, aber es ist doch für die wichtigsten Fragen 
eine Regelung getroffen.

III. S o n s t i g e s
In DStZ. 1942, 581 ff. werden in zwei Aufsätzen des 

MinR. Dr. U h l i c h  und des ORegR. Dr. L e n s k i  eine 
ganze Reihe von Zweifelsfragen eingehend behandelt. 
U h l i c h  beschäftigt sich insbesondere auch mit dem Fall, 
daß der Mieter (oder Pächter) neben der festen Miete 
auch die Bezahlung der Grundstücksabgaben übernom­
men hat. Er vertritt die Meinung, daß der Wegfall der 
Hauszinssteuer auch in diesem Falle voll dem Grund­
stückseigentümer zugute kommen muß, daß also der Mie­

ter an den Grundstückseigentümer die volle Miete zu­
züglich des zuletzt geltenden Steuerbetrages bezahlen 
muß, ganz unabhängig davon, in welcher Weise der 
Grundstückseigentümer die Ablösung der Steuer durch­
geführt hat.

Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Gesetzgebung oder 
Rechtsprechung für die Zukunft dieser Auffassung bei­
treten wird.

RA. und Notar, Steuerberater Dr. D e l b r ü c k ,  Stettin.

H in w e is e
Die artr 1. Febr. 1943 in Kraft tretende 4. VereinfVO. 

enthält für das B e r u f u n g s v e r f a h r e n  einschneidende 
Bestimmungen, die eine wesentliche Änderung der bis­
herigen Praxis erforderlich machen.

1. Da die Berufung schon m it  d e r E i n r e i c h u n g  der 
Berufungsschrift begründet werden muß, somit insbeson­
dere die neuen Tatsachen, Beweismittel und Beweis­
einreden in der Berufungsbegründung geltend gemacht 
werden müssen, so ist notwendig, daß der Auftrag zur 
Berufungseinlegung dem Berufungsanwalt so frühzeitig

■'■als nur möglich, spätestens aber zwei Wochen vor 
Fristablauf, erteilt wird und daß gleichzeitig die Akten 
an den Berufungsanwalt unter Beifügung der erforder­
lichen Information übersandt werden. Es ist sonst nicht 
möglich, die Sache rechtzeitig vor Fristablauf zu be­
arbeiten und etwaige Rückfragen rechtzeitig zu erledigen.

Da in vielen Sachen; insbesondere solchen, in denen 
Beiakten beigezogen wurden, eine Bearbeitung nur an 
Hand der Gerichtsakten möglich ist, so ist zweckmäßig, 
in solchen Fällen, in denen eine Berufung in Frage 
kommt, sofort nach Verkündung des Erstinstanzurteils 
dem Berufungsanwalt mitzuteilen, daß in der Sache eine 
Berufung in Frage kommt, damit er in der Lage ist, 
einstweilen das LG. zu ersuchen, die Gerichtsakten an 
das OLG. zu übersenden, damit sie der Berufungsanwalt, 
falls später Berufungsauftrag erteilt wird, zur Ver­
fügung hat.

2. Da die Klagerweiterung und die Widerklage wäh­
rend des Berufungsverfahrens (mit Ausnahme der Ehe- 
und Statussachen) nicht mehr zulässig sind, so wird in 
der Schlußverhandlung zu prüfen sein, ob eine Klag- 
erweiterung oder die Erhebung einer Widerklage in 
Frage kommt.

3. Urteile in Ehesachen werden ab 1. Febr. 1943 durch­
weg von Amts wegen zugestelit. Auch bei klagabwei­
senden Urteilen b e g i n n t  d a h e r  der  L a u f  de r  B e ­
r u f u n g s f r i s t  n u n m e h r  m i t  der  A m t s z u s t e l ­
lu n g .

Da die 4. VereinfVO. am 1. Febr. in Kraft tr itt, so­
mit auf die beim LG. anhängigen Verfahren bereits an­
gewendet wird, bei denen die Berufung nach dem 31. Jan. 
1943 eingelegt wird, müssen schon jetzt die vorstehen­
den Grundsätze beachtet werden.

M itte ilu n g e n  des N S .-R echtsw ahrerbundes

V iz e p rä s id e n t  D r .  F r a n z  L in d e
ist kurz vor Vollendung des 71. Lebensjahres und doch 
mitten im beruflichen Schaffen verstorben.

Er war zunächst Staatsanwalt in Berlin, wurde 1921 
Oberstaatsanwalt und Abteilungsvorsteher und ist in die­
ser Stellung, insbesondere in den Jahren 1924/25 durch 
die Leitung des Ermittlungsverfahrens gegen die jü­
dischen Schieber Barmat-Kutisker und gegen ihre jü­
dischen Verteidiger Werthauer und Engelbert bekannt 
geworden. Sein schnelles und rücksichtsloses Durchr 
greifen brachten ihm den Haß der Linksparteien, ins­
besondere ihrer Presse ein. Maßlose Angriffe dieser 
Kreise veranlaßten das unter schwarz-rotem Einfluß 
stehende damalige Preußische Justizministerium, ihm 
durch disziplinäre Maßnahmen 1926 die Bearbeitung 
der Strafverfahren gegen die jüdische Schiebergesell­
schaft abzunehmen und ihn von der Staatsanwaltschaft

zu entfernen. Dr. Linde fand dann jahrelang als Straf­
richter Verwendung, wurde aber als politisch verdächtig 
behandelt und deswegen nicht weiter befördert.

Erst nach der Machtergreifung wurde ihm Genug­
tuung. Bei der Vereinigung der drei Berliner LG. wurde 
er zum Vizepräsidenten des neuen LG. Berlin für den 
Geschäftsbereich Strafgerichtsbarkeit ernannt. Dieses Amt 
versah er bis zu seinem Übertritt in den Ruhestand 1937 
in vorbildlicher Weise. Alsbald nach Kriegsausbruch 
fand er als Strafkammervorsitzender wieder Verwendung 
bis zu seinem Tode.

Gern und freudig hat er auch seine reichen Erfah­
rungen und Kenntnisse stets in den Dienst national­
sozialistischer Rechtspolitik gestellt. Schon bei der Bil­
dung des ersten Reichsgruppenrats Richter und Staats­
anwälte im Dez. 1933 wurde er in diesen „Senat der 
deutschen Richterschaft“  gerufen. Seitdem gehörte er 
dem Reichsgruppenrat an und hat auch der Reichs-

«
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gruppe selbst bei ihren fachlichen Arbeiten stets seine 
reichen Erfahrungen und Kenntnisse zur Verfügung ge­
stellt.

Als einer der ersten deutschen Richter wurde er schon 
im Jan. 1934 in die Akademie für Deutsches Recht be­
rufen.

Die Reichsgruppe Richter und Staatsanwälte steht mit 
besonderer Trauer an der Bahre dieses ihres hervor­
ragenden Mitgliedes. Vizepräsident Dr. L i n d e  hat es 
verstanden, im Laufe seines arbeitsreichen Berufslebens 
nicht nur durch sein dienstliches Vorbild zu wirken, son­

dern gerade als Mensch und als Kamerad sich die Her­
zen aller seiner Mitarbeiter zu gewinnen. Unter den 
Richtern, Staatsanwälten, Beamten und Angestellten des 
Kriminalgerichts, seiner langjährigen Wirkungsstätte, 
hatte Präsident L i n d e  nur Freunde. Alle v:~ehrten ihn 
wegen seines besonders liebenswürdigen, männlichen 
und einsatzbereiten Wesens. Die deutschen Richter und 
Staatsanwälte werden seiner stets in großem Stolz und 
mit großer Dankbarkeit gedenken.

Der Reichsgruppenwalter Richter und Staatsanwälte
i. V. LGPräs. Dr. A l b e r t  S c h m i d t .

F ü r den R e c h t s w a h r e r  im K r i e g s e i n s a t z

Die Entwicklung des Erbhofrechts seit Kriegsbeginn durch die Rechtsprechung
Von Dozent Dr. W e s t e r m a n n ,  Prag

Nicht nur infolge der Neuheit der Grundgedanken und 
der technischen Ausgestaltung des REG, sondern in 
erster Linie infolge seiner Art, konkrete Lebensverhält­
nisse durch Aufstellung anpassungs- und entwicklungs­
fähiger Tatbestände mit dem Willen zur Allgemeingültig­
keit der gefundenen Lösung zu regeln, hat auf dem Ge­
biet des REG die Rechtsprechung eine außergewöhnliche 
Bedeutung. Diesem Wesen des REG entspricht die in der 
gesamten Rechtsprechung immer deutlicher zum Aus­
druck kommende Gründung der Rechtsfindung auf die 
nach bäuerlicher Lebensanschauung maßgebenden Um­
stände des Einzelfalls, über den nicht nach abstrakten 
Begriffen „zu entscheiden“ , sondern der in einer kon­
kreten Rechtsfindung „zu gestalten“  ist. Derartige mit 
dem Sachverhalt verbundene Entscheidungen vermögen 
zwar nicht die Wirkung abstrakt formulierter allgemein­
gültiger Präjudizien zu äußern, bestimmen aber trotz­
dem das Bild und die Wirksamkeit des Erbhofrechts in 
so hohem Maße, daß die geschilderte gesetzgeberische 
Fortentwicklung hinter den Ergebnissen der Rechtspre­
chung zurücktritt. Das läßt eine auf einige wesentliche 
Gesichtspunkte beschränkte Übersicht über die Entwick­
lung der Rechtsprechung seit Kriegsbeginn angebracht 
erscheinen >).

Die Anpassungsfähigkeit des REG ist in einem wei­
teren Ausbau der Berücksichtigung der Besonderheiten 
der jeweiligen Landschaft bei der Bemessung der für 
die Ackernahrung notwendigen Unterhaltssicherung der 
bäuerlichen Familie zum Ausdruck gekommen. Diese 
Rechtsprechung ermöglicht es, die besonders wichtigen 
Bergbauernhöfe auch bei einem im Vergleich mit Höfen 
in anderen Räumen geringeren Ertrag unter das REG 
zu bringen, sofern nur die Lebenshaltung der Familie 
noch als bäuerlich angesprochen werden kann. Längere 
Behauptung der Sippe auf dem Hof kann dabei als An­
zeichen für die Erreichung der Ackernahrung verwertet 
werden2).

Besondere Bedeutung hat die erwähnte Abstellung auf 
die Gegebenheiten des Einzelfalls bei der F e s t s t e l l u n g  
der  B a u e r n f ä h i g k e i t .  Hier bestimmt nicht nur der 
Zweck (Feststellung der Erbhofentstehung, Beurteilung 
eines Anerben, eines Übernehmers usw.), sondern auch 
die Wirkung der Entscheidung den anzulegenden Maß­
stab. Zur Milderung kann führen, daß mit Verneinung 
der Bauernfähigkeit des zu Beurteilenden die Hofessippe 
erschöpft wäre oder eine entferntere und tatsächlich mit 
dem Hof und dem Erblasser nicht verbundene Seiten­
linie zur Erbfolge' berufen würde. Dabei spielt wieder 
die Dauer der Verbindung von Sippe und Hof eine 
Rolle, bei Erwerb des Hofes durch Fleirat und für den 
Fall, daß bei Erschöpfung der jetzigen Sippe der Hof 
an die ursprüngliche zurückfiele, kann ein schärferer

i)  Über die Entwicklung der Gesetzgebung vgl. DR. 1942, 837. 
Im folgenden kann aus dem umfangreichen Material nur eine be­
schränkte Zahl von Ergebnissen mitgeteilt werden. In den An­
merkungen ist der Versuch gemacht, zu den einzelnen dargestell- 
ten Punkten in der Reihenfolge der Darstellung einige Entschei­
dungen zu zitieren. Vollständige Übersichten der veröffentlichten 
Entscheidungen vermittelt H  o p p : DR. 1941, 550 ff. und 1942,482 ff. 

-) REHCTS, 415,

Maßstab angebracht sein. Die Bauernfähigkeit eines be­
tagten Anwärters kann seiner Eigenschaft als Mittler 
zur nächsten Generation wegen bejaht werden, anderer­
seits kann auch die Möglichkeit, den Hof auf dem Wege 
über die Bestimmung des Anerben durch den Reichs- 
bauernführer (§25 Abs. 2 REG) einem nicht unter die 
gesetzliche Ordnung fallenden Mitglied der weiteren 
Sippe des Bauern zuzuführen, zur Anlegung eines schär­
feren Maßstabes führen. Mehrfach hat das REHG be­
tont, daß die durch Vergleich des zu Beurteilenden mit 
anderen Mitgliedern der bäuerlichen Sippe geschaffene 
sog. „Relativität der Bauernfähigkeit“  nicht zur Ver­
neinung der Bauernfähigkeit des zu Beurteilenden bloß 
wegen des Vorhandenseins eines besser .Befähigten 
führt3). Diese Beurteilungsart soll also nicht zu einer 
richterlichen Durchbrechung der gesetzlichen Anerben­
folge aus wichtigem Grunde führen — dazu ist die Be­
stimmung des Erblassers und in besonders gelagerten 
Fällen die Änderung der kraft GesetZies eingetretenen 
Erbfolge durch den RJM. und den RErnM. da —, son­
dern nur zur Bestimmung des Bewertungsmaßstabes. Ins­
gesamt handelt es sich bei der Bestimmung der Bauern­
fähigkeit im Erbfall darum, zwischen dem gleichwertigen 
Leistlings- und Sippengedanken des REG einen gesunden 
Ausgleich zu finden. Dabei hat das REHG mehrfach 
darauf hingewiesen, daß auf die Dauer nur der allen 
Anforderungen: gerechte Bauer dem Erbhofgedanken 
entspricht. Auf die sich daraus ergebenden Notwendig­
keiten muß sich der Bauer durch Auswahl und Heran­
bildung eines entsprechenden Nachfolgers, der zum An­
erben Berufene durch entsprechende Vorbildung ein­
stellen. Die gegenständliche Beschränkung der ergehen­
den Entscheidung auf einen bestimmten Hof wird jetzt 
auch in der Beschlußformel durch Angabe des betreffen­
den Hofes zum Ausdruck gebracht4).

Besonders lebhaft haben Rechtsprechung und Schrift­
tum sich mit den Fragen des U m f a n g s  des E r b h o f ­
v e r m ö g e n s  beschäftigt: Vom Bauern zuerworbenes 
Land wird nur dann nicht erbhofzugehörig, wenn ein 
vom bäuerlichen Standpunkt aus zu billigender Wille des 
Bauern der Einordnung entgegensteht. Über die in §9 
REG und §4 EHRV aufgezählten Rechte hinaus sind 
auch Guthaben, die der Bauer in erkennbarer Weise für 
die Hofeswirtschaft bestimmt hat, erbhofzugehörig (Ent­
stehung der Erbhofzugehörigkeit durch Widmung). Es 
handelte sich in dem entschiedenen Fall um ein vom 
Bauern für die Wiederanschaffung von veräußertem In­
ventar angesammeltes Sparguthaben. Bei der Veräuße­
rung von Erbhofgrundstücken hat das REHG eine kraft 
Gesetzes eintretende Bindung des Entgeltes verneint, 
aber eine im Genehmigungsverfahren durch Auflage zu 
schaffende Bindung des Erlöses und Verpflichtung des 
Bauern zu einer bestimmten Verwendung für zulässig 
erklärt. Eine solche Bindung durch rechtsgestaltenden 
Auflagebeschluß soll erfolgen, wenn die Sicherstellung

s) Vgl. dazu R E H G  bei V o g e l s - H b  pp  zu §21 Abs. 1 Nr. 9: 
RdRN. 1940, 446; V o g e l s - H  o p p  zu §21 Abs. 1 N r. 15, 8/246; 
H R R . 1940 Nr. 1200, 8/37, 8/123. 

l ) R E H G : RdRN. 1942, 233, 256,

y
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des Erlöses für Erbhofzwecke (Ersatzlandbeschaffung, 
Schuldentilgung, Anschaffung von Inventar, Ausstattung 
weichender Erben usw.) wünschenswert und in abseh­
barer Zeit durchführbar ist. Eine im Auflagebeschluß 
angeordnete Verwendung des gebundenen Erlöses kann 
notfalls durch Treuhändereinsetzung erzwungen wer­
den5). Das REHG glaubt zu dieser Einschränkung der 
Bindung des Erlöses kommen zu müssen, um die Erb­
hofzugehörigkeit der Ansprüche erkennbar zu machen 
und um den Bauer nicht zu sehr in der Verfügungsfrei­
heit zu beschränken. Ausdrücklich ausgesprochen ist, daß 
die Bindung auch den als vorübergehend zu denkenden 
Wegfall der Ackernahrung infolge der teilweisen Ver­
äußerung zu überdauern vermag. Da dieser Weg der 
Bindung bei Ausscheidung von Erbhofland ohne Rechts­
geschäft (z. B. Enteignung) mangels Genehmigungsver­
fahren nicht gangbar ist, hat das. REHG ausdrücklich 
ausgesprochen, daß in diesem Fall eine erneute Prüfung 
des Gedankens der Bindung kraft Gesetzes erfolgen müsse.

Der u n e h e l i c h e  Sohn der  B ä u e r i n  wird zwar 
durch eheliche Abkömmlinge ausgeschlossen, geht aber 
den sonstigen Verwandten vor. Die Frage, wem der Hof 
bei Zusammentreffen eines unehelichen Sohnes der Bäuerin 
mit ihren Töchtern und mit den Töchtern nachgehenden 
Verwandten der zweiten oder dritten Ordnung anfällt, 
hat das REHG zugunsten des unehelichen Sohnes ent­
schieden 6).

Der O b e r g a b e v e r t r a g  hat auch weiterhin als die 
regelmäßige Form des Generationenwechsels die ent­
sprechende Beachtung gefunden. Zu seinem Abschluß be­
steht zwar kein Zwang, im Genehmigungsverfahren ist 
aber zu verhindern, daß Pachtverträge mit dem zum An­
erben Berufenen oder mit dritten Personen an Stelle der 
von gesundem bäuerlichen Standpunkt aus zu erwarten­
den Übergabe des Hofes treten. Beeinträchtigt die Ver­
zögerung des Generationenwechsels, die Leistungsfähig­
keit des Hofes, läßt sie eine Gefahr zukünftiger Schädi­
gungen wahrscheinlich werden, oder weigert sich der 
Bauer grundlos, einen formlos versprochenen Obergabe­
vertrag, der den Verhältnissen entspricht und auf den; 
sich der zum Übernehmer Ausersehene eingestellt hat, 
abzuschließen, so kann das als Verstoß gegen die bäuer­
lichen Pflichten zur Einsetzung des als Übernehmer in 
Betracht kommenden zum Nutzverwalter führen7). Für 
die Auswahl des Übernehmers ist zwar der §22 (Aus­
scheiden des Anerben, der schon einen Erbhof hat), 
nicht unmittelbar anwendbar, wohl aber seinem Grund­
gedanken nach zu berücksichtigen8). Der von der Recht­
sprechung von Anfang betonte Grundsatz der Ausdehnung 
des Übergabevertrages auf alle zum Hof gehörigen 
Gegenstände schließt nicht nur den Vorbehalt des Eigen­
tums an einzelnen Grundstücken oder Zubehörstücken, 
sondern auch den der Nutzung ohne Rücksicht auf die 
Form des Nutzungsrechtes aus. Vereinbarungen von 
Nießbrauchrechten, eigener Viehhaltung, Waldnutzungen 
usw. zugunsten des Übergebers können grundsätzlich 
wegen der Gefahr, daß die entstehende Doppelwirtschaft 
zu Wirtschaftshemmungen und Streitigkeiten führt, nicht 
genehmigt werden. Ar. der inhaltlichen Bestimmtheit des 
Altenteilsrechts, an der Versagung des Wegzugsrechts 
und an der genügend bemessenen und standesgemäßen 
Versorgung des Altenteils hat die Rechtsprechung fest­
gehalten9).

Einen breiten Raum haben auch die Fragen der V e r ­
s o r g u n g  de r  w e i c h e n d e n  E r b e n  eingenommen. 
Die Versorgungsrechte sollen nach Möglichkeit beim 
Übergabevertrag eine abschließende Regelung finden. Zu 
diesem Zweck ist die Heranziehung der Versorgungs-

6) Vgl. dazu R E H G : RdRN. 1940, 650; V o g e l s - H o p p  zu 
§ 7  N r. 55, 7/171, S/384; V o g e l s - H o  p p  zu § 3 7 d  N r. 38. Eine 
Wiedergabe des z .T . abweichenden Schrifttums (K l ä s se 1: RdRN. 
1040, 65? 1042,245; D e l l ia n :  RdRN. 1942, 141; F i scher :  RdRN. 
1042,385) und der Rechtsprechung der Erbhofgerichte und eine: 
eigene kritische Stellungnahme ist in diesem Rahmen nicht mög­
lich, es sei nur darauf hingewiesen, daß in dieser Frage eine wei­
tere Klärung wünschenswert und zu erwarten ist.

«) R E H G  8, 153.
i)  Vgl. dazu R E H G  7, 95 und RdRN. 1042, 425. Vgl. auch E H G  

München: RdRN. 1940, 652; R E H G  7, 362.
*) R E H G  7, 282.
9) Vgl. dazu R E H G  8, 01; 8,101; E H G  Wien; V o g e l s - H o p p  

zu j» 37 c Nr. 124, 8/101.

berechtigten im Genehmigungsverfahren zweckmäßig. 
Haben sie am Verfahren teilgenommen, stehen ihnen 
auch Beschwerderechte zu. Auch ohne vertragliche Rege­
lung können die Rechte gegen den Übernehmer schon 
bei Lebzeiten des Übergebers geltend gemacht werden. 
Inhaltlich ist darauf zu achten, daß die Versorgungs­
rechte die Berechtigten verselbständigen sollen, eine 
dauernde Bindung an den Hof (z. B. sogenanntes Haus­
festungsrecht im Emsland) ist daher unter dem Gesichts­
punkte zu prüfen, ob sie nicht der Schaffung der er­
wünschten selbständigen Lebensstellung im Wege stehen. 
Inhaltlich ist nicht nur die wirtschaftliche Betrachtung 
maßgebend, sondern die ideellen Wertungen des Erb­
hofrechts sind wie überall, so besonders hier, maß­
gebend. Das kann auch die Abänderung älterer Verein­
barungen rechtfertigen, wenn ihr Inhalt zwar den Bauern 
nicht übermäßig belastet, aber zu den Zielen des REG 
in krassem Widerspruch steht. Die Anerbenbehörden 
sind auch für Versorgungsstreitigkeiten zuständig, wenn 
es sich nicht um inhaltliche Veränderung, sondern ledig­
lich um Verurteilung zur Leistung handelt10).

Das A l t e n t e i l s r e c h t  d e r  W i t w e  erlischt nicht 
ohne weiteres mit ihrer Wiederverheiratung, vielmehr 
hängt das Weiterbestehen und die Höhe des Anspruches 
von den Umständen des Falles ab. Dabei kann die per­
sönliche und finanzielle Leistung der Witwe für den Hof, 
die Dauer der Ehe, die Versorgung in der neuen Ehe, 
die Verhältnisse des Anerben usw. von Bedeutung sein. 
Auch für die Streitfrage, ob sich die altenteilsberechtigte 
Witwe nur auf die Einkünfte oder auch auf den Stamm 
ihres Vermögens verweisen lassen muß, stellt das REHG 
auf die Umstände des Einzelfalls ab. Es hat die Verwei­
sung auf den Stamm des Vermögens da für zumutbar er­
klärt, wo dieses Vermögen aus dem Erbhof stammt11).

Bei V e r ä u ß e r u n g  und V e r p a c h t u n g  ist die von 
Anfang an betonte allgemeine agrarpolitische Zielsetzung 
des Genehmigungsverfahrens weiter ausgearbeitet. Die 
betreffenden Rechtsgeschäfte sind daher nicht nur auf 
ihre Wirkung für den Hof, sondern auch auf ihre Über­
einstimmung mit den allgemeinen bodenpolitischen Be­
strebungen" und die besonderen Notwendigkeiten des 
betreffenden Raumes zu überprüfen. Das führt z. B. zur 
grundsätzlichen Zugrundelegung des vom Reichsnähr­
stand aufgestellten Einheitspachtvertrages mit Anpassung 
an Einzelheiten und folglich zur Ablehnung von Pacht­
verträgen mit gleitendem oder sogenanntem „wertbestän­
digen“  Pachtzins, zur Bemessung der Leistungen des 
Pächters nach dem durchschnittlichen Reinertrag unter 
Abzug eines angemessenen Verdienstes des Pächters. 
Hier und bei sonstigen Bewertungen der Leistungskraft 
des Hofes ist dem Einheitswert keine zu weitgehende 
Bedeutung zuzumessen. Daneben ist die Würdigkeit und 
Landbedürftigkeit des Vertragspartners zu berücksichti­
gen. Bei grundloser Bevorzugung des Vertragspartners 
vor Personen, deren Landbedürfnis vom allgemeinen 
Standpunkt aus stärker ist, kann die nachgesuchte Ge­
nehmigung versagt werden12).

Aus der Erkenntnis, daß die Maßnahmen gegen 
schlechtwirtschaftende Bauern und bei Verlust der Bauern­
fähigkeit keine Strafen sind, sondern vorbeugenden 
Charakter haben, ist ihre Anwendung schon bei drin­
gender Gefahr der Mißwirtschaft und auch gegen Be­
wirtschafter des Erbhofes, die nicht Eigentümer sind, 
z. B. Pächter, zulässig. Aus diesem Wesen der Maß­
nahmen ergibt sich weiter, daß ein Abmeierungsverfahren 
im allgemeinen gegenstandslos wird, wenn der Bauer 
den Hof im Wege des Übergabevertrages in zur W irt­
schaftsführung geeignete Hände legt. Ein etwa, fort­
bestehendes Bedürfnis zur Feststellung der Bauernfähig­
keit des Übergebers kann in einem Feststeilungsver- 
fahreri nach § 18 befriedigt werden13). Die Notwendig­
keit einer einheitlichen Anwendung der Maßnahmen hat 
das REG dazu veranlaßt, bei einem im Eigentum einer 
fortgesetzten Gütergemeinschaft stehenden Hof als ge­
nügend für die Anordnung der Maßnahmen anzusehen,

10) Vgl. dazu R E H G  8, 307 und RdRN. 1941,49, 7/371; V  o g e 1 s -
H o p p  zu S 30 Nr. 22, 8/289; RdRN. 1941, 250, 7/190.

11) R E H G : RdRN. 1942, 104, 8 N r. 42.
12) Vgl. R E H G  7 ,402; RdRN. 1940, 313; Celle zu V o g e l s -  

H o p p  §30 E H R V  Nr. 30, 22 und 23; R E H G : RdRN. 1942, 372.
is) R E H G : R dR N ..1942, 425, 7/270,483; RdRN. 1942, 77.
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wenn die Voraussetzungen in der Pers.on des überleben­
den Ehegatten gegeben sind. Das LEHG Celle hat diesen 
Grundsatz auch auf den Ehegattenerbhof angewandt, 
wenn der Mann die Ehrbarkeit verloren hat und ihm zu­
gleich die Ausübung des Rechts der ehemännlichen 
Nutzverwaltung bezüglich des Erbhofes entzogen wurde11).

Von den v e r f a h r e n s r e c h t l i c h e n  E n t s c h e i ­
d u n g e n  sei erwähnt, daß die Beschwerdebefugnis des 
abgemeierten Bauern gegen Beschlüsse, die Maßnahmen 
des Treuhänders bzw. des Nutzverwalters genehmigen, 
in Fortentwicklung der bisherigen Rechtsprechung auch 
bei Verpachtung des Hofes mit Inventarveräußerung und 
bei Grundstücksveräußerungen durch den auf die Dauer 
eingesetzten Nutzverwalter verneint ist, dagegen bei 
Grundstücksveräußerungen durch den Treuhänder odfcr 
bei zeitlich beschränkter Nutzverwaltung zugelassen ist. 
Das Beschwerderecht des gesetzlich zum Anerben Be­
rufenen bei seiner Übergehung oder bei Veräußerung

u) R E H Q  8,132; Celle: RdRN. 1942, 79.

des Erbhofes (§§60, 61 EHVfO) steht bei gleichzeitiger 
Feststellung von Ältestenrecht und freiem Wahlrecht des 
Bauern in der maßgebenden Erbbrauchfeststellung dem 
Ältesten nicht zu. Bleibt ein an sich Beschwerdeberech­
tigter, dem der Beschluß versehentlich nicht zugestellt 
ist, trotz Kenntnis des Beschlusses mehrere Jahre un­
tätig, so kann die später eingelegte Beschwerde/ als un­
zulässig zurückgewiesen werden, da durch das längere 
Schweigen das Beschwerderecht verwirkt ist. Die Lebens­
nahe der Entscheidungen der Anerbenbehörden wird 
am sichersten durch die mündliche Aussprache und Be- 
ratung der Richter mit den bäuerlichen Beisitzern ge­
währleistet. Es ist daher in allen Instanzen unzulässig, 
daß die Beratung durch Zustellung eines Beschluß­
entwurfes und schriftliche Zustimmung der Beisitzer er­
setzt wird ohne Rücksicht darauf, ob schon einmal 
mündlich beraten ist oder nicht15).

is) Vgl. dazu R E H Q  7,457; 7,418; RdRN. 1940, 624; 1942,345; 
R E H Q  8, 200; 8, 189.

S c h r i f t t u m

I. v. O l s h a u s e n s  K o m m e n t a r  z u m  S t r a f g e s e t z b u c h  
f ü r  d a s  D e u t s c h e  R e i c h .  12. Aufl., völlig neu bearbeitet 
von Dr. Hans Freiesieben, SenPräs. am R ö. a. D ., D r. Max 
Hörchner, Oberstaatsanwalt bei der Reichsanwaltschaft, u r. Garl 
Kirchner, Reichsanwalt, D r. Emil Niethammer, RGR. a. D.
1 Lief. Berlin 1942. Verlag Franz Vahlen. V I I I ,  400 S. Preis 
kart. 14,80 M l.
Nachdem viele Jahre hindurch größere Kommentare zum StGB, 

die den gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung, Wissenschaft und 
Rechtsprechung wiedergeben, gefehlt haben, tritt nunmehr neben 
den kürzlich erschienenen Kommentar von S c h ö n k e der alt­
bekannte und seit langem bewährte Kommentar von ü l s h a u s e n  
in gänzlich neuer Bearbeitung. Die vorliegende 1. Lieferung um­
faßt das Einführungsgesetz und die §§ 1— 72 StGB., sie ist von 
Niethammer bearbeitet. Das Jugendstrafrecht ist in einen anderen 
Teil des Werks verwiesen. , , ,

Seiner alten Tradition entsprechend dürfte der Olshausen das 
eingehendste und umfassendste Erläuterungsbuch zum StOB. sein. 
Er bietet, wie Nachprüfungen bei einzelnen Bestimmungen er­
gaben, eine fast vollständige Übersicht der veröffentlichten und 
eines großen Teils nicht veröffentlichter Entscheidungen des RQ., 
des Volksgerichtshofs, der OberlandeSgerichte und nimmt auch 
Urteile von Instanzgerichten auf. Von der Angabe mehrerer Fund­
stellen mußte bei der Fülle des Materials Abstand genommen 
werden. Die zitierten Entscheidungen sind im Text der einzelnen 
Anmerkungen untergebraclit, vielfach finden sich aber gesonderte 
eingehende Übersichten über die Rechtsprechung zu bestimmten 
Fragen (z. B. bei § 2 —  entsprechende Anwendung der Straf­
gesetze — , § 2 a — Ermittelung des milderen Gesetzes — , § 43 
—  Grenze zwischen Vorbereitung und Versuch. — , § 49 —  Beihilfe 
zu einzelnen Straftaten —  usw.). Zu den Entscheidungen wird 
kritisch Stellung genommen, wobei Hinweise auf die Meinungen 
in der Literatur nicht fehlen (z. B. bei § 2). Die Aufgliederung 
der umfangreichen Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
ist übersichtlich erfolgt. Zwar ist der /D ru ck  etwas klein, aber 
durchaus Idar. Vorangestellte, fettgedruckte Überschriften erleich­
tern den Gebrauch. Die Entwicklung einzelner Rechtssatze in der
Rechtsprechung ist klar herausgearbeitet.

Schwierigkeiten bestehen für jeden Kommentator des StGB, bei 
der Behandlung grundsätzlicher Fragen wie z. B. Unrecht und 
Schuld, Begriff der Handlung, Vorsatz und Fahrlässigkeit usw. 
Ihre Unterbringung im Rahmen der Erläuterungen bildet immer 
wieder ein schwer zu lösendes Problem. Verf. sieht davon ab, sie 
zu Beginn des Werkes zusammenhängend zu erläutern und ver­
weist sie an verschiedene Stellen seiner Erläuterungen, wo sie 
dann zusammengefaßt in Einleitungen vorausgeschickt werden. Die 
Auffindung ist dadurch erschwert, der Lehrbuchcharakter ver­
mieden. Seiner Aufgabe bewußt, der Wissenschaft und der 1 raxis 
zu dienen, ist überall auf die Stellungnahme der Wissenschaft ein- 
gegangen. Immerhin können die Hinweise schon aus Platzmangel 
nicht erschöpfend sein und wird bei einzelnen Stellen diese oder 
jene Veröffentlichung vermißt werden. Im Gegensatz zu SchonUe 
und Kohlrausch sieht Verf. im allgemeinen davon ab, auf An­
merkungen zu Entscheidungen in Zeitschriften einzugehen. über 
den Sinn der Strafe (Vorbem. vor § 13) hätte man bei der Be­
deutung diese.r Frage für die Praxis gern mehr gehört. Die heute 
die Praxis stark beschäftigende Frage des Tätertyps ist gleich­
falls nur kurz (S. 239) behandelt, die Literaturangaben sind in­
soweit etwas spärlich. Von den systematisch durchgeführten Ab­
handlungen seien die Ausführungen über die strafbare Unter­
lassung (S. 220 ff.), den ursächlichen Zusammenhang (S. 231 ff.) und 
zur Schuldlehre (S. 293 ff.) als Beispiele hervorgehoben. Die Be­

stimmungen des Entwurfs 1936 werden an zahlreichen Stellen er-

"  Es^'kann nicht Aufgabe dieser Besprechung sein, sich mit der 
Meinung des Kommentars zu einzelnen Fragen auseinanderzusetzen. 
W er ihn zur Hand nimmt, wird zu jeder Frage eine begründete 
Stellungnahme unter Anführung zahlreicher Entscheidungen und 
Angabe von Literaturstellen finden. Es bleibt nur zu hoffen, daß 
ein besonders sorgfältig angefertigtes Sachregister jeweils die 
Auffindung der maßgeblichen Stelle des Werks erleichtert. Die 
Mittleraufgabe zwischen Wissenschaft und Praxis kann das W eik  
erfüllen, für die Praxis wird es sich als unentbehrliches Hilfs­
mittel nach wie vor bewähren.

FG Dir. Dr. H . M i t t e l b a c h ,  Berlin.

W a l t e r  K r a u s :  D e r  W e r t  d e s  S t r e i t g e g e n s t a n d e s  
i n  b ü r g e r l i c h e n  R c c h t ss t r e  i t i g U e i t e n. Herausgeber: 
Der Reichsorganisationsleiter der NSDAP. Verlag: Lehrmittel- 
zentrale der D A F. Verlagsgesellschaft m. b. H ., Berlin-Zehlen­
dorf, 1942. 68 S. Preis broscli. 1,20 M l.
Die kleine Schrift ist vor allem für Gefolgschaftsmitglieder der 

Rechtsanwälte bestimmt, um ihnen zu ermöglichen, das Kosten­
risiko eines beabsichtigten Rechtsstreites zu berechnen. Verf. hat 
es verstanden, auf engem Raum nach Stichworten geordnet alle 
wesentlichen Streitfragen, die sich bei der Streitwertberechnung 
ergeben können, zu behandeln. Bei jedem einzelnen Stichwort 
schildert Verf. unter Angabe der wichtigsten Entscheidungen die 
verschiedenen Auffassungen und nimmt auch selbst mit zutreffen- 
der Begründung Stellung. Ich verweise z. B. besonders auf die 
Ausführungen über den Streitwert im Armenrechtsverfahren, wo 
Verf. die gelegentlich vertretene Meinung widerlegt, als könne hier 
nur der Kostenbetrag als Streitwert gelten, die Ausführungen 
über den Streitwert einer ohne bestimmten Antrag eingelegten 
Berufung und über den Streitwert für das Verlustigkeitsurteil.

Bei der Behandlung des Wertes eines Rechts auf wiederkehrende 
Leistungen betont Verf. mit Recht den leicht zu übersehenden 
Gegensatz zwischen dem Streitwert für die Kostenberechnung (§ 10 
GKG.) und dem Streitwert für die Frage der Zuständigkeit und 
die Zulässigkeit von Rechtsmitteln (§ 9  ZPO.):

Durchaus zuzustimmen ist auch seiner Auffassung, daß als 
Streitwert im Offenbarungseidsverfahren entgegen der vielfach 
vertretenen anderen Auflassung nur der Betrag maßgebend sein 
kann, für den der Gläubiger die Eidesleistung verlangt.

Die begrüßenswerte Schrift wird daher über ihren Zweck hinaus 
auch dem Anwalt und dem Richter gute Dienste leisten,

RA. H e r b e r t  S c h n e i d e r ,  Karlsruhe.

G r u n d b u c h f ü h r u n g .  Sammlung der für die Grundbuchfüh­
rung wichtigsten Gesetze, Verordnungen und amtlichen Verfügun­
gen? Herausgegeben von Dr. J. S i e f e r t ,  SenPräs. i. R., Karls­
ruhe i. B. 4. E r g ä n z u n g .  Stand Sept. 1942. Preis 4 M l,  Ein­
banddecke 2,50 M l .  Karlsruhe i. B. 1942. Macklotsche Druckerei 
und Verlag.

W i s s e n s c h a f t l i c h e  G r a p h o l o g i e  u n d  g e r i c h t l i c h e  
S c h r i f t i d e n t i f i z i e r u n g .  Eine Einführung in die Sclirift- 
indizienlehre von I L O .  G ö r t  h e i m  von der Industrie- u. Han­
delskammer z. Berlin, öffentlich best, und vereid. Sachverst. f. 
Schriftuntersuchungen, insbes. auch für graphologische Fragen. 
M it 31 Abbildungen. Lübeck 1942. Verlag für polizeiliches Fach­
schrifttum. 58 S. Preis kart. 2 M L

\
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R e c h t s p r e c h u n g
Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 

** Abdruck :n der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f  Anmerkung —
■ Besonders bedeutsame Entscheidungen

RG. N r. 1 behandelt die Strafbarkeit der Abgabe von Zigaretten ohne Abtrennung der Abschnitte der Raucherkarte. 
Auf die Erläuterungen des Ministerialrats Rietzsch hierzu wird verwiesen.

Nach RG. N r .  2 macht sich der Landwirt in Ausübung seines Berufes strafbar, der den Auftrag zur Bewirtschaf­
tung eines Nachbarhofes pflichtwidrig nicht erfüllt.

Bei der Erörterung der Glaubwürdigkeit von Kinderaussagen betont RG. N r . 3 erneut die Notwendigkeit der Hin­
zuziehung eines Sachverständigen.

RG. N r . 7 bringt zum Reichsleistungsgesetz Grundsätze für die Verteilung der Vergütung, wenn Pächter und Ver­
pächter als Leistungspflichtige in Betracht kommen.

RG. N r .  13 und 14 behandeln Fragen zu §§ 899 ff. RVO.
Die Nummern 16 bis 26 enthalten wichtige Entscheidungen des Reichskriegsschädenamts.

Strafrecht

** 1 . RG.— § 1 a KWVO.
1. Das Tatbestandsmerkmal „in  Ausübung eines Gewer­

bes“  in § 1 a KWVO. ist in weitem Sinn auszulegen. Der 
Täter braucht nicht selbst Inhaber des Gewerbebetriebs 
zu sein. Weitere Grundsätze für die Auslegung des § 1 a 
KWVO.

2. § 1 VRStVO. Die Abgabe von Zigaretten aus den 
Beständen einer Gastwirtschaft ohne Abtrennung von Ab­
schnitten der Raucherkarte durch die Gastwirtsfrau ist 
ein Vergehen gegen § 1 VRStVO. t )

Die angeklagte Ehefrau S. hat von dem Arbeiter B., der 
in der Gastwirtschaft ihres Ehemanns verkehrte, minde­
stens drei Hühner zum Preise zwischen 3 und 5 J iM  ge­
kauft. Bei dem Kauf der beiden letzten Hühner am 4. und 
30. April 1942 gab sie dem B. Zigaretten gegen Bezah­
lung, jedoch ohne Abtrennung von Abschnitten der Raucher­
karte.

Sie ist von der Anklage eines Verstoßes gegen die §§ 1, 
5 PreisstrafrechtsVO. v. 3. Juni 1939 und eines Vergehens 
gegen § 1 a KWVO. i. d. Fass, der VO. v. 25. März 1942 
(RGBl. I, 147) freigesprochen worden. Die Nichtigkeits­
beschwerde ist begründet.

1. Strafbar ist nach § 1 a KWVO., wer in Ausübung 
eines Gewerbes oder Berufs die Lieferung einer Tausch­
ware oder einen sonstigen Vorteil anbietet, verspricht oder 
gewährt, um sich oder einem anderen Waren oder Leistun­
gen bevorzugt zu verschaffen (Ziff. 2), oder für die Bevor­
zugung eines anderen bei der Lieferung von Waren oder 
bei Leistungen eine Tauschware oder einen sonstigen Vor­
teil fordert oder sich oder einem anderen versprechen oder 
gewähren läßt (Ziff. 1). Das AG. hätte deshalb prüfen 
müssen, ob die Angekl. dem B. Zigaretten gegeben hat, um 
sich Hühner bevorzugt zu verschaffen, oder ob sie für die 
bevorzugte Lieferung von Zigaretten die Lieferung von 
Hühnern gefordert oder angenommen hat. Daß sie die 
Zigaretten gegen Bezahlung abgegeben hat, steht der An­
wendung des § 1 a KWVO. nicht entgegen, denn auch die 
Umgehung des Verbots der Lieferung einer Tauschware ist 
strafbar; überdies stellt der Verkauf von Zigaretten ohne 
Abtrennung von Abschnitten der Raucherkarte oder die 
Lieferung von Hühnern, die im Handel nur schwer zu be­
kommen sind, einen „sonstigen Vorteil“  i. S. des § 1 a 
KWVO. dar. Ob der Fall der Ziff. 1 oder der Ziff. 2 a. a. O. 
gegeben ist, hängt davon ab, auf welche der Leistungen 
von dem Täter das entscheidende Gewicht gelegt wird. Da 
jeder der beiden Fälle mit dem Erstreben eines eigenen 
Vorteils verbunden ist, werden häufig Verstöße gegen 
beide Bestimmungen vorliegen, die dann miteinander in

Tateinheit stehen. Die Frage, ob zwischen den beiden 
Leistungen ein ursächlicher Zusammenhang besteht, wird 
nicht allein nach der Einlassung der Beteiligten, sondern 
auch unter Berücksichtigung der allgemeinen Lebenser­
fahrung zu entscheiden sein.

Das Gericht hat die oben dargelegten Voraussetzungen 
nicht geprüft und die Angekl. freigesprochen, weil sie 
glaubhaft angegeben habe, daß sie das am Ostersonnabend 
gekaufte Huhn lediglich für ihre Familie verwendet habe, 
und daß sie sich über die Verwendung des am 30. April 
1942 gekauften Huhns noch keine Gedanken gemaclt habe, 
und weil deshalb nicht festgestellt werden könne, daß sie 
die beiden Hühner in Ausübung eines Gewerbes gekauft 
habe.

Die Ausführungen des Gerichts sind rechtlich fehlerhaft. 
Denn die Anwendbarkeit des § 1 a. a. O. hängt nicht allein 
davon ab, ob der Erwerb der Hühner in Ausübung des Ge­
werbes erfolgt ist, sondern davon, ob das nach den Ziff. 2 
oder 1 verbotene Geschäft in Ausübung des Gewerbes ab­
geschlossen worden ist, ob also entweder die erstrebte be­
vorzugte Verschaffung einer Ware oder Leistung oder die 
dafür angebotene, versprochene oder gewährte Lieferung 
einer Tauschware oder eines sonstigen Vorteils in Aus­
übung eines Gewerbes oder Berufs erfolgt ist. Das würde 
hier der Fall sein, wenn entweder der Kauf der Hühner 
oder der Verkauf der Zigaretten im Rahmen der geschäft­
lichen Betätigung der Angeklagten in der Gastwirtschaft 
geschehen wäre. Dem geregelten Wirtschaftsleben wider­
spricht es, wenn ein Gewerbetreibender Ware, über die er 
kraft seines Gewerbes verfügen kann, dazu verwendet, 
einem anderen oder sich selbst Vorteile zu verschaffen, die 
er ohne diese M ittel nicht erlangen könnte. Gerade der­
artige Machenschaften sollen durch die KWVO. unter­
bunden werden.

Dabei ist noch folgendes zu beachten: Das Tatbestands­
merkmal „in  Ausübung eines Gewerbes“  in § 1 a KWVO. 
ist in weitem Sinne auszulegen; es ist abweichend von der 
VRStVO. nicht auf bezugsbeschränkte Waren beschränkt, 
sondern umfaßt Hersteller, Erzeuger und Händler aller Art 
und auch nicht bezugsbeschränkte Waren. Es ist erfüllt, 
wenn das Geschäft in irgendeinem Zusammenhang mit dem 
Gewerbebetrieb steht (RGSt. 75, 187; RGUrt. v. 8. Mai 
1942, 1 D 100/42: DR. 1942, 1153; v. 6. März 1942, 6 D 6/42: 
DR. 1942, Ausgabe C Nr. 152). Der Täter braucht nicht 
einmal selbst der Inhaber des Gewerbebetriebes zu sein. 
Die angeklagte Ehefrau hat in Ausübung eines Gewerbes 
gehandelt, wenn sie als Vertreterin oder im Aufträge ihres 
Ehemannes, des Inhabers der Gewerbeerlaubnis, oder sonst 
im Rahmen des Gewerbebetriebes ihres Ehemannes tätig 
gewesen ist. In Ausübung eines Gewerbes handelt auch 
der illegale Händler.

Einen Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb hat das 
Reichsgericht u. a. in Fällen bejaht, in denen der Angekl.
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sich Lebensmittel beschafft hatte, die er auch mit zur Ver­
pflegung seiner Angestellten verwendete, zu deren Ver­
pflegung er verpflichtet war (RGUrt. v. 11. Sept. 1941, 
2 D 333/41 und v. 8. Mai 1942, 1 D 100/42: DR. 1942, 1153). 
Es wäre belanglos, wenn die Angeklagte etwa Zigaretten 
aus dem Geschäft in ihrer Privatwohnung abgegeben hätte 
(RGUrt. v. 17. März 1941, 2 D 610/40: DR. 1941, 1454). 
Schon die Menge der Zigaretten kann dafür sprechen, daß 
sie aus den Beständen der Gastwirtschaft stammten. Aus 
den Akten ergibt sich zudem — worauf die Nichtigkeits­
beschwerde mit Recht hinweist —, daß die Angekl. auch 
dem Kraftfahrer Z. für Hühner Zigaretten gegeben hat.

2. Das Gericht hat nicht beachtet, daß die Angekl. sich 
dadurch, daß sie die Zigaretten ohne Abtrennung von Ab­
schnitten der Raucherkarte abgegeben hat, auch gegen § 1 
Abs. 1 Ziff. 1 VRStVO. v. 25. Nov. 1941 in Verbindung mit 
dem RdErl. des RWiM. v. 3. Sept. 1941, Nr. 470/41 LWA 
(abgedruckt bei H ü s g e n - S c h ö n e ,  „Die Gesetze der 
Kriegswirtschaft“ , Teil I, Bd. 6, O 150) über die Einführung 
der Raucherkarte vergangen hat.

Die Nichtigkeitsbeschwerde weist mit Recht auf folgen­
des hin: Die Akten ergeben, daß B. an seiner Raucherkarte 
keine Punkte mehr zur Verfügung hatte, daß er also im 
Handel keine Rauchwaren mehr beziehen konnte. Er hat 
zwar behauptet, daß er Kartenabschnitte nachliefern wollte. 
Ein Vorgriff auf Monate hinaus ist an sich unzulässig, in 
jedem Falle war die Lieferung auf eine Raucherkarte, die 
B. zur Zeit des Kaufes oder Tausches der Zigaretten noch 
nicht besaß, nicht gestattet.

Die Zuwiderhandlung gegen § 1 VRStVO. würde mit 
dem Vergehen gegen § 1 a KWVO. in Tateinheit stehen, da 
der Verkauf der Zigaretten ohne Bezugsberechtigung zu­
gleich das Merkmal der bevorzugten Belieferung bzw. des 
Gewährens eines sonstigen Vorteils erfüllte. Ob es sich 
dabei um einen leichten Fall i. S. des § 1 Abs. 2 VRStVO. 
handelt, wird nach den gesamten Umständen des Falles zu 
entscheiden sein. Die Angekl. hat auch noch in weiteren 
Fällen Zigaretten abgegeben.

Das Gericht wird auch prüfen und gegebenenfalls näher 
begründen müssen, ob die Annahme einer fortgesetzten 
Handlung nach Lage des Falles berechtigt ist (RGSt. 75, 
207, 209; 72, 211).

(RG., 2. StrSen. v. 21. Sept. 1941, 2 C 16/42 n [2 StS 
34/42].) [R.]

Anmerkung: Die angeklagte S., Ehefrau eines Gastwirts 
und in dessen Gastwirtschaft tätig, hatte Zigaretten aus 
den Beständen der Gastwirtschaft, die diesem Betrieb zur 
Abgabe gegen Abschnitte der Raucherkarte zur Verfügung 
gestellt waren, dem Arbeiter B., einem Kunden der Gast­
wirtschaft, ohne Abtrennung von Abschnitten der Raucher­
karte verkauft und von ihm Hühner käuflich erworben.

1. M it der Abgabe von Zigaretten ohne Abtrennung ent­
sprechender Abschnitte der Tabakkontrollkarte hat die S. 
zunächst gegen § 1 Abs. 1 Nr. 1 VRStVO. verstoßen. Für 
die Regelung des Kleinverkaufs von Tabakwaren galt bis 
1. Juli 1942 die Anordnung des RWiM. v. 7. Jan. 1942: 
DRAnz. Nr. 21 v. 26. Jan. 1942 und die Anordnung zur 
Durchführung dieser Anordnung von demselben Tage. Seit 
dem 1. Juli 1942 g ilt die Anordnung v. 11. Juni 1942 mit 
Durchführungsanordnung v. 11. Juni 1942: DRAnz. Nr. 135 
v. 12. Juni 1942. Beide Anordnungen stützen sich auf 
die VO. über den Warenverkehr v. 18. Aug. 1939 (RGBl. I, 
143), jetzt gültig in der Fassung der Bek. v. 11. Dez. 1942 
(RGBl. 1, 685). Danach dürfen Tabakwaren von Verkaufs­
stellen an Verbraucher nur gegen Kontrollkarte oder Kon- 
trollausweis abgegeben und von ihnen bezogen werden. 
Die Wiederbelieferung des Händlers erfolgt nicht gegen 
Abgabe der von ihm vereinnahmten Kontrollabschnitte, 
sondern nach Grundkontingenten, die die Verkaufsstelle in 
den vorgesehenen Vergleichszeiträumen aus der Zeit vor 
dem Kriege bezogen hat (vgl. die Anordnung Nr. 38 der 
Reichsstelle für Tabak v. 9. März 1942: DRAnz. Nr. 69 v. 
23. März 1942; Näheres bei E n g e l h a r d ,  „Die reichs­
einheitliche Regelung des Kleinverkaufs von Tabakwaren“ , 
erläuterte Textausgabe 1943,' Otto Elsner Verlagsgesell­
schaft). Zigaretten sind also bezugsbeschränkte Waren; 
daß die Regelung, wonach die Abgabe nur gegen Abtren­
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nung’ von Kontrollabschnitten erfolgen darf, auf den Ver­
braucher beschränkt ist, steht dieser Feststellung nicht ent­
gegen. Denn maßgebend dafür, daß eine Ware bezugsbe­
schränkt ist, ist, daß ihr Bezug bis zum letzten Verbraucher 
der Einschränkung unterliegt; eben dies aber ist hier der 
Fall (vgl. R i e t z s c h - P e r e n - S c h n e i d e r ,  „Das 
Strafrecht der Verbrauchsregelung“ , 2. Bearbeitung, 1942, 
S. 24). Das (angebliche) Versprechen des B„ Abschnitte 
seiner nächsten Kontrollkarte nachzuliefern, war unerheb­
lich. Die Grenzen eines zulässigen Vorgriffs sind in den 
Anordnungen verschieden geregelt (Einzelheiten bei E n ­
g e l h a r d  a. a. O. S. 17). War aber die Raucherkarte des 
B., wie hier festgestellt war, verbraucht, so war ein Vor­
griff auf eine noch nicht ausgegebene Raucherkarte jeden­
falls unzulässig. Die S. hat also bezugsbeschränkte Ware 
ohne gültige Bescheinigung über die Bezugsberechtigung 
abgegeben.

Hühner werden im Reichsmaßstabe nicht bewirtschaftet. 
Zwar g ilt die VO. über die öffentliche Bewirtschaftung 
von Eiern und Ei-Erzeugnissen v. 7. Sept. 1939 (RGBl. I, 
1732) nach der Bekanntmachung des Reichsministers für 
Ernährung und Landwirtschaft v. 8. Febr. 1940: DRAnz. 
Nr. 46 auch für Nutz- und Zuchtgeflügel. Die daraufhin 
bisher getroffenen Anordnungen beschränken sich jedoch 
auf das Verbot der Abgabe von lebendem Schlachtgeflügel 
aller Art sowie von Nutz- und Zuchtgeflügel aller A rt auf 
Wochenmärkten, Markthallen und sonstigen Verteilungs­
stellen (Anordnung Nr. 2/40 der Hauptvereinigung der 
deutschen Eierwirtschaft v. 29. Febr. 1940: RNVB1. 87), und 
auf die Regelung des Verkehrs mit Nutz- und Zuchtge­
flügel durch die Anordnung v. 26. Nov. 1940: RNVB1. 692 
(vgl. hierzu W a l l i n g e r :  RdRN. 1942, 555). Soweit 
nicht eine besondere örtliche Regelung durch das Ernäh­
rungsamt getroffen sein sollte, was nach § 3 der VO. über 
die öffentliche Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen v. 27. Aug. 1939 (RGBl. I, 1521) möglich 
wäre, im vorliegenden Fall aber nicht festgestellt ist, liegt 
in, dem Erwerb der Hühner kein Verstoß gegen die Ver- 
brauchs^egelung.

2. Von größerer Bedeutung als der Verstoß gegen die 
Bewirtschaftungsvorschriften für Tabakwaren erscheint 
jedoch das Vergehen der Frau S. gegen § 1 a KWVO. i d. 
Fass, der VO. v. 25. März 1942 (RGBl. I, 147). Zweck dieser 
Vorschrift ist es, sicherzustellen, daß die Ware, die in der 
Kriegswirtschaft nur in geringerem Umfang hergestellt 
werden kann als im Frieden, auch tatsächlich demjenigen 
Verbraucher zugute kommt, für den sie produziert wird. 
Sie soll nicht auf dem Wege von der Fabrik zu dem Ver­
braucher, der ihrer benötigt, dadurch hängen bleiben, daß 
ein Gewerbetreibender, der sie kraft seines Berufs in die 
Hand bekommt, sie nicht bestimmungsgemäß weitergibt, 
sondern auf ihrem Wege anhält und ihren Besitz dazu aus­
nutzt, um sich Vorteile zu verschaffen, die ihm nicht zu­
kommen und die er ohne die unlautere Verwertung der 
Ware nicht hätte erzielen können. In einer Zeit, in der 
viele Waren verknappt sind und, sei es auf Grund von Be­
wirtschaftungsvorschriften, sei es aus tatsächlichen Grün­
den schwer erhältlich sind, kommt einer solchen Vorschrift 
große Bedeutung zu. Nur wenn sich Industrie, Handel 
und Handwerk an sie halten, kann der Verbraucher damit 
rechnen, die für ihn produzierte und ihm von der W irt­
schaftsführung zugedachte Ware auch tatsächlich zu er­
halten. § 1 a KWVO. schreibt zur Sicherung dieses Zieles 
jedem, der kraft seiner Berufsstellung während des Laufs 
der Ware von der Fabrik bis zum Verbraucher Verfügungs­
gewalt über die Ware erlangt, eine Treuhänderstellung &zu 
und erklärt den Mißbrauch dieser Treuhänderstellung zur 
Erzielung privater Vorteile für eine ernste Straftat. Eine 
Häufung solcher Verstöße muß zu berechtigtem Unmut in 
der Verbraucherschaft und zu einer ernsten Erschütterung 
der inneren Front führen. Es ist daher zweckmäßig, daß die 
Wirtschafts- und Ernährungsämter, die derartige Verstöße 
feststellen, von ihrer Befugnis, sie durch Ordnungsstrafe 
zu ahnden, regelmäßig keinen Gebrauch machen und die 
Vorgänge der Staatsanwaltschaft zur Einleitung einer ge­
richtlichen Verfolgung abgeben.

Der Hauptwert der obigen Entscheidung des RG. liegt 
in der kurzen treffenden Zusammenstellung der wichtigsten 
Auslegungsgrundsätze, die bei Anwendung des § 1 a
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KWVO. zu beachten sind. Das AG. hatte nicht geprüft, 
ob Frau S. die Treuhänderstellung, die ihrer Verkaufsstelle 
für Tabakwaren eingeräumt war, durch die unzulässige Ab­
gabe von Zigaretten an B. dazu benutzt hat, um sich dafür 
Geflügel zu verschaffen. Daß für Frau S. der Erwerb von 
Geflügel, einer begehrten Mangelware, und für B. der Er­
werb von Tabakwaren ohne Hergabe von Abschnitten sei­
ner Tabakkontrollkart: ein Vorteil i. S. des § 1 a KWVO. 
darstellten, ist nicht zweifelhi.it. Vorteil ist alles, was nach 
der Auffassung des Täters geeignet ist, eine „Bevorzugung“ 
zu motivieren, worin er also einen Ausgleich für die Bevor­
zugung des anderen erblickt, also jede Mehrleistung über 
den ordnungsmäßigen Preis oder Lohn hinaus zugunsten 
des Täters oder eines irgendwie mit ihm in Verbindung 
stehenden Dritten, die dem Täter als begehrenswert und 
daher als Anlaß für die Gewährung einer Bevorzugung er­
scheint (vgl. R i e t z s c h - P e r e n - S c h n e i d e r ,  „Straf­
recht der Verbrauchsregelung“  S. 247—249). Der Zusam­
menhang zwischen dem Vorteil und der Bevorzugung 
braucht nicht darin zu bestehen, daß die beiderseitigen 
Leistungen miteinander ausgeglichen werden wie beim 
gegenseitigen Vertrage; vielmehr genügt ein äußerer Zu­
sammenhang zwischen der Hergabe der Zigaretten einer­
seits, dem Empfang des Geflügels andererseits. Daß B. 
die Zigaretten mit dem üblichen Preis bezahlt hat, steht 
der Feststellung des Zusammenhangs zwischen der Abgabe 
der Zigaretten und dem Erwerb der Hühner nicht entgegen. 
Das Kaufgeschäft über die Zigaretten einerseits, das Ge­
flügel andererseits ist offensichtlich nur zur Umgehung des 
§ 1 a KWVO. geschlossen; wirtschaftlich stehen beide Ge­
schäfte in einem Zusammenhang und sind ersichtlich nach 
dem Satz: „Eine Hand wäscht die andere“  zustande gekom­
men. § 1 a KWVO. stellt zwar nicht ausdrücklich auch Um­
gehungsgeschäfte unter Strafe. Eines ausdrücklichen Ver­
bots der Umgehung des § 1 a KWVO. bedarf es jedoch 
nicht, weil jede Strafrechtsnorm, insbesondere auch gerade 
im Wirtschaftsstrafrecht, nicht nur die direkte Verletzung 
verbietet, sondern auch die Umgehung, da sie sonst 
nicht durchgesetzt werden kann ( R i e t z s c h - P e r e n -  
S c h n e i d e r  a. o. O. S. 256).

Frau S. hat in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs 
gehandelt. Daß die Gaststätte nicht von ihr selbst, sondern 
von ihrem Ehemann geleitet wurde, steht dieser Feststel­
lung nicht entgegen; nach ständiger Rechtsprechung han­
delt nicht nur der Leiter des Betriebs, sondern auch das 
Mitglied seiner Gefolgschaft und das im Betrieb tätige Fa­
milienmitglied „in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs“ . 
Daß Frau S. das Geflügel nicht zur Weiterveräußerung in 
der Gastxstätte, sondern zu privatem Verbrauch erworben 
hatte, steht ebenfalls nicht entgegen; denn Frau S. hat zum 
Erwerbe des Geflügels Waren eingesetzt, die ihr zum Be­
triebe der Gaststätte zu treuen Händen übergeben waren. 
Aus diesem Grunde wäre es auch unerheblich gewesen, 
wenn Frau S. das Geflügel nicht in der Gaststätte, son­
dern in ihrer Privatwohnung von B. erworben haben sollte.

Ob der Fall der Ziff. 1 oder der Ziff. 2 gegeben war, ist 
von geringem Interesse. Beide Fälle können auch wahl­
weise festgestellt werden (§ 2 b StGB.). Vielfach werden 
die Voraussetzungen beider Vorschriften gegeben sein; sie 
stehen dann in Tateinheit.

Den Grundsätzen des Reichsgerichts ist daher in allen 
Punkten beizutreten.

3. Das RG. hatte die Strafbarkeit des B. nicht zu erörtern. 
Er hat gegen § 1 Abs. 1 Nr. 1 VRStVO. verstoßen, insofern 
er Zigaretten ohne Hergabe von Abschnitten der Raucher­
karte bezogen hat. Dagegen fällt ihm kein Verstoß gegen 
§ 1 a KWVO. zur Last; soweit er die S. zu einer Verletzung 
dieser Vorschrift angestiftet oder ihr dazu Beihilfe ge­
leistet haben sollte, ist er nach der ausdrücklichen Vor­
schrift des § 1 a Abs. 2 KWVO. straflos. Die Verantwor­
tung für die Wahrung der oben erörterten Treuhänder­
stellung trifft allein den Gewerbetreibenden; nur für ihn 
gilt das Berufsethos, an das § 1 a Abs. 1 KWVO. appelliert. 
Wer dieser besonderen Verantwortung nicht unterworfen 
ist, bleibt daher auch als Teilnehmer straflos.

MinR. R i e t z s c h.

*

** 2. RG. — § 1 VerbrauchsregelungsstrafVO. (VRStVO.) 
i. d. Fass. v. 26. Nov. 1941 (RGBl. I, 734); § 3 LandBewVO. 
v. 27. Aug. 1939 (RGBl. I, 1521).

Zu dem Aufgabenkreis des Ernährungsamts gehört auch 
die Sorge für die Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen 
Betriebes, dessen Inhaber durch Heeresdienst verhindert 
ist, den Hof selbst zu bewirtschaften.

Den allgemeinen Anordnungen der Ernährungsämter sind 
schriftliche Einzelanordnungen i. S. § 1 Abs. 1 N r.6 VRStVO. 
gleichzustellen, wenn sie ordnungsgemäß erlassen und dem 
Pflichtigen zugestellt sind.

Ein Landwirt, der den Auftrag zur Bewirtschaftung 
eines Nachbarhofes pflichtwidrig nicht erfüllt, handelt in 
Ausübung seines Berufes strafbar.

Der damals 28jährige BeschwerdeF. war im Erbhof sei­
nes Vaters tätig; der Hof ist 60 Morgen groß. Ihm be­
nachbart liegt der Erbhof des Bauern H. von etwa 36 M or­
gen. Als H. im Jahre 1941 zum Heeresdienst einberufen 
wurde, erhielt der BeschwF. vom Kreisbauernführer in 
seiner Eigenschaft als Leiter des Ernährungsamtes den 
Auftrag, den Hof des H. mit zu bewirtschaften. Der 
BeschwF. kam dieser Aufforderung auch nach. Als aber 
die Ernte eingebracht war, stellte der BeschwF. im Herbst 
1941 seine Tätigkeit für den Hof des H. ein, weil er sich 
mit der dort anwesenden Tante des H. nicht vertrug. Er 
erklärte dem Kreisbauernführer, er kümmere sich nicht 
mehr um die Wirtschaft, man solle mit ihm machen, was 
man wolle. Er blieb bei dieser Weigerung auch auf eine 
schriftliche Aufforderung des Kreisbauernführers in seiner 
Eigenschaft als Leiter des Ernährungsamtes v. 8. Okt. 1941. 
In diesem Schreiben war der BeschwF. unter Hinweis auf 
§ 3 Nr. 1 der VO. über die öffentliche Bewirtschaftung von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen (LandBewVO.) zur M it­
bewirtschaftung des H.schen Hofes aufgefordert mit dem 
Hinweis, daß er sich durch die Nichtbefolgung der An­
ordnung nach § 1 Abs. 1 Nrn. 5 und 6 VRStVO. strafbar 
mache. Der BeschwF. ist der Aufforderung nicht nach­
gekommen; er hat erst im Januar 1942 die Bewirtschaftung 
des H.schen Hofes wieder aufgenommen, als auf den An­
trag des Ernährungsamtes das Strafverfahren gegen ihn 
eingeleitet worden war.

Das LG. hat den Angekl. wegen Vergehens gegen die 
VRStVO. zur Gefängnisstrafe von 8 Monaten verurteilt. 
Die Revision war erfolglos.

Die LandBewVO. v. 27. Aug. 1939 (RGBl. I, 1521) soll 
die Versorgung der Bevölkerung und der Wehrmacht mit 
Lebens- und Futtermitteln während der Kriegszeit sicher­
stellen (§ 1). Das Ernährungsamt hat nach § 3 der VQ. 
für die ordnungsmäßige Wirtschaftsführung in den Er­
zeugerbetrieben Sorge zu tragen und unter anderem alle 
Maßnahmen zur Sicherstellung des Anbaues, der Vieh­
haltung und der Ernte zu treffen. In den Rahmen dieser 
Aufgabe fällt auch die Sorge für die Bewirtschaftung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes, dessen Inhaber durch 
Heeresdienst verhindert ist, den Hof selbst zu bewirt­
schaften.

In § 1 Abs. 1 Nr. 6 VRStVO. ist mit Strafe bedroht, wer 
in Ausübung eines Berufes oder Gewerbes eine sonstige 
Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften des 2. Abschn. 
der LandBewVO. oder gegen eine Bestimmung begeht, die 
auf Grund dieser VO. oder einer auf ihr beruhenden an­
deren Vorschrift erlassen worden ist. Diese Strafbestim­
mung schützt auch die Anordnungen der Ernährungsämter, 
die sie in Erfüllung ihrer Aufgaben auf Grund der Land­
BewVO. treffen. Die VRStVO. hat damit eine Lücke ge­
schlossen, die bis dahin unter der Geltung der Strafbe­
stimmung des § 34 LandBewVO. i. Verb. m. den §§ 12 und 
18 WarenverkVO. bestanden hatte. Die Wahl des Aus­
drucks „Bestimmung“  in der Strafandrohung darf nicht zu 
der Auffassung verleiten, daß damit nur allgemeine An­
ordnungen gemeint seien. Gerade das Ernährungsamt als 
das Amt, das den landwirtschaftlichen Erzeugerbetrieben 
am nächsten steht und über die örtlichen Verhältnisse durch 
den Ortsbauernfiihrer unterrichtet wird, wird in dringen­
den Fällen zu Einzelanordnungen greifen müssen, wenn 
sonst eine Schädigung des Ergebnisses der landwirtschaft­
lichen Erzeugung zu befürchten wäre. Der Anlaß zu einer 
Einzelanordnung kann auch darin liegen, daß nur die be­
sonderen Verhältnisse in einem landwirtschaftlichen Be-
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triebe das Eingreifen des Ernährungsamtes verlangen. 
Auch in solchen Fällen muß aber die Gewähr der Befol­
gung der Anordnung durch den Pflichtigen gegeben sein. 
Es kann deshalb nicht der Wille des Gesetzes sein, daß 
solchen Anordnungen der strafrechtliche Schutz versagt 
sein solle mit der Folge, daß dann das Amt bei Nichtbe­
folgung seiner Anordnung auch eine Ordnungsstrafe nicht 
verhängen könnte; denn nach §§ 4 ff. VRStVO. ist die Ver­
hängung einer Ordnungsstrafe nur dann möglich, wenn 
eine nach §§ 1, 2 oder 3 VRStVO. strafbare Handlung vor­
liegt. Wirtschaftsstrafgesetze sind so auszulegen, daß der 
Zweck erreicht wird, den die gesetzliche Regelung ver­
folgt hat. Daraus ergibt sich, daß den allgemeinen An­
ordnungen der Ernährungsämter auch schriftliche Einzel­
anordnungen i. S. des § 1 Abs. 1 Nr. 6 VRStVO. gleich­
zustellen sind, wenn sie, wie hier, ordnungsmäßig schrift­
lich erlassen und dem Pflichtigen zugestellt worden sind.

Das LG. hat auch das Merkmal der Strafandrohung 
„in  Ausübung eines Gewerbes oder Berufes“  zutreffend 
angenommen. Der BeschwF. ist von Beruf Landwirt, 
der einen landwirtschaftlichen Betrieb führen kann. Ge­
rade deshalb ist er mit der Bewirtschaftung des Nachbar­
hofes beauftragt worden. In Ausübung eines Gewerbes 
oder Berufes handelt auch, wer pflichtwidrig die ihm über­
tragene Berufsaufgabe nicht erfüllt.

Die Zuwiderhandlung des Angekl. gegen die Anordnung 
des Amtes war nicht damit abgeschlossen, daß er im Herbst 
1941 seine Tätigkeit für den Hof des H. einstellte. Die Zu­
widerhandlung wurde, da der Auftrag fortbestand, und 
durch die Anordnung des Amtes v. 8. Okt. 1941 unter 
Strafandrohung erneuert wurde, fortlaufend neu begangen 
bis zur Wiederaufnahme der Bewirtschaftung im Januar 
1942. Die Dauerstraftat war unter der Geltung der 
VRStVO. v. 6. April 1940 begonnen, sie ist aber erst 
unter der Geltung der VRStVO. v. 26. Nov. 1941 abge­
schlossen worden, die am 30. Nov. 1941 in Kraft getreten 
ist. In solchen Fällen ist nur das Strafgesetz anzuwenden, 
das beim Abschluß der Dauerhandlung gegolten hat (RGSt. 
70, 251, 255).

(RG., 2. StrSen. v. 3. Dez. 1942, 2 D 396/42.) [He.]

*

3. RG. — §§174 Abs. 1 Nr. 1, 176 Abs. 1 Nr. 3 StGB. 
Zur Frage der Glaubwürdigkeit von Kinderaussagen. Es 
besteht ein Erfahrungssatz des Inhalts, daß Kinder (Mäd­
chen) in den Entwicklungsjahren dazu neigen, geschlecht­
liche Erlebnisse, besonders in Gesprächen mit Gleichaltri­
gen, zu übertreiben und daß sich dadurch in ihnen selbst 
— mögen sie auch sonst wahrheitsliebend, zuverlässig und 
anständig sein — ein falsches Erinnerungsbild festsetzt. In 
solchen Fällen muß der Richter einen fachwissenschaftlich 
geübten Sachverständigen beiziehen und sich eingehend 
über die Bedeutung von Abweichungen der Kinderaussagen 
von früheren Angaben (gegenüber Angehörigen, Ermitt­
lungsbeamten usw.) aussprechen, f )

Die Anklage legte dem Angekl. zur Last, an fünf seiner 
Schülerinnen unzüchtige Handlungen vorgenommen zu 
haben. Über die Angelegenheit ist nicht nur unter den 
Dorfbewohnern gesprochen worden, sondern auch die 
Kinder selbst haben sich untereinander über die Erleb­
nisse, die sie auf geschlechtlichem Gebiet gehabt haben 
wollen, unterhalten. Nach den Erfahrungen des Lebens 
neigen dabei Kinder, die in den Entwicklungsjahren stehen, 
dazu, solche Vorkommnisse in ihrer Schilderung zu über­
treiben. Die Möglichkeit liegt nahe, daß sich infolgedessen 
in ihnen ein falsches Erinnerungsbild festsetzt. Das LG. 
hat das auch erkannt und bei vier der Kinder die Glaub­
würdigkeit ihrer Aussage verneint. Der Zeugin Erna K. 
hat es deshalb Glauben geschenkt, weil sie ihre Angaben 
in der Hauptverhandlung klar und bestimmt gemacht und 
sich auch durch den Angekl. nicht habe beirren lassen, 
und weil sie einen kindlichen und unbedingt zuverlässi­
gen, anständigen Eindruck gemacht habe. M it diesen Er­
wägungen allein können die Bedenken, die sich aus dem 
oben erwähnten Erfahrungssatz ergeben, nicht ausgeräumt 
werden; denn neben der Frage, ob das Kind wahrheits­
liebend ist und bemüht war, auch hier die Wahrheit zu 
sagen, steht die Frage, ob das Erinnerungsbild, das es 
gibt, aiNh der Wahrheit entspricht. Im vorl. Falle werden

in der letzten Frage die Zweifel, die, wie oben ausgeführt,
in solchen Fällen schon nach der allgemeinen Erfahrung 
bestehen, noch dadurch verstärkt, daß die Tat, die dem 
Angekl. zur Last gelegt wird, im Zeitpunkt der Verneh­
mung der Zeugin bereits 1 Jahr und 4 Monate zurücklag. 
Die Erinnerung der Zeugin an den Vorgang kann auch 
dadurch beeinflußt sein, daß sie schon vor der Haupt­
verhandlung wiederholt vernommen worden ist. In solchen 
Fällen muß der Tatrichter dem erwähnten Erfahrungssatz 
dadurch Rechnung tragen, daß er zu der Vernehmung der 
Kinder einen fachwissenschaftlich gebildeten und geübten 
Sachverständigen beizieht und sich im Urteil über ihre 
Glaubwürdigkeit unter eingehender Darlegung der ge­
samten Verhältnisse, zu denen insbes. auch etwaige Ab­
weichungen ihrer Aussage von ihren früheren Angaben 
gegenüber Angehörigen oder im Ermittlungsverfahren 
gehören, ausspricht.

(RG., 3. StrSen. v. 29. Juni 1942, 3 D 285/42.)

Anmerkung: Da Kinder und Jugendliche — w ir den­
ken hier vornehmlich an solche im Alter von etwa 
4—16 Jahren — im allgemeinen infolge ihres unzuläng­
lichen Überblicks über eine Situation, ihrer unausgebil- 
deten Kombinationsfähigkeit und ihrer geringen Kritik­
fähigkeit sich leicht in Widersprüche verwickeln, im 
Ausdruck noch ungeübt und im Verhalten vor Gericht 
vielfach befangen sind, so muß eine ohne Widersprüche, 
eindeutig und bestimmt erstattete Aussage eines Kindes 
noch mehr als beim Erwachsenen den Eindruck ab­
soluter Zuverlässigkeit erwecken. Die gerichtliche und 
außergerichtliche Erfahrung hat aber gelehrt, daß auch 
eine derart zuverlässig erscheinende Aussage mit Vor­
sicht aufzunehmen ist. Nun läßt sich die Glaubwürdig­
keit eines Erwachsenen durch Feststellungen über seine 
Persönlichkeit, seine Haltung im Beruf, im häuslichen 
Leben und in sonstiger Gemeinschaft nachprüfen; beim 
Kinde dagegen ist die Überprüfung seiner Glaubwürdig­
keit infolge der geringen Möglichkeit zur objektiven Be­
obachtung und Beurteilung, wegen des kurzen Lebens­
alters, mangels einer Stellung im Beruf, im Leben und 
in der Gemeinschaft, sehr begrenzt. Auf das Urteil der 
Eltern über die Glaubwürdigkeit ihres Kindes ist meist 
kein Verlaß und die Aussagen von Erziehern sind nur 
zusätzlich verwertbar.

Wie es möglich ist, daß ein Kind vollständige und 
mit einem möglichen Ablauf in der W irklichkeit schein­
bar völlig übereinstimmende Aussagen macht und diese 
mit geradezu überzeugender Sicherheit darstellt, ob­
wohl sie der W irklichkeit nicht entsprechen, hat bisher 
noch keine befriedigende psychologische Erklärung ge­
funden, gleichgültig, ob es sich um eine bewußte oder 
unbewußte Unwahrheit des Kindes handelt.

Die psychologische Wissenschaft hat jedoch eine 
Reihe von Möglichkeiten der Trübung von Aussagen 
nachgewiesen, die zumal für die Aussagen von Kindern 
und Jugendlichen im Entwicklungsalter symptomatisch 
und so wahrscheinlich sind, daß mit ihnen in jedem 
Fall gerechnet werden muß, auch wenn die Aussage 
sehr zuverlässig erscheint. Dabei spielt der Umstand, 
ob die Aussage des Kindes bewußt oder unbewußt 
falsch ist, für ihre Würdigung eine erheblich geringere 
Rolle als beim Erwachsenen. Denn in der Vorstellungs­
welt des Kindes sind das Bewußtsein von der Richtig­
keit oder Unrichtigkeit und das Gefühl für die Not­
wendigkeit einer wahren Aussage noch sehr unausge- 
bildet, weil es noch keinen hinreichenden Sinn für den 
erfahrungsgemäßen Ablauf der Dinge und für die Fol­
gen einer unwahren Aussage und damit deren Ver­
werflichkeit besitzt, mag es auch im Grunde ein wahr­
heitsliebendes Kind sein.

Auf eine der wahrscheinlichen Fehlerquellen einer 
Aussage weist der 3. StrSen. des RG. in seiner obigen 
Entscheidung selbst hin: die Trübung des E r i n n e ­
rungsb ildes. Die unmittelbarste Beeinträchtigung dieses 
Erinnerungsbildes liegt darin, daß Einzelheiten des Wahr­
nehmungsbildes im Laufe der Zeit entfallen. Ebenso 
stark sind die mittelbaren Einwirkungen auf das Er­
innerungsbild, so durch die Gespräche mit anderen 
Kindern über einen Vorgang, der von diesen sehr leicht 
falsch aufgefaßt werden konnte oder der im Gespräch
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völlig verzerrt wird. Sehr groß ist ferner die Gefahr, 
wenn es sich um geheimnisvolle Dinge handelt, die ent­
weder noch völlig außerhalb des Erlebens des Kindes 
liegen oder die es schon zu ahnen beginnt, wie die ge­
schlechtlichen Vorgänge, in die es häufig in sich ver­
irrender, schon stark von geschlechtlichem Empfinden 
durchsetzter Weise oder durch Frühreife hineingerät. Be­
sonders stark ist auch der suggestive Einfluß aller Er­
wachsenen (einschl. der geschulten Ermittlungsbeamten), 
die mit dem Kind über den Vorgang sprechen und da­
bei trotz ihrem Bemühen um objektive Klärung W ir­
kungen in ihm erzeugen, die es zu einer bestimmt ge­
arteten Aussage veranlassen.

Zeitlich noch vor der Erinnerung liegt die W a h r ­
n e h m u n g  selbst. Ein Kind vermag bei seiner Wahr­
nehmung nicht wie ein Erwachsener die Bedeutung der 
Dinge und Vorgänge und deren Zuordnung zu erken­
nen; es erhält seine eigene unentwickelte Auffassung 
von den Dingen, mag es diese im günstigen Falle auch 
an sich mit seinen Sinneswerkzeugen ebenso richtig 
gesehen, gehört, gefühlt haben wie ein Erwachsener.

Die Güte einer Aussage ist ferner in erheblichem 
Maße von der Ausbildung des Verstandes abhängig, 
die beim Kinde naturgemäß noch sehr gering ist.

Am wenigsten läßt sich beim Kinde der Einfluß der 
G e f ü h l e  und W ü n s c h e  kontrollieren, die seine Vor­
stellungswelt und seinen Äußerungswillen in außeror­
dentlich hohem Maße bestimmen. Als solche Gefühle 
kommen bei Kindern und, soweit es sich um geschlecht­
liche Dinge handelt, besonders bei Mädchen in Be­
tracht: Selbstgefälligkeit, Geltungsbedürfnis vor sich und 
anderen Gleichaltrigen, Jüngeren oder Älteren, die sub­
jektive Gewichtigkeit und Bedeutung seiner im M ittel­
punkt stehenden Person, die es den Erwachsenen gleich­
setzen und die es möglichst lange beibehalten w ill, zu­
mal dann, wenn es sich um Dinge handelt, die nur Er­
wachsenen zukommen (vor allem sexuelle Vorgänge); 
der Reiz des Interessanten, die Sucht nach Außerge­
wöhnlichem, Eigensinn in der Beibehaltung der einmal 
eingeschlagenen Richtung seiner Aussage; Furcht vor 
Unehre oder Strafe, wenn es von seiner Aussage ab- 
weieht, obwohl es auf Vorhalt einsieht, daß seine Aus­
sagen nicht mehr zutreffen können; bei reiferen Kin­
dern der Einfluß ungeeigneter Lektüre. Während nun 
beim Erwachsenen die moralischen Empfindungen und 
die Einsicht in die Notwendigkeit einer Zurückdämmung 
der Gefühle und Wünsche ein starkes Hemmnis für 
unrichtige Aussagen darstellen, fehlt beim Kinde infolge 
mangelnder Entwicklung solcher Empfindung und Ein­
sicht dieses Regulativ seiner Aussage in mehr oder min­
der starkem Maße.

Andererseits soll auch nicht übersehen werden, daß 
beim Kind eine Reihe von Momenten fortfallen, welche 
die Aussagen Erwachsener zu beeinflussen vermögen, 
so vor allem die bewußt oder unbewußt vorgenom­
mene tatsächliche und rechtliche Würdigung des zur 
Behandlung stehenden Falles durch den Aussagenden 
selbst.

Während nun in vielen Fällen ein erfahrener Richter 
die Unzuverlässigkeit einer Kindesaussage aus der Art 
und dem Verhalten des Kindes unschwer zu erkennen 
vermag, handelt es sich bei den zuvor aufg,eführten 
Fehlerquellen durchweg um solche, die sehr leicht im 
Verborgenen bleiben k ö n n e n ,  zumal dann, wenn die 
Aussage des Kindes durch besondere Beständigkeit und 
Sicherheit einen durchaus zuverlässigen Eindruck macht. 
Der 3. StrSen. des RG. hat diese Schwierigkeit mit einer 
für den wissenschaftlichen Psychologen beachtlichen 
Klarheit und Schärfe herausgestellt und zu ihrer Lösung 
die Zuziehung derjenigen Person verlangt, die auf dem 
psychologischen Gebiet fachwissenschaftlich ausgebil­
det und geübt, also im allgemeinen als sachverständig 
anzusprechen ist. (Ebenso auch der 2. Sen. im Urt. vom
23. Okt. 1941, 2 D 441/41: HRR. 1942 Nr. 511.) Das kann 
nur der in der psychologischen Wissenschaft ausgebil­
dete und erfahrene P s y c h o l o g e  sein, also eine Per­
sönlichkeit, die den Ablauf und die Eigentümlichkeit 
des seelischen Lebens nicht nur von gelegentlicher 
oder von einer auf ein Teilgebiet beschränkten Beschäf­
tigung kennt, sondern die sich systematisch m it ihnen

befaßt. Ob dieser Psychologe außerdem noch Lehrer 
oder Arzt ist oder aber Nur-Psychologe, bleibt gleich­
gültig; die Hauptsache ist, daß er sich sein psycho­
logisches Wissen durch den bisher üblichen Ausbil­
dungsgang — Promotion mit einer Arbeit auf normal­
psychologischem Gebiet oder in der üblichen und nach­
prüfbaren Form eines Studiums — erworben hat und 
diesen Erwerb auch durch die von den Unierrichtsbehör- 
den vorgeschriebenen Prüfungen nachweisen kann (vgl. 
die PrüfungsO. für Studierende der Psychologie, Erlaß 
des RMin. f. Wissensch., Erz. u. Volksbildung v. 16. Juni 
1941, WJ 2090 [a]). Da heute eine hinreichende Zahl aus­
gebildeter Psychologen, sei es ohne oder in Verbindung 
mit einem anderen Beruf, zur Verfügung stehen ( W e ­
b e r ,  „Psychologie und Rechtsanwendung“ : DR. 1942, 
1303), ist die Zuziehung eines nicht oder nicht ord­
nungsgemäß ausgebildeten Sachverständigen mit dem 
Mangel an Psychologen nicht mehr zu entschuldigen.

Das Verlangen des 3. StrSen. des RG. auf Zuziehung 
eines fachwissenschaftlich gebildeten und geübten psy­
chologischen Sachverständigen darf nun nicht dahin ver­
standen werden, daß der Richter in jedem Fall einer 
Kinderaussage einen Psychologen hinzuziehen müsse. 
Wenn der Richter auf irgendeinem außerhalb des enge­
ren Rechtskreises gelegenen Gebiet Sachverständnis be­
sitzen muß, so ist es das psychologische ( We b e r  a.a. 
O. S. 1298). Die Zuziehung eines psychologischen Sach­
verständigen ist n u r  in solchen Fällen geboten, die 
mangels Kenntnis der erst in vielen wissenschaftlichen 
Untersuchungen offenbar gewordenen Fehlerquellen auch 
mit der intuitiven psychologischen Schau nicht zu durch­
schauen sind. Man kann naturgemäß vom Richter nicht 
verlangen, daß er die Probleme der wissenschaftlicher« 
Psychologie beherrscht; immerhin muß er doch in der 
Lage sein, zu wissen, ob ein solches Problem im ge­
gebenen Fall in Frage kommt, so daß er zu dessen 
Lösung den psychologischen Sachverständigen zuziehen 
kann.

Solche Lage tr itt für den Richter z. B. ein, wenn mit 
mehr oder weniger großer Wahrscheinlichkeit Zweifel 
an der Glaubwürdigkeit der jugendlichen Zeugen be­
stehen, z. B. bei unerklärlichen Widersprüchen in den 
Aussagen mehrerer Kinder, bei allzu sicherem Auftreten 
jugendlicher Zeugen, bei zeitlich erheblich zurückliegen­
den Vorgängen, bei der Unwahrscheinlichkeit einer an­
geblich genau gemachten Wahrnehmung durch die ju­
gendlichen Zeugen, bei bestimmten Straftaten, insbes, 
Sexualdelikten; wenn die Möglichkeit besteht, daß an 
sich oder wegen des in Frage stehenden Deliktes eine 
— auch ungewollte — Beeinflussung des Wahrgenom­
menen dureh gleichaltrige oder ältere Personen und da­
mit eine Trübung des Erinnerungsbildes eingetrefen ist, 
ganz besonders aber, wenn zu vermuten ist, daß un­
kontrollierbare Gefühle die Aussagebereitschaft beherr­
schen.

Der sachverständige Psychologe kann n u r  m i t - 
h e l f e n ,  den seelischen Zustand des jugendlichen Zeu­
gen zu klären; keineswegs soll er dem Richter die end­
gültige psychologische Wertung der Aussage abnehmen; 
diese bleibt dessen psychologischer Kunst überlassen.

LGDir. Dr. Dr. W i l h e l m  W e b e r ,  Berlin.

*

i .  RG. — §§ 185, 193 StGB. Eine Beleidigung liegt vor, 
wenn dem Betroffenen geistige Eigenschaften abgespro­
chen werden, die für seine Geltung unter seinen Neben­
menschen von Belang sind. — Über die Grenzen einer 
Wahrung berechtigter Interessen.

Gegen die Verurteilung aus § 185 St GB,  wendet die 
Rev. vor allem ein, der Angekl. habe den beiden in 
Betracht kommenden Beamten weder moralische Mängel 
noch minderwertige Charaktereigenschaften vorgewor­
fen, sondern nur Flüchtigkeit und allenfalls mangelnde 
Fähigkeit zur Bekleidung eines Richterpostens; das 
seien aber keine ehrenkränkenden Vorwürfe. Diese 
Einwendung greift nicht durch. Das Rechtsgut der 
Ehre, das im § 185 StGB, geschützt wird, beruht nicht 
allein auf sittlichem, sondern auf dem allgemeinen per­
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sönlichen Wert eines Menschen. Den , Tatbestand der 
Beleidigung erfüllt daher keineswegs hur der Vorwurf 
solcher Schwächen, die auf moralischem Gebiete liegen, 
sondern auch der Vorwurf mangelnder geistiger Eigen­
schaften, sofern die abgesprochene Eigenschaft für die 
Geltung des betreffenden Menschen unter seinen Neben­
menschen von. Belang ist (vgl. z. B. RG.: GA. 38, 434; 
45, 423; 46, 204). Daß der Angekl. sich des ehren­
kränkenden Charakters der Kundgebung bewußt war, 
ist im Urteil festgestellt.

Weiter rügt die Rev. Verletzung des § 193 St GB.  
Auch diese Rüge ist nicht begründet. Soll im Sinne 
dieser Gesetzesstelle das Vorhandensein, d. h. die Ab­
sicht der Beleidigung (RGSt. 20, 100, 101; 23, 40, 42; 
41, 254, 255/256) aus der Form der Äußerung hervor­
gehen, so müssen in Fällen der vorliegenden Art die 
gewählten Worte zur Äußerung des Gedankeninhalts 
nicht erforderlich sein (RGSt. 40, 317, 318). Diese Vor­
aussetzungen erachtet das LG. mit der Begründung für 
gegeben, der Angekl. habe zur Durchsetzung seiner 
vermeintlichen Rechte der g an z  a l l g e m e i n  g e ­
h a l t e n e n ,  nicht mehr auf den anstehenden Fall be­
zogenen herabsetzenden Kritik an den Fähigkeiten und 
der Amtsführung der beiden Beamten in keiner Weise 
bedurft. Hierin kann ein Rechtsirrtum nicht gefunden 
werden. Nun ist allerdings die Überschreitung der zum 
Gedankenausdruck notwendigen Grenzen nur ein Be­
weisgrund, aus welchem die Absicht der Beleidigung 
gefolgert werden kann. Bei der tatsächlichen Würdigung 
des Beweisgrundes ist insbesondere die Persönlichkeit 
des Täters in Betracht zu ziehen (RG. a. a. O.). Bei 
dieser tatsächlichen Würdigung ist nun das LG. zu dem 
Ergebnisse gelangt, dem Angekl. sei ohne weiteres 
klar gewesen, daß er zur Durchsetzung seiner ver­
meintlichen Rechte der erwähnten Kritik in keiner 
Weise bedurft habe; denn der Angekl. — auf dessen 
Intelligenz und Bildungsgrad das LG. bereits an frü­
herer Stelle hingewiesen hatte —- habe in zahllosen 
Prozessen und Verfahren mit Gerichten und Behörden 
zu tun gehabt und sei deshalb wohl in der Lage, die 
Grenzen der notwendigen Sachwahrnehmung zu er­
kennen Ob diese tatsächliche Würdigung zutreffend 
ist, unterliegt nicht der Prüfung des Revisionsgerichtes 
(§§' 261, 337 StPO.).
'(RG., 4. StrSen. v. 9,Okt.l942, 4 D 175/42.)

*

** 5. RG. — §§ 202, 203, 204 StPO. i. d. Fass. d. VO. v. 
13. Aug. 1942 (RGBl. I, 512). Die Anordnung der Haupt­
verhandlung setzt — neben den Erfordernissen des § 203 
StPO. — voraus, daß der Sachverhalt so gründlich aufge­
klärt ist, daß die reibungslose Durchführung einer Haupt­
verhandlung möglich ist.

Gegen den Beschuldigten ist die Anklage erhoben, sich 
im Jahre 1941 fortgesetzt der üblen Nachrede (§ 186 StGB.) 
gegen Dr. S. in G. schuldig gemacht zu haben. Die StrK. 
hat durch Beschl. v. 25. Sept. 1942 die Anordnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt, ,.weil mit Sicherheit zu erwar­
ten ist, daß der Angeschuldigte in der Hauptverhandlung 
wegen Vergehens gegen § 186 StGB., auf das sich die An­
klage allein stützt, nicht verurteilt wird. Bei dem von dem 
Beschuldigten gegen Dr. S. erhobenen Vorwurf der charak­
terlichen Minderwertigkeit handelt es sich nicht um be­
hauptete Tatsachen, sondern um ein ehrenkränkendes 
Werturteil ohne Belegung durch Tatsachen“ . Aus einem 
Schreiben des Vorsitzers des Gerichts an den GenStA. er­
gibt sich, daß die StrK. die Hauptverhandlung wegen förm­
licher Beleidigung (§ 185 StGB.) angeordnet hätte, wenn 
die Anklage nicht ausschließlich auf Vergehen gegen § 186 
StGB, gestützt wäre.

Gegen den ablehnenden Beschluß hat der GenStA. gemäß 
§ 204 StPO. i. d. Fass, der VO. v. 13. Aug. 1942 — RGBl. I, 
512 — rechtzeitig sofortige Beschw. eingelegt. Die Be- 
schw. ist begründet.

Nach § 203 Abs. 1 StPO. n. F. — Abs. 2 kommt hier nicht 
in Betracht — kann das Gericht die Anordnung der Haupt­
verhandlung nur ablehnen, wenn nach seiner Überzeugung 
aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen mit Sicherheit 
zu erwarten ist, daß der Angeschuldigte in der Hauptver­

handlung nicht verurteilt wird. Diese Voraussetzungen lie­
gen hier nicht vor. Die Ablehnung nach § 203 Abs. 1 StPO, 
n. F. ist nicht, wie die StrK. angenommen hat, schon dann 
zulässig, wenn aus dem in der Anklage angeführten Straf­
gesetz keine Verurteilung erfolgen kann, sondern nur dann, 
wenn mit Sicherheit zu erwarten ist, daß aus ta.oächlichen 
oder rechtlichen Gründen wegen der der Anklage zugrunde 
liegenden Tat (RGSt. 61, 314, 317; 72, 339) überhaupt keine 
Verurteilung erfolgt. Den ihm durch die Anklage unter­
breiteten Sachverhalt hat das Gericht aber unter allen in 
Betracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkten zu prü­
fen. Es ist dabei an die rechtliche Beurteilung durch die 
StA. nicht gebunden. Der Abs. 2 des § 264 StPO, ist durch 
die VO v. 13. Aug. 1942 gestrichen worden, weil er neben 
der Vorschrift des § 264 Abs. 1 StPO, entbehrlich ist.

Ob im vorl. Falle § 185 StGB, oder § 186 StGB, in Be­
tracht kommt (RGSt. 55, 129 fl.; 64, 10; 67, 270), kann hier 
dahingestellt bleiben. Es besteht aber Anlaß, noch auf fol­
gendes hinzuweisen:

Nach §§ 160 ff. StPO, hat die StA. behufs ihrer Entschlie­
ßung darüber, ob die öffentliche Klage zu erheben ist, den 
Sachverhalt zu erforschen. Sie hat nicht bloß die zur Be­
lastung, sondern auch die zur Entlastung dienenden Um­
stände zu ermitteln. Ihre Ermittelungen sollen sich u. a. 
auch auf die Umstände erstrecken, die für die Strafbemes­
sung von Bedeutung sind. Die Bestimmungen der §§ 202, 
203 StPO. n. F. haben zur selbstverständlichen Voraus­
setzung, daß diesen Pflichten genügt ist. Es müssen, bevor 
eine Anklage durch Einreichung einer Anklageschrift er­
hoben wird, der einer Anzeige zugrunde liegende Sachver­
halt und die von dem Beschuldigten geltend gemachten 
Einwendungen so gründlich, aufgeklärt sein, daß die rei­
bungslose Durchführung einer Hauptverhandlung möglich 
ist. Hat der Vorsitzer des Gerichts Bedenken nach dieser 
Richtung, so hat er das Recht und die Pflicht, auf diese Be­
denken hinzuweisen und im Einvernehmen mit den zustän­
digen Beamten der StA. auf die Abstellung der Mängel 
durch die StA. hinzuwirken. Denn es ist nicht die Aufgabe 
des Gerichts, in der Hauptverhandlung das Ermittelungs­
verfahren nachzuholen, und es darf dem Vorsitzer des Ge­
richts nicht zugemutet werden, eine Hauptverhandlung an- 
zuzetzen, obwohl von vornherein zu erkennen ist, daß sie 
wegen unzureichender Vorbereitung nur mit Unterbrechun­
gen zu Ende geführt werden kann. Die sich hieraus er­
gebenden Pflichten müssen deshalb besonders sorgfältig 
beobachtet werden, weil eine Ablehnung der Anordnung der 
Hauptverhandlung nur unter den eng begrenzten Voraus­
setzungen des § 203 Abs. 1 StPO. n. F. erfolgen kann und, 
wenn einmal eine Ablehnung erfolgt ist, eine neue Anklage 
nur auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel erhoben 
werden kann (§ 207 StPO. n. F.).

Im vorl. Fall ist die Strafanzeige am 7. Nov. 1941 einge­
gangen. Der Beschuldigte und Dr. S. haben sich geäußert. 
Beide haben eine große Anzahl von Zeugen benannt und 
auf Akten und Schriftstücke Bezug genommen. Aus den 
dem RG. vorliegenden Strafakten ergibt sich nicht, ob bis­
her überhaupt einer der Zeugen vernommen oder zu einer 
schriftlichen Äußerung aufgefordert worden ist, oder ob 
sonst die erforderlichen Ermittelungen angestellt worden 
sind. Aus der Anklage sind die den Beschuldigungen zu­
grunde liegenden Vorgänge und das Verteidigungsvorbnn- 
gen des Angeschuldigten im einzelnen nicht ersichtlich.

(RG., 2. StrSen. v. 19. Nov. 1942, 2 B 1/42.)

*

6* RG. — § 338 Nr. 5 StPO. Der Verteidiger wird, ins- 
besondere im Fall der notwendigen Verteidigung, durch 
den gesetzlichen Vertreter nicht ersetzt.

Durch die Anwesenheit des gesetzeskundigen Vaters des 
Angekl. während der gesamten Hauptverhandlung wurde 
das zeitweise Fehlen des Verteidigers nicht ausgeglichen, 
denn die gemäß § 30 JGG. dem gesetzlichen Vertreter ein­
geräumten Rechte auf Anwesenheit, Gehör und Vorlegung 
von Fragen, sind ausdrücklich als Rechte des Beschuldigten 
gekennzeichnet, die dem gesetzlichen Vertreter, gleichsam 
als Beistand des Jugendlichen „auch“  zustehen. Der Ver­
teidiger wird, insbesondere im Fall der notwendigen Ver­
teidigung, durch den gesetzlichen Vertreter nicht ersetzt.

(RG., 5. StrSen. v. 3. Dez. 1942, 5 D 205/42. [He.]
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Zivilrecht

7. RG. — §26 RLeistungsG. v. 1. Sept. 1036. Bei der 
Inanspruchnahme von verpachteten Betrieben gilt als Lei­
stungspflichtiger dem Reich gegenüber in der Regel der 
Pächter. Ihm gebührt daher auch die vom Reich gezahlte 
Vergütung.

Neben dem Pächter kann als Leistungspflichtiger auch 
der Verpächter in Frage kommen. Dies ist der Fall, wenn 
die dem Pächter nach dem Pachtverträge zustehenden 
Rechte nicht ausreichen, um die von dem Bedarfsträger an­
geforderte Sachleistung zu bewirken. In dem Falle gilt 
auch der Verpächter, und zwar in dem Umfange, in dem er 
die über den Pachtvertrag hinausgehende Inanspruchnahme 
zu dulden verpflichtet ist und duldet, dem Bedarfsträger 
gegenüber als Leistungspflichtiger.

Die Vergütung ist alsdann zwischen dem Pächter und 
dem Verpächter im Umfange der von jedem von ihnen er­
brachten oder zu erbringenden Leistung zu teilen.

Kommt zwischen dem Pächter und dem Verpächter über 
den dem letzteren zustehenden Vergütungsanteil eine Eini­
gung nicht zustande, so ist für die gegen den Pächter zu 
richtende Klage der ordentliche Rechtsweg zulässig.

Durch Vertrag v. 26. Febr. bzw. 5. Mai 1935 hat der Kl. 
sein in S. gelegenes Pensionshaus zunächst für die Zeit bis 
zum 31. März 1936 zu einem später auf 5400 ermäßig­
ten Jahrespachtzins von 5800 MJC an die Bekl. verpachtet 
und ihr gestattet, das Haus unter bestimmten Voraussetzun­
gen jeweils für ein weiteres Jahr, längstens aber bis zum 
31. März 1940 zu pachten. Von diesem Recht hat die Bekl. 
wiederholt Gebrauch gemacht. Sie hat während derselben 
Zeit mit der Schwester des KL, Frau K., jeweils für die 
Sommersaison einen selbständigen Vertrag geschlossen, 
auf Grund dessen Frau K. für die genannte Zeit und nach 
bestimmten Richtlinien die Bewirtschaftung (Ökonomie) 
des Hauses und das Inkasso für die Bekl. übernahm.

Ende August 1939 wurde das Haus auf Grund des Wehr­
leistungsgesetzes — jetzigen Reichsleistungsgesetzes — in 
Anspruch genommen und ganzjährig mit einer größeren 
Anzahl von Soldaten belegt. Die Festungsintendantur S. 
setzte für die Inanspruchnahme des Hauses eine monatliche 
Vergütung von 2337 J U t fest, die seitens der Truppe in 
Unkenntnis der bestehenden Vertrags Verhältnisse in der 
ersten Zeit an Frau K. als mutmaßliche Pächterin des Ho­
tels ausgezahlt wurde. Frau K. führte die Empfänge an den 
Kl. ab. Nachdem die Zahlungen eine Höhe von 9316,50 MJL 
erreicht hatten und zwischen dem Kl. und der Bekl. Streit 
darüber entstanden war, wem die Vergütung zustehe, 
wurde die Auszahlung weiterer Vergütungsbeträge von 
der Militärverwaltung gesperrt, bis die Parteien den Streit 
unter sich ausgetragen hätten. Ein Teil der fälligen Aus­
zahlungen wurde von ihr bei Gericht hinterlegt.

Der Kl. steht auf dem Standpunkt, daß die von der M ili­
tärbehörde gezahlte und weiterhin zu zahlende Vergütung 
ihm zustehe, weil schon seit dem letzten Drittel des Monats 
August 1939, spätestens aber seit dem 31. März 1940 kein 
Pachtverhältnis mehr zwischen ihm und der Bekl. bestehe 
und daher kein Grund ersichtlich sei, weshalb die Bekl. und 
nicht er als durch die Beschlagnahme allein betroffener Ei­
gentümer Anspruch auf die Vergütung sollte erheben kön­
nen. Er hat daher in erster Linie beantragt, die Bekl. zu 
verurteilen, in die Auszahlung der seitens der M ilitärver­
waltung für die Beschlagnahme und Inanspruchnahme des 
Hauses zu zahlenden Vergütungen, auch insoweit Beträge 
hierfür hinterlegt seien oder hinterlegt würden, an ihn zu 
willigen.

M it der Begründung, daß infolge der ganzjährigen Be­
nutzung des Hauses durch die Wehrmacht eine viel größere 
Abnutzung stattfinde, als sie bislang in nur saisonmäßiger 
Benutzung durch Feriengäste stattgefunden habe, hat er 
h i l f s w e i s e  g e b e t e n ,  die Bekl. zu verurteilen, an ihn 
seit dem 1. April 1940 einen jährlichen Pachtzins von 
24 000 M M  zu zahlen, solange das Haus von der M ilitä r­
verwaltung beschlagnahmt und in Anspruch genommen sei.

Die Bekl. widerspricht der Klagebeglündung in jeder 
Hinsicht. Sie hat auf Abweisung der Klage angetragen und 
w i d e r k l a g e n d  beantragt, den Kl. zu verurteilen, in 
die Auszahlung der seitens der Militärverwaltung für die 
Beschlagnahme und Inanspruchnahme des Hauses zu zah-

lenden Vergütungen, auch insoweit Beträge hierfür hinter­
legt seien oder würden, an sie zu willigen.

Unter Abweisung der Klage hat das LG. dem Anträge 
der Widerklage entsprochen, das KG. die gegen diese Ent­
scheidung eingelegte Berufung des Kl. zurückgewiesen. 
RG. hob auf.

Das BU. gibt insoweit, als es feststellt, daß der Pacht­
vertrag der Parteien nach der Saison des Jahres 1939 nicht 
beendet worden sei und er auch die auf Grund des RLei­
stungsG. erfolgte Beschlagnahme des Pachtgrundstücks 
bis heute überdauert habe, zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß. Was die Revision hiergegen vorbringt, vermag die 
Durchschlagskraft der zugrunde liegenden Erwägungen 
nicht zu beseitigen. Es ist also davon auszugehen, daß die 
Bekl. heute noch Pächterin ist.

Bei der Inanspruchnahme von Betrieben des Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbes gilt als Leistungspflichtiger 
der Bedarfsstelle gegenüber in der Regel der Inhaber, 
gleichgültig, ob er den Betrieb als Eigentümer, Mieter oder 
Pächter führt. Die Beschlagnahme greift in seine Rechte 
als Inhaber des Betriebes ein. Sie beraubt ihn unter Um­
ständen der Führung und damit nicht selten wenigstens 
zeitweise der persönlichen Nutzung des Unternehmens, 
obgleich sie in den Fällen, in denen diese Nutzung auf 
Grund eines Miet- oder Pachtvertrages erfolgte, das be­
stehende privatrechtliche Vertragsverhältnis unberührt 
läßt. Insofern ist der Inhaber des Betriebes die Person, 
die dem Reich das geforderte Opfer bringt. Ihm gebührt 
deshalb auch die vom Reich für die Pflichtleistung ge­
währte Vergütung, und auf diese Erwägungen ist es zu­
rückzuführen, wenn in dem auf Grund des § 33 RLeistgsG. 
v. 1. Sept. 1939 ergangenen RdErl. des RMdl. v. 25. Jan. 
1940 (RMBliV. 911) unter II C ausgesprochen ist, daß bei 
Inanspruchnahme verpachteter Betriebe der P ä c h t e r  
die dem Leistungspflichtigen zustehende Vergütung erhalte. 
Der Bekl. ist also ein Recht auf die von der Festungsinten­
dantur S. für die Beschlagnahme der „M .“  festgesetzte 
Vergütung grundsätzlich nicht abzusprechen.

Bei der Inanspruchnahme verpachteter Betriebe kann es 
aber zweifelhaft sein, ob nicht neben dem Pächter auch der 
Verpächter als Leistungspflichtiger im Sinne des RLeistgsG. 
anzusehen und infolgedessen nicht der Verpächter an 
der von dem Bedarfsträger ausgeworfenen Vergütung 
zu beteiligen ist. Dem Gesetz läßt sich der Grundsatz 
entnehmen, daß alle diejenigen Personen im gesetzlichen 
Sinne als leistungspflichtig anzusehen sind, die durch ihr 
Handeln, Dulden oder Unterlassen unmittelbar die ge­
förderte Sachleistung bewirken ( P e t z - H ö f f m a n n ,  
„Die Inanspruchnahme von Gaststätten- und Beherber­
gungsbetrieben auf Grund des RLeistgsG.“ , 1942, Einf. 
S. 6). Erschöpft sich bei der Inanspruchnahme verpachte­
ter Betriebe das Bedürfnis des Reichs in der Entgegen­
nahme d e r  Leistungen, die der Pächter auf Grund und 
im Rahmen des Pachtvertrags zu erbringen vermag, so ist 
der Pächter dem Bedarfsträger gegenüber allein leistungs­
pflichtig und daher auch allein vergütungsberechtigt. Rei­
chen dagegen die dem Pächter nach dem Pachtverträge zu­
stehenden Rechte an dem Betriebe nicht aus, um die ange­
forderte Sachleistung zu bewirken, und sieht sich daher 
der Bedarfsträger genötigt, den Betrieb über die Grenzen 
der Befugnisse des Pächters hinaus in Anspruch zu neh­
men, indem er die Einrichtungen, namentlich die Räume 
des Betriebes stärker oder in anderer Art nutzt, als der 
Pächter sie zu nutzen berechtigt war, so kann auch der 
Verpächter dem Bedarfsträger gegenüber leistungspflich­
tig sein, insofern er genötigt ist, die weitergehende Nutzung 
seines Grundstücks zu dulden. Dies ist in dem Erlaß des 
OKW. v. 27. Juli 1940 (P a b s t , „Reichsleistungsgesetz“ , 
5 S. 259) mit den Worten ausgesprochen: „ .. .B e i vermie­
teten oder verpachteten Grundstücken können sowohl Mie­
ter und Pächter, als auch Vermieter und Verpächter als in 
Anspruch genommen gelten, letztere insoweit, als die Be­
anspruchung der Sache über die Rechte des Mieters oder 
Pächters zur Benutzung und Fruchtziehung hinausgeht.. 
Und im RdErl. des RMdl. in der Fassung v. 16. Mai 1941 
unter Nr. 10 Abs. 3c (Pabst  a. a. O. S. 188): .. Eine Lei­
stung des Verpächters liegt neben der Leistung des Päch­
ters insbesondere vor, . . .  c) wenn der Pachtgegenstand 
durch die Inanspruchnahme in stärkerem Maße abgenutzt 
wird, als es nach dem Pachtverträge zulässig w äre ...“
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In diesen Fällen stehen Vergütungsansprüche des Ver­
pächters und des Pächters nebeneinander. Durch die für 
die beanspruchte Gesamtleistung einheitlich festgesetzte 
Vergütung werden beide zusammen abgegolten. Dies stel­
len die Richtlinien des OKW. v. 13. Sept. 1940 (P a b s t a. 
a. O. S. 203) klar, wenn es dort u. a. heißt: „Die Vergü­
tungssätze enthalten also auch das Entgelt für eine Reihe 
von Leistungen, die über das normale Maß der sonst üb­
lichen Beanspruchung eines solchen Betriebes hinaus­
gehen. Durch die Vergütungssätze sind u. a. neben der 
gewöhnlichen Abnutzung die militärische Abnutzung, die 
durch diese notwendig werdenden Instandsetzungskosten 
und die Werbungskosten nach Beendigung der Inanspruch­
nahme abgegolten. Hierfür kann eine angemessene Ent­
schädigung gemäß Ziffer IV 4 des RdErl. v. 20. Juni 1940 
(entsprechend § 26 Abs. 3 RLeistungsG.) nicht mehr ge­
währt werden . . . “  An einer anderen Stelle derselben 
Richtlinien (P a b s t a. a. O. S. 204) ist auf die grundsätz­
liche Unveränderlichkeit der Vergütungssätze (des RdErl. 
v. 20. Juni 1940) hingewiesen und gesagt: „Aus diesen 
Darlegungen geht ferner hervor, daß die Vergütungssätze 
auch dann zu zahlen sind, wenn der Betrieb vor der In­
anspruchnahme stillgelegt war, sich in Sanierung befindet, 
schlecht belegt war oder ein Saisonbetrieb is t . . . “  In den 
Fällen, in denen bei der Inanspruchnahme verpachteter 
Betriebe durch das Reich Vergütungsansprüche des Ver­
pächters mit denen des Pächters Zusammentreffen, ist des­
halb eine Einigung zwischen dem Verpächter und dem 
Pächter über die Verteilung der Vergütung anzustreben. 
Ober den dabei anzuwendenden Maßstab enthält das 
RLeistungsG. keine Vorschriften. In dem bereits erwähn­
ten RdErl. v. 16. Mai 1941 heißt es unter Nr. 10 Abs. 3 ein­
leitend lediglich: „Wenn der Verpächter neben dem Päch­
ter die Leistung bewirkt, haben der Pächter und der Ver­
pächter nach dem Umfange ihrer Leistung Anspruch auf 
die Vergütung.“  Und im Abs. 4: „Kommt über den nach 
Abs. 3 dem Verpächter zustehenden Vergütungsanteil eine 
Einigung zwischen Pächter und Verpächter nicht zustande, 
so kann der Leistungsempfänger den strittigen Teilbetrag 
der Vergütung b e i G e r i c h t  hinterlegen.“  Dieser Be­
stimmung liegt offensichtlich die Annahme zugrunde, daß, 
wie auch schon aus dem Fehlen einer gegenteiligen Vor­
schrift im RLeistungsG. geschlossen werden muß, für die 
etwa notwendig werdende autoritäre Entscheidung eines 
Streites zwischen dem Pächter und dem Verpächter über 
die Verteilung der gezahlten Vergütung unter ihnen anders 
als für einen Streit zwischen dem Leistungspflichtigen und 
dem Leistungsempfänger über die zu gewährende Ent­
schädigung der ordentliche Rechtsweg eröffnet ist.

Nach den aufgezeigten rechtlichen Gesichtspunkten ist 
das BG. nicht verfahren. Es hat die Frage, wie über den 
Anspruch des Kl. auf die Vergütung zu entscheiden sei, 
wenn die seitens der Wehrmacht erfolgte Inanspruchnahme 
der „M .“  sich nicht auf einen Gebrauch in den Grenzen 
des Pachtvertrages der Parteien beschränke, offen gelassen, 
weil keine diese Grenzen überschreitende Nutzung statt­
finde. Es hat sich dabei von der Erwägung leiten lassen, 
daß die „M .“  der Bekl. ganzjährig verpachtet worden sei, 
so daß es der Pächterin freigestanden hätte, sie auch ganz­
jährig zu nutzen, und es für die hier zu entscheidende Frage 
ohne Bedeutung sei, daß die Bekl. aus wirtschaftlichen 
Gründen davon abgesehen habe, von ihrem Pachtnutzungs­
recht vollen Gebrauch zu machen. Der Umstand, daß im 
Hinblick auf die Unwirtschaftlichkeit einer Offenhaltung 
des Betriebes außerhalb der Saisonzeit die Pachtzinshöhe 
entsprechend bemessen worden sei, ändere nichts daran, 
daß die Pächterin auch außerhalb der Badesaison das 
Recht der Pachtnutzung gehabt habe, wie sie ja während 
dieser Zeit auch die Pächterpflichten getroffen hätten. Un­
erheblich sei auch, daß beim Abschluß des Pachtvertrages 
vornehmlich an die Unterbringung von Zivilpersonen ge­
dacht und nur eine bestimmte Anzahl von Betten über­
lassen worden sei. Dadurch sei der Pächterin das I(echt, 
über die Art der Pachtnutzung zu bestimmen, so lange 
nicht beschnitten worden, als sie sich eines Mißbrauchs 
dieses Rechts enthalte. Ein derartiger Mißbrauch sei der 
Bekl. bislang nicht vorzuwerfen. Wenn aber mit der Un­
terbringung von Wehrmachtsangehörigen ein größerer 
Verschleiß des Hauses verbunden sei, als er sonst stattzu­
finden pflege, so sei das kein Umstand, der einen Anspruch
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des Kl. auf die von dem Leistungsempfänger bewilligte 
Vergütung oder auf einen Teil von ihr zu begründen ver­
möchte. Übersteige das jetzige Ausmaß der Abnutzung 
das gewöhnliche Maß, so müsse es dem Kl. überlassen 
bleiben, die ihm deswegen als Verpächter zustehenden 
Ansprüche gegen die Bekl. zu verfolgen. Fn. die Höhe 
dieser Ansprüche sei aber ausschließlich das Vertragsver- 
hältnis der Parteien maßgebend.

Diese Beurteilung wird der Sach- und Rechtslage nicht 
gerecht. Nach dem von dem Kl. behaupteten, als richtig zu 
unterstellenden Sachverhalt sind die Parteien davon aus­
gegangen, daß die Bekl. das Pachtgrundstück, nämlich das 
Hotel „M .“ , nur während der auf die Sommermonate be­
schränkten Badesaison nutzen, während der übrigen Zeit 
aber das Haus geschlossen halten werde, mochte auch der 
Pachtvertrag ganzjährig vereinbart sein. Nach demselben 
zu unterstellenden Sachverhalt haben sie dann auch auf 
dieser Grundlage, also unter Annahme einer Belegung^5 
zeit von etwa 5 Monaten, das Pachtentgelt errechnet und 
festgelegt. Dann überschreitet aber die seit der Beschlag­
nahme stattfindende Nutzung des Grundstücks erheblich 
die Grenzen der Pachtnutzung, die beide Parteien beim 
Vertragsschluß vorausgesetzt haben, wenn die Wehrmacht 
das Haus ganzjährig mit Soldaten belegt, also einen un­
unterbrochenen Belegungsbetrieb in ihm unterhält. Es be­
darf keiner weiteren Darlegung, daß bei einer solchen von 
nennenswerten Pausen nicht unterbrochenen Benutzung 
des Grundstücks und seiner Einrichtungen der Pacht­
gegenstand einem erheblich stärkeren Verschleiß unter­
worfen ist, als es sein würde, wenn jährlich nur eine fünf­
monatige Nutzung stattfände. Der Kl. ist auf Grund des 
RLeistungsG. verpflichtet, die vermehrte Nutzung zu dul­
den. Er ist also insoweit neben der Pächterin des Grund­
stücks leistungspflichtig im Sinne dieses Gesetzes.

Die Unterbringung von einzelnen Angehörigen der 
Wehrmacht in dem Hotel mag noch keine Änderung in der 
gewöhnlichen A rt der Nutzung bedeuten, sich also im 
Rahmen des Pachtvertrages halten. Eine mehr oder minder 
restlose Belegung aller Räume mit zahlreichen Soldaten, 
wie sie nach der Behauptung des Kl. hier ständig geübt 
wird, kann indessen durchaus als eine Änderung der 
Nutzungsart beurteilt werden, wenn in Betracht gezogen 
wird, daß nunmehr in den Räumen ein wesentlich lebhaf­
terer Verkehr als sonst stattfindet und das ständige M it­
führen von Handwaffen und deren Unterbringung in den 
belegten Räumen auch bei militärisch vorschriftsmäßigem 
Verhalten der Soldaten eine vermehrte Abnutzung des 
Pachtgegenstandes bedingt. Dieser vermehrten, sog. nor­
malen militärischen Abnutzung wird denn auch, wie schon 
hervorgehoben, bei der Festsetzung der von dem Leistungs­
empfänger zu zahlenden Vergütung ohne weiteres Rech­
nung getragen. Darin kennzeichnet sich, ganz abgesehen 
von der Änderung der zeitlichen Schranken der Nutzung, 
die Veränderung der artmäßigen Benutzung, die der Ver­
pächter nach dem geschlossenen Pachtverträge, der eine 
pflegliche Behandlung der Räume durch S o m m e r g ä s t e  
voraussetzte, nicht zu gestatten brauchte, auf Grund des 
RLeistungsG. aber wiederum dulden muß. Auch insoweit 
hat daher der Kl. dem Bedarfsträger gegenüber neben der 
Pächterin der Räume als leistungspflichtig im Sinne jenes 
Gesetzes zu gelten. M it der von dem BG. gegebenen Be­
gründung läßt sich also der Ausschluß des Kl. von der von 
dem Festungsintendanten in S. für die Inanspruchnahme 
der „M .“  ausgeworfenen Vergütung nicht rechtfertigen.

Es handelt sich bei dieser von der Bedarfsstelle festge­
setzten Gegenleistung um eine V e r g ü t u n g ,  nicht um 
eine Entschädigung i. S. des § 26 RLeistungsG. Die Ver­
gütungen werden für die auf Grund des Gesetzes er­
brachten Leistungen, die Entschädigungen für Beschädi­
gungen von Personen und Sachen, außergewöhnliche — die 
sog. normale militärische Abnutzung überschreitende — 
Abnutzung, Verluste u. dgl. gewährt. Anspruch auf die 
Vergütung hat nur der Leistungspflichtige, Anspruch auf 
die Entschädigung jeder Geschädigte. Hier hat also eine 
angemessene Verteilung der Zahlung des Reichs unter 
den P a r t e i e n  stattzufinden. Sie ist Sache des Tatrich- 
ters, der sich dabei von den oben aufgezeigten rechtlichen 
Gesichtspunkten leiten zu lassen hat. Die Vergütung ist 
für die Inanspruchnahme des Hotels „M .“  einheitlich aus­
geworfen und bislang — bis zu ihrer Hinterlegung oder



einstweiligen Sperrung — einheitlich an den Kl. ausge­
zahlt worden. Das BO. hat nun die Aufgabe, den Betrag 
der ausgeworfenen Summe zu ermitteln, der dem I<1. als 
Anteil für seine Leistung: die Duldung der Grundstücks- 
benutzung über die im Pachtverträge vorgesehene Saison­
nutzung hinaus und die Duldung der den normalen Ge­
brauch der Pachtsache überschreitenden militärischen Ab­
nutzung, nach Lage aller Umstände zusteht. Es wird dabei 
zu berücksichtigen haben, daß die Bekl., wenn sie infolge 
der Ausdehnung des Betriebes über die saisonbeschränkte 
Nutzung hinaus zu vermehrten eigenen Leistungen, z. B. 
an Wassergeld, Heizungskosten oder auch persönlicher A r­
beit, genötigt sein sollte, eine Vergütung hierfür vorweg 
abziehen könnte. Zu prüfen bleibt ferner, ob nicht, weil es 
sich bei dem Hotel um einen Saisonbetrieb handelte, die 
Vergütung durchschnittlich, also auch für die Saison­
monate, niedriger bemessen worden ist, als es bei einer 
Inanspruchnahme nur in dieser Zeit geschehen wäre, und 
ob nicht deshalb der verhältnismäßige Anteil der Bekl. zu 
erhöhen ist.

Eine angemessene Vergütungsverteilung erscheint auch 
vom Standpunkte der Billigkeit aus geboten. Die Bekl. be­
findet sich seit dem 31. März 1940, dem Tage, an dem das 
Pachtverhältnis nach ursprünglicher beiderseitiger Über­
einkunft auf alle Fälle enden sollte, in Besitz und Nutzung 
der „M .“  nur auf Grund der VO. zur Ausführung der VO. 
über Kündigungsschutz v. 5. Sept. 1939 (RGBl. I, 1670), 
durch die ihr im Zusammenhang mit dem Ausbruch des 
gegenwärtigen Krieges eine unvorhergesehene Verlänge­
rung ihres Pachtvertrags zuteil geworden ist. Die Tat­
sache, daß über den Pachtvertrag hinaus eine ganzjährige 
pausenlose Nutzung des Hotels stattfinden kann, die ihr 
eine wesentliche Erhöhung ihrer Einkünfte aus dem Pacht­
grundstück gewährleistet, verdankt sie dem Eingreifen des 
RLeistungsG., das ebenfalls im Zusammenhang mit dem 
Kriegsausbruch erst sein eigentliches Betätigungsfeld fand. 
Für die Inanspruchnahme des Pachtgrundstücks durch die 
Wehrmacht zahlt das Reich bis auf weiteres monatlich 
2337 JIM , also jährlich 28 044 JIM . Das Grundstück er­
bringt demnach heute dank dem Eingreifen des RLeistungs- 
G. aus Anlaß des Kriegsbeginns fast das fünfeinhalbfache 
des bisherigen Jahresertrags, ohne daß die Bekl. ihre Lei­
stungen an den Verpächter zu erhöhen hätte. Ihr verbleibt 
auch dann, wenn sie dem Kl. einen Teil hiervon überläßt, 
noch eine ansehnliche Steigerung ihrer Pachteinkünfte. 
Die Bekl. erscheint deshalb nach Treu und Glauben (§ 242 
BGB.) gehalten, den Kl. an der von der Wehrmacht ge­
währten Vergütung in angemessenem Umfange zu betei­
ligen. Das würde übrigens selbst dann noch gelten, wenn 
die Bekl. nach dem Pachtverträge auch zu ganzjährigem 
vollen Betrieb des Hotels nach ihrem Gutdünken befugt 
gewesen sein sollte, und zwar vor allem deshalb, weil dem 
Kl. durch das Eingreifen des Kündigungsschutzes die 
Möglichkeit genommen worden ist, durch Kündigung der 
Pacht eine Anpassung des Zinses an die so veränderten 
Verhältnisse zu erwirken.

(RG., V. ZivSen., U. v. 19. Okt. 1942, V 27/42.) [He.]

*

8. RG. — §§26, 27 RLeistG.; §839 BGB.; §27 Abs. 3 
Satz 4 RLeistG., wonach der in § 26 RLeistG. vorgesehene 
Anspruch auf Vergütung und Entschädigung für die auf 
Grund des RLeistG. geschehenen Leistungen nicht im 
Rechtswege verfolgt werden kann, schließt zwar die Gel­
tendmachung von Ansprüchen aus schuldhafter Amtspflicht- 
Verletzung vor den ordentlichen Gerichten nicht aus (RGZ. 
165, 323 =  DR. 1941, 13531 m. Anm.). Der vom Leistungs- 
verpflichteten in dieser Hinsicht behauptete Tatbestand muß 
aber schlüssig ergeben, daß nicht nur eine richterliche 
Nachprüfung der Sachgemäßheit der Verwaltungshandlung 
der Leistungsanforderung auf Grund des RLeistG. und die 
Erlangung einer Entschädigung für die Leistung und einen 
dabei erlittenen Schaden im ordentlichen Rechtswege zu er­
reichen versucht wird.

(RG., IH. ZivSen., U. v. 14. Okt. 1942, III 45/42.) [N.]

*
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9. OLG. — §5 Anordnung des RK. f. Preisbildung vom 
17. April 1940. Mängel von Ausbesserungsarbeiten an 
Kraftfahrzeugen müssen innerhalb der Frist gerügt wer­
den, die in den Einheitsbedingungen des R.-lnmmgsverb. 
für das Kraftfalirzeughandwerk von 1940 enthalten sind.

Der Kl. hat v. 19. Nov. bis zum 14. Dez. 1940 seinen 
4-t-Büssing- (NAG-) Lastkraftwagen in der Reparatur­
werkstatt ‘des Verkf. ausbessern lassen. Nach der Ab­
nahme des Wagens zeigten sich Klopfgeräusche, und be­
reits am 16. Dez. 1940 blieb der Wagen liegen. Der KI. 
hat ihn nochmals zum Verkl. gebracht, der einige weitere 
Ausbesserungen — besonders am 5. iPleuellager — vor­
genommen hat. Am 17. Dez. 1940 hat der KI. den Wa­
gen dann erneut abgenommen. In der Folgezeit haben 
sich — so behauptet er — wiederholt Klopfgeräusche 
und Störungen im Motor gezeigt. Schließlich hat der Kl. 
den Wagen im Februar 1941 wieder in die Werkstatt des 
Verkl. bringen wollen. Dieser hat die Annahme aber ab­
gelehnt, da er mit Wehrmachtsaufträgen voll beschäftigt 
war. Der Kl. hat ihn deshalb am 10. Febr. 1941 in die 
Ausbesserungswerkstatt von K. gebracht, und dort ist am
24. Febr. 1941 festgestellt worden, daß der Ölkanal 5 
völlig verstopft war, und zwar mit Eisenteilen, die — wie 
der Kl. meint — von Schweißarbeiten herrühren, die die 
Firma Schw. im Auftrag der Firma B., an die der Verkl. 
den Motor weitergegeben hatte, am 7. Dez. 1940 an dem 
Motor vorgenommen hat. Die Firma K. hat diesen Mangel 
behoben und seitdem läuft der Wagen wieder.

Der KI. meint, der Verkf. müsse ihm den Schaden 
ersetzen, der ihm durch die mangelhafte Arbeit Schw.s 
entstanden sei.

Der Verkl. meint, der Anspruch sei zu spät geltend 
gemacht, nämlich erst nachdem der Wagen mehr als 
3000 km gefahren sei. Nach Zurückfegung einer solchen 
Strecke könnten aber Schadenersatzansprüche nach 
Nr. V III der vom Reichspreiskommissar genehmigten und 
für verbindlich erklärten Einheitsbedingungen für die 
Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Kraftfahr­
zeugen v. 5. März 1940 nicht mehr geltend gemacht 
werden.

Anfang des Jahres 1940 sind vom Reichsinnungsver­
band des Kraftfahrzeughandwerks mit der Wirtschafts­
gruppe Fahrzeugindustrie Einheitsbedingungen für die 
Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Kraftfahr­
zeugen aufgestellt worden, mit denen sich der Reichs­
kommissar für die Preisbildung im Einvernehmen mit 
dem Reichswirtschaftsminister und dem Reichsverkehrs­
minister unterm 5. März 1940 einverstanden erklärt hat 
(III — 235 — 16«511, vgl. MittBI. d. RKomm. f. d. Preis­
bild. 1940, S. 167). Einige Wochen später, am 17. April 
1940, hat der Reichskommissar für die Preisbildung dann 
auf Grund von § 2 des Ges. z. Dürchf. d. Vierjahres­
plans v. 29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) mit Zustimmung des 
Beauftragten für den Vierjahresplan eine Anordnung er­
lassen (DRAnz. 1940 Nr. 95), in deren §4  bestimmt wird, 
daß Aufträge zur Instandsetzung von Kraftfahrzeugen 
nur zu den oben erwähnten Einheitsbedingungen erteilt, 
angenommen und ausgeführt werden dürfen. Diese An­
ordnung ist für die Gerichte bindend (§ 6 des erwähnten 
Ges. v. 29. Okt. 1936). Daß der Reichskommissar für die 
Preisbildung zu ihrem Erlaß befugt war, ist nicht zweifel­
haft, denn die Preise für die Ausbesserung von Kraft­
fahrzeugen werden — wie keiner näheren Darlegung 
bedarf — erheblich davon mit abhängen, zu welchen 
Bedingungen die Arbeiten übernommen und ausgeführt 
werden. Die genannten Bedingungen finden deshalb auf 
alle Ausbesserungsaufträge an Kraftfahrzeugen Anwen­
dung, mithin auch auf den Auftrag, den hier der KL 
dem Verkl. im November 1940 erteilt hat.

Das hat auch der KI. selbst in der Schlußverhandlung 
nicht ernstlich in Abrede stellen können. Er meint zwar, 
die Bedingungen könnten hier deshalb nicht gelten, weil 
der Auftrag — entgegen der Bestimmung I der Einheits­
bedingungen — nicht schriftlich in einem Auftrags­
schein niedergelegt oder wenigstens schriftlich bestätigt 
worden sei, allein diese Bestimmungen sind nur Ord­
nungsvorschriften. Werden sie nicht eingehalten, _ dann 
steht das der Wirkung der Einheitsbedingungen jeden­
falls dann nicht entgegen, wenn der Auftrag trotz dieses 
Formmangels ausgefünrt worden ist. Das ergibt sich aus
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dem Zier, das der Reichskommissar für die Preisbildung 
mit der Verbindlichkeitserklärung verfolgt hat. Er wollte 
erreichen, daß in Zukunft Ausbesserungen nur noch 
nach den von ihm gebilligten Bedingungen ausgeführt 
würden.

Finden auf den vorliegenden Auftrag aber die Ein­
heitsbedingungen Anwendung, dann gilt das auch für 
ihre Nr. V III Abs. 1, wonach die Gewährleistung aus- 
geschlossen ist für Mängel, die erst nach Zurücklegung 
einer Fahrstrecke von 3000 km nach Abnahme gemeldet 
worden sind. Der Kl. meint, die Bestimmung „die Ge­
währleistung ist . . .  ausgeschlossen für Mängel, die . . .  
spätestens jedoch nach Zurücklegung einer Fahrstrecke 
von 3000 km . . .  gemeldet sind“ , ergebe keinen Sinn, 
sie könne höchstens bedeuten, ein Mangel brauche erst 
nach Zurücklegung von 3000 km gemeldet zu werden. 
Dem kann der Senat nicht beitreten. Es mag sein, daß 
die Bestimmung nicht besonders glücklich gefaßt ist. Ihr 
Sinn ist aber klar. Mängelrügen sollen ausgeschlossen 
sein, wenn der Besteller mit dem Wagen schon mehr 
afs 3000 km gefahren ist, weil sich dann die Ursache 
des Mangels oft nur noch schwer feststellen läßt und 
weil in der Regel der Fälle angenommen werden kann, 
der Besteller, der mit seinem Wagen schon so weit ge­
fahren ist, sei mit der Ausbesserungsarbeit zufrieden.

Hier hat der Kl. den Mangel aber erst gerügt, nach­
dem er mit dem Wagen nach der Abnahme am 17. Dez. 
1940 mehr als 3000 km gefahren war. Das ergibt die 
eidliche Aussage des Zeugen K. (Das wird näher be­
gründet.)

Geht man aber davon aus, daß der KI. den Mangel 
zum erstenmal bei dem von K. bekundeten Gespräch 
gerügt hat, dann war diese Rüge verspätet, denn aus 
dem Fahrtenbuch des KI. ergibt sich, daß der Wagen 
schon am 3. Febr. 1941 —• bestimmt also vor diesem Ge­
spräch — mehr als 3000 km gefahren war, nämlich 
3000 km Fahrten nach M. und P. und Stadtfahrten am 
18. Dez. 1940, deren Ausdehnung nicht im einzelnen fest­
steht.

Da nach alledem der KI. den Mangel des Wagens zu 
spät gerügt hat, muß seine Klage unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils schon aus diesem Grunde abge­
wiesen werden, denn daß der Kl. die Einheitsbedin­
gungen gegen sich gelten lassen muß, auch wenn er 
sie nicht gekannt haben sollte, und daß der Verkl. nicht 
arglistig handelt, wenn er sich auf sie beruft, kann 
nicht zweifelhaft sein.

(OLG. Jena, Urt. v. 10. Sept. 1942, 1 U 123/42.)

*

1 0 .  R G . —  § 8 2 3  B G B .; § 7  der vorläu figen  A u to bah n- 
und B etriebso rd nu ng  v. 14. M a i  1935. L ä ß t ein K ra ftfa h re r  
einen L astzug  auf der Reichsautobahn stehen, anstatt ihn  
zu dem 200 m entfernten P a rk p la tz  zu fahren , und fäh rt 
ein K ra ftra d fa h re r  k u rz  v o r Sonnenaufgang b ei ungünstigen  
Beleuchtungsverhältnissen auf den L as tzu g  auf, so hat der 
L as tzu g fü h rer diesen U n fa ll schuldhaft verursacht.

Der Kl., der am 3. April 1938 an einer von der NSKK.- 
Motorgruppe B. veranstalteten Geländefahrt teilnahm, die 
auch über die Reichsautobahn B.—S'. führte, fuhr mit sei­
nem Kraftrad mit Beiwagen, in dem der Kaufmann Kurt S. 
saß, morgens gegen 6 Uhr auf einen vom Bekl. zu 2 
geführten, aus einer Zugmaschine und zwei Anhängern 
bestehenden Lastzug auf, der auf der rechten Seite der 
Autobahn parkte, und dessen Halterin die Bekl. zu 1 
war. Der Beiwagen geriet unter den letzten Anhänger 
des Lastzuges, und zwar unter das linke Hinterrad. S. 
wurde dabei getötet, der Kl. erlitt schwere Verletzungen.

Das BG. hat angenommen, daß der Bekl. zu 2, indem 
er den von ihm gesteuerten Lastzug auf der Reichsauto­
bahn habe stehen lassen, statt ihn bis zu dem nur 200m 
entfernten Parkplatz zu fahren, gegen § 7 der Vorläu­
figen Autobahn- und Betriebsordnung v. 14. Mai 1935 
verstoßen habe, daß aber dieses schuldhafte Verhalten 
den Unfall des Kl. nicht verursacht habe.

Diesen Ausführungen gegenüber macht die Rev. mit 
Recht geltend, daß das BG. rechtsirrig das Vorhanden­
sein eines ursächlichen Zusammenhanges im Rechtssinne

zwischen dem Verhalten des Bekl. zu 2 und dem Unfall 
des Kl. verneint habe. Nach ständiger Rspr. des RG. 
(vgl. u.a. RGZ. 133, 126 [127]; 158, 34 [38], beide mit 
weiteren Nachweisen) liegt eine Verursachung im Rechts- 
sinne dann vor, wenn das Ereignis nach allgemein 
menschlicher Lebenserfahrung — nicht nur unter beson­
ders eigenartigen, ganz unwahrscheinlichen und nach 
dem regelmäßig Verlauf der Dinge außer Betracht zu 
lassenden Umständen — zur Herbeiführung der Folge 
geeignet ist. Nur ein ungewöhnlicher Verlauf der Dinge, 
der vernünftigerweise nicht vorausgesehen werden 
konnte, kann rechtlich als Kette von Ursache und W ir­
kung nicht angesehen werden (ErlBuch der RGR.,9. Aufl., 
vor §823 S. 702). So kann z. B. das eigene Verhalten des 
Verletzten den Ursachenzusammenhang im Rechtssinne 
nur dann ausschließen, wenn es ganz ungewöhnlicher, 
nach der allgemeinen Lebenserfahrung nicht zu erwarten­
der Art ist. Bei Anwendung dieser in der Rspr. fest­
stehenden Grundsätze auf den vorl. Fall ist zu sageni, 
daß es keineswegs fernliegt, sondern durchaus dem ge­
wöhnlichen und natürlichen Verlauf der Dinge entspricht, 
daß ein Kraftfahrer, der bei einer Geländefahrt kurz nach 
Sonnenaufgang bei ungünstiger Beleuchtung mit sehr 
erheblicher Geschwindigkeit die Reichsautobahn befährt, 
mit einem dort auf der Fahrbahn .haltenden unbeleuch­
teten Lastzug zusammenstoßen kann, mag dieser auch 
auf mehr oder minder große Entfernung zu sehen sein. 
Wer unter den geschilderten Umständen auf der Fahr­
bahn der Reichsautobahn hält, muß, auch wenn ör im 
allgemeinen mit verkehrsmäßigem Verhalten anderer 
Verkehrsteilnehmer rechnen darf, nach allgemein mensch­
licher Lebenserfahrung doch in Betracht ziehen-, daß bei 
einer Geländefahrt angesichts der dabei erforderten sehr 
hohen Geschwindigkeiten ein Auffahren auf ein in der 
Fahrbahn befindliches Hindernis durchaus im nahen Be­
reich der Möglichkeit liegt.

(RG., VI. ZivSen., U. v. 13. Okt. 1942, VI 3/42.) IN.]

*

1 1 .  O L G . —  §§ 7, 17 K ra ft fG .;  § 254 B G B . D ie  V o rs c h rift  
des § 17 K ra ftfG . b efre it den B ekl. n icht von der ihn nach  
§ 7 A b sa tz  2 K ra ftfG . oder js 254 B G B . treffenden B ew eis­
p flicht fü r seine Behauptung^ daß bei dem U n fa ll e in  V e r ­
schulden des V erle tz ten  oder d ie  von seinem F ah rze u g  aus­
gehende B etriebsgefahr m itg e w irk t  hätten.

D ie  A usgle ichungspflich t nach § 17 K ra ftfG . setzt eine  
gesetzliche Schadensersatzpflicht auf beiden Seiten voraus, 
kom m t also dann n icht zum  Z u g e , w enn  einer der H a lte r  
den E ntlastungsbew eis auf § 7  A bs. 2 K ra ftfG . g eführt hat.

Der Berufungsangriff des Bekl. beanstandet die Fest­
stellung, daß eine für den Kl. nach § 17 Abs. 1 S. 2 KraftfG. 
ausgleichungspflichtige Mitschuld seines Kraftwagenführers 
nicht Vorgelegen habe. Diese Feststellung sei zu Unrecht 
erfolgt, weil der Kl. den ihm nach § 7 Abs. 2 KraftfG. ob­
liegenden Nachweis, daß der Lenker seines Kraftwagens 
jede nach den Umständen des Falles gebotene Sorgfalt be­
obachtet habe, nicht geführt habe. Diese dem Kl. die Be­
weislast zuschiebende Behauptung ist zwar insofern richtig, 
als für die Frage der im § 7 festgelegten G e f ä h r d u n g s ­
h a f t u n g  an s i c h  U n g e k l ä r t e s  zu Lasten des 
Halters geht. Das besagt aber nicht, daß bei der A b w ä - 
g u n g  nach § 17 Abs. 1 S. 2 KraftfG. jedes vom Gegner 
behauptete oder nur aus irgendwelchen Umständen ge­
folgerte mögliche Verschulden vom Halter, der einen Ent­
lastungsbeweis nach § 7 Abs. 2 KraftfG. nicht geführt hat, 
zu vertreten wäre. Die Bedeutung von § 17 Abs. 1 S. 2 
KraftfG. liegt vielmehr, wie in RGZ. 114, 76 ausgesprochen 
ist, darin, daß er die dem § 254 BGB. entsprechende Ab­
wägung auch für den Fall vorgeschrieben hat, daß auf 
seiten des Geschädigten nicht ein Verschulden, sondern nur 
die von seinem Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsgefahr 
mitgewirkt hat. Ebenso aber wie im Bereich des § 254 BGB. 
und des § 9 KraftfG. hat der in Anspruch genommene Bekl. 
auch im Rahmen des § 17 Abs. 1 S. 2 KraftfG. die Tat­
sachen zu beweisen, die den Einwand, es habe ein V e r ­
s c h u l d e n  des Verletzten m i t g e w i r k t , begründen 
und zu seiner Entlastung führen sollen. Die Vorschi-, des 
§ 17 KraftfG. befreit den Bekl. daher weder von der ihm 
nach § 7 KraftfG. treffenden Beweislast, noch von der dem
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§ 254 BOB., § 9 KraftfO. entspr. Beweispflicht dafür, 
inwieweit bei dem Unfall ein Verschulden des Verletzten 
oder die von seinem Kraftfahrzeug ausgehende Betriebs­
gefahr mitgewirkt hat (RG.: VAE. 1940, 30).

Die bekl. Partei hat weder den ihr hinsichtlich des eige­
nen Verschuldens obliegenden Entlastungsbeweis aus § 7 
Abs. 2 KraftfO. noch den ihr obliegenden Nachweis für ein 
Mitverschulden des Kraftwagenführers des Kl. geführt. 
(Wird ausgeführt.)

Da aber die Ausgleichspflicht nach § 17 Abs. 1 S. 2 
KraftfO. nicht lediglich damit verneint werden darf, daß 
den Ersatz beanspruchenden Halter selbst kein Verschulden 
trifft, ist auch noch die B e t r i e b s g e f a h r  der beiden 
Fahrzeuge zur Ausgleichung heranzuziehen und gegen­
einander abzuwägen. Betriebsgefahr ist die Gefahr, die sich 
aus der Benützung des Fahrzeuges überhaupt ergibt, und 
ferner aus der Art der Benützung im Einzelfall. Dem Pkw. 
kam als dem stärkeren und schwereren Wagen gegenüber 
dem Lfkw. an sich schon die größere allg. Betriebsgefahr 
zu. Vollends aber hat die vorschriftswidrige Art der Be­
nützung des Pkw. (übermäßige Geschwindigkeit, Verlet­
zung des Vorfahrtsrechts usw.) die allgemeine Betriebs­
gefahr derart erhöht, daß demgegenüber die Betriebsgefahr 
des schwächeren Lfkw. völlig zurücktritt ( M ü l l e r ,  
StVR., 14. Aufl., S. 504). Aber selbst wenn man annehmen 
wollte, daß der Unfall auch durch die Betriebsgefahr des 
Lfkw. v e r u r s a c h t  ist, so würde gleichwohl §17 KraftfO. 
nicht zur Anwendung kommen, da die hier festgelegte Aus­
gleichspflicht eine gesetzliche Schadensersatzpflicht auf bei­
den Seiten voraussetzt und eine solche für den KL, der den 
Entlastungsbeweis auf § 7 Abs. 2 KraftfO. geführt hat, 
weder aus dem KraftfG., noch aus einem anderen Ges. zu 
entnehmen ist (ROZ. 123, 164 und F 1 o e g e 1, StVR. Anm. 4 
zu § 17 KraftfO.).

(OLO. München, Urt. v. 26. Aug. 1942, 1 U 80/42.)

*

12. RO. — § 37 Abs. 1 (§ 27 Abs. 2) StraßVerkO. Fuß­
gänger dürfen die neben der „Fahrbahn'* befindlichen „Sei­
tenstreifen (Bankette)“  auch bei Verdunkelung benutzen, 
Kraftwagenführer ohne Nötigung durch besondere Um­
stände nicht.

Am 24. Okt. 1939 nachts um 1 Uhr ging der am 15. März 
1908 geb. Ehemann der Kl., der Arbeiter P., von der Por­
zellanfabrik N. auf der Straße Neuhaus-Schierschnitz, und 
zwar auf dem nicht geteerten rechtsseitigen Randstreifen, 
von der Arbeit nach Hause. Der Bekl. holte ihn mit sei­
nem Personenkraftwagen ein, fuhr ihn an und verletzte 
ihn tödlich. Der Bekl. wurde vom Strafgericht verurteilt.

Die Kl. hat den Bekl. auf Zahlung einer monatlichen 
Rente von 30 XM für die Zeit vom 24. Okt. 1939 bis
15. März 1973 in Anspruch genommen. Das LG. hat ihr 
unter Zugrundelegung eines Schadens von monatlich rund 
44 MM und einer Sozialrente von monatlich 30,90.9Ut eine 
monatliche Rente von 13 3tM für die oben angeführte Zeit 
zugesprochen und das Mehrbegehren abgewiesen.

Die Kl. hat Berufung eingelegt und an Stelle der zu­
erkannten Rente von 13 Ä.ii eine solche von monatlich 
50 M i über die an die Berufsgenossenschaft zufallenden 
Beträge hinaus verlangt. Das BO. hat eine Mitschuld des 
Ehemanns der Kl. an dem Unfall zu einem Viertel an­
genommen und die Berufung der Kl. kostenpflichtig zu­
rückgewiesen.

Die Revision der Kl. hatte Erfolg.
1. Das BG. geht davon aus, daß zwischen dem geteer­

ten Teil der Straße und dem „noch weiter rechts befind­
lichen flachen Graben“  ein „1 m breiter Seitenweg“  ver­
laufe und daß P. auf diesem Seitenweg gegangen sei, als 
der Bekl. ihn angefahren habe. Es führt aus, P. sei 
verpflichtet gewesen, sorgfältig auf jeden Verkehr auf 
der verdunkelten Ortsstraße zu achten, beim Herannahen 
eines Kraftwagens stehenzubleiben und an den äußersten 
Rand des Seitenweges —- d. h. an den am Graben gelege­
nen äußersten rechten Rand — heranzutreten, um den 
Wagen vorbeifahren zu lassen; er habe sich aber nicht 
am'außersten Rand dieses Weges aufgehalten, was sich 
daraus ergebe, daß er vom Wagen des Bekl. erfaßt wor­
den sei, obwohl Stoßstange und Kotflügel des Wagens
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nur 25 cm über den äußersten Radrand hinausgeragt hät­
ten und der Wagen den geteerten Straßenteil nicht ver­
lassen habe; er habe deshalb den Unfall mitverschuldet 

Die Rev. meint, das BO. hätte zunächst durch Orts­
besichtigung die tatsächlichen Verhältnisse näher aufklä­
ren und insbes. feststellen müssen, ob es überhaupt für 
einen Fußgänger möglich und zumutbar gewesen sei, in 
der Dunkelheit auf dem Seitenweg dicht neben dem Gra­
ben zu gehen, weil er dort in Gefahr gewesen sei, in den 
Graben zu fallen; es bestehe auch keine Vorschrift, nach 
welcher Fußgänger stehenbleiben und sich umdrehen 
müßten, um im Notfall in den Graben zu springen, viel­
mehr könnten sie damit rechnen, daß hinter ihnen heran­
nahende Kraftwagenführer die Verkehrsvorschriften ein­
hielten, und daß namentlich Fahrer, die m it Schwierig­
keiten zu kämpfen hätten, besonders vorsichtig fahren, 
insbes. nicht in den Seitenweg hineinfahren würden.

Auf die von der Kl. beantragte Ortsbesichtigung kam 
es jedoch nach Lage der Sache nicht an. Es kann dahin­
gestellt bleiben, ob der als „Seitenweg“  bezeichnete Rand­
streifen der Straße als „Gehweg“  i. S. des § 37 Abs. 1 
StraßVerkO. oder als nicht befestigter „Seitenstreifen (Ban­
kett)“  i. S. des §27 Abs. 2 StraßVerkO. anzusehen ist. 
Denn in beiden Fällen muß der Kraftwagenführer mit 
dem Vorhandensein von Fußgängern auf einem solchen 
Streifen rechnen; der Fußgänger darf diesen Streifen be­
nutzen und bei einer Fahrbahnbreite von 6,3 m darauf 
vertrauen, daß ein Kraftwagenführer, sofern nicht beson­
dere Umstände vorliegen, nicht so dicht an den Streifen 
heranfahren wird, daß Fußgänger durch ihn gefährdet wer­
den können. Irgendwelche besonderen Umstände, welche 
das knappe Heranfahren an den Randstreifen_ gerecht­
fertigt hätten, lagen hier nicht vor; die rechte Fahrbahn­
hälfte war mehr als 3 m breit, andere, insbes. entgegen­
kommende Fahrzeuge waren nicht vorhanden. Überdies 
war der Bekl. nach § 10 Abs. 1 StraßVerkO. beim Über­
holen des Fußgängers, den er bei sorgfältiger Beob­
achtung der Straße auch bei abgedunkelten Lampen hätte 
sehen müssen, zum Ausweichen nach links verpflichtet 
Unter solchen Verhältnissen müßte es als Überspannung 
der an (Jen Fußgänger zu stellenden Anforderungen an­
gesehen werden, wenn man verlangen wollte, er hätte so 
weit rechts gehen müssen, daß er sich der Gefahr aus­
setzte, in den Straßengraben zu geraten. Ein Verschulden 
des verunglückten P. liegt somit nicht vor. Damit entfällt 
die Notwendigkeit einer Schadensteilung; der Bekl. ist 
vielmehr sowohl nach den Bestimmungen des KraftfG. wie 
nach bürgerlich-rechtlichen Vorschriften zum Ersatz des 
gesamten Schadens verpflichtet. Der Klageanspruch war 
daher seinem Grunde nach in vollem Umfang für berech­
tig t zu erklären.

2. Die Rev. beanstandet, daß das BG. bei Festsetzung 
der Rente die voraussehbare Entwicklung der Lohnver­
hältnisse des verstorbenen Ehemanns unberücksichtigt ge­
lassen habe. Diese Rüge ist begründet. Die Kl. hat nach 
§844 Abs. 2 BGB. und § 10 Abs. 2 KraftfG. Anspruch auf 
Zahlung der Beträge, die für einen Unterhalt erforderlich 
sind, wie ihn der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer seines Lebens zu leisten verpflichtet gewesen wäre 
(RGZ. 159, 23), also nach § 1360 BGB. nach Maßgabe der 
Lebensstellung, des Vermögens und der Erwerbsfähigkeit 
des Ehemannes. B e i d e r B e r e c h n u n g  des der Kl. 
entstandenen Schadens  sind nun nicht nur die Verhält­
nisse des Getöteten zur Unfallszeit, sondern es is t  auch 
d i e  E n t w i c k l u n g  zu b e r ü c k s i c h t i g e n ,  d i e  
se i ne  W i r t s c h a f t s l a g e  a l l e r  W a h r s c h e i n l i c h ­
k e i t  nach in de r  F o l g e z e i t  g e n o m m e n  h aben  
w ü r d e ;  insbes. spielen hier eine zu erwartend^ Lohn­
erhöhung und Ersparnisse, die der Verunglückte zürn 
Ausgleich einer späteren Verringerung seines Einkorn-'* 
mens vermutlich gemacht haben würde, eine Rolle. Nach 
der Auskunft der S.-Werke konnte der Verunglückte in 
naher Zeit mit einer Lohnerhöhung von 15 bis 20o/0, also 
um rund 28 bis 37 3tJH, rechnen; später wären wahr­
scheinlich weitere Lohnerhöhungen eingetreten. Das hätte 
das BG. im Rahmen des § 287 ZPO. berücksichtigen müs­
sen; gegebenenfalls wären weitere tatsächliche Erörte­
rungen erforderlich gewesen.

Bei der Berechnung der Rente ist vom Gesamtlohn des 
Ehemannes auszugehen. Hiervon sind abzuziehen die Ab­
gaben (Steuern, Sozialversicherungsbeiträge, regelmäßige
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Beiträge zur NSV. u. ä.), sodann die Kosten der persön­
lichen Bedürfnisse des Ehemannes (Verpflegung im ge­
meinsamen Haushalt, Kleidung, Genußmittel, Vergnügun­
gen und sonstige mit seinen Verhältnissen im Einklang 
stehende Ausgaben), schließlich auch angemessene Rück­
lagen, die der Verstorbene gemacht haben würde. Die 
einzelnen Beträge sind unter Zugrundelegung der tat­
sächlichen Lebenshaltungskosten der ganzen Familie zu 
schätzen. Vom Rest entfällt ein nicht unerheblicher Teil 
auf die für den gemeinschaftlichen Haushalt erforder­
lichen Aufwendungen (allgemeine feste, von der Zahl 
der Haushaltsmitglieder nicht wesentlich abhängige Haus­
haltskosten, wie die Kosten für Wohnung, Beheizung, Be­
leuchtung, Wasser u. ä.). Diese werden sich erfahrungs­
gemäß nur zum geringen Teil durch den Wegfall eines 
Haushaltsmitgliedes, auch des Ehemannes, verringern, 
wenn die Witwe die Lebenshaltung fortsetzt, die ihr der 
Ehemann während der Ehe zu gewähren verpflichtet war; 
das Maß der Unterhaltspflicht richtet sich dabei nicht 
nach dem, was der Ehemann ihr im Falle eines Getrennt­
lebens der Ehegatten hätte gewähren können und müs­
sen, sondern nach .dem, was er bei gemeinsamer Lebens­
führung zu gewähren gehabt hätte (RGZ. 159, 24). Nach 
dem Wegfall des Mannes ist z. B. eine Verringerung der 
Kosten der Mietwohnung denkbar, wenn eine kleinere 
Wohnung zur Beibehaltung der gleichen Lebensführung 
genügt, und die Einschränkung zumutbar und nach der 
Lage des Wohnungsmarktes möglich ist.

Das BG. hat nun diese gemeinsamen Haushaltskosten 
auf die Kl. und auf ihre aus der Ehe mit dem Verstorbe­
nen stammenden Kinder verteilt und dadurch die der Kl. 
zugesprochene Rente verkürzt. Es wäre aber zu prüfeii 
gewesen, ob nicht diese Kosten der Kl. auch dann er­
wachsen würden, wenn sie keine Kinder hätte; tr ifft dies 
zu, was bei den gegebenen einfachen Verhältnissen wahr­
scheinlich ist, so war eine solche Teilung ungerechtfertigt.

Der Umstand, daß die Kinder eine Unfallrente beziehen, 
hat bei der Erörterung des der Kl. durch den Unfall ent­
standenen Schadens außer Betracht zu bleiben. Die KI. ist 
nicht verpflichtet, diese für den Unterhalt der Kinder be­
stimmten Beträge sich anrechnen zu lassen.

Zutreffend weist das BG. darauf hin, daß der Kl. spä­
ter möglicherweise höhere Ansprüche zustehen werden, 
wenn die Kinder selbständig werden und daher für den 
Verunglückten die Pflicht, für sie zu sorgen, weggefallen 
wäre. Das BG. hätte aber prüfen müssen, ob nicht der 
Eintritt solcher Umstände schon jetzt mit ausreichender 
Sicherheit vorausgesehen werden kann, bejahendenfalls 
mußte es dem bei der Festsetzung der Rente bereits im 
gegenwärtigen Zeitpunkte Rechnung tragen.

Nach alledem war, soweit es sich um die Höhe des An­
spruchs handelt, noch eine weitere Verhandlung und Ent­
scheidung in der Berufungsinstanz erforderlich.

(RG., VI. ZivSen., U. v. 27. Okt. 1942, VI 66/42.) [He.)

*

13. RG. — §§899, 901 RVO. Darüber, ob der auf Scha­
densersatz in Anspruch Genommene zu den in § 899 ge­
nannten Personen gehört, hat das ordentliche Gericht ohne 
Bindung an Feststellungen im Versicherungsverfahren zu 
entscheiden.

Der Bekl. hält den Rechtsweg für die Ansprüche des Kl. 
nicht oder noch nicht für gegeben, weil das Verf. nach 
§ 901 Abs. 2 RVO. auszusetzen gewesen sei, bis eine 
Entsch. nach der RVO. darüber ergangen sei, ob ein nach 
dieser entschädigungspflichtiger Unfall vorliege. Er glaubt, 
er könne von dem Kl. nicht in Anspruch genommen 
werden, weil er zu den in § 899 RVO. genannten Personen 
gehöre, gegen die der Verunglückte nur Vorgehen kann, 
wenn strafgerichtlich festgestellt worden ist, daß sie den 
Unfall vorsätzlich herbeigeführt haben; mit der Entsch., 
daß er zu diesen Personen nicht gehöre, hätten die Vor­
instanzen in die Entsch. der Versicherungsbehörden ein­
gegriffen. Der Standpunkt des Bekl. ist unrichtig. Die Vor­
instanzen haben die Auffassung, daß ein entschädigungs­
pflichtiger Unfall vorliege, gebilligt. Schon deshalb kann 
er sich nicht darüber beschweren, daß die Gerichte die 
Entsch. der Versicherungsbehörden nicht abgewartet hät­
ten. Der zuständige Gemeindeunfallversicherungsverband 
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hat aber auch dadurch, daß er nach seinem Schreiben v.
25. Okt. 1940 Tagegeld, Familiengeld und Rente an den Kl. 
gezahlt hat, den Unfall als entschädigungspflichtig aner­
kannt. Richtig' ist, daß im Versicherungsverfahren nichts 
darüber festgestellt worden ist, ob der Bekl. zu den im 
§ 899 RVO. genannten Personen gehört. Aber selbst wenn 
hierüber etwas gesagt wäre, würde dies das ordentliche 
Gericht nicht binden (RGZ. 136, 346). Das ordentliche 
Gericht hat über diese Frage selbständig zu entscheiden. 
Der Rechtweg war also für den Anspruch des I<1. gegeben.

(RG., VIII. ZivSen., U. v. 8. Mai 1942, V I I I36/42.)

*

** 14. RG. — §§903 Abs. 4, 1199, 848 RVO. Wenn die 
Berufsgenossenschaft den Unternehmer aus § 903 Abs. 4 
RVO. auf Ersatz ihrer Aufwendungen in Anspruch nimmt, 
kann der Unternehmer, der seine Verpflichtung, eine Tau- 
chereinrichtung in betriebsfähigem Zustande zu erhalten, 
vernachlässigt, nicht einwenden, die Berufsgenossenschaft 
treffe eigenes, mitwirkendes Verschulden oder die Geltend­
machung des Anspruchs aus § 903 sei arglistig oder ver­
stoße gegen die guten Sitten, weil sie durch ihre techni­
schen Aufsichfsbeamten seinen Betrieb nicht hinreichend 
beaufsichtigt habe.

Am 14. März 1938 tauchte der Matrose M. von dem 
Schiff des Bekl. in der Ostsee nach1 Steinen und verun­
glückte dabei tödlich. Die Kl. (Berufsgenossenschaft) zahlt 
an die Hinterbliebenen des M. Renten und verlangt auf 
Grund des §903 RVO. von dem Bekl. Erstattung von 
10100 3Ui, weil er als Unternehmer wegen Fahrlässigkeit 
für den Tod verantwortlich sei. Das Seeamt in F. und 
das Reichsoberseeamt haben die Verantwortlichkeit des 
Bekl. wegen Mangelhaftigkeit der Luftzuführungsanlage 
bejaht und ihm die Gewerbebefugnis für Seeschiffe auf 
Küstenfahrt und in kleiner Hochseefischerei entzogen. 
Beide Stellen haben den Tod des M. darauf zurückge­
führt, daß das Schraubengewinde am Kompressor und die 
darauf geschraubte Überfallmutter des Luftzuführungs- 
schlauchs schadhaft gewesen seien, daß sich infolgedessen 
der Schlauch von dein Kompressor gelöst habe und die 
Luftzufuhr unterbrochen worden sei, überdies auch das 
Rückschlagventil am Taucherhelm nicht in Ordnung ge­
wesen sei. Im Strafverfahren hat das SchöffG. den Bekl. 
von der Anklage der fahrlässigen Tötung freigesprochen, 
weil es annahm, daß, wenn auch1 die Tauchereinrichtung 
primitiv gewesen sein und strengen Anforderungen nicht 
genügt haben möge, doch dem Bekl. nicht mit hinreichen­
der Sicherheit nachgewiesen werden könne, daß er seine 
Sorgfaltspflicht vernachlässigt und den Tod des M. ver­
schuldet habe. Die StA. hat gegen das freisprechende 
Urteil Berufung eingelegt. Das LG. hat dann aber am 
2. Nov. 1939 das Strafverfahren gern. § 3 des Gnadenerlas­
ses für die Zivilbevölkerung v. 9. Sept. 1939 eingestellt. 
Im jetzigen Rechtsstreit haben das LG. und das OLG. in 
Übereinstimmung mit dem Seeamt und dem Oberseeamt 
ein für den Tod des M. ursächliches Verschulden des 
Bekl. bejaht. Die Rev. war erfolglos.

Die Rev. bittet um Nachprüfung der Frage des mit­
wirkenden Verschuldens der Kl., der die Beaufsichtigung 
der Taucherbetriebe obgelegen habe. Das BG. sagt, das 
LG. habe ein mitwirkendes Verschulden der Kl. mit 
Recht verneint, und es führt aus, die Kl. sei nach der 
RVO. verpflichtet gewesen, die versicherten Betriebe zu 
überwachen und Unfallverhütungsvorschriften zu erlassen. 
Sie habe solche Vorschriften aufgestellt, die in der hier 
wesentlichen Richtung genügten, da es selbstverständlich 
und auch dem Bekl. bekannt gewesen sei, daß zur Ver­
meidung'schwerer Gefahr für den Taucher die ununter­
brochene Zuführung von Luft gesichert, die Luftzufüh- 
rungsanlage also dicht sein müsse. Inwiefern die Kl. ihrer 
Pflicht zur Beaufsichtigung des Betriebes nicht genügt 
habe, habe der Bekl. nicht dargelegt. Nach der von ihm 
vorgelegten Bescheinigung v. 23. Febr. 1938 sei damals 
die Taucherausrüstung nicht geprüft worden. Wenn, was 
aber bisher nicht belegt sei, die Kl. den Taucherbetrieb 
des Bekl. nicht hinreichend überwacht haben sollte, so 
wäre doch nicht ihre Unterlassung, sondern allein die 
Fahrlässigkeit des Bekl. für den Tod M.s ursächlich ge­
wesen.
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Weshalb eine Vernachlässigung der Überwachungs­
pflicht durch die Kl. nicht mitursächlich für den Tod ge­
wesen sein sollte, wenn bei gehöriger Überwachung der 
Mangel der Verschraubung hätte bemerkt werden müssen, 
ist nicht einzusehen und wird auch vom BG. nicht gesagt. 
Es ist aber rechtlich nicht zu beanstanden, wenn das BG. 
verneint, daß die Kl. ihre Pflicht zur Überwachung des 
Taucherbetriebes des Bekl. vernachlässigt habe. Zur Zeit 
des Unfalls galt nach § 1199 RVO. für die Unfallverhütung 
der §848 RVO. i. d. Fass. v. 14. Juli 1925 (RGBl. 1, 97): 
„Die Berufsgenossenschaften' müssen dafür sorgen, daß, 
soweit es nach dem Stande der Technik und der Heil­
kunde und der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft möglich 
ist, Unfälle verhütet werden und bei Unfällen dem Ver­
letzten eine wirksame erste Hilfe zuteil wird.“  Damit ist, 
wie auch aus der Begründung zum Entwurf eines Zwei­
ten Gesetzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
(abgedr. in dem Komm, von Mitgliedern des RVersA., 
2. Aufl., zu § 848 RVO.) hervorgeht, den BerGen. nicht 
die Verpflichtung auf erlegt worden, s e l b s t  Unfälle zu 
v e r h ü t e n ,  sondern nur die Verpflichtung, dafür zu 
s o r g e n ,  daß innerhalb der Betriebe Maßnahmen ge­
troffen werden, die geeignet sind, Unfälle zu verhüten. 
Im § 1199 a RVO. ist die Verpflichtung zum Erlaß der er­
forderlichen Unfallverhütungsvorschriften geregelt wor­
den; hach § 1209 RVO. gelten für die Durchführung der 
Unfallverhütungsvorschriften die §§ 874, 875 aus der ge­
werblichen Unfallversicherung, von denen § 874 bestimmt, 
daß die BerGen. für die Durchführung der Unfallver­
hütungsvorschriften zu sorgen haben, während §875 Be­
stimmungen über die Anstellung technischer Aufsichts­
beamten trifft. Die Annahme des BG., daß die von der 
Kl. erlassenen Unfallverhütungsvorschriften in der hier 
in Betracht kommenden Richtung genügt hätten, da es 
selbstverständlich und auch dem Bekl. bekannt gewesen 
sei, daß die Luftzuführungsanlage dicht sein müsse, unter­
liegt keinen rechtlichen Bedenken.

Die Verpflichtung, innerhalb des Betriebes die Maß­
nahmen zu treffen, die geeignet sind, Unfälle zu ver­
hüten, lag dem Bekl. selbst ob. Wenn er, wie festgestellt 
ist, diese Verpflichtung in einer den Tatbestand des §903 
Abs. 4 RVO. erfüllenden Weise vernachlässigt hat, kann 
er nicht gegenüber dem Anspruch der Kl. aus § 903 
Abs. 4 einwenden, die Kl. habe ihn selbst nicht genügend 
zur Erfüllung seiner Pflichten angehalten. Die Verpflich­
tung der Kl. ging nicht so weit, daß sie etwa durch ihre 
technischen Aufsichtsbeamten dem Bekl. seine eigene 
Pflicht, die Tauchereinrichtung in betriebssicherem Zu­
stand zu erhalten, hätte abnehmen, d. h. an seiner Stelle 
den Zustand der Gewinde der einzelnen Schrauben­
muttern und des Stutzens regelmäßig hätte prüfen und 
überwachen müssen (vgl. RG. VI 479/21 v, 2. Febr. 1922 
in Entsch. u. Mitt. des RVersA. 14, 404). Er kann deshalb 
weder der KI. den Vorwurf eigenen Verschuldens machen 
noch ihr vorwerfen, daß die Geltendmachung der Klage­
forderung arglistig sei oder gegen die guten Sitten ver­
stoße.

(RG., VI. ZivSen., U. v. 3. Nov. 1942, VI 17/42.) [He.]

*

** 15. RG. — §§ 26, 215 ff. PrAllgBergG. von 1865; PrGes. 
v. 1. Juli 1821 (GS. 106).

Die Vierung eines nach Ges. v. 1. Juli 1821 verliehenen 
Steinkohlen-Längenfeldes ist in Horizontallinien von allen 
Punkten des Fundflözes aus zu vermessen. Der Vierungs- 
körper findet sein Tiefstes in einer durch das Tiefste des 
Fundflözes gelegten Horizontalebene.

Im Einzelfall kann ein hiervon abweichend gestaltetes 
Bergwerksfeld verliehen werden. Doch muß dann der Wille 
der verleihenden Bergbehörde dazu einen zweifelsfreien 
Ausdruck in der Verleihung in Verbindung mit besonderen 
Umständen des Einzelfalls finden. Der Umstand, daß in der 
Übung der Bergbehörde der Begriff der Vierung zeitweise 
abweichend von der oben angegebenen richtigen Gesetzes­
auslegung aufgefaßt wurde, genügt allein nicht, um eine 
Verleihung entsprechend dieser jetzt als unrichtig erkann­
ten Gesetzesauslegung anzunehmen.

(RG., V. ZivSen., U. v. 16. Nov. 1942, V.U/42.) [He.J

Reichsverwaltungsgericht

R e ich sk rie g ss ch ä d en a m t
16. RVG. (RKA.) — §§1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 3 und 

Abs. 2, 19, 22 KSSchVO. Die Feststellungsbescheide der 
KriegssachschädenVO. sind nicht nur der formellen, son­
dern auch der materiellen Rechtskraft fähig.

Der Stadtinspektor Klaus M. in V. in der Westmark 
mußte am 3. Sept. 1939 infolge Freimachung seines Wohn­
orts seine Wohnung in V. räumen und 'sich nach T. be­
geben. M. besaß in der Gemeinde R., die von der Frei­
machung nicht betroffen wurde, ein Wohngrundstück mit 
einem Obstgarten, das er bisher von V. aus unter Zu­
hilfenahme eines Motorrads in seiner Freizeit bewirt­
schaftet hatte. Von T. aus war ihm nach seiner Angabe 
die weitere Bewirtschaftung des Gartens und die Ber­
gung der Obsternte nicht mehr möglich. Den ihm hier­
durch entstandenen Schaden beziffert er für die Jahre 
1939 und 1940 auf insgesamt 826,98 91M. Hierbei ist für 
das Jahr 1940, in dem er den Garten verpachtet hatte, 
der Pachtzins in Höhe von 60 3tM in Abzug gebracht.

Sein Antrag auf Feststellung dieses Schadens wurde 
von dem Landrat als Feststellungsbehörde erster Rechts­
stufe durch Bescheid v. 25. Febr. 1941 abgelehnt, und 
zwar in erster Linie deshalb, weil das Gartengrundstück 
in dem „nicht geräumten“  — richtiger „nicht freigemach­
ten“  — Gebiet gelegen sei.

Die von dem Antragsteller gegen diesen Bescheid ein­
gelegte Beschwerde wurde durch Bescheid des Reichs­
statthalters v. 5. Juni 1941 zurückgewiesen. Dieser Be­
scheid, der sich als endgültig bezeichnete, wurde damit 
begründet, daß der Schaden nicht als unvermeidliche 
Folge der Freimachung anerkannt werden könnte, weil 
der Antragsteller bei ernstlichem Bemühen die Möglich­
keit einer wirtschaftlichen Verwendung des im nicht frei- 
gemachten Gebiet gelegenen Grundstücks gehabt hätte. 
Der Bescheid wurde dem Antragsteller am 20. Juni 1941 
zugestellt.

Durch eine Eingabe v. 24. März 1942, die am 27. März 
1942 einging, stellte M. bei dein Reichsstatthalter den 
Antrag auf „Wiedereinsetzung in den vorigen Stand“  
und Erstattung des ihm entstandenen Schadens. Er be­
rief sich auf den RdErl. des RMdl. v. 23. Mai 1941 
(MBliV. 972), wonach als Ort der Verursachung des Scha­
dens derjenige Ort anzusehen sei, von dem aus die Räu- 
mungs- oder Freimachungsmaßnahmen ihren Ausgang 
genommen hätten.

Der Reichsstatthalter hielt, wie aus einem Aktenver­
merk hervorgeht, zwar die Voraussetzungen des § 24 
KSSchVO. für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
nicht für gegeben, nahm jedoch den Standpunkt ein, 
daß sein früherer Bescheid keine materielle Rechtskraft 
habe und daher aufgehoben werden könne. Demgemäß 
hat er durch Bescheid v. 1. Juli 1942 seinen früheren 
Bescheid v. 5. Juni 1941 aufgehoben und den dem An­
tragsteller an seinem Gartengrundstück in R. entstan­
denen Kriegssachschaden auf 486,78 ¡UM festgestellt.

Dieser Bescheid wird damit begründet, daß es, wie aus 
einem Erlaß des RMdl. in einer ähnlich liegenden Sache 
hervorgehe, nicht darauf ankomme, ob der Schaden im 
freigemachten Gebiet eingetreten sei; als Ort der Ver­
ursachung sei vielmehr derjenige Ort anzusehen, von dem 
aus die für den Schaden ursächlichen Räumungsmaß­
nahmen ihren Ausgang genommen hätten. Es sei daher 
belanglos, daß das Gartengrundstück des Antragstellers 
sich im nicht freigemachten Gebiet (Gemeinde R.) befun­
den habe, denn die von ihm geräumte Wohnung habe 
jedenfalls im freigemachten Gebiet (V.) gelegen. Wie der 
Sachbearbeiter durch fernmündlichen Anruf des Bürger­
meisters der Gemeinde R. festgestellt habe, sei von den 
Bewohnern dieser Gemeinde im Sept. 1939 allgemein mit 
der Freimachung gerechnet worden, so daß damals wohl 
niemand an dem Garten des Antragstellers Interesse ge­
zeigt haben werde. Später, als festgestanden habe, daß 
eine Freimachung nicht mehr erfolgen würde, habe der 
Antragsteller seinen Garten verpachtet, in den ersten 
drei Monaten nach Kriegsbeginn sei ihm dies aber nicht 
möglich gewesen. Daher habe er für den Ernteverlust
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des Jahres 1939 Entschädigung zu beanspruchen, nicht 
aber noch für das Jahr 1940, weil der Garten in diesem 
Jahr verpachtet gewesen sei.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die darin ausdrück­
lich zugelassene und fristgerecht erhobene weitere Be- - 
schwerde des Vertreters des Reichsinteresses, mit der 
beantragt wird, den angef. Bescheid aufzuheben und den 
Beschwerdebescheid v. 5. Juni 1941 wiederherzustellen.

Die weitere Beschwerde wird darauf gestützt, daß der 
Bescheid v. 5. Juni 1941 den Entschädigungsanspruch 
materiell rechtskräftig erledigt habe, und daß daher in 
derselben Sache eine erneute Entsch. überhaupt nicht 
hätte ergehen dürfen. Abgesehen von diesem formellen1 
Bedenken sei auch die in dem angef. Bescheid vertretene 
Rechtsauffassung unzutreffend. Schäden i. S. des § 2 
Abs. 1 Nr. 3 KSSchVO. könnten nur an Sachen ein- 
treten, die im Zeitpunkt der Freimachung in den vom 
Gegner unmittelbar bedrohten Gebieten — hier also in 
dem Freimachungsgebiet der „Roten Zone“  — sich be­
funden hätten, nicht aber auch an Sachen außerhalb 
dieses Gebiets. Der RdErl. des RMdl. v. 23. Mai 1941 sei 
eine reine Zuständigkeitsregelung und enthalte keine 
Entscheidung über die Frage, ob und wann ein Frei­
machungsschaden vorliege. Der weitere in dem Be­
schwerdebescheid angezogene Erlaß des RMdl. v. 31. Jan. 
1941 sei in einem Einzelfall ergangen und daher für die 
Feststellungsbehörde nicht bindend. Der Obstgarten sel­
ber sei von der Freimachung nicht betroffen worden, 
seine Behütung und Bewirtschaftung sei auch nach der 
Freimachung möglich gewesen, wenn vielleicht auch nicht 
durch den Geschädigten selber, so doch durch einen von 
ihm zu bestellenden Beauftragten. Überdies sei der Ge­
schädigte im Monat Sept. einige Male in R. gewesen und 
sei daher in der Lage gewesen, sein Obst, wenigstens 
zu einem erheblichen Teil, selber zu bergen, jedenfalls 
aber dort einen Käufer oder sonstigen Beauftragten zu 
finden.

Die Beschwerde des Vertreters des Reichsinteresses hat 
Erfolg aus folgenden Gründen:

Gegen den Beschwerdebescheid des Reichsstatthalters 
v. 5. Juni 1941 war die weitere Beschwerde gemäß § 22 
Abs. 1 Satz 4 KSSchVO. nur im Falle ihrer ausdrücklichen 
Zulassung gegeben, Diese Zulassung ist in dem Bescheid 
nicht ausgesprochen, sondern im Gegenteil versagt wor­
den; der Bescheid hat sich als endgültig bezeichnet. Da­
durch war allerdings der Reichsstatthalter nicht gehin­
dert, die Zulassung auf Grund des § 22 Abs. 2 Satz 1 
KSSchVO. in einem Ergänzungsbescheid auszusprechen 
(vgl. RKA/149/41 v. 14. Jan. 1942: DtVerw. 1942, 175 
=  DR. 1942, 638). Dies ist im vorl. Fall aber nicht ge­
schehen. Der Bescheid war daher durch ein Rechtsmittel 
nicht anfechtbar. Die von dem Antragsteller nachgesuchte 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kam nicht in 
Frage, weil sie in § 24 KSSchVO. nur für den Fall der 
Fristversäumnis vorgesehen ist, eine solche aber nicht 
vorliegt.

Es fragt sich, ob bei dieser Rechtslage der Reichsstatt­
halter — wie er es getan hat — befugt war, den von ihm 
erlassenen Bescheid aufzuheben und ihn durch einen 
neuen, sachlich anders lautenden Bescheid zu ersetzen. 
Die Beantwortung dieser Frage hängt davon ab, ob die 
durch Rechtsmittel nicht mehr anfechtbaren, also f o r ­
me l l  rechtskräftigen Bescheide der Feststellungsbehör­
den im Entschädigungsverfahren der KSSchVO. in m a­
t e r i e l l e  (sachliche) Rechtskraft erwachsen. Bejaht man 
dies, so bindet der Bescheid in seinem entscheidenden 
Ausspruch die Feststellungsbehörden. Diese sind also 
auch dann, wenn sie den Bescheid nachträglich für un­
richtig halten, nicht befugt, von Amts wegen oder auf 
Antrag ihn beiseite zu schieben und anders zu entschei­
den. Diese bindende Wirkung ist nicht vorhanden, wenn 
man die materielle Rechtskraft des Feststellungsbescheides 
verneint. In diesem Falle würde der Abänderung des Be­
scheides durch die Feststellungsbehörde, die ihn erlassen 
hat, nichts entgegenstehen, wenn diese nachträglich zu 
der Überzeugung seiner Unrichtigkeit gelangt. Auch 
würde dann die Existenz des Bescheides nicht hindern, 
denselben Anspruch, über den ablehnend entschieden 
worden ist, von neuem bei der Feststellungsbehörde 
erster Rechtsstufe geltend zu machen, worauf die an- 
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gerufene Behörde nochmals sachlich über den Anspruch
zu entscheiden hätte.

Über die Frage der materiellen (sachlichen) Rechtskraft 
der Feststellungsbescheide gehen im Schrifttum die Mei­
nungen auseinander. Von B ü c h n e r - H o f f m a n n  wird 
in dem Kommentar zu den KriegsschädenvO. (2. Aufl., 
Anm. 7 a zu § 22 S. 102) die sachliche Rechtskraft im Sinne 
der Unaufhebbarkeit des Bescheides bejaht, weil der Ge­
danke, der bei den gerichtlichen Urteilen zur Bejahung 
der materiellen Rechtskraft führe, daß eine einmal for­
mell rechtskräftig entschiedene Sache nicht immer wieder 
von neuem zur Entsch. gebracht werden solle, auch für 
diese der Rechtsfindung dienenden Verwaltungsentsch. zu 
gelten habe. Der gleiche Standpunkt wird auch von 
D r o s t - R eu ß in der Schrift „Kriegsschädenersatz“  
S. 117 vertreten. Andererseits meint D a n c k e l m a n n  in 
seinem Komm. z. KSSchVO. in Anm. 3 zu § 19 KSSchVO. 
A l  S.98 (erg. Aug. 1942), der Bescheid dürfte als Ver­
waltungsentsch. einer echten materiellen Rechtskraft nicht 
fähig sein, einer uneingeschränkten Abänderung stehe 
aber das Erfordernis der Verkehrssicherheit entgegen; 
eine irrige Rechtsanwendung könne eine Änderung jeden­
falls nicht rechtfertigen, eine Änderung sei daher nur zu­
lässig, wenn entweder ein Schreib- oder Rechenfehler 
vorliege oder wenn die Entsch. durch unerlaubte Machen­
schaften erschlichen sei. Diese Wirkungen, die D a n c k e l ­
mann dem formell rechtskräftigen Bescheide zugesteht, 
stimmen jedoch nach Ansicht des Senats im wesentlichen 
mit dem überein, was unter dem Begriff der materiellen 
Rechtskraft verstanden wird. Daß Schreibfehler und ähn­
liche offenbare Unrichtigkeiten in den Bescheiden berich­
tig t werden können, entspricht allgemein anerkannten 
Rechtsgrundsätzen und ist mit der Wirkung der materiel­
len Rechtskraft durchaus vereinbar. Ebensowenig steht es 
dem Begriff der materiellen Rechtskraft entgegen, daß 
diese dann eine Einschränkung erfährt, wenn eine Entsch. 
durch unerlaubte Machenschaften erschlichen ist. Im 
Zivilprozeßrecht hört anerkanntermaßen die Wirkung der 
materiellen Rechtskraft eines Urteils in solchen Fällen 
auf; die Partei, die aus einem derartigen Urteil Rechte 
herzuleiten versucht, verstößt gegen die guten Sitten 
(vgl. RGZ.78, 397; 155, 59; 156, 265 ff., 270).

Dagegen vertritt P a f f r a t h  in seinem Aufsatz „Die 
Rechtskraft der Bescheide im Verfahren nach der KSSch­
VO.“  (DtVerw. 1942, 151 ff.) entgegen B ü c h n e r - H o f f ­
mann die Ansicht, daß der Gedanke der materiellen 
Rechtskraft für die KSSchVO. nicht verwendbar sei. Dem­
gegenüber weist M a n n l i c h e r  in seinem Aufsatz „Zur 
Frage der materiellen Rechtskraft der Verwaltungsbe­
scheide“  (DtVerw..1942, 291 ff.) auf die für die donau- 
und alpenländischen Reichsgaue in §33 KSSchVO. ge­
troffene besondere Regelung hin, die in diesem Rechts­
gebiet für das Verfahren der unteren und der höheren 
Verwaltungsbehörden an Stelle der Verfahrensvorschrif­
ten nach den §§ 17 Abs. 1—3 und Abs. 6, 22 Äbs. 3 Satz 1 
sowie 24 KSSchVO. die Anwendbarkeit der entsprechen­
den Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfah- 
rensG. (BGBl. Nr. 274/1925) vorschreibt, insbes. auf den 
§ 68 Abs. 1 dieses Ges., der sich grundsätzlich für die 
materielle Rechtskraft von Verwaltungsbescheiden aus­
gesprochen hat (vgl. M ä n n l i c h e r - C o r e t h ,  „Das 
Verwaltungs verfahren“ , Anm. 3 zu § 68 AVG. S. 147). 
Ferner wird die Ansicht von P a f f r a t h  auch von 
Bo y e n s  in seinem Aufsatz „Sind Bescheide im Ver­
fahren nach der KSSchVO. der materiellen Rechtskraft 
fähig?“  (DtVerw. 1942, 294) bekämpft.

Der Senat spricht sich aus folgenden Erwägungen für 
die materielle Rechtskräft der Feststellungsbescheide aus:

Wäre der Feststellungsbescheid (§ 19 KSSchVO.) ein 
reiner Verwaltungsakt, so könnten allerdings Zweifel be­
stehen, ob der im Zivilprozeßrecht entwickelte Grundsatz 
der materiellen Rechtskraft auf ihn Anwendung finden 
könnte. Abgesehen von der bereits in dem Aufsatz von 
M a n n l i c h e r  erwähnten, in den Rechtsgebieten des 
Allg. VerwaltungsverfahrensG. (BGBl. Nr. 274/1925) und 
der RegierungsVO. über das Verwaltungsverfahren (SdG 
uV . Nr. 8/1928) bestehenden Rechtslage, wonach die 
materielle Rechtskraft von Verwaltungsbescheiden ein­
deutig anerkannt ist, herrscht in den übrigen Teilen des 
Großdeutschen Reichs einstweilen nach dem einschlägigen 
verschiedenartigen Rechtsvorschriften in Verwaltungs-
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iibung und Schrifttum noch keineswegs Klarheit, ge­
schweige denn eine einheitliche Auffassung darüber, ob 
und unter weichen Voraussetzungen Verwaltungsakte 
bindende Kraft besitzen oder zurückgenommen werden 
können. Ein weiteres Eingehen auf diese Frage erübrigt 
sich jedoch, weil die Feststellungsbescheide der KSSchVO. 
ihrem Wesen nach nicht als reine Verwaltungsakte an­
gesehen werden können. Sie stellen vielmehr in dem auf 
den Antrag des Geschädigten in Gang gesetzten Ent- 
scheädigungsverfahren fest, was zwischen dem Geschädig­
ten und dem Reich Rechtens ist, tragen also den Charak­
ter richterlicher Entsch. Dies kommt insbes. darin zum 
Ausdruck, daß die Feststellungsbehörden den Einzelfall 
unabhängig1 vom Dienstbefehl nach ihrer freien, aus dem 
Ergebnis der Verhandlung geschöpften Überzeugung ent­
scheiden (§ 17 Abs. 6 KSSchVO.) und daß der Bescheid 
nur in einem geordneten Rechtsmittelwege (§ 22 KSSch­
VO.) aufgehoben und abgeändert werden kann. Die Fest­
stellungsbescheide ähneln mithin verwaltungsgerichtlichen 
Entsch. Diese erwachsen aber zweifellos, ebenso wie ge­
richtliche Urteile, in materielle Rechtskraft (vgl. PrOVG. 
76, 399; 81, 365, 366; 98, 31; 104, 261). Die Feststellungs­
bescheide lassen sich als Rechtssprüche bezeichnen, die 
von den Feststellungsbehörden als Spruchbehörden in 
einem geordneten Spruchverfahren erlassen werden. Dem 
entspricht es, daß das Reichskriegsschädenamt (RKA.), 
das als Spruchbehörde in höchster Instanz in diesem Ver­
fahren entscheidet, im Gesetz als „oberste Spruchbe­
hörde“  bezeichnet wird (§ 1 VO. über die Errichtung des 
RKA. v. 15. April 1941 [RGBl. I, 205]). Das RKA., das als 
Spruchbehörde durch Spruchsenate entscheidet (§4 der 
vorgenannten VO.), erfüllt in dieser Eigenschaft rein ver­
waltungsgerichtliche Aufgaben und ist, wie bereits aus 
seiner Eingliederung in das RVG. hervorgeht, oberstes 
Verwaltungsgericht (vgl. § 1 und Vorspruch des Erlasses 
des Führers und Reichskanzlers über die Errichtung des 
RVG. v. 3. April 1941 [RGBl. I, 201]). Daß seine Entsch. 
materielle Rechtskraft besitzen und daher das Verfahren 
endgültig zum Abschluß bringen, ohne daß die Möglich­
keit besteht, die rechtskräftig entschiedene Sache noch­
mals zum Gegenstand eines neuen Verfahrens zu machen, 
unterliegt demnach keinem Zweifel. Das gleiche muß aber 
auch von den formell rechtskräftig gewordenen Beschei­
den der Feststellungsbehörden gelten. Hier einen Unter­
schied zu machen, wäre in keiner Weise gerechtfertigt 
und würde praktisch zu unerwünschten Ergebnissen füh­
ren. Wollte man den formell rechtskräftigen Feststel­
lungsbescheiden die Wirkung der materiellen Rechtskraft 
versagen, so könnte man mit Recht die Frage aufwerfen, 
welchen Zweck dann überhaupt die Befristung der in § 22 
KSSchVO. vorgesehenen Rechtsmittel und die Beschrän­
kung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei 
Fristversäumnis (§24 KSSchVO.) haben sollte.

Daß eine Feststellungsbehörde nicht gegenüber einem 
formell rechtskräftigen Bescheid eine neue ihn abändernde 
Entsch. treffen kann, geht auch aus der Bestimmung des 
§22 Abs. 3 Satz 2 KSSchVO. hervor, die der Feststel­
lungsbehörde in dem Ausnahmefall gestattet, eine neue 
Entsch. zu treffen, wenn ihre Entsch. fristgerecht ange- 
fochten worden ist und sie die Beschwerde für begrün- 
det erachtet. Im Wege des Umkehrschlusses ergibt sich, 
daß die Feststellungsbehörde in allen and e r en  hallen 
an ihren formell rechtskräftigen Bescheid gebunden ist.

Daß der Gesetzgeber von der materiellen Rechtskraft 
der Feststellungsbescheide ausgeht, geht ferner auch dar­
aus hervor, daß Nr. 11 Abs. 2 der VerfRichtl. v. 12. Febr. 
1941 (MBliV. 277), die nach der Rspr. des Spruchsenats 
den Charakter von Rechtsvorschriften haben, den Verein­
barungen i. S. des § 25 KSSchVO. die Wirkung eines 
unanfechtbaren Feststellungsbescheids beilegt. Damit 
kann nur gemeint sein, daß das Verfahren durch eine 
rechtswirksam abgeschlossene Vereinbarung wegen der 
von der Vereinbarung erfaßten Ansprüche in gleicher 
Weise zum endgültigen Abschluß gelangt wie durch 
einen unanfechtbaren Feststellungsbescheid und daher 
die Feststeilungsbehörde grundsätzlich auch im Einver­
nehmen mit den Beteiligten nicht in der Lage ist, nach­
träglich eine rechtswirksame Vereinbarung zu ändern. 
Die Verwaltungsentsch. des Präs, des RVG. (RKA.) vom 
5. Dez. 1941, RKA/Pr. 203/41: DtVerw. 1942, 176, besagt 
picht etwa — wie in der Praxis mehrfach offenbar auf

Grund irreführender Pressenotizen irrtümlich angenom­
men worden ist — etwas anderes. In dem dort entschie­
denen Falle war -  wie nachgewiesen wird -  die Ver­
einbarung aus besonderen Gründen (Wegfall der uc- 
schäftsgrundlage) rechtsunwirksam. Um den Nachweis 
dieser Rechtsunwirksamkeit hätte sich die Entsch. aber 
nicht zu bemühen brauchen, wenn sie die Vereinbarungen 
nach der KSSchVO. der materiellen Rechtskraft nicht für 
fähig und einer Abänderung grundsätzlich zugänglich an­
gesehen hätte (vgl. auch Entsch. des Präs. v. 24. Sept. 
1942, RKA/Pr. 657/42: DtVerw. 1942, 399).

Schließlich mag noch auf die Folgen hingewiesen wer­
den, die eintreten würden, wenn die Feststellungsbe­
scheide der materiellen Rechtskraft entbehrten. Ohne die 
durch sie, herbeigeführte Bindung würde das auf den 
Entschädigungsantrag eingeleitete und durch den unan­
fechtbaren Bescheid beendete Verfahren auf wiederholten 
Antrag des Geschädigten beliebig erneuert werden kön­
nen, also niemals zur Ruhe kommen. Dadurch würde eine 
unerträgliche Rcchtsunsiclierheit entstehen. Dies würde 
letzten Endes die Autorität der Feststellungsbehorden 
untergraben und querulatorisch eingestellten Naturen, 
die mit ihren Entschädigungsansprüchen ganz oder zum 
Teil abgewiesen worden sind, Anlaß geben, an die Fest­
stellungsbehörden fortgesetzt mit neuen Anträgen her­
anzutreten. Diese Nachteile fallen derart ins Gewicht, 
daß ihnen gegenüber die Möglichkeit einer im Emzel- 
fall vielleicht unrichtigen Entsch. in Kauf genommen 
werden kann, zumal einer sich daraus etwa ergebenden 
besonderen Härte nach § 38 KSSchVO. durch Harteaus­
gleich abgeholfen werden könnte.

War nach alledem im vorl. Falle infolge der Wirkung 
d<?r materiellen Rechtskraft der Reichsstatthalter als 
Beschwlnst. an den ersten Beschwerdebescheid v 5. Juni 
1941 gebunden, so war der zweite, hier angef. Beschwerde­
bescheid v. 1. Juli 1942 unzulässig und daher aufzuheben 

Wegen der weiteren Behandlung der Sache mag auf 
folgendes hingewiesen werden:

Die Feststellungsbehörde zweiter Rechtsstufe wäre an 
sich nicht gehindert, die formelle Unanfechtbarkeit ihres 
ersten Bescheides v. 5. Juni 1941 durch die nachträgliche 
Zulassung der weiteren Beschwerde in einem Ergan- 
zungsbescheid (§22 Abs. 2 KSSchVO.) zu beseitigen um 
dadurch dem Geschädigten die Möglichkeit zu geben, 
den ersten Beschwerdebescheid im Rechtsmittelwege an­
zufechten. Ein derartiges Verfahren hätte jedoch nur dann 
Sinn, wenn der vorerwähnte Bescheid sich in der l at, 
wie die Beschwlnst. in Übereinstimmung mit dem Antrag­
steller anzunehmen scheint, sich als eine Fehlentsch. dar­
stellte. Nach der Auffassung des Senats kann jedoch nach 
dem Akteninhalt ein solcher Standpunkt nicht als ge­
rechtfertigt gelten. DO A. .

Allerdings war die Ansicht des Landrats, der § -  Abs. 1 
Nr 3 KSSchVO. sei hier schon deshalb nicht anwendbar, 
weil das Grundstück des Antragstellers nicht im freige- 
machten Gebiet gelegen sei, unzutreffend. Auf die Lage 
des Grundstücks kam es nicht an, vielmehr hing die Ent­
schädigung wegen des Sachschadens lediglich davon ab, 
ob der Schaden als die unvermeidliche Folge des in § 2 
Abs 1 Nr. 3 KSSchVO. bezeichneten Kriegsgeschehnisses 
anzusehen war. Dies ist jedoch in dem Beschwerde­
bescheid v. 5. Juni 1941 auch nicht verkannt worden. Die 
Beschwerde ist nach der Begründung jenes Bescheids 
nicht deshalb zurückgewiesen worden, weil , die tsesenw- 
Inst. sich der Rechtsauffassung der Vormstanz ange­
schlossen hat, sondern weil sie der Überzeugung war, 
daß der Antragsteller bei ernstlichem Bemühen die Mög­
lichkeit einer wirtschaftlichen Verwendung des im nicht 
freigemachten Gebiet gelegenen Grundstücks gehabt hatte, 
der Kriegssachschaden daher nicht als unvermeidliche 
Folge der Freimachung entstanden sei. Dieses Ergebnis 
ist in der Folge nicht erschüttert worden und wird auch 
durch die Ausführungen in der Beschwerdebegründung 
nicht in Frage gestellt. .

Unvermeidliche Folge eines Ereignisses ist ein Schaden, 
wenn das Ereignis zur Herbeiführung des Schadens ge­
eignet und eine Abwendung des Schadens nach der all- 
o-e meinen Lage der Verhältnisse nicht zu erwarten war 
L , .  RdErl. d RMdl. v. 27. Juni 1940 [MBliV. 1285]). Fol­
gen die nach dem normalen Geschehensablauf durch ein 
Ereignis nicht ausgelöst zu werden pflegen, zu denen also
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das Ereignis nur eine nebensächliche Folge setzte, sind 
nicht dessen unvermeidliche Folgen (vgl. RKA/1 16/42 
v. 22. April 1942: DtVerw. 1942, 263 =  DR. 1942, 943). Im 
vori. Fall ist in keiner Weise dargetan, daß die Frei­
machung der Stadt V. nach dem normalen Lauf der 
Dinge geeignet gewesen sei, die Ernte eines Gartens 
in R. verderben zu lassen. Denn die ganze Bevölkerung 
war dort am Ort geblieben, und es hätte sich daher ir­
gendeine Gelegenheit finden müssen, das Obst vor dem 
Verderben zu schützen und damit die Entstehung des 
Sachschadens zu verhüten. Im übrigen ist es auch zweifel­
haft, ob der Antragsteller, wenn die Freimachung der 
Stadt V. nicht erfolgt wäre, im weiteren Verlauf des 
Krieges in der Lage gewesen wäre, von dort aus die Be­
wirtschaftung des Gartengrundstücks in R. wie bisher 
fortzusetzen. Da ihm dies nach seinen Angaben nur 
mit Zuhilfenahme seines Motorrades möglich war, so 
hätte er die Fahrten nach R. voraussichtlich, wenn er das 
Motorrad überhaupt weiter benutzen durfte, bereits 
wegen Brennstoffmangels einstellen müssen. Was den 
von dem Antragsteller geltend gemachtem Verlust im 
Jahre 1940 betrifft, so kommt ein Kriegssachschaden über­
haupt nicht in Frage, weil in diesem Jahre der Garten 
verpachtet war und die Ernte nicht verdorben ist. Für 
den ihm etwa durch die Verpachtung zu einem zu nied­
rigen Pachtzins erwachsenen reinen Vermögensschaden 
wird nach dem Kriegsschädenrecht kein Ersatz geleistet.

An der rechtlichen Beurteilung der Sache hat sich 
übrigens durch den RdErl. des RMdl. v. 23. Mai 1941, 
der lediglich eine Zuständigkeitsregelung enthält (vgl. 
D a n c k e l m a n n ,  Anm. 1 b zu §16 KSSchVO. — erg. 
Aug. 1942 — A l  S.86), nichts geändert.

Nach alledem gibt der durch die Aufhebung des angef. 
Bescheides wiederhergestellte in Rechtskraft erwachsene 
Bescheid v. 5. Juni 1941 weder in rechtlicher noch in 
tatsächlicher Hinsicht zu Bedenken Anlaß.

(RVG. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 28. Okt. 1942, 
RKA/174/42.) [We.|

*

17. RVG. (RKA.) — §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1 Nr. 5, 3 
Abs. 1 KSSchVO. Wird ein Überseekauf mit der Fobklau- 
sei abgeschlossen, so trägt der Käufer die Gefahr des zu­
fälligen Untergangs der Kaufware während der Schiffst 
reise und ist daher als Geschädigter gemäß § 3 Abs. 1 
KSSchVO. entschädigungsberechtigt, falls das Schiff samt 
der Ladung infolge eines Kriegsereignisses i. S. des § 2 
Abs. 1 Nr. 5 a. a. O. verlorengeht.

Eine deutsche Firma kaufte von der Firma Sch. in 
Santiago de Chile laut Verkaufsbestätigung v. 21. Dez.
1938 fob Talcahuano und fob Corral oder Puerto Montt 
Schnittholz. Nach der Vereinbarung sollte die Zahlung 
durch unwiderrufliches Mark-Akkreditiv bei einer Bank in 
Santiago de Chile, und die Verschiffung innerhalb 30 bis 
60 Tagen nach Erhalt der Devisengenehmigung m ö g ­
l i c h s t  im M ä r z  1939 erfolgen. Auf Grund einer ihr 
erteilten Devisenbescheinigung erhielt die deutsche Firma 
ein Mark-Akkreditiv bei der vorgenannten Bank in San­
tiago mit Gültigkeitsdauer bis zum 30. Juni 1939 ein­
geräumt. Aus diesem Akkreditiv wurden zwei Holzliefe­
rungen beglichen, und zwar gegen Empfang der ent­
sprechenden Dokumente. Diese Geschäfte haben sich glatt 
abgewickelt.

Eine dritte Lieferung Schnittholz wurde am 18. Aug.
1939 in Corral-Valdivia auf einem deutschen Schiff nach 
Bremen verladen. Die Ladung wurde gegen Kriegsschä­
den nicht versichert. Da die Gültigkeitsdauer des Akkredi­
tivs abgelaufen war, weigerte sich die Bank in Santiago, 
die Dokumente aus dem Akkreditiv einzulösen und über­
sandte sie der Deutsch-Südamerikanischen Bank AG. in 
Berlin; die mit Blankoindossament versehenen Konnosse­
mente trafen im Oktober 1939 in Berlin ein. Sie konnten 
aber damals von der Käuferin nicht aufgenommen wer­
den, weil die Gültigkeitsdauer der ihr erteilten Devisen­
bescheinigung abgelaufen war und eine von ihr nach­
gesuchte Verlängerung der Gültigkeitsdauer nicht geneh­
migt wurde. Im Anschluß hieran übergab die Bank die 
Dokumente dem Norddeutschen Lloycf in Bremen zur 
Verfügung «des Abladers. Im Juli 1941 wurde der Käu­
ferin nach wiederholten Bemühungen eine neue Devisen-
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bescheinigung zur Bezahlung der Holzladung erteilt, und 
zwar im Hinblick auf die Notlage des reichsdeutschen 
Abladers, der Firma Sch. in Santiago. Erst hierauf nahm 
die Käuferin die Dokumente auf und zahlte im Verrech­
nungswege den Fakturabetrag an die F irr ,!> Sch. sowie 
die Fracht an den Norddeutschen Lloyd. Inzwischen war 
das Schiff, das bei Kriegsausbruch zunächst einen Not­
hafen angelaufen hatte, im Frühjahr 1941 mit seiner La­
dung von der Besatzung versenkt worden, um der Auf­
bringung zu entgehen.

Der Antrag der deutschen Firma auf Entschädigung 
wurde von der Wasserstraßendirektion als Feststellungs­
behörde erster Rechtsstufe mit der Begründung abgelehnt, 
daß die Antragstellerin nicht Eigentümerin der Ware ge­
worden sei. Als die Dokumente im Juli 1941 aufgenom­
men worden seien, sei die Ladung nicht mehr vorhanden 
gewesen. Zur Zeit ihres Untergangs habe die Antrag­
stellerin die Gefahr des zufälligen Untergangs der Ware, 
die mit der Abladung auf sie übergegangen sei, nicht 
mehr getragen. Sie habe nämlich dadurch aufgehört, die 
Gefahr des zufälligen Untergangs zu tragen, daß im Ok­
tober 1939 die Deutsch-Südamerikanische Bank in Berlin 
als Konnossementshalterin auf Veranlassung ihrer Filiale 
in Santiago die Konnossemente an den Norddeutschen 
Lloyd übersandt habe, damit dieser sie zur Verfügung 
der Abladefirma halte. Diese Maßnahme könne nur als 
Rücktritt der Verkäuferin vom Kaufvertrag angesehen 
werden. Bei Untergang der Ware habe also der Kauf­
vertrag nicht mehr bestanden.

Gegen diesen Bescheid hat die Antragstellerin die aus­
drücklich zugelassene Beschwerde eingelegt. Sie macht 
geltend, daß bei Fob-Käufen das Eigentum an der Ware 
und auch das gesamte Risiko des Transports mit der 
Zeichnung der Konnossemente auf den Käufer übergehe. 
Sie müsse daher als Eigentümer der Ware angesehen 
werden. Die Annahme der Wasserstraßendirektion, daß 
das Eigentum wieder auf den Ablader zurückgegangen sei, 
sei ein Trugschluß. Durch nichts sei erwiesen, daß die 
Verkäuferin vom Kaufverträge zurückgetreten sei, weil 
die Dokumente nicht alsbald nach ihrem Eintreffen hätten 
aufgenommen werden können. Dadurch, daß die Deutsch- 
Südamerikanische Bank die Dokumente an den Norddeut­
schen Lloyd gesandt habe, sei sie, die Käuferin, in keiner 
Weise entlastet worden. Der Ablader habe gar nicht 
daran gedacht, den Vertrag aufzuheben, von einer auto­
matischen Aufhebung könne ebenfalls keine Rede sein.

Die Beschwerde hat Erfolg.
Die fragliche Holzladung ist zweifellos unmittelbar durch! 

ein Kriegsereignis i. S. des § 2 Abs. 1 Nr. 5 KSSchVO. mit 
dem untergegangenen Schiffe vernichtet worden. Es liegt 
also ein Kriegssachschaden der Schiffahrt vor, der nach 
§ 1 Abs. 3 KSSchVO. zu ersetzen ist. Die Entschädigung 
ist zugunsten des Geschädigten festzusetzen (§ 3 Abs. t 
Satz 1 KSSchVO.). Geschädigter ist nach §3 KSSchVO. 
der Eigentümer des Frachtgutes oder derjenige, der sonst 
die Gefahr des zufälligen Untergangs der Ware trägt. 
Eigentümerin des Frachtgutes ist die Antragstellerin nicht 
geworden. Denn die Ware ist ihr weder ü b e r g e b e n  
w o r d e n ,  noch ist die Übergabe der Ware im maß­
gebenden Zeitpunkt, d. h. zur Zeit des Verlustes oder zu­
vor, durch die Aushändigung der Dokumente ersetzt worJ 
den. Durch die spätere Aufnahme der Dokumente im 
Sommer 1941 ist der Eigentunisübergang nicht erfolgt, 
weil im Zeitpunkt der Einlösung das Frachtgut bereits 
vernichtet war, also die Übergabe des Konnossements da­
mals die dingliche Wirkung gern, §647 HGB. nicht mehr 
herbeizuführen vermochte (vgl. B o y e n s ,  „Seerecht“  
Bd. 2 S. 329). *

Nach der Fob-Klauscl hatte die Verkäuferin die Ware 
frei an Bord des Schiffes zu liefern. Bei der Fob-Klausel 
geht handelsgebräuchlich die Gefahr des Transports der 
Ware mit dem Zeitpunkt, Wo die Ware an oder in das 
Schiff gebracht worden ist, auf den Käufer über (vgl. 
H e u e r ,  „Von der Fob-Klausel“ : LZ. 1925, 26ff.; RGZ. 
106,212). Die Gefahr des zufälligen Untergangs der Sache 
trug also bei Verlust des Frachtgutes infolge Versenküng 
des Schiffes im vorl. Falle die Antragstellerin, sie ist da­
her als Geschädigte i.S. des §3 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO. 
anzusehen. Denn der Eigentümer scheidet in der Regel 
dann als Geschädigter aus, wenn ein a n d e r e r  Gefahr- 
träger ist. Die gleiche Rechtsfolge ergibt sich, wenn man



das zwischen Verkäufer und Käufer entstandene Rechts­
verhältnis nicht nach internationalem Handelsbrauch, son­
dern nach den deutschen Rechtsvorschriften über den 
Kauf beurteilen wollte, ln diesem Falle würde ein Ver­
sendungskauf i. S. des §447 BOB. vorliegen, bei dem ab­
weichend von der Regel des §446 BGB. die Gefahr des 
zufälligen Untergangs der Kaufsache nicht erst mit der 
Übergabe, sondern bereits mit der Auslieferung der Sache 
an die zur Ausführung der Versendung bestimmte Per­
son, d. h. den Verfrachter, übergeht. Diese Auslieferung 
hat sich hier in dem chilenischen Abladehafen vollzogen. 
Als Erfüllungsort ist im vorl. Falle entweder der Ablade­
hafen in seiner Eigenschaft als Fob-Ort (vgl. H e u e r  
a. a. O.) oder aber Santiago anzusehen, wo der Verkäufer 
seinen Wohnsitz hatte und der Kaufpreis vereinbarungs­
gemäß zu zahlen war. Daß die Versendung der Ware 
nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsort hier auf 
Verlangen der Käuferin geschah, bedarf keiner Ausführung.

Entgegen der Annahme in dem angefochtenen Bescheid 
ist anzunehmen, daß die Antragstellerin auch im Zeit­
punkt des Untergangs des Schiffes noch Gefahrträgerin 
gewesen ist. Es besteht kein Anhalt dafür, daß, wie die 
Wasserstraßendirektion meint, die Firma Sch. in Santiago 
infolge der nicht rechtzeitigen Aufnahme der Konnosse­
mente vom Kauf zurückgetreten und damit die Transport­
gefahr wiederum auf sie übergegangen sei. Die Über­
sendung der nicht eingelösten Dokumente an den Nord­
deutschen Lloyd seitens der Deutsch-Südamerikanischen, 
Bank in Berlin kann nach Lage der Sache als Ausübung 
des Rücktrittsrechts nicht angesehen werden. Dies läßt 
vielleicht den Schluß zu, daß die Firma Sch. sich m it dem 
Gedanken trug, über die verkaufte Ware anderweitig zu 
verfügen. Tatsächlich hat sie dies aber nicht getan und 
ist im Gegenteil unablässig in der Richtung bemüht ge­
wesen, daß die zur Zahlung verpflichtete Antragstellerin 
die Devisenbescheinigung erhielt. Den Rücktritt vom 
Kaufverträge hat sie jedenfalls dieser Firma gegenüber 
niemals erklärt. Der Kaufvertrag bestand daher noch zu 
Recht, als die Käuferin ihrerseits durch Einlösung der 
Dokumente den Kaufvertrag erfüllte.

Die Antragstellerin ist nach alledem als Gefahrträgerin 
zur Zeit des Schadenfalls wegen des Kriegssachschadens 
entschädigungsberechtigt. Gegen die Höhe des geltend ge­
machten Entschädigungsanspruchs, den die Antragstelle­
rin nach dem Fakturenpreis einschließlich der Frachtkosten 
berechnet, bestehen keine Bedenken.

(RVG. [RKA.l, I. SpruchSen., Beschl. v. 13. Mai 1942, 
RKA/I 29/42.) [We.j

*
1 8 .  R V G . (R K A ) . —  § 1 A bs. 4 K S S c h V O .; N r .  2 A bs. 1, 

N r . 3  A b s. 3  Buchst, b, N r .  7 der 2. N S c h A O . des R M d l.  
v. 23. A p r i l  1941 (R M B 1. 87 =  M B l iV .  774). Z u m  B eg riff  
der entgangenen E innahm en i. S. der 2. N S c h A O . M ö g lic h ­
k e it der V e rm ie tu n g  eines Ladenraum es.

In der Nacht zum 10. Juli 1941 wurde bei einem Flieger­
angriff das Haus des Antragstellers zerstört, in welchem 
sich ein seit dem 1. Okt. 1939 leerstehendes Ladenlokal be­
fand. Der Antragsteller beanspruchte eine Nutzungsent­
schädigung wegen des Verlustes dieses Ladenlokals in Höhe 
des angeblichen Mietausfalls ab 1. Aug. 1941.

Der Oberbürgermeister als Feststellungsbehörde erster 
Rechtsstufe lehnte den Antrag ab, weil es nach seiner Über­
zeugung am 10. Juli 1941 nicht — wie der Antragsteller 
behauptet hatte — zur Anmietung des Ladenlokals und der 
Wohnung durch die Eheleute Sch. gekommen wäre. Aller­
dings wäre es dem Antragsteller wahrscheinlich möglich ge­
wesen, das Ladehlokal an einen sonstigen Fliegergeschä­
digten zu vermieten, wenn es nicht durch den Flieger­
angriff zerstört worden wäre. Dieser Umstand könne aber, 
weil er außerhalb des Regelverlaufs liege, nicht berück­
sichtigt werden.

Gegen diesen Bescheid legte der Antragsteller Beschw. 
ein und stellte unter Beweis, daß im Hinblick darauf, daß 
in der Nacht zum 10. Juli zahlreiche Geschäftshäuser in 
seiner Straße und eine Anzahl an Geschäftsräumen im 
übrigen Stadtgebiet zerstört worden seien, ihm die unver­
zügliche Vermietung seines Geschäftslokals ohne weiteres 
möglich gewesen wäre.

Der RegPräs. billigte dem Antragsteller für das zerstörte 
Ladenlokal als Nutzungsschadenausgleich einen Betrag von 
50 MM  fü r den M o n a t O k to b e r 1941 und einen B e trag  von
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150 MM  monatlich ab l.N ov. 1941 bis zur Wiedererrich­
tung des Hauses zu und wies im übrigen die Beschw. ab.

Der Bescheid wurde damit begründet, es sei zwar nicht 
erwiesen, daß der Antragsteller Laden und Wohnung vom
1. Aug. 1941 ab an die Eheleute Sch. für 220 MM  monatlich 
vermietet haben würde, auf jeden Fall aber würde der An­
tragsteller, dessen Geldmittel erschöpft gewesen seien, sich 
nach dem Fliegerangriff bereit gefunden haben, das Laden­
lokal für einen geringeren Mietpreis, als ursprünglich ge­
fordert, zu vermieten, wenn sein Haus nicht zerstört wor­
den wäre. Es wäre ihm auch geglückt, einen Mieter in der 
Person des Zeugen G. zu erhalten.

Die vom Vertreter des Reichsinteresses eingelegte wei­
tere Beschw. hat zum Teil Erfolg.

Nach § 1 Abs. 4 KSSchVO. in Verbindung mit dem auf 
Grund dieser Vorschrift erlassenen Richtlinien, insbes. der
2. NSchAO. des RMdl. v. 23. April 1941 (RMB1. 87 =  
MBliV. 774) gewährt das Deutsche Reich neben der Ent­
schädigung für den Kriegssachschaden auch eine Entschä­
digung für den in Auswirkung des Sachschadens eintreten­
den Nutzungsverlust, soweit er den Entgang von Einnah­
men oder —- was hier nicht in Frage kommt — die Ent­
stehung zusätzlicher Ausgaben zur Folge hat. Nach Nr. 2 
Abs. 1 der 2. AO. gelten als entgangene Einnahmen die 
Roheinnahmen, die nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge oder nach den besonderen Umständen, insbes. nach 
den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit Wahr­
scheinlichkeit auch während des Krieges erwartet werden 
konnten, wobei jedoch offenbar unangemessene Gewinne 
außer Betracht bleiben. Die Roheinnahmen müssen hier­
nach „entgangen“  sein, d. h. es muß sich um solche Ein­
nahmen handeln, die ohne Hinzutritt des schadenbringen­
den Ereignisses, d. h. des Kriegssachschadens, erzielt wor­
den wären und tatsächlich nicht erzielt worden sind. Die 
Einnahmen müssen ferner solche sein, „die nach dem ge­
wöhnlichen Lauf der Dinge oder den besonderen Vorkeh­
rungen . . .  mit Wahrscheinlichkeit erwartet werden konn­
ten“ . Dieser Relativsatz könnte als eine Beschränkung der 
Ersatzfähigkeit der entgangenen Einnahmen in dem Sinne 
ausgelegt werden, daß ein Einnahmeentgang nur zu be­
rücksichtigen ist, sofern er bereits im Zeitpunkt des schä­
digenden Ereignisses mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten 
war. Dieser Auslegung steht entgegen, daß § 252 Satz 2 
BGB., der fast wörtlich in die Vorschrift der Nr. 2 Abs. 1 
der 2. AO. übernommen worden ist, von der weitaus herr­
schenden Ansicht in einem anderen Sinne ausgelegt wird. 
Nach dieser herrschenden Ansicht, die auch in der Rspr. 
des RG. vertreten wird, w ill die Vorschrift des § 252 Satz 2 
BGB. nicht den Ersatzanspruch durch Heranziehung des 
Zeitpunkts, in dem das zum Schadensersatz verpflichtende 
Ereignis eintrat, beschränken, sondern enthält lediglich 
eine Beweiserleichterung (RG. v. 22. Okt. 1907: SenffArch. 
Nr. 150: v. 29. April 1929: JW. 1929, 25083; v. 22. Jan. 1931: 
HöchstRRspr. 1931 Nr. 922; v. 8. Mai 1939: DJ. 1939, 1439; 
S t a u d i n g e r ,  Komm. z. BGB., 9. Aufl., II 1 Anm. 2 zu 
§ 252, S. 147; S c h l e g e l b e r g e r - V o g e l s ,  Erläute­
rungswerk zum BGB., Anm. 2 zu § 252 BGB.). Der Senat 
ist der Auffassung, daß die Vorschrift der Nr. 2 Abs. 1 der 
2. AO. im gleichen Sinne zu verstehen ist, der Relativsatz 
also auch hier nicht den Begriff der entgangenen Einnah­
men beschränken soll. Danach würde dem Antragsteller 
eine Entschädigung wegen derjenigen Roheinnahmen zu­
stehen, die ihm zugeflossen wären, wenn sein Laden bei 
dem Eliegerangriff unzerstört geblieben wäre, und zwar 
gleichviel, ob er sie damals — d. h. im Zeitpunkt der Zer­
störung — bereits erzielte und ob sie damals schon mit 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten waren. Nur haben unange­
messene Gewinne dabei außer Betracht zu bleiben. Unan­
gemessen wäre z. B. ein Gewinn, der den in normalen 
Friedensverhältnissen zu erzielenden weit übersteigen 
würde, soweit die Steigerung auf den besonderen Kriegs­
verhältnissen beruhen würde. Derartige unangemessene 
Gewinne hat der Geschädigte im vorl. Fall aber nicht gel­
tend gemacht.

Der Senat nimmt nun an, daß zwar eine Vermietung des 
Ladens an die Eheleute Sch. nicht in Frage gekommen 
wäre, daß der Antragsteller aber nach Lage der Sache 
wegen der eingetretenen allgemeinen Verknappung der 
Ladenräume infolge des Fliegerangriffs die Möglichkeit ge­
habt hätte, seinen bisher leergestandenen Laden an einen 
Fliegergeschädigten zu vermieten und dadurch Rohein-
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nahmen zu erzielen. Dies ist bereits in dem erstinstanzlichen 
Bescheid anerkannt worden und ergibt sich auch aus der 
Aussage des Zeugen O. Ob gerade mit diesem Zeugen ein 
Mietvertrag zustande gekommen wäre, kann hierbei dahin­
gestellt bleiben, denn es entzieht sich jeglicher Nachprü­
fung, ob dieser Zeuge wirklich, wie er meint, mit dem An­
tragsteller in Höhe eines Mietzinses von mindestens 
150 JIM  handelseins geworden wäre. Jedoch ist anzuneh­
men, daß die wirtschaftliche Notlage, in der er sich nach 
dem Fliegerangriff befand, nachdem er das ihm geliehene 
Kapital verbraucht hatte, den Antragsteller genötigt haben 
würde, den Laden, wäre er erhalten geblieben, zu einem 
annehmbaren Preise an einen der zahlreichen Geschäfts­
leute, die ihr Ladenlokal infolge des Fliegerangriffs ver­
loren hatten, zu vermieten.

Welche Rohmiete er erzielt haben würde, läßt sich nur 
schätzungsweise ermitteln. Das gleiche gilt für die Zeit­
dauer, wobei zu berücksichtigen ist, einmal, daß nach Aus­
kunft des Oberbürgermeisters die Knappheit an Laden­
räumen mit der inzwischen erfolgten Wiederherstellung der 
beschädigten Ladenräume im wesentlichen bereits nach 
etwa einem halben Jahre seit dem Fliegerangriff behoben 
war, und sodann, daß ein Mieter, nachdem er den Laden 
bezogen hätte, voraussichtlich nicht alsbald nach Beseiti­
gung der Knappheit an Ladenraum den Mietvertrag wieder 
gelöst haben würde.

Der Senat hat hiernach angenommen, daß der Antrag­
steller Mieteinnahmen für sein zerstörtes Ladenlokal im 
Falle, daß dieses durch den Fliegerangriff nicht betroffen 
worden wäre, rund 1 Jahr lang erzielt haben würde. Für 
diesen Zeitraum war ihm ein Ausgleich zuzubilligen, je­
doch längstens bis zur Beseitigung des Sachschadens (Wie­
deraufbau des Hauses). Diese Entschädigung war ihm vom 
1. Aug. 1941 ab zuzubilligen, wobei unterstellt wurde, daß 
der Geschädigte von diesem Tage ab den Laden vermietet 
haben würde.

Der Vorentscheidung konnte jedoch hinsichtlich der 
Höhe der monatlichen Entschädigung nicht beigetreten 
werden. Sie hatte insbes. nicht berücksichtigt, daß nach 
Nr. 3 Abs. 3 Buchst, b der 2. AO. die laufenden Ausgaben, 
die R. erspart hat oder bei gehöriger Sorgfalt hätte er­
sparen können, von den Roheinnahmen abzuziehen sind. 
Anzunehmen ist ohne weiteres, daß dem Antragsteller Aus­
gaben an Wassergeld, für Kanalisation, für Straßenreini­
gung u. dgl. entstanden wären und daß er diese Ausgaben 
durch die Zerstörung des Hauses gespart hat. Billigkeits­
gründe, die nach der genannten Vorschrift eine Unterlas­
sung des Abzugs rechtfertigen könnten, liegen nicht vor.

Der angefochtene Beschwerdebescheid konnte daher 
nicht aufrechterhalten werden, und zwar weder hinsichtlich 
der Dauer noch hinsichtlich der Höhe der zuzubilligenden 
Entschädigung. Was die Dauer anlangt, so war, wie gesagt, 
die Entschädigung auf 1 Jahr zu beschränken, längstens 
aber bis zum Wiederaufbau des Hauses zuzubilligen. Was 
die Höhe betrifft, so erschien ein Betrag von 150 JtM  mo­
natlich zu hoch. Das städtische Schätzungsamt hat den 
Mietwert für das Ladenlokal nebst Zimmer auf monatlich 
höchstens 120 JIM  geschätzt. Der Senat nimmt an, daß es 
dem Antragsteller wahrscheinlich möglich gewesen wäre, 
im Rahmen der Preistopvorschriften den Laden für eine 
etwas höhere Summe zu vermieten. Unter Berücksichtigung 
der laufenden Ausgaben, die der Geschädigte erspart hat 
oder bei gehöriger Sorgfalt hätte ersparen können, hält der 
Senat eine monatliche Entschädigung von 120 JIM  für einen 
angemessenen Ausgleich des dem Geschädigten erwachse­
nen Nutzuhgsschadens. In dieser Höhe war die Entschädi­
gung z u z u b i l l i g e n  und nicht nur, wie es in der Vor­
entscheidung lautet, festzustellen. Die alsbaldige Auszah­
lung der Entschädigung rechtfertigt sich itn Hinblick auf 
Nr. 7 der 2. AO. i. Verb. m. § 9 Abs. 1 Buchst, d KSSchVO.

(RVG. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 17. Juni 1942, 
RKA/I 30/42.) [We.]

*
19. RVG. (RKA.) — § 2 Abs. 1 Nr. 1 u. Nr. 2 KSSchVO.; 

Nr. 3 Abs. 6 VerfRichtl. d. RMdl. v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 
277). Sachschäden, die allein durch einen Fliegeralarm ver­
ursacht sind, werden nach der KSSchVO. nicht entschädigt.

Eines Morgens brach in der Kammerofenanlage der 
Gaswerke der Antragstellerin ein Brand aus. Die Antrag­
stellerin führt die Entstehung des Brandes auf die infolge 
zweier Fliegeralarme nicht zur üblichen Zeit erfolgte Be­

schickung der Kammeröfen zurück und hat deshalb die 
Gewährung einer alsbaldigen Entschädigung wegen des 
Sachschadens gemäß der KSSchVO. beantragt.

Der RegPräs. wieś als Feststellungsbehörde erster 
Rechtsstufe den Antrag mit der Begründung zurück, daß 
Schäden, die allein durch einen Flieger a 1 a r — verursacht 
seien, keine unvermeidliche Folge von Kriegsgeschehnissen 
i. S. des § 2 KSSchVO. seien, wie auch durch Nr. 3 Abs. 6 
VerfRichtl. v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 277) klargestellt werde.

Die gegen diesen Bescheid von der Antragstellerin ein­
gelegte ausdrücklich zugelassene Beschw. hat keinen Er­
folg.

Nach dem Ergebnis der Ermittlungen ist der Brand­
sachschaden nicht auf einen Fliegerangriff, sondern allein 
auf die durch zwei Fliegeralarme bedingte kurz hinterein­
ander erfolgte Beschickung der Kammeröfen des Gaswerks 
durch die Arbeiter der Antragstellerin zurückzuführen. 
Sachschäden, die allein durch einen Fliegeralarm verursacht 
sind, sind aber nach der KSSchVO. nicht entschädigungs­
fähig.

Entschädigungsfähig ist ein Sachschaden — von gewis­
sen Sonderregelungen abgesehen — grundsätzlich nur dann, 
wenn er auf ein Geschehnis der in § 2 Abs. 1 KSSchVO. 
erwähnten Art zurückzuführen ist. Von diesen Gescheh­
nissen können, wenn überhaupt, nur die in Nr. 1 und 2 des 
Abs. 1 aufgeführten in Frage kommen. Der Fliegeralarm 
selber ist aber keine Kampfhandlung und auch keine mit 
einer Kampfhandlung in unmittelbarem Zusammenhang 
stehende militärische Maßnahme i. S. des § 2 Abs. 1 N r . l 
KSSchVO. Er ist vielmehr eine an die Allgemeinheit ge­
richtete Aufforderung seitens ziviler Dienststellen, die vor­
geschriebenen Sicherungsmaßnahmen (Luftschutzmaßnah­
men) gegen eine möglicherweise eintretende Luftkampf­
handlung vorzubereiten und durchzuführen. Die Tatsache, 
daß ein Fliegeralarm ausgelöst ist und daß Luftschutzmaß­
nahmen getroffen werden, macht deshalb das betroffene Ge­
biet auch nicht zu einem unmittelbar angegriffenen noch 
auch nur zu einem unmittelbar bedrohten Gebiet i. S. des 
§ 2 Abs, 1 Nr. 2 KSSchVO. Als unmittelbar bedroht kann 
vielmehr ein Gebiet im allgemeinen nur dann angesehen 
werden, wenn kriegerische Unternehmungen in so greif­
bare Nähe gerückt sind, daß aus diesem Grunde die ge­
wöhnliche Ordnung des Lebens und des Verkehrs und die 
regelmäßige Tätigkeit der Behörden versagen. Die Bedro­
hung muß also eine unmittelbare, auf das Leben und das 
Verhalten der Öffentlichkeit der Gebiete bereits einwir­
kende Tatsache geworden sein. Ob das der Fall ist, hängt 
jeweils von den gesamten Umständen ab und ist Tatfrage. 
Derartige Umstände, die die Annahme rechtfertigen könn­
ten, die Stadt und damit die dort gelegenen Gaswerke der 
Antragstellerin seien zur Zeit der fraglichen Beschickun­
gen der Kammeröfen, d. h. um 1.05 Uhr und 1.45 Uhr, un­
mittelbar bedroht gewesen, liegen hier aber nicht vor. Zu 
diesen Zeiten befanden sich die feindlichen Flieger nicht 
über dem Stadtgebiet und auch nicht in seinei; unmittel­
baren Umgebung; sie sind vielmehr erst nach 3.20 Uhr, als 
die den Schadenseintritt bedingenden Beschickungen längst 
erfolgt waren, über die Stadt abgeflogen. Bei dieser Sach­
lage läßt sich höchstens sagen, daß die Stadt zu der maß­
gebenden Zeit durch feindliche Flieger möglicherweise ge­
fährdet war. Dies aber reicht nicht aus, um die Stadt ąjs 
durch feindliche Flieger unmittelbar bedroht anzusehen.

Die hier vertretene Rechtsauffassung steht im Einklang 
mit den Bemerkungen in Nr. 3 Abs. 6 VerfRichtl. d. RMdl. 
v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 277), wonach die auf die allge­
meine Kriegsgefahr und die damit zusammenhängenden 
allgemeinen Maßnahmen zurückzuführenden, insbes. die 
allein durch einen Fliegeralarm verursachten Schäden, nicht 
als unvermeidbare Folge eines Kriegsgeschehnisses i. S. 
des § 2 Abs. 1 KSSchVO. zu betrachten sind.

Es kann der Antragstellerin auch nicht zugegeben wer­
den, daß es dem Sinne der KSSchVO. entspreche, wenn das 
Reich für derartige Schäden eintrete. Es ist nicht der Zweck 
der Kriegsschädenregelung, alle irgendwie durch den Krieg 
bedingten Sachschäden als entschädigungsfähig anzuerken­
nen. Das würde insbes. auch mit dem Gedanken, daß der 
Größe eines Krieges die Größe der von den einzelnen selbst 
zu tragenden Opfer entsprechen muß, nicht zu vereinbaren 
sein. Deshalb sind Schäden durch vorsorgliche Maßnah­
men, namentlich durch Luftschutzmaßnahmen, nach der 
KSSchVO. — wie übrigens auch nach dem Luftschutzrecht
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— grundsätzlich nicht zu ersetzen. Nur für ganz besonders 
gelagerte Ausnahmefälle (vgl. z. B. die AO. des RMdl. über 
den Ausgleich von Schäden infolge von Luftschutzmaßnah- 
men v. 26.Sept. 1941 [RMB1. 254 =  MBliV. 1942]) ist Ab­
weichendes bestimmt worden.

Billigkeitserwägungen können gegenüber diesen Grund­
sätzen ebenfalls nicht zu einer anderen rechtlichen Beurtei­
lung führen. Abgesehen davon erfolgt der Ausgleich et­
waiger Härten, die sich bei der Anwendung der KSSchVO. 
ergeben könnten, gemäß § 38 KSSchVO. nicht im Entschä­
digungsverfahren durch die Feststellungsbehörden, sondern 
durch den RMdl. im Einvernehmen mit dem RFM.

Hiernach muß die Beschw. zurückgewiesen werden, ohne 
daß noch zu erörtern war, ob nicht bei der Entstehung des 
Schadens ein Verschulden der Antragstellerin mitgewirkt 
hat und schon aus diesem Grunde die Gewährung einer 
Entschädigung abzulehnen ist (§ 6 KSSchVO.).

(RVG. |RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 13. Mai 1942, 
RKA/161/41.) [We.]
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20. RVG. (RKA.) -  § 2 Abs 1 Nr. 1 u. Abs. 2, § 17 
Abs. 2, 3 u. 6 KSSchVO.

1. Ein Sachverständigengutachten darf eine Feststellungs­
behörde bei ihrer Entscheidung nur dann zuungunsten des 
Antragstellers verwerten, wenn ihm zuvor Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist. Der Sachverstän­
dige ist in der Regel dem Antragsteller namhaft zu machen, 
damit dieser in der Lage ist, etwaige Einwendungen gegen 
die Eignung der Sachverständigen zu erheben.

2. Zum Nachweis des ursächlichen Zusammenhangs zwi­
schen Flakbeschuß und einem Bruchschaden.

Ein Werk, das keramische Erzeugnisse fertigt, hat be­
antragt, ihm den nach seiner Angabe durch Flakbeschuß 
entstandenen Bruchschaden der in den Muffelöfen einge­
setzten Waren in Höhe von insgesamt 1894,65 J U l als 
Kriegssachschaden zu ersetzen. Durch die Erschütterung bei 
dem Flakbeschüß seien die Keramiken (Vasen, Kübel, 
Schalen, Krüge) von ihren Stützen gefallen und zu Bruch 
gegangen.

Der Landrat als Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe 
ließ einige Zeugen vernehmen und übersandte alsdann den 
Antrag der zuständigen Wirtschaftskammer zur Prüfung 
und Stellungnahme. Die Wirtschaftskammer setzte sich mit 
dem Leiter der Wirtschaftsgruppe Keramische Industrie in 
Verbindung und zog auf deren Vorschlag einen Sachver­
ständigen hinzu, der sich schriftlich gutachtlich äußerte. 
Die Äußerung des Sachverständigen wurde ohne seine 
Namhaftmachung dem Antragsteller abschriftlich zur 
Kenntnis und Stellungnahme übersandt. Dieser nahm zu 
dem Gutachten Stellung und zog darin die Sachkunde des 
Gutachters in Zweifel. Er habe — so führte er aus — er­
wartet, daß der Sachverständige sich mit ihm unter Nen­
nung seines Namens in Verbindung setzen würde. Das sei 
nicht geschehen. Der Sachverständige habe ohne irgend­
welche Vorkenntnisse und rein subjektiv sein Gutachten 
abgegeben und müsse daher abgelehnt werden.

Der Landrat leitete den Schriftsatz des Werkes noch­
mals der Wirtschaftskammer zu, damit der Sachverständige 
dazu Stellung nehme. Die Wirtschaftskammer übersandte 
der Feststellungsbehörde hierauf die gutachtliche Äußerung 
eines weiteren Sachverständigen, der in Zweifel zog, daß 
der Bruchschaden durch Einwirkung der Flak entstanden 
sei, und sich dahin aussprach, daß der Antragsteller mit 
30°/o seiner Forderung voll gedeckt sein dürfte.

Der Landrat übersandte nunmehr, ohne dem Antragsteller 
den Inhalt des zweiten Gutachtens bekanntzugeben, die 
Vorgänge dem Vertreter des Reichsinteresses und erklärte, 
daß er sich dem Vorschläge des zweiten Sachverständigen 
hinsichtlich dér Schadenshöhe anschließen wolle. Der Ver­
treter des Reichsinteresses erklärte sich m it dem Vorschläge 
einverstanden. Hierauf wurde durch Bescheid der von dem 
Antragsteller angemeldete Schaden in Höhe von 570 M Jl 
festgestellt. Der Landrat ging davon aus, daß der Schaden 
durch Erschütterung (Schießen der Flakbatterien) verur­
sacht und demnach die Voraussetzung des § 2 Nr. 1 KSSch­
VO. hier gegeben sei. Nach Anhörung der von der W irt­
schaftskammer beauftragten sachverständigen Stellen er­
gebe sich ein Schaden in Höhe von 570 ¿flJH.

Eine Beschw. des Antragstellers wurde von dem Reg- 
Präs. als Feststellungsbehörde zweiter Rechtsstufe zurück­

gewiesen, weil neue Momente, die eine anderweitige Fest­
setzung der Schadenshöhe zu rechtfertigen vermöchten, 
nicht vorgebracht worden seien. Die weitere Beschw. des 
Antragstellers ist begründet.

Der RegPräs. hat sich dem zweiten Gutachten, das dem 
Bescheid der Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe zu­
grunde liegt, ohne weiteres angeschlossen. Hierbei hat er 
nicht in Betracht gezogen, daß dieses Gutachten von der 
Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe als Entscheidungs­
grundlage verwendet worden ist, ohne daß es zuvor dem 
Antragsteller inhaltlich mitgeteilt und ohne daß ihm Ge­
legenheit gegeben war, dazu Stellung zu nehmen. Auch der 
RegPräs. hat entschieden, ohne die von der Vorinstanz un­
terlassene Mitteilung des Gutachtens nachzuholen. Hier­
durch haben beide Rechtsstufen den Grundsatz des recht­
lichen Gehörs verletzt. Ein von der Feststellungsbehörde 
eingeholtes Sachverständigengutachten darf als Beweis­
grundlage nur dann verwendet werden, wenn sein Inhalt 
dem Antragsteller vor der Entscheidung zur Stellungnahme 
rechtzeitig bekanntgegeben worden ist. Schon dieser Ver- 
fahrensmangel führt zur Aufhebung der Vorentscheidung.

Ein weiterer Verfahrensmangel liegt ‘darin, daß die Sach­
verständigen dem Antragsteller nicht namhaft gemacht 
worden sind. Dadurch wurde ihm die Möglichkeit genom­
men, sich über die Eignung der Sachverständigen überhaupt 
ein Urteil zu bilden und auch etwaige Ablehnungsgründe, 
welche die Person der Sachverständigen betrafen, vorzu­
bringen. Ob in allen Fällen von der Feststellungsbehörde 
hinzugezogene Sachverständige dem Antragsteller namhaft 
zu machen sind, kann dahingestellt bleiben. Es mag Fälle 
geben, in denen die Namhaftmachung von Sachverständigen 
nicht angebracht ist. Solche Gründe lagen hier aber nicht 
vor. Im übrigen war im vori. Fall die Abgabe eines sach­
gemäßen Gutachtens nur möglich, wenn der Sachverstän­
dige sich mit dem Antragsteller in Verbindung setzte und 
an Ort und Stelle namentlich auch durch Besichtigung des 
Schadensortes sich die für sein Gutachten nötigen Unter­
lagen verschaffte.

Eine erneute Begutachtung, die den vorstehenden Anfor­
derungen Rechnung trägt, läßt sich hiernach nicht um­
gehen. Es erscheint zweckmäßig, sie der Feststellungsbe­
hörde zweiter Rechtsstufe zu übertragen, an die die Sache 
daher zur nochmaligen Entscheidung unter Aufhebung der 
vorinstanzlichen Bescheide zurückzuverweisen war. Der 
RegPräs. wird auf die bisherigen Gutachter nicht zurück­
greifen können, da gegen ihre Eignung schwerwiegende 
Bedenken bestehen, insbes. ihre Gutachten den Verdacht 
einer gewissen Voreingenommenheit gegen den Antragsteller 
aufkommen lassen können. Zwecks Vorschlags eines neuen 
Gutachters wird sich die Feststellungsbehörde zweiter 
Rechtsstufe zweckmäßig erneut mit der Wirtschaftskammer 
in Verbindung zu setzen haben. Ob etwa die von dem An­
tragsteller vorgeschlagenen Sachverständigen zur Begut­
achtung geeignet erscheinen, bleibt der Nachprüfung der 
Vorinstanz anheimgestellt.

Es mag jedoch, um Mißverständnissen vorzubeugen, 
schon jetzt bemerkt sein, daß bisher ein ursächlicher Zu­
sammenhang zwischen dem Flackbeschuß und den in den 
Muffelöfen entstandenen Bruchschäden nicht nachgewie­
sen ist, und daß es auch noch der Nachprüfung bedarf, ob 
überhaupt Bruchschäden durch das Schießen der angeb­
lich 1600 m entfernt stehenden Flakbatterie in den um­
mauerten Muffelöfen entstehen können, ohne daß die Öfen 
selber Beschädigungen aufweisen; die Ermittlungen werden 
daher zunächst in dieser Richtung anzustellen sein, wobei 
zu prüfen wäre, ob für diese Beurteilung ein Fachmann aus 
der keramischen Industrie die nötige Sachkunde besitzt.

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die Fest­
stellungsbehörde auch mit Zustimmung des Vertreters des 
Reichsinteresses nicht in der Lage ist, dem Antrag auch nur 
teilweise zu entsprechen, wenn sie den Kausalzusammen­
hang zwischen der Kampfhandlung und dem Schaden nicht 
für erwiesen hält. Es hätte vielleicht nichts im Wege ge­
standen, unter diesen Umständen gemäß § 25 KSSchVO. 
eine Vereinbarung über die Höhe des Schadens zu treffen, 
eine Entscheidung über den Anspruch durch Feststellungs­
bescheid in bejahendem Sinne setzte jedoch in allen Fällen 
den Nachweis des Kausalzusammenhangs voraus.

Bei der erneuten Prüfung des Sachverhalts w ird die Fest­
stellungsbehörde auch zu beachten haben, daß, wie der 
Senat in seiner Entsch. v. 17. Dez. 1941, RKA/I. 62/41 (Dt-
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Verw. 1942, 156 =  DR.1942, 692) ausgesprochen hat, nun­
mehr auch die Möglichkeit besteht, eine- Entscheidung zu 
fällen, die ungünstiger für die BeschwF. lautet als die ur­
sprünglich von der' BeschwF. angeiochtene und jetzt auf­
gehobene Entscheidung.

(RVQ. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 22. April 1942, 
RKA/I 69/41.) [We.J

*

21. RVG. (RKA.) — §3 Abs..l Satz 2, § 13 Abs. 1 u. 2, 
§ 19 Abs. 2, § 22 Abs. 3, § 24 Abs. 2 KSSchVO.; § 2 Buchst, c, 
§ 6 Abs. 4, § 7 der 3. Durchf.- u. ErgVO. v. 28. Jan. 1942 
(RGBl. I, 49); Nr. 9 Abs. 8 VerfRichtl. d. RMdl. v. 12. Febr. 
1941 (MBliV. 277).

a) Über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 
§ 24 KSSchVO.

b) Zur Frage des Entschädigungsanspruchs des Aus­
rüsters eines Binnenschiffs bei einem innerhalb des Deut­
schen Reichs eingetretenen Kriegssachschaden.

Die R.-GmbH. hatte einen Antrag auf Entschädigung we­
gen der Beschädigung einer der N. A.-G. in Basel gehö­
rigen Motorschiffes infolge eines Kriegsgeschehnisses ge­
stellt, weil das Fahrzeug seit dem Jahre 1938 auf Grund 
eines Betriebsgemeinschaftsvertrages zwischen ihr und der 
N. A.-G. ständig auf deutschen Wasserstraßen eingesetzt 
sei und ihr die Verfügungsgewalt über das Fahrzeug zu­
stehe.

Die Wasserstraßendirektion als Feststellungsbehörde 
erster Rechtsstufe für Schäden der Schiffahrt hat den Antrag 
abgelehnt, weil das Schiff unter Schweizer Flagge fährt 
und der schweizerischen N. A.-G. gehört. Die Antragstel­
lerin habe, wie im Bescheid ausgeführt wird, auch nicht 
dargetan, daß sie im Innenverhältnis zu der Schiffseigen­
tümerin verpflichtet sei, das Kriegsrisiko zu tragen. Es sei 
daher anzunehmen, daß die Antragsteilerin ihrerseits kei­
nen Schaden erleide, weil sie den Reparaturkostenbetrag 
nicht der Schweizer Gesellschaft zu erstatten brauche. Aus 
dem vorgelegten Vertrage zwischen ihr und der Baseler 
Gesellschaft gehe hervor, daß über das Kriegsrisiko Ver­
einbarungen nicht getroffen seien.

Gegen diesen Bescheid hat die Antragstellerin Beschw. 
eingelegt.

Es war zunächst zu prüfen, ob die Beschw. fristgerecht 
eingelegt ist. Nach § 22 Abs. 3 Satz 1 KSSchVO. ist sie 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Z u s t e l -  
1 u n g des Bescheids bei der Feststellungsbehörde e r s t e r  
Rechtsstufe einzureichen. Ihre Einreichung bei einer Fest­
stellungsbehörde a n d e r e r  Rechtsstufe wahrt jedoch die 
Frist ( |  22 Abs. 3 Satz 5 KSSchVO.). Die Stadt D., bei der 
die Beschwerdeschrift am 12. Aug. 1941 eingereicht wurde, 
kam im vorl. Falle, wo es sich um Schäden der Schiffahrt 
handelt, weder als Feststellungsbehörde erster noch als 
solche einer anderen Rechtsstufe in Betracht. Die Ein­
reichung der Beschw. ist daher rechtswirksam erst erfolgt 
am 4. Sept. 1941, wo sie der Wasserstraßendirektion zu- 

ing. Sie wäre zu diesem Zeitpunkt verspätet, wenn die 
eschwerdefrist bereits vor dem 21. Aug. 1941 in Lauf ge­

setzt worden wäre. An sich beginnt die Beschwerdefrist 
erst nach Zustellung des Bescheids. Die Zustellung ist hier 
„gegen Postzustellungsurkunde“  angeordnet worden. Ob 
sie in dieser Form ordnungsmäßig ausgeführt worden ist, 
läßt sich nicht nachweisen, weil die Zustellungsurkunde 
fehlt. Nach Nr. 9 Abs. 8 VerfRichtl. v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 
277) sind Zustellungen nach § 19 Abs. 2 KSSchVO. durch 
eingeschriebenen Brief oder nach den Vorschriften der 
ZPO. über die Zustellungen von Amts wegen zu bewirken. 
Die VerfRichtl. gelten jedoch, wie sich auch aus Satz 2 
ihrer Präambel ergibt, nicht für Schiffahrtsschäden. Be­
stimmte Formen für die Zustellung von Bescheiden in 
Schiffahrtsschädensachen sind also nicht vorgeschrieben. 
Ob hieraus folgt, daß jedes nachweisbare Zugehen des Be­
scheids für den Begriff der Zustellung genügt, kann im 
vorl. Falle dahingestellt bleiben. Bejaht man dies, so wäre 
die Zustellung nach dem Inhalt der Beschwerdeschrift aller­
dings spätestens am 11. Aug. 1941 erfolgt, die Beschwerde­
frist also am 25. Aug. 1941 abgelaufen und die Beschw. 
verspätet. Die Versäumung der Frist wäre aber für die 
BeschwF. unschädlich, weil ihr zweifellos nach § 24 Abs. 2 
KSSchVO. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt 
werden muß. Denn die Fristversäumnis ist im wesentlichen 
darauf zurückzuiühren, daß der Oberbürgermeister in D.

\

aus nicht ersichtlichen Gründen die Beschwerdeschrift um 
drei Wochen zurückbehielt, bevor er sie an die Feststel­
lungsbehörde erster Rechtsstufe weitergab. Hätte er sie 
pflichtgemäß alsbald weitergeleitef, so wäre die Frist ge­
wahrt worden. Aus diesen Gründen rechtfertigt sich auf 
jeden Fall die Wiedereinsetzung in den \  .eigen Stand 
wegen unverschuldeter Fristversäumnis.

In der Sache selbst hat die Beschw. keinen Erfolg.
Der von der Feststellungsbehörde eingenommene Rechts­

standpunkt ist insofern zutreffend, als die Antragstellerin, 
obwohl an sich das Schiff von einem Kriegssachschaden 
betroffen worden ist, nicht als Geschädigte i. S. des § 3 
Abs. 1 Satz 2 KSSchVO. gelten kann. Eigentümer des Schif­
fes ist die N. A.-G. in Basel; diese trägt auch die Gefahr 
des zufälligen Untergangs des Schiffes, denn aus dem vor­
gelegten Agenturvertrag ergibt sich kein Anhalt dafür, daß 
die Antragsteller oder die von ihr vertretene Schiffahrts­
gruppe die Gefahr des zufälligen Untergangs des Schiffes 
übernommen hat. Auch aus § 7 des Vertrages, auf den sich 
die BeschwF. beruft, kann eine Übernahme der Gefahr des 
zufälligen Untergangs auf die BeschwF. nicht hergeleitet 
werden.

Ein Entschädigungsanspruch steht daher gemäß § 3 
Abs. 1 Satz 1 KSSchVO. lediglich der Schiffseigentümerin 
zu. Diese hat nach den Akten selber keinen Antrag auf 
Entschädigung gestellt, sie bedürfte überdies ihrerseits ge­
mäß § 13 Abs. 2 KSSchVO. zur Stellung des Antrages der 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde, weil sie 
im Sinne dieser Vorschrift die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht besitzt. Nach § 2 Buchst, c der 3. Durchf.- u. ErgVO. 
v. 28. Jan. 1942 (RGBl. I, 49) rechnet nämlich die Baseler 
Gesellschaft als nichtdeutsche Staatsangehörige, weil sie 
zur Zeit des Schadensfalles ihren Sitz außerhalb der Gren­
zen des Reichsgebiets gehabt hat und noch hat.

Die Antragstellerin kann nach alledem, weil sie nicht 
Geschädigte i. S. des § 3 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO. ist, nicht 
beanspruchen, daß die Entschädigung wegen des hier vorl. 
Kriegssachschadens zu i h r e n  Gunsten festgesetzt wird. 
Zugunsten der Baseler Gesellschaft hat sie den Antrag auf 
Entschädigung bisher nicht gestellt. Die Baseler Gesell­
schaft ist überhaupt noch nicht an dem Verfahren beteiligt 
worden.

Die Beschw. der Antragstellerin unterlag daher der Zu­
rückweisung. Der BeschwF. bleibt es jedoch unbenommen, 
als unmittelbare Besitzerin des Schiffes gemäß § 13 Abs. 1 
KSSchVO. zu beantragen, daß die Entschädigung zugun­
sten der Schiffseigentümerin festgesetzt wird. Dieser An­
trag w irkt auch für die Schiffseigentümerin (§ 13 Abs. 1 
Satz 2 KSSchVO.). Diese müßte aber an dem weiteren Ver­
fahren beteiligt werden. Die Feststellungsbehörde hat in 
diesem Falle die Vorschriften der §§ 7, 6 der 3. Durchf.- u. 
ErgVO. v. 28. Jan. 1942 entsprechend anzuwenden und ge­
gebenenfalls den Rückforderungsanspruch festzustellen (§ 6 
Abs. 4).

(RVG. [RKA.l, I. SpruchSen., Beschl. v. 13. Mai 1942, 
RKA/I 41/41.) [We.]

22. RVG. (RKA.) — §3 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO.; Nr. 1 
Abs. 1 der 2. NSchAO. v. 23. April 1941 (RMB1. 87 =  
MBliV. 774). Ein Angestellter eines gewerblichen Unter­
nehmens hat keinen Anspruch auf Nutzungsentschädigung 
wegen des Ausfalls seiner Umsatzbonifikation und Gewinn­
beteiligung, den er durch die Zerstörung des Gewerbebe­
triebes erleidet.

Der Antragsteller ist Prokurist bei der Firma H. Seine 
Einstellung war auf Grund eines von ihm bestätigten Schrei­
bens der Firma H. vom 1. Dez. 1934 erfolgt, in welchem 
es u. a. heißt:

„Auf die heute mit Ihnen gehabte Unterredung nehme ich 
höflichst Bezug und bestätige Ihnen ab 1.1.1935 ein Ge­
halt von 250 MM  monatlich, sowie mit Wirkung vom 1.1. 
1935 ab eine Umsatzbonifikation von Vs °/o des Umsatzes 
über 300 000 M M  meiner Abteilung Kartonnagenfabrik 
jährlich, sowie 1 Va °/o Gewinnanteil des Reingewinnes die­
ser Abteilung.“

Vom 1. Jan. 1936 ab wurde die Gewinnbeteiligung des 
Antragstellers von 1 Vs %> auf 2 % erhöhte Auf Grund dieser 
vertraglichen Abmachungen erhielt er im Jahre 1941 eine 
monatliche Umsatzbonifikation und Gewinnbeteiligung von 
durchschnittlich 269 M M  brutto =  247,50 M M  netto.
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Bei einem Luftangriff im März 1942 wurde die Fabrik 
der Firma H. zerstört. Infolgedessen konnten die Umsatz­
bonifikation und die Gewinnbeteiligung für die Monate 
April bis Juni 1942 von der Firma nicht gezahlt werden. 
Der Antragsteller beantragte, ihm diesen Verdienstausfall 
als Nutzungsschaden zu ersetzen, und behielt sich die Gel­
tendmachung seines weiteren Schadens vor.

Die Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe lehnte den 
Antrag ab, weil der Antragsteller selber keinen Nutzungs­
schaden erlitten habe. Die Feststellungsbehörde zweiter 
Rechtsstufe trat dieser Auffassung bei und wies die Beschw. 
des Antragstellers zurück. Gegen diesen Bescheid hat der 
Antragsteller die zugelassene weitere Beschw. eingelegt. 
Diese hat keinen Erfolg.

Nach Nr. 1 Abs. 1 der 2. NSchAO. v. 23. April 1941 
(RMB1. 87 =  MBliV. 774) gewährt das Deutsche Reich eine 
Entschädigung für Einnahmeausfälle nur dann, wenn sie 
als unmittelbare Folge eines durch einen Kriegssachschaden 
der im § 2 Abs. 1 Nr. 1 KSSchVO. bezeichneten Art „verur­
sachten Verlustes der Nutzung der betroffenen Sache ein- 
treten. Voraussetzung der Gewährung einer Nutzungsent­
schädigung ist also u. a., daß der Antragsteller einen Nut­
zungsverlust erlitten hat. Der Antragsteller braucht zwar 
nicht mit dem Sachgeschädigten personengleich zu sein; 
er muß aber, wenn er den Kriegssachschaden nicht selber 
erlitten hat, zur Nutzung der im einzelnen Falle von dem 
Kriegssachschaden betroffenen Sache berechtigt gewesen 
sein, mit anderen Worten, ihm muß die Nutzung an der 
betroffenen Sache zugestanden haben, und diese Nutzung 
muß ihm infolge des Sachschadens unmöglich geworden 
sein. Nur wenn diese Voraussetzungen voriiegen, kann der 
Betroffene als Nutzungsgeschädigter (§ 3 Abs. 1 Satz 2 
KSSchVO.) anerkannt und ihm eine Nutzungsentschädigung 
zugebilligt werden.

Diese Voraussetzungen sind aber hier nicht gegeben. Von 
dem Kriegssachschaden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KSSchVO.) ist 
die der Firma H. gehörige Fabrik betroffen. Der Antrag­
steller ist nicht Mitinhaber der Firma, sondern nur ihr 
Prokurist. Allein dieser Firma, nicht dem Antragsteller als 
ihrem Angestellten, stand ein Recht zur Nutzung der Fabrik 
und ihrer Einrichtung zu. Daran mag auch der Umstand 
nichts zu ändern, daß der Antragsteller auf Grund seines 
Einstellungsvertrages neben dem festen Gehalt eine Uinsätz- 
bonifikation erhält und am Gewinn des Unternehmens be­
teiligt ist. Diese Art der Bemessung der Arbeitsvergütung, 
die bei leitenden Angestellten allgemein üblich ist und auch 
bei anderen Gefolgschaftsmitgliedern vorkommt, wird meist 
gewählt, um auch die Gefolgschaft am Gedeihen des Unter­
nehmens zu interessieren. Derartige Vereinbarungen räu­
men aber grundsätzlich dem einzelnen Gefolgschaftsmit­
glied keineswegs einen Anteil an dem Unternehmen als sol­
chen ein, insbesondere begründen sie für das Gefolgschafts­
mitglied kein Beteiligungsrecht am Betriebsvermögen oder 
auch nur ein Nutzungsrecht an diesem. Sie stellen vielmehr 
nur eine Grundlage für die Bemessung des Vergütungs­
anspruchs dar, der dadurch seinen Charakter als rein 
schuldrechtlicher Anspruch nicht verliert. So begründet 
auch hier die vertragliche Abmachung für den Antragsteller, 
lediglich einen Anspruch gegen die Firma auf Zahlung 
einer entsprechenden Vergütung, wenn und soweit sie einen 
bestimmten Umsatz oder Gewinn erzielt, gibt ihm aber kein 
eigenes Recht, die der Firma gehörige Fabrik selber zu 
nutzen.

Hiernach ist der Antrag des Antragstellers auf Gewäh­
rung einer Entschädigung wegen des Verdienstausfalls für 
die Monate April bis Juni 1942 nach der 2. NSchAO. mit 
Recht abgelehnt worden.

(RVG. [RKA.l, I, SpruchSen., Beschl. v. 25. Nov. 1942, 
RKA/I. 109/41) [We.]

*
23. RVG. (RKA.) -  § 4 KSSchVO.
a) Die Verwaltungskosten, die einem Geschädigten bei 

der Vergebung der Aufträge zur Beseitigung von Kriegs­
sachschäden und der Überwachung der Schadensbeseiti­
gung entstehen, sind nur dann entschädigungsfähig, wenn 
der Umfang oder die Eigenart des Schadens oder die be­
sonderen Verhältnisse die Beauftragung eines Dritten mit 
dieser Verwaltungstätigkeit erfordern.

b) Auch bei Körperschaften des öffentlichen Rechts kön­
nen Verwaltungskosten, die durch die Beauftragung einer 
besonderen Dienststelle mit solcher Tätigkeit entstehen,

nur unter denselben Voraussetzungen berücksichtigt wer­
den.

Eine Stadtgemeinde hatte an stadteigenen Gebäuden 
Kriegssachschäden erlitten. Sie hat die Schäden durch 
fremde Unternehmer beseitigen lassen und unter Vor­
legung der Rechnungen Erstattung der hierdurch entstan­
denen Unkosten zuzüglich eines Zuschlags von 10 °/o für 
„Dienstleistungen der Maschinen- und Baudirektion“  be­
antragt.

Auf Rückfrage der Feststellungsbehörde, welche Be­
wandtnis es mit diesen Zuschlägen habe, hat der Ober­
bürgermeister erwidert, die Instandsetzungsaufträge wür­
den nicht unmittelbar von den Dienststellen, in deren Be­
reich Sachschäden eingetreten seien, erteilt, sondern von 
der Maschinen- und Baudirektion des Betriebsamts, die aus 
organisatorischen Gründen als Zentralstelle aller Dienst­
stellen des Betriebsamts die in Betracht kommenden In­
standsetzungsarbeiten vergebe und die sachgemäße Aus­
führung sowie die ordnungsmäßige Preisberechnung über­
wache. Die Maschinen- und Baudirektion habe laut Anord­
nung des Oberbürgermeisters für ihre Tätigkeit zur Dek- 
kung ihrer Unkosten den beteiligten Dienststellen bei lau­
fenden Instandsetzungskosten einen Zuschlag von 10°/o der 
Rechnungsbeträge in Ansatz zu bringen.

Der RegPräs. als Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe 
hat die beantragte Entschädigung mit Ausnahme der ver­
langten Zuschläge gewährt. Die Erstattung dieser Zu­
schläge hat er mit der Begründung abgelehnt, daß es sich 
bei den Dienstleistungen der Maschinen- und Baudirektion 
nicht um notwendige Instandsetzungskosten handele.

Die hiergegen von der Antragstellerin eingelegte aus­
drücklich zugelassene Beschw. hat keinen Erfolg.

Der Senat hat in seiner eine andere Kriegsschädensache 
betreffenden Entsch. v. 12. März 1942, RKA/I 15/41 (Dt- 
Verw. 1942, 240 =  DR. 1942, 1248) anerkannt, daß g e - 
w e r b l i c h e n  U n t e r n e h m e n ,  die die in ihren Be­
trieben entstandenen Kriegssachschäden selber beseitigen, 
neben den aufgewandten reinen Lohn-und Materialunkosten 
in angemessenem Umfange auch allgemeine Verwaltungs- 
kosten zu ersetzen seien, soweit diese als Teil der Selbst­
kosten für die Wiederbeschaffung, Wiederherstellung oder 
Instandsetzung anzusehen sind.

Ein solcher Sachverhalt liegt hier aber nicht vor. Denn 
die Antragstellerin hat die ihr entstandenen Schäden nicht 
selber behoben, sondern die Instandsetzungsarbeiten an 
fremde Unternehmer vergeben, die, wie dies allgemein ge­
schieht, bei Aufstellung ihrer Rechnungen zweifellos auch 
ihre Generalunkosten berücksichtigt haben werden.

Die Antragstellerin begründet ihren Anspruch auf Er­
stattung ihrer anteiligen Verwaltungskosten mit der Be­
hauptung, ihrer Maschinen- und Baudirektion obliege es, 
den Schaden festzustellen, die Aufträge für die Instand­
setzungsarbeiten zu vergeben, diese Arbeiten zu über­
wachen und schließlich ihre Abrechnung nachzuprüfen. Es 
handelt sich also um Tätigkeiten, wie sie jeder Geschädigte 
selbst ausführen muß, auch wenn er mit der Schadenbesei­
tigung andere Personen beauftragt. Für eine solche Tätig­
keit, die besondere Kosten nicht verursacht, könnte jeder 
andere Geschädigte eine Vergütung nicht verlangen und 
er würde, wenn er einen Dritten damit beauftragen würde, 
die dem Dritten dafür zu zahlenden Beträge in die Scha­
densrechnung nicht aufnehmen dürfen, weil ihre Aufwen­
dung nicht erforderlich gewesen wäre. Anders läge es nur, 
wenn mit Rücksicht auf Art und Umfang des Schadens oder 
auf besonders gelagerte Verhältnisse die Beauftragung eines 
Dritten auch mit dieser Tätigkeit notwendig gewesen wäre. 
In den hier vorl. Fällen handelte es sich aber um verhältnis­
mäßig geringfügige Schäden, die ohne besondere Schwie­
rigkeiten festzustellen und durch einfache Ausbesserungen 
zu beheben waren. Ein anderer Geschädigter würde des­
halb — wie die Antragstellerin selber nicht verkennt — in 
derartigen Fällen für diese Tätigkeit einen Architekten 
wohl nicht zugezogen haben; jedenfalls wäre eine solche 
Zuziehung in allen drei Fällen nicht geboten gewesen. Die 
hierdurch entstehenden Kosten könnten ihm also nicht er­
stattet werden. Ebensowenig können sie der Antragstellerin 
erstattet werden. Die Tatsache, daß sie es aus innerbetrieb­
lichen Gründen für zweckmäßig erachtet hat, die in ihren 
Betrieben anfallenden Instandseizungsarbeiten in jedem Fall 
durch eine besondere Dienststelle bearbeiten zu lassen, und
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aus haushaltmäßigen Erwägungen angeordnet hat, daß 
diese Dienststelle zur Deckung ihrer Unkosten den sie in 
Anspruch nehmenden sonstigen städtischen Stellen feste 
Verwaltungskostensätze in Rechnung zu stellen habe, kann 
hieran nichts ändern. Denn diese Stelle übt eine Tätigkeit 
aus, die im Falle einer anderen Organisationsform die 
Dienststellen, in deren Bereich die Schäden entstanden sind, 
selber hätten ausüben müssen, ohne daß dadurch beson­
dere Kosten, entstanden wären. Ob die durch die Schaffung 
und Einschaltung einer solchen besonderen Dienststelle ent­
stehenden Aufwendungen etwa in dem Umfange berück­
sichtigt werden könnten, wie ein solcher Aufwand einem 
anderen Geschädigten ersetzt werden könnte, kann dahin­
gestellt bleiben, da diese Voraussetzungen hier nicht vor­
liegen. Die Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe hat also 
insoweit eine Entschädigung mit Recht abgelehnt.

(RVG. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 12. März 1942,
RKA/I 51/41.) [We.]

♦

24. RVG. (RKA.) — § 19 KSSchVO.; Nr. 9 Abs. 1 Satz 3 
VerfRicktl. d. RMdl. v. 12. Febr. 1941 (MBliV. 277).

a) Der Erlaß eines Teilbescheides über einen Mindest­
schaden ist zulässig.

b) Der SpruchSen. des RKA. ist an die VerfRichtl. vom
12. Febr. 1941 gebunden.

In Nr. 9 Abs. 1 Sätze 1—3 VerfRichtl. v. 12. Febr. 1941 
(MBliV. 277) heißt es:

„Der Bescheid ist entweder-ein Vollbescheid, der den ge­
samten angemeldeten Schaden umfaßt, oder ein Teilbe­
scheid, der nur einen Teil des angemeldeten Schadens zum 
Gegenstand hat. Ob ein Teilbescheid zu erlassen ist, ist 
dem Ermessen der Feststellungsbehörde überlassen. Ein 
Teilbescheid empfiehlt sich insbes., wenn ein Mindestscha­
den bereits nachgewiesen ist und die beschleunigte Ge­
währung einer Entschädigung in dessen Höhe angebracht 
erscheint, bevor die Höhe des Restschadens einwandfrei 
geklärt werden kann.“

Satz 3 der angezogenen Bestimmung erklärt also den 
Erlaß eines „Teilbescheides“  auch hinsichtlich eines „M in ­
destschadens“  für zulässig, wenn und soweit dieser Min- 
destschaden bereits „nachgewiesen“  ist. Alsdann darf eine 
dem Mindestschaden entsprechende Entschädigung (Min­
destentschädigung) durch Teilbescheid zugesprochen wer­
den. Mindestschaden ist der Schaden, der dem Geschädig­
ten mindestens entstanden ist. Ob sich der Schaden auf eine 
oder mehrere selbständige Sachen des Geschädigten be­
zieht, kann keinen Unterschied ausmachen. Auch im letz­
teren Fall läßt sich weder bei wörtlicher Auslegung der 
VerfRichtl. noch in sprachlicher und logischer Hinsicht be­
zweifeln, daß ein Mindestschaden vorliegt, wenn nachge­
wiesen wird, daß die betroffenen Sachen in ihrer G e ­
s a m t h e i t  mindestens in der oder jener Höhe einen Scha­
den erlitten haben, ohne daß zuvor oder gleichzeitig eine 
Unterverteilung dieses Betrages auf die einzelnen Sachen 
erfolgt, das heißt, ohne daß der Mindestschaden an j e d e r 
einzelnen Sache ermittelt und die einzelnen Mindestschäden 
zusammengerechnet werden, was ohne weitere zeitraubende 
Ermittlungen häufig gar nicht möglich sein würde.

Die gegen diese Auffassung seitens der Vertreter des 
Reichsinteresses geltend gemachten Bedenken sind nicht 
begründet.

Selbst wenn die erwähnte Bestimmung der VerfRichtl. 
eine gegenüber den einschlägigen Vorschriften der KSSch­
VO. a b w e i c h e n d e  Regelung enthalten sollte, würde 
der Senat an sie, gebunden sein. Die VerfRichtl. sind von 
dem RMdl. im Einvernehmen mit dem RFM. auf Grund 
des § 37 KSSchVO. erlassen worden. Nach § 37 Abs. 1 
Satz 2 können die Minister „für besondere Fälle die Be­
handlung von Schäden abweichend von den Vorschriften 
dieser Verordnung im Verwaltungswege (Satz 1) regeln“ . 
Gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 der VO. über die Einrichtung des 
RKA. v. 15. April 1941 (RGBl. I, 205) entscheiden die 
Spruchsenate des RKA. „im  Rahmen der Gesetze sowie der 
allgemeinen Richtlinien, die von den Obersten Reichsbe­
hörden auf Grund der KSSchVO. erlassen werden“ . Die 
VerfRichtl. sind derartige Richtlinien und daher für den 
beschließenden Senat auf jeden Fall verbindlich.

Die VerfRichtl. enthalten aber in der einschlägigen Be- 
stimmung^eine von den Vorschriften der KSSchVO. ab­

weichende, sondern nur eine ihre Anwendung klarstellende
Regelung.

Bescheide (Voll- und Teilbescheide) und Vorauszahlun­
gen unterscheiden sich darin, daß Bescheide einen end­
gültigen, Vorauszahlungen dagegen nur eir.~~ vorläufigen 
Schadensausgleich herbeiführen. Die Vorauszahlung wird 
vorbehaltlich späterer Feststellung des Schadens und vor­
behaltlich endgültiger Abrechnung gewährt. Stellt sich 
hierbei heraus, daß der Schaden und damit die Entschädi­
gung geringer ist, als im Zeitpunkt der Gewährung der 
Vorauszahlung angenommen worden ist, dann ist also ein 
entsprechender Teil der Vorauszahlung von dem Geschä­
digten zuriickzuzahlen. Die auf Grund eines Teilbescheides 
gezahlte Entschädigung ist dagegen eine endgültige Ent­
schädigungsleistung, die grundsätzlich nicht zurückgefor­
dert werden kann, ^uch wenn sich bei der Prüfung des 
Restschadens heraussteilen sollte, daß der Gesamtschaden 
geringer ist als der durch den Teilbescheid abgegoltene 
Teilschaden. Deshalb muß auch der Mindestschaden 
n a c h g e w i e s e n  sein, wenn eine Mindestentschädigung 
durch einen Teilbescheid zugesprochen werden soll. Des­
halb muß ferner v o r  Erlaß eines solchen Bescheides nicht 
nur geprüft werden, ob der Entschädigungsanspruch dem 
Grunde nach gerechtfertigt ist, sondern auch, ob die M in­
destentschädigung, die zugesprochen werden soll, sich im 
Rahmen der Bewertungsvorschriften des § 4 KSSchVO. 
hält, insbes. ob eine etwa in Betracht kommende Kürzung 
der Wiederherstellungskosten ausreichend berücksichtigt 
ist, ob Ersatzleistungen nach § 5 KSSchVO. auf die M in­
destentschädigung anzurechnen sind und ob Umstände vor­
liegen, die gemäß §§ 6 und 7 KSSchVO. die Höhe der 
Mindestentschädigung beeinflussen könnten. Endlich muß 
aus der Entscheidung eindeutig hervorgehen, auf welche 
Sachen sie sich bezieht, wozu allerdings eine Sammelbe­
zeichnung dieser Sachen (z. B. Inventar der Druckerei) aus­
reicht.

Daß ein unter Beachtung dieser Grundsätze ergehender 
Teilbeacheid über einen Mindestschaden ein Bescheid i. S. 
des § 19 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO. über „einen Teil des an­
gemeldeten Schadens“  ist und deshalb das Verfahren in­
soweit endgültig auch dann abschließt, wenn der Bescheid 
den Mindestschaden an mehreren Sachen in ihrer Gesamt­
heit zum Gegenstand hat, kann nicht bezweifelt werden. 
Er läßt zwar nicht, wie ein Teilbescheid über die zusam­
mengerechneten Mindestschäden an jeder betroffenen Sache, 
erkennen, wie hoch der Mindestschaden an jeder einzelnen 
Sache ist, sondern nur, daß Schäden an diesen Sachen ent­
standen sind und daß diese Schäden an allen Sachen zu­
sammen mindestens die betreffende Höhe erreichen. Des­
halb kann man aber nicht sagen, daß die Entscheidung 
keine Beziehung zum Schaden und den vom Schaden be­
troffenen Sachen habe, einen Teil dieses Schadens nicht 
regele oder auch nur eine den Bedürfnissen der Praxis aus­
reichende Abgrenzung dieses Teilschadens nicht herbei­
führe.

Es kann auch nicht anerkannt werden, daß ein solcher 
Teilbescheid in Wahrheit nur eine Vorauszahlung sei. Denn 
die Zubilligung eines Mindestschadens ist, wie dargelegt, 
kein vorläufiger, sondern ein endgültiger Schadensaus­
gleich.

Der Erlaß eines Teilbescheides über einen Mindestscha­
den der gekennzeichneten Art ist hiernach zulässig.

(RVG. IRKA.I, I. SpruchSen., Beschl. v. 29. April 1942,
RKA/I 63/41.) [We.]

*
25. RVG. (RKA.). — Nr. 1 Abs. 2 der 4. NSchAO. des 

RMdl. v. 23. April 1941 (RMB1. 93 =  MBliV. 781).
a) Ein „Reiseziel“  i. S. des Abschn. I Nr. 1 Abs. 2 der

4. NSchAO. hat schon ein Schiff, da® nach Beendigung 
einer Reise eine beabsichtigte neue Reise noch nicht be­
gonnen hat, aber zum jederzeifigen Antritt dieser Reise — 
sei es beladen oder im Falle einer beabsichtigten Leerfahrt 
leer — fähig ist. W ird der Antritt dieser Reise nur durch 
eine unter den Voraussetzungen jener Bestimmung ver­
ursachte Unmöglichkeit der Fortbewegung zu diesem 
Reiseziel verhindert, so ist Nutzungsentschädigung zu ge­
währen.

b) Die Fortbewegung ist für ein Schiff ohne eigene Trieb­
kraft unmöglich, wenn es für eine Fahrt, zu der es eine 
Schleppkraft braucht, eine solche nicht erhalten kann.

Der Rhein-Schleppkahn H. der Antragstellern! lag ab
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14. Mai 1940 entlöscht im Hafen X. und sollte leer nach 
Z. geschleppt werden, um dort neu beladen zu werden. 
Zu dieser Reise kam es indes nicht, da seit der Nacht 
vom 10. auf den 11. Mai 1940 die Franzosen vom elsässi- 
schen Rheinufer aus Treibminen in großer Anzahl in den 
Rhein eingebracht hatten. Der Wasserstraßenbevollmäch­
tigte hatte nach den ersten Explosionen solcher Minen 
fernmündlich bereits am 11. Mai die Schiffahrt wegen der 
bestehenden Minengefahr gewarnt und ihr angeraten, die 
nächstgelegenen Häfen aufzusuchen. Ein ausdrückliches 
Verbot, durch das die Schiffahrt gesperrt worden wäre, 
ist nicht ergangen; in der Zeit vom 11. Mai bis 15. Juni 
1940, in der diese Warnung bestanden hat, sind auch 
trotz der Minengefahr mehrere Schiffe in X. angekommen 
sowie auch von dort aus abgefahren. Der Kahn H. ist bis 
zum 15. Juni 1940 auf diese Weise in X. liegengeblieben.

Die Antragstellerin hat auf Grund dieses Sachverhalts 
eine Entschädigung nach Kriegsschädenrecht mit der Be­
gründung beantragt, daß ihr Verlust aus Maßnahmen des 
Krieges herrühre und „auf Grund des Reichsleistungs­
gesetzes für das Rheinstromgebiet“  32 Liegetage zu 
. . . M J l  pro Tag und Tonne zu vergüten seien.

Der angefochtene Bescheid hat diesen Antrag mangels 
der gesetzlichen Voraussetzungen für die Anerkennung 
eines Nutzungsschadens abgelehnt und die Beschwerde 
zugelassen.

Die gegen diesen Bescheid von der Antragstellerin ein­
gelegte Beschwerde ist rechtzeitig. Denn durch die Zu­
stellung des Bescheides ist die zweiwöchige Beschwerde­
frist des § 22 Abs. 3 KSSchVO. nicht in Lauf gesetzt wor­
den, weil in dem Bescheid eine ordnungsmäßige Rechts­
mittelbelehrung nicht enthalten war. Der Bescheid hat 
nämlich nicht gemäß der wesentlichen Vorschrift des §22 
Abs. 3 Satz 1 KSSchVO. darauf hingewiesen, daß die Be­
schwerde bei der Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe 
einzureichen sei (vgl. RKA/i 50/41 vom 11. März 1942: 
DVerw. 1942, 394 =  DR. 1942, 991).

Nach der hier entscheidenden Bestimmung des Abschn. 1 
Nr. 1 Abs. 2 der auf Grund des §1 Abs. 4 KSSchVO. er­
gangenen 4. NSchAO. v. 23. April 1941 (RMB1.93 =  MBliV. 
781) ist Voraussetzung einer Entschädigung, daß die 
Nutzung eines unbeschädigten Fahrzeuges ganz oder teil­
weise unmöglich gemacht worden ist entweder dadurch, 
daß sein Besitz durch die Einwirkung von Waffen oder 
sonstigen Kampfmitteln beeinträchtigt wurde, oder da­
durch^ daß es sich infolge der Einwirkung von Waffen 
oder sonstigen Kampfmitteln zur Erreichung seines Reise­
ziels nicht fortbewegen konnte. Diese Unmöglichkeit der 
Nutzung muß wiederum, wie sich aus Abs. 1 derselben 
Vorschrift ergibt, den Entgang von Einnahmen oder die 
Entstehung zusätzlicher Ausgaben zur Folge gehabt haben. 
Die Besitzbeeinträchtigung oder die hier in erster Linie 
interessierende Unmöglichkeit seiner Fortbewegung, deren 
Folge der Nutzungsverlust ist, muß u n m i t t e l b a r  durch 
die Einwirkung von Waffen oder sonstigen Kampfmitteln 
verursacht sein. Dieses Erfordernis der unmittelbaren 
Verursachung durch Kampfhandlungen usw. ergibt sich 
daraus, daß § 1 Abs. 4 KSSchVO., auf den sich die 4. AO. 
stützt, eine Entschädigung für Nutzungsschäden nur vor­
sieht, wenn der Verlust der Nutzung einer Sache unter 
den Voraussetzungen des § 2 KSSchVO. verursacht ist 
und §2 KSSchVO. ausdrücklich die u n m i t t e l b a r e  Ver­
ursachung als maßgeblich bezeichnet (vgl. RKA/I 36/41 
v. 4. Febr. 1942: DVerw. 1942, 284 =  DR. 1942, 911).

Als unmittelbar verursacht durch die im § 2 Abs. 1 
KSSchVO. genannten Geschehnisse ist gern. § 2 Abs. 2 
a. a. O. ein Schaden sowohl dann anzusehen, wenn er auf 
ihrer unmittelbaren Einwirkung beruht, als auch dann, 
wenn er ihre unvermeidliche Folge ist. Wenn nun in 
Abschn. I Nr. 1 Abs. 2 der 4. AO. nur von der Ver­
ursachung d u r c h  die Einwirkung von Waffen oder 
sonstigen Kampfmitteln ohne Beschränkung auf die u n ­
m i t t e l b a r e  Einwirkung die Rede ist, so ist damit doch 
auch die unvermeidliche Folge ihrer Einwirkung umfaßt.

Hier ist nun in diesem Sinne die unmittelbare Ursache 
der Stillegung des Binnenschiffes der Antragstellerin die 
von dem zuständigen Organ des Reichsverkehrsministers 
für die Steuerung der Binnenschiffahrt, dem Wasser­
straßenbevollmächtigten, am 11. Mai 1940 ausgesprochene 
Warnung an die Rheinschiffahrt vor einem Befahren der 
gefährdeten Rheinstrecke gewesen. Denn daraufhin hat,

wie selbstverständlich, die überwiegende Mehrzahl aller 
Schiffahrttreibenden die Schiffahrt eingestellt, so daß es 
ohne weiteres als richtig angesehen werden muß, daß 
der Kahn der Antragstellerin, der kein Selbstfahrer ist, 
keine Schleppkraft zum Schleppen erhalten konnte. Diese 
Warnung des Wasserstraßenbevollmächtigten war nun 
wiederum die unvermeidliche Folge der Einwirkung von 
Kampfmitteln, nämlich der Treibminen, auf die Wasser­
straße. Nicht etwa stellte sich die Warnung als eine bloße 
Vorsichtsmaßnahme zur Verhütung erst künftig möglicher 
Kampfhandlungsschäden dar (vgl. auch RKA/I 25/41 vom 
4. Nov. 1941: DVerw. 1942, 195 =  DR. 1942, 480).

Hiernach ist also festzustellen, daß die Warnung der 
Schiffahrt eine notwendige Maßnahme infolge bereits ge­
schehener und sich weiter auswirkender Kampfhandlun­
gen war. Diese Kampfhandlungen haben tatsächlich un­
unterbrochen bis etwa zum 17. Juni 1940 gedauert.

Infolge dieser Gesamtlage ist festzustellen, daß das am
14. Mai 1940 im Hafen in X. befindliche Fahrzeug der 
Antragstellerin sich infolge der Einwirkung von Kampf­
mitteln nicht zur Erreichung seines Reisezieles Z. fo rt­
bewegen konnte. Die Ansicht des angefochtenen Beschei­
des, daß der Kahn sein Reiseziel X. erreicht hatte und 
lediglich keine neue Reise antreten konnte, beruht auf 
einer zu engen Auslegung der genannten Bestimmung 
der 4. AO. Der Senat hat zwar in einer anderen Sache 
(RKA/I 42/41), in der es sich um Nutzungsschaden durch 
eine zweitägige Stillegung eines Wasserstraßenabschnitts 
handelte, ausgesprochen, die Feststellungsbehörde erster 
Rechtsstufe, an welche die Sache zurückverwiesen wurde, 
habe insbes. zu prüfen, ob der in einem Hafen befind­
liche Kahn, um den es sich damals handelte, am Tage des 
Eintritts der Schiffahrtssperre beladen und reisefähig ge­
wesen sei, denn andernfalls sei die Nutzung des still­
gelegten Fahrzeugs nicht dadurch unmöglich geworden, 
daß es sich zur Erreichung eines Reisezieles nicht fo rt­
bewegen konnte, im vorl. Falle handelt es sich aber im 
Gegensatz zu dem Sachverhalt jener Entsch. darum, daß 
der Kahn der Antragstellerin eine L e e r v e r s c h l e p ­
p u n g  nach Z. unternehmen wollte und daß der Tag, 
von dem ab die Nutzungsentschädigung begehrt wird, 
schon 3 Tage nach Eintritt der Stillegung der Schiffahrt 
liegt. Hier ist also ohne weiteres anzunehmen, daß der 
Kahn der Antragstellerin am 14. Mai 1940 reisefähig war 
und also sozusagen auf dem Sprung stand, die Reise zu 
beginnen, wenn sie nicht durch die Stillegung der Schiff­
fahrt gehindert worden wäre. In solchen Fällen ist es 
durchaus mit der Absicht des Gesetzes vereinbar, ein 
„.Reiseziel“  bereits als vorliegend anzunehmen, obwohl 
die eigentliche Bewegung noch nicht begonnen hatte.

Da die Stillegung sich auf den Zeitraum von über 
5 Wochen erstreckt hat, ist auf jeden Fall die Nutzung 
des Fahrzeugs durch diese Stillegung mindestens zeit­
weise unmöglich geworden, selbst unter Berücksichtigung 
dessen, daß die Reise, die hätte angetreten werden sollen, 
eine Leerverschleppung war, für welche die Antragstelle­
rin kein Entgelt erzielt hätte; denn die Leerreise X.—Z. 
hätte nur einige Tage in Anspruch genommen. Außerdem 
ist es auch in diesem Falle ausgeschlossen, daß das 
Reiseziel auf einem anderen Wege als über die gesperrte 
Strecke zu erreichen war; irgendein Umweg war nicht 
möglich. Es ist endlich nicht anzunehmen, daß irgendeine 
andere Möglichkeit bestand, den stilliegenden Schiffs­
raum anders zu nutzen, was dem Geschädigten natürlich 
in erster Linie zugemutet werden muß, um einen Schaden 
nach Möglichkeit auszuschließen oder doch zu mindern. 
Es besteht auch kein Anhaltspunkt dafür, daß der Kahn 
in der Zwischenzeit zu Lagerzwecken hätte eingesetzt 
werden können; überdies war es ja nicht abzusehen, ob 
nicht die Warnung in verhältnismäßig kurzer Zeit bei 
einem möglichen Aufhören der Minengefahr zurückgenom­
men werden würde. Es ist also auch weiter festzustellen, 
daß die Nutzung des Schiffes der Antragstellerin dadurch 
unmöglich gemacht worden ist, daß es sich zur Erreichung 
seines Reisezieles nicht fortbewegen konnte.

Der Anspruch der Antragstellerin auf Erstattung des 
Nutzungsschadens ist daher dem Grunde nach gerecht­
fertigt, so daß der angefochtene Bescheid aufgehoben 
werden muß.

Die Höhe des Anspruchs ist jedoch nicht entscheidungs­
reif. Einmal ist noch festzustellen, ob nach Aufhebung der
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Warnung die Antragstellerin tatsächlich eine Leerraum­
verschleppung vorgenommen hat oder ob der Kahn nicht 
etwa doch mit Ladung nach Z. verschleppt worden ist. 
Im letzten Falle würde der Zeitraum, welchen die Be­
ladung des Fahrzeugs und diese Fahrt mit Ladung be­
ansprucht hat, von der Gesamtzahl der Stilliegetage in X. 
abzuziehen sein; denn bei anderer Entscheidung würde 
die Antragstellerin diese Tage, für die sie bei normalem 
Antritt der Reise am 14. Mai kein Entgelt erhalten hätte, 
nunmehr vergütet erhalten, also bereichert werden. Weiter­
hin ist nicht ohne weiteres die Höhe der Entschädigungs­
sätze, welche Bedarfsstellen bei Anwendung des Reichs­
leistungsgesetzes setzen, im Kriegsschadenrecht zugrunde 
zu legen, wie es die Antragstellerin wünscht. Eŝ  muß 
vielmehr nach den Vorschriften des Abschn. I Nr. 2 u. 3 
der 4. AO. die von der Antragstellerin angesetzte Höhe 
nachgeprüft werden. Hierbei ist insbes. zu prüfen, _ ob 
etwaige ersparte Ausgaben in Abzug zu bringen sind. 
Dieserhalb ist die Sache an die Feststellungsbehörde 
erster Rechtsstufe zurückzuverweisen.

(RVG. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 22. Juli 1942, 
RKA/I 28/41.) [We.[

26. RVG. (RKA.) — § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 12 Abs. 2, § 17 
Abs. 1 u. Abs. 3 KSSchVO.

a) Über die Beweisführung im Entschädigungsverfahren 
nach der KSSchVO.

b) Ein Schaden kann als Kriegssachschaden nur dann 
anerkannt werden, wenn er wenigstens mit hoher Wahr­
scheinlichkeit auf eine Kampfhandlung oder ein sonstiges 
Kriegsereignis zurückgeführt werden kann.

Am 11. Okt. 1941 zwischen 9 und 10 Uhr vormittags 
wurde das Anwesen des Bauern B. in X. durch einen 
Brand eingeäschert. Der Geschädigte führt den Brand 
auf den Abwurf von Zündmitteln aus feindlichen Flug­
zeugen zurück, die in der Nacht zum 11. Okt. 1941 die 
Ortschaft X. überflogen haben.

Der RegPräs. als Feststellungsbehörde erster Rechts­
stufe hat den Antrag des Geschädigten auf Anerkennung 
des ihm entstandenen Schadens als Kriegssachschaden 
abgelehnt. „ ,

Der Senat hat die Beschwerde aus folgenden Er­
wägungen zurückgewiesen:

Nach der Rspr. des Senats, die auch in der vom 
BeschwF. angezogenen Entsch, v. 1. Juli 1941, RKA/116/41 
(DtVerw. 1941, 371 =  DR. 1941, 2206) zum Ausdruck ge­
langt ist, muß die Feststellungsbehörde, wenn sic die An­
wendung des § 2 Abs. 1 Nr. 1 KSSchVO. bejahen will, die 
Überzeugung erlangt haben, daß ein Kriegsgeschehnis 
vorliegt und daß der Schaden mit diesem Kriegsgescheh­
nis in unmittelbarem ursächlichen Zusammenhang steht. 
Vermag die Feststellungsbehörde diese Überzeugung 
nicht zu gewinnen, so muß die Entschädigung versagt 
werden. Beweispflichtig ist, wie die genannte Entschei­
dung weiter ausführt, nicht etwa entsprechend den 
Regeln des Zivilprozesses derjenige, der die Entschädi­
gung beansprucht, vielmehr hat die Feststellungsbehörde, 
die das Verfahren von Amts wegen zu betreiben hat (§ 17 
Abs. 1 KSSchVO.), auch von Amts wegen die von ihr für 
erforderlich gehaltenen Beweise zu erheben (§17 Abs. 3 
KSSchVO.). Hierbei hat der Antragsteller sie dadurch 
zu unterstützen, daß er die für die Entscheidung wesent­
lichen Angaben über Ursache und Höhe des Schadens 
macht und nach Möglichkeit Beweismittel anführt und 
beifügt (§12 Abs. 2 KSSchVO.). Die völlige Aufklärung 
des Sachverhalts und damit der Nachweis, daß die ge­
setzlichen Voraussetzungen für das Vorhandensein eines 
Kriegssachschadens erfüllt sind, liegt aber allein der 
Feststellungsbehörde ob. Gelingt es der Feststellungs­
behörde trotz aller Bemühungen nicht, den Sachverhalt 
derartig restlos aufzuhellen, daß sie die Überzeugung 
erlangt, die Tatsachen, an die das Gesetz die Entschädi­

gungspflicht des Reiches knüpft, seien erwiesen, so geht 
die Ungeklärtheit des Sachverhalts — m. a. W. die Be­
weislosigkeit — zu Lasten dessen, der die Entschädigung 
beansprucht.

Die vorgenannte Entscheidung hebt wc: ierhin hervor, 
daß die an die Beweisführung zu stellenden Anforderun­
gen nicht überspannt werden dürften, weil die durch den 
Krieg und die Kriegseinwirkung bedingten besonderen 
Verhältnisse und die daraus entstehenden Schäden viel­
fach einen eindeutigen Nachweis der Entstehungsursache 
und der Höhe der Schäden überhaupt nicht zuließen. 
Die Feststellungsbehörde würde sich daher unter Um­
ständen mit der Feststellung einer solchen Wahrschein­
lichkeit begnügen müssen, die nach Lage des einzelnen 
Falles und nach den Erfahrungen des Lebens mit ziem­
licher Sicherheit für das Vorhandensein der gesetzlichen 
Voraussetzungen spräche.

Dies ist aber, wie zur Vermeidung von Mißverständ­
nissen hervorzuheben ist, keineswegs in dem Sinne zu 
verstehen, daß es1 etwa genügt, wenn durch die Beweis­
aufnahme die M ö g l i c h k e i t  dargetan ist, daß ein ein­
getretener Schaden auf ein Kriegsereignis zurückzuführen 
sei. Es braucht vielmehr, um die Überzeugung der über 
den Entschädigungsanspruch urteilenden Behörde von 
dem Vorhandensein eines nach der KSSchVO. auszu­
gleichenden Kriegssachschadens zu begründen, zwar nicht 
die G e w i ß h e i t  fü r das Vorhandensein eines ursäch­
lichen Zusammenhanges zwischen Schaden und Kriegs­
ereignis gegeben zu sein, es muß aber mindestens ein 
h o h e r  G r a d  von Wahrscheinlichkeit vorliegen. Ein 
hoher Grad von Wahrscheinlichkeit kann jedoch dann 
nicht anerkannt werden, wenn der Möglichkeit, daß der 
Schaden durch eine Kampfhandlung verursacht sei, an­
dere Möglichkeiten gegenüberstehen, die den Schaden 
aus anderen Ursachen erklären.

Nun könnte es sich fragen, ob bei Gebäudebränden, 
die sich während der Zeit ereignen, in der eine Ortschaft 
von feindlichen Fliegern überflogen wird, nicht allgemein 
nach der Lebenserfahrung eine tatsächliche Vermutung 
dafür aufgestellt werden müßte, daß der Brand durch 
Feindeinwirkung verursacht worden sei. Der Senat lehnt 
dies jedoch ab. Auch unter rein friedensmäßigen Ver­
hältnissen finden zahlreiche Brände statt, die trotz sorg­
fältigster Untersuchung sich nicht aufklären lassen. Dies 
liegt daran, daß etwaige Spuren und Anzeichen, die auf 
die Brandursache hindeuten könnten, durch den Brand 
selber vernichtet werden. Derartige rein friedensmäßige 
Brände können ebensogut ausbrechen, wenn eine Ort­
schaft, was heute in vielen Gegenden keine Seltenheit 
mehr darstellt, von feindlichen Fliegern berührt wird. 
Die Aufstellung einer allgemeinen tatsächlichen Ver­
mutung der gedachten Art ist daher nicht gerechtfertigt.

"Im vorliegenden Falle ist durch die Beweisaufnahme 
die tatsächliche Brandursache nicht aufgeklärt worden. 
(Das wird näher ausgeführt.)

Auf Grund der brandtechnischen Gutachten i. Verb. m. 
den Zeugenaussagen hat der Senat nicht die Überzeu­
gung gewinnen können, daß der Brand' mit erheblicher 
Wahrscheinlichkeit auf Feindeinwirkung — Abwurf von 
Zündmitteln aus feindlichen Flugzeugen — zurückzu­
führen sei. Die Möglichkeit, daß er auf andere Weise 
entstanden sei, liegt jedenfalls gleich nahe-----

Nach alledem ist die wirkliche Brandursache im vor­
liegenden Falle ungeklärt geblieben. Daß der Brand, wie 
der Antragsteller augibt,. durch feindliche Flieger ver­
ursacht sei, liegt, wie ausgeführt wurde, nicht außer dem 
Bereich der Möglichkeit, hat jedoch eine erhebliche Wahr­
scheinlichkeit nicht für sich. Der Senat ist daher der Be­
urteilung, welche die Vorinstanz dem Sachverhalt hat 
angedeihen lassen, auch auf Grund der erneuten Beweis­
erhebungen beigetreten.

(RVG [RKA.], I. Spruch-Sen., Beschl. v. 3. Juni 1942, 
RKA/1 35/42.) [We.[
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| \  A  l / T A  n  iur*' rer* poUSOW'Ä U U M U lV  Diplom-Volkswirt. 
Auskunft, Rat, mundl. oder Fernvor­
bereitung. Dr. jur. S tegm üller, 
Innsbruck, Bürgerstraße 21, part. 
Prospekte. Beste Referenzen von Per­
sönlichkeiten aus dem Berufsleben.

Opfert für das KHW!

j au^: »Fein! D re i Pückdjen fü r  mich, 
üäs größte n a tiir lid j oon der M u tte r*

Peter: „ Ih r  könnt ladjen, an m id) 
hat dieses M a l niemand gedacht * 
Paul: - O doef), — meine M utte r/“

„Zw e i kleine Sdjadjteln W YBER T, ob­
w ohl sie schwer aufzutreiben sind. D ie  
eine fü r  D id j, w e il Du öfters Husten 
hast. Aber geh sparsam damit um !u

Sd)on wenig W Y B E R T  wirken oiel.



Im  Dienste der Gesundheit

werden heute die Ärzte und ihre Helfer 
aufs höchste beansprucht. Die Bewälti­
gung ihrer verantwortungsvollen Auf­
gaben wird ihnen wesentlich erleichtert 
durch hochwertige Arzneimittel, wie sie 
die pharmazeutische Industrie für alle 
Krankheitsfälle bereitstellt. In vorder­

ster Front im Kampf um die Gesund­
heit stehen seit über 100 Jahren die 
klinisch erprobten, praktisch bewähr­
ten, als zuverlässig bekannten Präpa­

rate der Chemischen Fabrik

Die Wirkungsgrenzen der 
Abstammungsurteile
Von D r. habil. HERBERT SCHÖNFELD, Land­
gerichtsdirektor in Graudenz. Oktav. S3 Seiten. 1943. 
Kartoniert RM 3.80

D ie  S c h r if t is t geeignet, W issenschaft u n d  P ra x is  in  e ine r be­
deutsamen Rechtsfrage , d ie heute besonders im  B re n n p u n k t des 
Interesses steht u n d  m it  der s ich auch d ie  augenblick liche  Rechts­
re fo rm  des F a m ilie n re ch ts  eingehend beschäftigt, nachd rück lich  
zu befruchten.

Verlag W alter de G ruyter & Co.,
Berlin W 35

C A R B O P IA N
Mohkpapier
Mit heller Rückseitel 

Kein verkehrtes Einlegen! 
Viele klare Durchschlägel 

Sauber und handlich!

Staat und Sozialversicherung in 
Großbritannien und Deutschland

Von Dr. jur. M. E. Kr ohn
„Schriften zum A rbeitsrecht", Reihe B, Band 3

Herausgeber: Prof. Dr. W. Siebert
160 Seiten Kart. RM. 4.80

tlie  Verfasserin hat sich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, die 
deutsche Sozialversicherungsgese'zgebung in ihren verschiedenen Ge­
staltungen zu schildern und gleichzeitig eine vergleichende Darstellung 
der britischen Einrichtungen auf diesem Gebiete zu geben. — I en 
Hauptteil des Werkes nimmt selbstverständlich das dculsehe Sozialver­
sicherungsrecht ein, das in seinem Aufbau und seinen Leistungen ein­
gehend dargestellt w ird.“  „D eutsche Reohtsze ltschri/i“  N r .  9110 1919

Zu b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i r e k t  vom  V e r la g

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H.- Berlin/Leipzig/Wien
'Pjj Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m .b .H ., Wien I, Riemergasse 1



Z u r  B e a c h t u n g !
Zuschriften auf Zifferanzeigen stets m it der Ziffernummer, auch auf dem 
Umschlag, kennzeichnen. Niemals Origmalzeugnisse beifügen. Auf Licht­
bildern Name und Adresse vermerken. Anzeigenpreise: die viergespaltene 
46 mm breite mm-Zeile 45 Rpf ; für Verleger- und Fremdenverkehrs- 
Anzeigen 36 Rpf.; für Stellen- und Oelegenheits-Anzeigen 23 Rpf.; für

Familien-Anzeigen und Nachrufe 15 Rpf. — Ziffergebühr für Stellenan­
gebote RM 1.50, fü r Stell ngesuche und Gelegenheits Anzeigen RM 0.50. — 
Anzeigenschluß: jeweils am Donnerstag der Voiwoche. — Begleichung der 
Anzeigenrechnungen nur unter Einzahlung auf Postscheckkonto Berlin 
Nr. 45176 Deutscher Rechtsverlag 0 . m. b. H.. Berlin W 35.

Offene Stellen

Kriegsvertreter fü r lebhafte Praxis 
gesucht. RA. u. Notar Rudolf H a b e r-  
m a n n , E b e rs w a ld e , Alsenplatz 1, 
Fernruf 3017.

Kriegsvertreter fü r s o fo r t  oder 
spätestens 1.5. 1943 gesucht. Gut be­
währter Bürovorsteher und Wohnung 
(2 möbl. Zimmer) vorhanden. Rechts­
anwälte S o lle  u. Dr. Z s c h ie g n e r ,  
G e ra/Thüringen, Dr.-Eckener-Str. 5.

Kriegsvertreter fü r große Anwalts- 
Praxis mit Beteiligung gesucht. Mö­
bliertes Zimmer vorhanden. Rechtsanw. 
P a s c h o tta ,  Bromberg/W pr., Adolf- 
Hitler-Str. 12, Telefon 2050._________

Kri eg svertreter f ur mittiereRechts- 
anwalts- und Notariatspraxis alsba'd 
g e s u c h t .  Bewahrter Bürovorsteher 
vorhanden. Angebote unter A . 3223 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Kriegsvertreter für große Anwalts­
praxis m it Beteiligung gesucht. An­
gebote unter A . 3266 an die Anzeigen- 
Abteilg. Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W 35, LUtzowufer 18._______________

Kriegsvertreter (evtl. Kriegsver­
sehrter) für Dauervertretung gesucht. 
-  Eingearbeiteter BUrovo: Steher vor­
handen. Angebote m it Angabe der 
Gehaltsansprüche unter A . 3265 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUIzowufer 18.

Kriegsvertreter für mittlere An­
walts- undNotariatspraxis In schön ge­
legenem Luftkurort Mitteldeutschlands 
für sofort oder später gesucht. Ange­
bote unter A . 3273 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
iiit /o w u le r 18.____________________

V e r t r e t e r ^ n )  ftir die Kriegsdauer 
gesucht. Bürovorsteher vorhanden 
Dr. K lu te ,  Rechtsanwalt und Notar 
•n Is e r lo h n  i. Westf.

^ertreter(in) fü r einberufenen So­
zius oder H ilfsarbeiter(in) für sofort 
oder später gesucht. Rechtsanwälte 
Dr. A l  b r e c h t  und R o lf  L a n g e ,  
Danzig, Langer Markt 19._________

E i l t ! Für drei Wochen im Februar oder 
März wegen beruflicher Abwesenheit 
ini Ausland V ertreter gesucht. Unter­
kunft w ird gestellt. Rechtsanw. K ö s t, 
Dresden-A. 24, Reichsstr.38, Tel 41 323.

Vertreter od. Vertreterin fü r Land­
end Amtsgerichtspraxis in Landau/Pf. 
gesucht. 2-Zimnierwohnung mit Bad 
und Küche stehen zur Verfügung. — 
Spätere Sozietät ist in Aussicht ge­
nommen. Erbitte direkte Angebote mit 
¡Jehaltsansprüchen an Rechtsanwalt 
, r ;JS te ig e i m ann in L a n d a u /P f., 

^ndendorff straße 10.
^unternehm en der chemischen In­
dustrie sucht für die Rechtsabteilung 
meines größten Werkes in Süddeutsch- 
and V olljuristen . Bewerbungen mit 

p jjonslauf, Lichtbild und Angabe des 
/adikats der bestandenen» Examen 
md unter A . 3274 an Anzeigen-Abtei- 

vfilfL Dcutscher Rechtsverlag, Berlin 
LUtzowufer 18.

^Bü.°vo rs*e*le r( 'n). für größeres 
r° gesucht. Rechtsanwalt u. Notar 

b¡t l c ke , Liegnitz, Niederschlesien, 
-J jhg  38, Fernruf: 1418.

®Kretärin oder Bürovorsteherin,
’ vriaiShch u. an selbständiges Arbeiten 
gewöhnt, in angenehme Dauerstellung 
g e s u c h t .  A ntritt möglichst bald, 

oerwiegend Stralpraxis. Rechtsan- 
S te c h , Berlin-Cliarlottenburg 4, 

^¿ybelstraße 6.
Kraft [B iirovorsteher(in), 

S e kre tä rin ] in Vertrauensstellung (Ur 
ijechtsaiiwall- u. Notarhliro gesucht. 
Abschriften mit Gehaltsangaben unter 

3216 an die Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
LUtzowufer 18.

Dr. Oskar IV!öbring, Rechtsanw.
und Notar, sucht Sekretärinnen zum
s o fo r t ig e n  E intritt. Durchgehende 
Arbeitszeit. C h a r Io t te n b u rg ,  Kant­
straße 4, licke Joachimstaler Straße.

Stenotypistin evtl. Anfängerin für 
sofort oder später gesucht. RA. Dr. 
R oem er, Hohensalza, Friedrichstr.29.

Stenotypistin ZU sofort od. später 
gesucht. Reell tsanwäl te S ch ra d  er u. 
W ie s n e r ,  Berlin N 65, Müllerstr. 145

Dr. Oskar Möhring, Rechtsanw.
und Notar, sucht A nfänger(in) für
BUrotäligkeit. C h a r lo t te n b u r g  2, 
Kantstr 4, unmittelbar am Bahnhof Zoo.

Stenotypistin für mein Anwalts- 
und Notarialsbüro zu baldigem E intritt 
gesucht. Kenntnisse und Erfahrung 
als B ü r o g e h i l f in  erwünscht, aber 
nicht Bedingung. B. H, M a h ls ta e d t ,  
Rechtsanwalt und Notar, B re m e n , 
Lan ’enstraße 9.

Tüchtige  Fachkraft - Bürogehilfin - 
für Rechtsanwaltschaft und Notariat 
gesucht. Rechtsanwalt und Notar 
R u d o lf  H a b e rm a n n  in Eberswalde, 
Alsenplatz 1.

Stenotypistin, möglichst im An­
waltsfach erfahren, evtl, auch Anfän­
gerin zu sofort oder später gesucht. 
Dienstzeit nach Vereinbarung Rechts­
anwalt W e ltz ie n , Berlin-Zehiendorf, 
Teltower Damm 31.

jjj Gesuchte Stellen lii

Amtsgerichtsrat a. D., seit Kriegsbeginn 
Anwalts- und Notarvertreter, über­
nimmt weitere Kriegsvertretungen
in Schlesien und im Kammergerichts­
bezirk. Angebote unter A . 3272 an die 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUtzowufer 18.

Volljurist, Dr., 32 Jahre, bisher als 
Hilfsrichter, Anwalls- und Notarver­
treter tätig, stilistisch und rednerisch 
gewandt, sucht vielseitige Tätigkeit 
in Industrie oder W irtschaft in selb­
ständiger Stellung. Angebote unter 
A . 3275 an die Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Benin W  35, 
LUtzowufer 18.

Wirtschaflsjurist, Dr. jur z. z t.
in ungekündigter Stellung außerhalb 
des Reichsgebiets, s u c h t  passenden 
Wirkungskreis innerhalb Großdeutsch­
lands, Süd-, Südwest-, M itteldeutsch­
land oderOstmark bevorzugt. Angebote 
unter Z iffer Asd. 1036, A la , Dresden.

RA. u. Notar ü b e rn im m t nach Ent­
lassung aus der Wehrmacht Kriegs­
vertretung, da eig. Pr. ruht. Bevor- 
vorzugt: A.O. Pr. in Süd oderM it'e l- 
deutscliland. Zuschriften unter A . 3267 
an die Anzeigen-Abteilung, Deutscher 
RechtsverL, Berlin W 35, LUtzowufer 18.

Wirtschaftsjurist sucht selb­
ständige Stellung in einem Unterneh­
men, möglichst Süddeutschland oder 
Westmark, evtl, auch Sozietät. Bin 
Rechtsanwalt, Wirtschaftsberater ver­
schiedener bedeutender Unternehmen, 
habe große Berliner Praxis, bin 50er, 
mit starker Arbeitskra't, möchte mich 
aber einem Werke ganz und lieber 
außerhalb Berlins widmen Angebote 
unter A . 3254 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
LUtzowufer 18.

W irlschafts(Voll)jurist, 4 5  J,
Dr. jur., gründliche Er?, u. Kenntn. auf 
allen Rechtsgebieten, als Syndikus u.a 
in Großstadtverwaltg., zentr.Industrie- 
verw. u. gr. Einzeluutern. (Baufach) 
tä lig  gew., sucht nach Abwickl. be­
grenzt. Arbeitsauftrages neue Tätig­
keit; 1. Ref. u. Zeugn. vorh., Osteinsatz 
e wünscht. Angeb erb. unt. A . 3256an 
An igen-Abteilung Deutscher keciits- 
verl g, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Volljurist mit langiähr. Erfahrung, 
Sprachkenntn, z Z. in Großbetr., suc ,.t 
z. 1. 4., evtl, früher Stellung. Angebote 
unter A . K . 1897 an die A la , K ie l.

Volljuristin, vielsprachig, hervor­
ragende Kraft, mit besten Zeugn. u Ref., 
repräs. Ersch.,vielseit. Erfahr, u. Kenntn. 
auf allen Rechtsgeb. u. a. als Syndikus 
in Kartellverw. u. Geschführerin i. Ein­
zelbetrieb, sucht neues Arbeitsfeld, 
auch im Osteinsatz. Angebote unter 
A . 3257 an Anz.-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher, 50 Jahre, firm in 
Anw. u. Notariat, mit vielseitigen jur. 
Kenntn., gew. in Verkehr mit Behörden, 
selbst. Ai beiter, ungek.,suc^t anderw. 
Stellung in gr. Kanzlei, Verb., Ver- 
waltg. pp. Angebote erbeten unter 
A . 3247 an die Anzeigen-Abteilng 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher fü r beide Fächer, 
hoch befähigt, versehen mit besten 
Kenntnissen des materiellen und for­
mellen Rechts und erstklassigen Zeug­
nissen und Referenzen sucht für bald 
neuen Wirkungskreis. Angebote unter 
A . 3270 an die Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher, absolut firm  und 
selbsiä.idig in beiden Fächern, sucht 
Stellung, wo überdurchschnittliche 
Leistungen verlangt werden. Angebote 
mit Gehaltsangabe unter A . 3269 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Früherer Anwalts- und Notariats-Büro­
vorsteher, Ende 50, zugel. RechUbei- 
stand, Mitgl. des NSRB., z. Z. im Ost­
einsatz, sucht Stellung entsprech. 
seiner Vorbildung. Angebote unter 
A . 3268 an die Anzeigen-Abteilung, 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher, selbst. Arbeiter, 
erstkl. lückenlose Zeugnisse, sucht 
anderweit Stellung. Angebo'e unter 
A . 3277 an die Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W  35, 
Lützowufer 18.

I: Bekanntmachungen jj:
verschiedener Art :::• • • ••

Bürogemeinschaft zu sehr gün- 
stigen Bedingungen in Berlin-Doro- 
theenstadt bietet sich Anwaltskollegen. 
Erwünscht Kriegsvertretung, auch im 
Notariat. Angebote unter A . 3098 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Rechtsanwalt und Notar in
einer württembergischen Kreisstadt 
bietet wegen Übertritts in die W irt­
schaft seine gutgehende Praxis sofort 
(möglichst schon auf 1. März) zur 
Übernahme an Für älteren Berufsge­
nossen ist Möglichkeit vorhanden, auch 
das Notariat zu erhalten. Rascheste 
Angebote unter A . 3271 an die Anz.- 
Abtedung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W  35, Lützowufer 18.

Suche dringend mindestens 2 le e re  
B ü ro  rä um e , Rechtsanwalt Dr. W. 
L i f f e r s ,  Berlin-Halensee, Küslriner 
Straße 20, Fernruf: 977283.

Sache dringend 3—4 Büroräume mit 
Fernsprecher, möbliert oder leer, Ber­
liner Westen. Rechtsanwalt H e in z  
K u tz  k i , Berlin-Wilmersdorf, Gieseler- 
straße 14, Tel. 86 6212.

Reichsgerichtsentscheidungen in
S tra fs a c h e n  (R. G. St.) von Band57 
ab zu k a u fe n  gesucht. Rechtsanw. 
Dr. L e m o r, B re s la u , Schweidnitzer 
Straße 27.________________ _________

Für B ibliotheken u. ä . V e r k a u f e :
Handbuch der Politik, heransgegeben 
v Laband, 1914, 3 fast ungebrauchte 
Halblederbände; Conrad, Grundriß der 
politischen Ökonomie, Band 1, Leinen, 
1910; Hatschek, Lehrbuch des Deut­
schen und Preußischen Verwal'ungs- 
rechts 1924, geb.; Hatschek, Völker­
recht 1923, geb.; Eheberg, Finanzwirt- 
scliaft,Leipzig 1908,Halbleder; Hughes, 
Lebensbedingungen der Demokratie, 
Berlin 1922, Leinen; Giese, Grundriß 
des Reichsstaatsrechts, Bonn 1922, geh.; 
Conradi, dashessische lagdrecht, Mainz 
1926, m it 1 Nachtrag, Leinen; Brassert, 
Allgem. Berggesetz, Bonn 1914, Halb­
leder; Jaeckel, Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung, Berlin 191)4, 
Halbleder; Friedrichs, Prozeßpraxis, 
Berlin 1913 u. 1914, 2 Bände, Leinen; 
Brunner, Grundzüge der dtsch. Rechts­
geschichte, 1921, geb.; Romen, M ilitär- 
sfrafgerichtsordnung, Guttentag, 1910, 
Leinen; Woettke, Krankenversicbe- 
rungsgesetz, 1905, Leinen; SydoW- 
Busch, Konkursordnung, 1911, Leinen; 
Meyer, Prozeßpraxis, Vahlen, 1910, 
Leinen. Anfragen unter A.  3263 an die 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Sam m lung der Reichsgerichtsent­
scheidungen, Band 1 bis 150 zu ver­
kaufen. Angebote erbeten an K a r l  
S te in m e tz ,  M  e i n i n g e n / Thür., 
W c id ig  17._____________ __________

Zu verkaufen: E n ts c h e id u n g e n  d. 
R e ic h s g e r. in  Z iv i ls a c h e n ,  Bän­
de 1-30, 51-92 in Halb eder, tadellos 
erhalten. J a h rb u c h  d. D t. R ech ts  
(V a h le n ) ,  Bde. 1,1 / 1,2-3 bis 2,1 / 
2,2 / 3,1 / 3,2 / 4-7 / 12-16 u. Reg. 1-7, 
zus. 16 Halblederbde., Bde. 8-11 un- 
geb., alles tadellos. F. v. H o ltz e n -  
d o r f f ,  E n z y k lo p .  R e c h t s le x i­
ko n  (1 Bd. Enzyklop , 4 Bde. Rechts­
lexikon), Duncker &  Humblot, 5 Halb­
lederbände, tadellos. H. R e h b e in , 
E n ts c h e id ,  d. P reu ß . O b e r - T r i ­
b u n a ls  1837-1895, 4 Bde , 1 Reg.-Bd. 
1895, tadellos erhalten. Angebote er­
beten an B uch  ha n dl. P l a e s c h k e ,  
Seestadt Wismar. ___

Juristische W ochenschrift, Jahrgänge 
1934/1939 und 1940, Heft 1-26, sowie 
Reichsgesetzblatt I, Jahrgänge 1934 
bis 1940, alles ungebunden, verkauft 
Stabsintendant M ühle, Berlin-Steglitz, 
Dijonstraße 18. ______________

Wegen Sterbefall A nw alts- und No­
tariatspraxis im BerlinerWesten ab­
zugeben. Sprechzimmer und drei 
Büroiäume eingerichtet, großes Ver­
handlungszimmer leer zu vermieten. 
Angebote unter A . 3278 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rehtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowuferc 18.

iü ic  kaufen zuciick: 
Deutsches Recht, Ausgabe A

1942: Hefte 1/2, 3, 4, 5, 6/7, 8, 9, 14/15, 23 und 41/42 
1941: Hefte 4, 5, 7, 9, 44, 45/46 und 49 
1840: Hefte 3, 6, 7 und 8 
1939: Heft 42

Preis je M. —.75 zuzügl. Portokosten
Z u s e n d u n g  e r b e t e n  an:

D eutscher Rechtsverlag G . m. b. H.
Zweigniederlassung Leipzig C 1, Inselstraße 10
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Ebenso w ie sich das farb- 
verdichieie Pelikan-Schreibband länger benutzen 
läßt, wenn man es alle acht Tage wendet, hält auch das

iß e t ik a n  -  k o h l e n p a p i e r
noch länger, wenn man es nach einiger Zeit so um dreht, 
daß die b ish erig e  Oberkante nach unten kommt. 
Die Typen treffen dann andere S tellen  als vorher.

% G Ü N T H E R  W A G N E R ,  H A N N O V E R r
Wie wtdytfr
i i *  d i e  H e t e t o w e t s id M c u t o t y  

u t n  f a d e n  J lz c U t s w a U c z c !

MILLIONEN RM 
ANTRAGSSUMME
allein seit Kriegsausbruch

sind das Ergebnis unseres bewährten 
Werbesystems, das Hundertevonehren- 
amtlichen Vertrauensmännern in allen 
Berufsgruppen des NSRB wirkungsvoll 
unterstützen.

An d i esem Er gebni s  ist die von uns geschaffene 
Einheits-Versicherung für Kriegsteilnehmer mit verein­
fachter Aufnahme in hervorragendem Maße beteiligt.

Wenden Sie sich in allen Fragender Lebensversicherung an das Unter­
nehmen des Berufs Standes. — Bei Anfragen Geburtsdatum angeben!

Deuisclve
Auw att- und 1/Loiac- 
V e e s ic J U e z u n ty

Lebensversicherungsverein a. G. — Halle, Kaiserstr. 6a. 
Die Vertrauensgesellschaft des NSRB.

D e u t s c h e c  J i e c h t s i a a h c e c !

Mit 2 0  0 0 0 . -  RM. im Todesfall, 4 0  0 0 0 . -  RM. 

im invaliditätsfall, 2 0 . -  RM. Tagegeld vom l.Tage ab
sind Sie bei einer Überweisung des Vierte]Jahresbeitrages von 40.25 RM. 
ab sofort rechtsverbindlich bei dem Deutschen Lloyd, Berlin, bedingungs- 
gemüß un'allversichert, und das Versicherungsdokument geht Ihnen zu. 
Das g ilt fü r alle Rechtswahrer bis zum 67. Lebensjahre, die auf Grund des 
nachstehenden Antrages aufnahmefähig sind. Über 10000 Versicherungs­
nehmer sind durch unsere Firma versichert, und weit Uber 500000.- KM. 
konnten auf Grund der Unfallverträge Uber uns ausbezahlt werden.

Versicherungsvermittlung
Dr. iur. Schumann, Berlin-Schöneberg

Eisenacher Straße 81 — Postscheckkonto Berlin 169316 — Fernruf 7189 09.

_________K e in e r  so llte  s ich  a u s s c h lie ß e n '------------ —

Ich wünsche Aufnahme in die Unfallversicherung auf fünf -  zehn Jahre.

1. Vor- und Zuname: — ---------- -------
Anschrift: — - ——----------- - ---------- --
Geboren am ----------------------- in - —

2. Soll in die Versicherung eingeschlossen sein:
Lenken oder regelmäßige Benutzung von Kraftfahrzeugen?
(Besonderer Zuschlag)

3. Sind Sie vollständig gesund?--------------------------------------------------------—— -
Wenn nicht, woran leiden Sie? .....— ...............
Sind Sie weit- oder kurzsichtig?.
Körpergewicht?------------Pfund. Größe 7 ^ -----------cm.
Haben Sie schon Unfälle erlitten?

4. Höhe der Versicherungssummen?
5. Bestand oder besteht für Sie bereits eine Unfallversicherung? —

Bei Welcher G ese llschaft? ------------------------------------  — •— '
Falls erloschen, aus welchem Grund?.

(Ablauf, Kündigung der Gesellschaft usw.)
6 M ir ist bekannt, daß nach Vollendung des 60. Jahres an Stehe der Kapi" 

talzahlung bei Berufsunfähigkeit eine lebenslängliche Rente tritt.

Unterschrift (deutlich): —
Anschrift:---------:------ — ...- —--------------------------------- ----------------------- -


